Die Vorsitzende des

Haupt- und
Stadt Finanzausschusses
Neu-Anspach
Stadtverwaltung BahnhofstraRe 26 61267 Neu-Anspach 3. Februar 2022
«Anrede»
«Vorname» «Nachname»
«Strasse»

«Postleitzahl» «Ort»

Sehr geehrte «Anrede» «Nachnamey,
zu der

am Donnerstag, dem 10.02.2022
um 20:00 Uhr

im GroRRen Saal des Birgerhauses (Gustav-Heinemann-Strale 3, Neu-Anspach), stattfindenden 8.
Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses in der Xlll. Legislaturperiode werden Sie hiermit herzlich
eingeladen.

Tagesordnung:

1. Genehmigung des Beschluss-Protokolls Nr. XIll/7/2021 {iber die Sitzung des Haupt-
und Finanzausschusses am 09.12.2021
2. Bericht aus dem Wirtschaftsbeirat und der Wirtschaftsforderung
3. Beratungspunkte
3.1 Neuformulierung Beschluss Férderprogramm "Zukunft Innenstadt”
Vorlage: 14/2022
3.2 Sonderbericht Finanzhaushalt zum 31.12.2021
Vorlage: 5/2022
3.3 Beteiligungsbericht fiir das Geschaftsjahr 2020
Vorlage: 4/2022
3.4 Erlass einer neuen Wasserversorgungssatzung (WVS)
Vorlage: 368/2021
3.5 Erlass einer neuen Entwasserungssatzung (EWS)
Vorlage: 367/2021
3.6 Erlass einer 4. Anderungssatzung zur ErschlieRungsbeitragssatzung (EBS) vom 24.09.2002

in der Fassung der 3. Anderungssatzung vom 17.11.2015
Vorlage: 373/2021

3.7 651722 Gewerbegebiet ,In der Us*
Vergabe von ErschlieBungsarbeiten Stral3e, Kanal, Wasser und Regenwasser
Vorlage: 19/2022

3.8 65-17-24 Sanierung Teilbereich Gartenstralle Rod am Berg
Freigabe der Ausfihrungsplanung
Vorlage: 25/2022



3.9 Kommunale Zusammenarbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis
Vorlage: 8/2022

3.10 Antrag der SG Anspach 1862
Nichterhebung des Betriebskostenzuschusses 2021 fiir Vereine
Vorlage: 1/2022

3.1 Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Grinflachen im vereinfachten Umlegungsverfahren
- Entscheidung uber Fortfiihrung des Verfahrens
Vorlage: 11/2022

3.12 Neufassung der Entgeltordnung zur Badeordnung fir das Waldschwimmbad der Stadt Neu-
Anspach
Vorlage: 9/2022

4. Mitteilungen des Magistrats

5. Anfragen und Anregungen

6. Geschaftsordnungsfragen im Zusammenhang mit der nachsten Parlamentssitzung

7. Beitritt zu den Rahmenkooperationsvereinbarungen zwischen der Gigabitregion
FrankfurtRheinMain GmbH und Deutsche GigaNetz GmbH, Deutsche Glasfaser
Wholesale GmbH, und Telekom Deutschland GmbH
Vorlage: 10/2022

gez.

Ulrike Bolz

Ausschussvorsitzende



Protokoll

Nr. XI11/8/2022

der o6ffentlichen Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses

vom Donnerstag, dem 10.02.2022

Sitzungsbeginn:  20:05 Uhr
Sitzungsende: 21:44 Uhr

l. Vorsitzende

Bolz, Ulrike

Il. Die weiteren Ausschussmitglieder

Gemander, Reinhard

Dr. Henritzi, Patrick

Holm, Christian vertritt Kirberg, Till
Lurz, Gunther

Scheer, Cornelia

Schmidt, Fabian

Siats, Glinter

Strutz, Birger

lll. Von der Stadtverordnetenversammlung

Bellino, Holger
Fleischer, Hans-Peter
Kraft, Uwe

Moses, Andreas
Schirner, Regina
Topperwien, Bernd
Ziegele, Stefan

IV. Vom Magistrat
Pauli, Thomas

Dr. Goébel, Jirgen
Lauer, Jan

Planz, Sascha
Strempel, Jirgen

V. Von den Beirdten
Kulp, Volker Seniorenbeirat

VL. Von der Verwaltung
VII. Als Gaste

Presse
VIII.Schriftflihrer

Neuenfeldt, Christian



Die Vorsitzende eroffnet die Sitzung. Sie stellt die OrdnungsmaRigkeit der Ladung sowie die
Beschlussfahigkeit fest. Gegen die Tagesordnung erheben sich keine Einwande. Sie wird wie folgt erledigt:

1. Genehmigung des Beschluss-Protokolls Nr. XIIl/7/2021 Giber die Sitzung des Haupt- und
Finanzausschusses am 09.12.2021

Frau Schirner bittet darum zu prifen, ob es mdglich ist, dass die Protokolle in beiden Sitzungen abgelegt sind.
Herr Pauli kiindigt an, dies prifen zu lassen.
Da das Protokoll veréffentlich ist, wird Uber die Genehmigung trotzdem abgestimmt.

Erlduterung Schriftfiihrer: Das Protokoll fir den 04.12.21 und 09.12.21 wurde in ersterem gesamt
veroffentlicht. Technisch gesehen stand hier das Protokoll des 09.12.21 zur Abstimmung, das es ebenso
technisch gesehen aber nicht gibt, weil es im Protokoll des 04.12.21 mitenthalten ist. Hier hétte eine
Verknlipfung zum Protokoll vom 04.12.21 hergestellt werden miissen. Dies gilt es zu entschuldigen.

Beschluss

Das Protokoll wird genehmigt.

Beratungsergebnis: 8 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 1 Stimmenthaltung(en)

2. Bericht aus dem Wirtschaftsbeirat und der Wirtschaftsforderung
Herr Lorenz als Wirtschaftsférderer ist nicht anwesend.

Herr Schmidt als Vorsitzender des Wirtschaftsbeirates berichtet von seiner Wahl zum neuen Vorsitzenden.
Der Wirtschaftsbeirat hat sich mit den Themen Corona und seinen Folgen beschéftigt. Der Gewerbeverein hat
einen Bericht abgegeben, durch Corona und seinen Rahmenbedingungen haben jedoch weniger Termine
stattgefunden.

Ebenso hat man sich mit den aktuellen Forderprogrammen in der Stadt beschaftigt:

- Zukunft Innenstadt

- Schwimmbad

- Foérderung Alpensportverein

Zukunftig sollen die Sitzungen des Wirtschaftsbeirates einen thematischen Schwerpunkt haben.
3. Beratungspunkte

3.1 Neuformulierung Beschluss Forderprogramm "Zukunft Innenstadt”
Vorlage: 14/2022

Wie im Bauausschuss sagt Herr Pauli zu, dass jedes einzelne Projekt in der Stadtverordnetenversammiung
beraten und beschlossen wird.

Beschluss:

Es wird beschlossen am Fdérderprogramm ,Zukunft Innenstadt® teilzunehmen. Mit den Projekten und
MaRnahmen des Innenstadtbudgets wird angestrebt die Innenstadt der Stadt Neu-Anspach zu starken. Eine
Strategie dazu wurde im Rahmen der Interessensbekundung von der Verwaltung bereits ausgearbeitet.
MalRnahmen und Projekte die im Rahmen des Landesprogramms ,Zukunft Innenstadt® umgesetzt werden
dienen dazu, die Ziele der Strategie fiir die Neu-Anspacher Innenstadt zu erreichen. Uber Malnahmen und
Projekte wird im Einzelnen beraten.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)



3.2 Sonderbericht Finanzhaushalt zum 31.12.2021
Vorlage: 5/2022

Herr Neuenfeldt erlautert auf Nachfrage von Herrn Fleischer, dass die Kontobewegungen den Kontostand
verandern kénnen, dieser sich naturlich auch verschlechtern kann.
Die groften Ausgabepositionen im Januar waren:
Kreis- und Schulumlage: 990.372 €
Gehalter 313.338 €
Sach- und Dienstleistungen:  535.653 €
u.a. Versicherungen, Dezember-Rechnungen, Jahresvertrage

Frau Bolz mahnt, sich mit diesem Bericht bzgl. der Finanzen nicht in Sicherheit zu wiegen, es sei weiterhin
wichtig, vorsichtig mit den Finanzen der Stadt umzugehen. Dem schlieRen sich weitere Redner sowie der
Birgermeister an. Es herrscht Einigkeit, dass der Bericht nicht zu hoch aufzuhéangen ist. Es sei klar, dass es
eine schéne Momentaufnahme ist, die man damit auch an den Birger kommuniziert.

Welche Konsequenzen und Auswirkungen dies auf die Entwicklung in der Sache Sportplatz ARS (Verkauf
oder nicht) hat, ist bis zu den Gesprachen mit den Beteiligten, vor allem dem Kreis, abzuwarten. Herr Bellino
klindigt hierzu ein Gesprach zwischen Stadt und Kreis (Landrat) am 14.02.2022 an. Dieses soll auch zur
Abstimmung der Ubernahme der Sanierungskosten dienen.

Beschluss:

Der Sonderbericht Finanzhaushalt zum 31.12.2021 wird zur Kenntnis genommen.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

3.3 Beteiligungsbericht fiir das Geschaftsjahr 2020
Vorlage: 4/2022

Herr Topperwien fragt nach den Grinden der Entwicklung der Loéhne und Gehéalter bei den
Beteiligungsunternehmen. Vor allem bei der Gemeinnitzigen Wohnungsbau (+22%) und dem
Abwasserverband (+15%) sind hohe Spriinge zu verzeichnen.

Herr Pauli sichert eine Antwort Gber das Protokoll zu.

Die SPD-Fraktion bittet darum, in Gesprachen mit der Gemeinnitzigen Wohnungsbau darauf hinzuwirken,
dass Projekte in den Kommunen umgesetzt werden, die an der GmbH beteiligt sind und nicht woanders wie
z.B. Bad Homburg.

Frau Scheer bittet um Prifung der Kérperschaftssteuerpflicht bei der Ausschittung der Gewinne an die
Beteiligten. Sie kritisiert, dass mit den Gewinnen, die z.T. der Stadt Neu-Anspach zustehen, in Bad Homburg
sozialer Wohnungsbau finanziert wird.

Herr Moses erinnert an den Besuch von Herrn Valentin (Geschaftsfihrer der Gem. Wohnungsbau) im
Bauausschuss. Dieser habe dort ausfihrlich tber die Tatigkeiten und Plane der Gesellschaft berichtet.

Beschluss:

Der beigefligte Beteiligungsbericht der Stadt Neu-Anspach flr das Wirtschaftsjahr 2020 wird beschlossen.

Beratungsergebnis: 8 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)



34 Erlass einer neuen Wasserversorgungssatzung (WVS)
Vorlage: 368/2021

Frau Bolz erldutert kurz die Vorlage. Es handelt sich um eine Aktualisierung und Anpassung an das Muster
des HSGB.

Beschluss:

Es wird beschlossen,

aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142), zuletzt geandert durch Gesetz zur Anderung des
Hessischen Kommunalwahlgesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Corona-Pandemie vom
11.12.2020 (GVBI. S. 915), der §§ 30, 31, 36 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom
14.12.2010 (GVBI | S. 548), zuletzt gedndert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 04.09.2020 (GVBI S. 573),
der §§ 1 bis 5a, 6a, 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes Uber kommunale Abgaben (KAG) vom 24.03.2013
(GVBI | S. 134), zuletzt geandert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBI S. 247),

folgende neue
WASSERVERSORGUNGSSATZUNG (WVS)

zu erlassen:

I. Allgemeines
§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erfullung ihrer Pflicht zur Wasserversorgung e i n e 6ffentliche Einrichtung. Sie bestimmt
Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick
Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Wasserversorgungsanlagen

Versorgungsleitungen im o6ffentlichen Verkehrsraum bis zur Grenze des angeschlossenen oder
anzuschlieRenden Grundstickes, Verbindungsleitungen, Pumpwerke, (Hoch-)Behalter,
Druckerhdhungsanlagen, Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen und Ahnliches.

Zu den Wasserversorgungsanlagen gehoren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die Stadt zur Erfillung
ihrer Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

Anschlussleitungen
Leitungen ab Grundstiicksgrenze des angeschlossenen oder anzuschlieBenden Grundstiickes bis zur
Hauptabsperrvorrichtung hinter der Messeinrichtung (in Flierichtung gesehen).

Wasserverbrauchsanlagen
Die Wasserleitungen ab der Hauptabsperrvorrichtung einschlieBlich der auf dem Grundstiick vorhandenen
Wasserverbrauchseinrichtungen.

Anschlussnehmer (-inhaber)
Grundstlickseigentimer, Erbbauberechtigte, Nielbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstiicks
dinglich Berechtigte.



Wasserabnehmer

Alle zur Entnahme von Trink-/Betriebswasser auf dem Grundstick Berechtigten und Verpflichteten
(insbesondere auch Pachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die den Wasserversorgungsanlagen Trink-
/Betriebswasser enthehmen.
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Il. Anschluss und Benutzung
§ 3 Grundstiicksanschluss

Jedes Grundstlick - das grundsatzlich nur einen Anschluss erhalt - ist gesondert und unmittelbar an die
Anschlussleitung anzuschlieRen; Gleiches gilt, wenn die Stadt fir jedes dem Aufenthalt von Menschen
dienende Gebdude auf einem Grundstick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt hat.

Die Stadt kann in Ausnahmefallen zulassen oder verlangen, dass mehrere Grundstlicke Uber eine
gemeinsame Anschlussleitung an die Wasserversorgungsanlagen angeschlossen werden, wenn die
nicht im O&ffentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch
Grunddienstbarkeit und Baulasteintragung gesichert sind.

Wird ein Grundstlick nach seinem Anschluss in mehrere selbstédndige Grundstlicke geteilt, so gelten
die vorstehenden Regelungen fir jedes neue Grundstlick entsprechend.

Die Anschlussleitung wird ausschlief3lich von der Stadt hergestellt, erneuert, verandert, unterhalten oder
beseitigt. Der Wasserabnehmer darf nicht auf die Anschlussleitung einschlieRlich der Messeinrichtung
einwirken oder einwirken lassen.

§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentimer eines Grundstiicks, auf dem Trink- und/oder Betriebswasser bendtigt wird, hat die
Pflicht, dieses Grundstiick an die Wasserversorgungsanlage anzuschlielen, wenn es durch eine
betriebsfertige Versorgungsleitung erschlossen ist. Die Anordnung des Anschlusses kann durch
offentliche Bekanntmachung erfolgen.

Wasserabnehmer sind verpflichtet, ihren Trink-/Betriebswasserbedarf aus der
Wasserversorgungsanlage zu decken.

Die Stadt rdumt dem Anschlussnehmer im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren die Méglichkeit ein,
die Entnahme auf einen von ihm gewilnschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu
beschranken.

Der Anschlussnehmer hat der Stadt vor der Errichtung einer Eigengewinnungs- o-der
Brauchwasseranlage Mitteilung zu machen. Es muss technisch sichergestellt sein, dass aus seiner
Anlage kein Wasser in das Trinkwassernetz eintreten kann.

§ 5 Wasserverbrauchsanlagen

Wasserverbrauchsanlagen muissen nach den jeweils geltenden bau- und wasserrechtlichen
Vorschriften sowie nach den anerkannten Regeln der Technik geplant, hergestellt, unterhalten und
betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten dirfen allein durch zugelassene Unternehmer
ausgefuhrt werden.

Die Stadt oder deren Beauftragte schlieRen die Wasserverbrauchsanlagen an die Anschlussleitung an
und setzen sie in Betrieb.

Die Wasserverbrauchsanlagen sind so zu betreiben, dass Stérungen anderer Wasserabnehmer,
stérende Ruckwirkungen auf die Wasserversorgungsanlage oder Wasserverbrauchsanlagen Dritter
oder Auswirkungen auf die Glite des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Die Stadt ist berechtigt, die Wasserverbrauchsanlagen zu Uberprifen. Sie hat den Anschlussnehmer
auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen.
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Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten
lassen, so ist die Stadt berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr flr
Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet.

Weder das Uberpriifen, das Unterlassen der Uberpriifung der Wasserverbrauchsanlagen noch deren
Anschluss an die Wasserversorgungsanlage begrinden eine Haftung der Stadt, es sei denn, sie hat
beim Uberpriifen Mangel festgestellt, die eine Gefahr fir Leib oder Leben bedeuten.

§ 6 Art der Versorgung

Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der Technik
fur die jeweilige Bedarfsart (Trink- oder Betriebswasser) entsprechen. Die Stadt ist verpflichtet, das
Wasser unter dem Druck zu liefern, der fur eine einwandfreie Deckung des Ublichen Bedarfs in dem
betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck
des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behoérdlichen Bestimmungen sowie der anerkannten
Regeln der Technik zu &ndern, falls dies in besonderen Fallen aus wirtschaftlichen oder technischen
Grinden zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des Wasserabnehmers mdglichst zu
bertcksichtigen.

Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des Wassers, die Uber die
vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm, die erforderlichen Vorkehrungen zu
treffen.

§ 7 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechungen

Die Stadt ist verpflichtet, Wasser am Ende der Anschlussleitung jederzeit zur Verfligung zu stellen. Dies
gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der 6&ffentlichen Wasserversorgung
erforderlich oder nach dieser Satzung vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch héhere Gewalt oder sonstige Umstande,
deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten
erforderlich ist. Die Stadt hat jede Unterbrechung oder UnregelmaRigkeit unverzuglich zu beheben.

Die Stadt hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur fir kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung
der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfallt,
wenn die Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig mdglich ist und die Stadt dies nicht zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wiirde.

§ 8 Haftung bei Versorgungsstoérungen

Fir Schaden, die Wasserabnehmer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch
UnregelmaRigkeiten in der Belieferung erleiden, haftet die Stadt aus dem Benutzungsverhaltnis oder
unerlaubter Handlung im Falle

a) der Tétung oder Kérperverletzung, es sei denn, dass der Schaden von der Stadt oder einem ihrer
Bediensteten oder einem Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht
worden ist,

b) eines Sachschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlassigkeit der Stadt oder eines ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht
worden ist,
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c) eines Vermogensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlassigkeit der Stadt oder eines vertretungsberechtigten Organs verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem Handeln von
Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

Absatz 1 ist auch auf Anspriiche von Wasserabnehmern anzuwenden, welche diese gegen ein drittes
Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Stadt ist verpflichtet,
auf Verlangen (ber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen
zusammenhangenden Tatsachen Auskunft zu geben, soweit sie ihr bekannt sind oder von ihr in
zumutbarer Weise aufgeklart werden koénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des
Schadensersatzes erforderlich ist.

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15,00 €.

Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverziglich der Stadt oder dem ersatzpflichtigen
Unternehmen mitzuteilen.

§ 9 Verjahrung von Schadensersatzanspriichen

Schadensersatzanspriiche der in § 8 bezeichneten Art verjahren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an,
in welchem der Ersatzberechtigte von dem Schaden, von den Umstanden, aus denen sich seine
Anspruchsberechtigung ergibt, und von dem ersatzpflichtigen Unternehmen Kenntnis erlangt, ohne
Ricksicht auf diese Kenntnis in finf Jahren von dem schadigenden Ereignis an.

Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzberechtigten Verhandlungen Gber den zu
leistenden Schadensersatz, so ist die  Verjdhrung gehemmt, bis der eine oder andere Teil die
Fortsetzung der Verhandlungen verweigert.

§ 10 Messeinrichtungen

Die Stadt ermittelt die zur Verfliigung gestellte Wassermenge durch Messeinrichtungen und bestimmt
deren Art, Zahl und GréRe sowie den Anbringungsort. Als Messeinrichtungen werden Funk-
Wasserzahler installiert. Diese sind von den Wasserabnehmern zu nutzen. Die Messeinrichtungen sind
vom Anschlussnehmer vor Frost, Abwasser und Grundwasser zu schitzen.

Die Stadt kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf eigene Kosten wahlweise einen geeigneten
Schacht oder Schrank fur die Messeinrichtung anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Grundstiicks mit Anschlussleitungen erfolgt, die unverhaltnismagig lang sind
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden kdnnen oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, den in Satz 1 genannten Schacht oder Schrank in
ordnungsgemafllem Zustand und jederzeit zuganglich zu halten. Er kann die Verlegung dieser
Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fir ihn nicht mehr zumutbar
sind und nach der Verlegung das Ablesen nicht beeintrachtigt wird.

Der Anschlussnehmer kann von der Stadt die Nachprifung der Messeinrichtungen durch eine
Eichbehorde oder eine staatlich anerkannte Priifstelle im Sinne des Eichgesetzes verlangen. Die Kosten
der Prifung fallen der Stadt zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen
Uberschreitet, sonst dem Anschlussnehmer.

Das Ergebnis dieser Prifung ist fir beide Teile bindend.
Der Erlaubnistatbestand fir die Nutzung und Einholung der Daten liegt im Art. 6 | 1 EU

Datenschutzverordnung (DSGVO). Die Nutzung der Daten erfolgt unter Einhaltung der Richtlinien des
Artikels 32 DSGVO.



§ 10 a Datenschutzinformation
Der Eigentimer bzw. Erbbauberechtigte ist zur Weiterleitung der Datenschutzinformationen an die
Wasserabnehmer im Sinne von § 2 der Wasserversorgungssatzung der Stadt Neu-Anspach verpflichtet
§ 11 Ablesen

(1)  Die Messeinrichtungen werden von der Stadt oder nach Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer
abgelesen. Dieser hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zuganglich sind.

(2) Die Stadt kann die zur Verfligung gestellte Wassermenge auch durch Funkmessgerate ermitteln. Diese
sind von den Anschlussnehmern zu nutzen.
Die Stadt liest die Funk-Wasserzahler zu folgenden Zeitpunkten und in folgenden Fallen ab:

1. zum 31.12. eines jeden Jahres zur Feststellung des Jahresverbrauches.
Die Ablesung erfolgt in der KW 1 - 4 des Folgejahres.

2. bei Eigentimerwechsel oder auf Wunsch des Eigentimers.

3. unterjahrig maximal viermal fir Funktionstests.

§ 12 Einstellen der Versorgung

(1) Die Stadt kann die Versorgung einstellen, wenn der Anschlussnehmer den Bestimmungen der Satzung
zuwiderhandelt und das Einstellen erforderlich ist, um

a) eine unmittelbare Gefahr fur die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwehren,

b) den Verbrauch von Wasser unter Umgehen, durch Beeinflussen oder vor Anbringen der
Messeinrichtungen zu verhindern oder

c) zu gewahrleisten, dass stdrende Rickwirkungen auf Wasserverbrauchsanlagen anderer
Anschlussnehmer, Wasserversorgungsanlagen und Anschlussleitungen der Stadt oder Dritter
oder Riickwirkungen auf die Glite des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei fehlendem Ausgleich einer falligen und
angemahnten Gebuhrenschuld, ist die Stadt berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Anschlussnehmer darlegt, dass die Folgen des Einstellens aul3er
Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und zu erwarten ist, dass er seinen
Verpflichtungen nachkommt. Die Stadt kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung
androhen.

lll. Abgaben und Kostenerstattung
§ 13 Wasserbeitrag

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fir die Schaffung der Wasserversorgungsanlagen
Beitrage, die nach der Veranlagungsflache bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich
durch Vervielfachen der Grundstiicksflache (§ 14) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 15 bis 18).

(2) Der Beitrag betragt fir das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmaoglichkeit (Schaffensbeitrag) an
die Wasserversorgungsanlagen 3,47 €/m? Veranlagungsflache.*

§ 14 Grundstiicksflache

(1)  Als Grundsticksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im Bereich eines
Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks; Teilflachen, die im
Auflenbereich liegen und unbebaut oder nicht wasserbeitragsrechtlich bevorteilt sind, bleiben
unberucksichtigt. Sind diese Flachen teilweise bebaut oder wasserbeitragsrechtlich bevorteilt, gilt Abs.
3 entsprechend. Fur Teilflachen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2 entsprechend.



©)

(1)

(4)

Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt
a) bei Grundstlicken im Innenbereich grundsétzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks,

b) bei Grundsticken im Innenbereich, die in den AuRenbereich hineinragen, regelmafig die Flache
zwischen der ErschlieBungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmafRigen
Abstand von 50 m dazu verlauft. Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des
Grundstucks die in Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zusatzlich die tGbergreifende Flache zwischen der
ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im gleichmaligen Abstand verlauft, die der Uber-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen.
Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter
der Begrenzung von 50 m beginnt.

Bei Grundsticken im AuRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich genutzte/aufgrund einer
Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare Flache einschliellich einer Umgriffsflache in
einer Tiefe von 3 m - vom jeweils duReren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit
gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich nicht genutzte Grundstiicke, die tatsachlich an die
offentliche Einrichtung angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten
Grundstucksflache beriicksichtigt.

§ 15 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr.
1 BauGB erreicht, ist dieser maligebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe (Traufthdhe)
oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

Ist nur die zulassige Gebaudehoéhe (Traufhdhe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die héchst
zuldssige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden. In
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu
Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehohe (Traufhdhe), sondern nur eine

Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle

Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

Bei Grundstucken, fur die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflichen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder anderer Werte,
anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden kdnnte, vorsieht,
gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige Bebauung im
Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen, gestattet, gilt fir die bebaubaren
Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,2,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5,

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,



(%)

f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengebaude oder dhnliche Gebaude mit religioser Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

Sind fir ein Grundstiick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehdhen (Traufthdhen) oder
Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem hdchsten festgesetzten Wert fir die
gesamte Grundstiicksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der Vollgeschosse oder der

Gebaudehohe (Traufhdhe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln
Iasst, gelten die Vorschriften fir den unbeplanten Innenbereich nach § 17 entsprechend.

§ 16 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4 BauGB, gelten die
Regelungen des § 15 fir die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften
des § 17 anzuwenden.

§ 17 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die Héchstzahl der
tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung vorhandenen
Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tatsachliche
Gebaudehohe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5, fir insgesamt gewerblich oder industriell genutzte
Grundstiicke; durch 2,2 fir alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstiicke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Die in § 15 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.

Bei Grundstiicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Grofie untergeordnet bebaut sind
(z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung
untergeordneten Bebauung genutzt werden dirfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen, gilt fir die bebauten Teile dieser
Grundstucke 1,0, fur die Restflache 0,2,

d) wegen ihrer Grélie nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in ahnlicher Weise genutzt werden
kénnen, qilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religioser Zweckbestimmung bebaut sind,
gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

§ 18 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen - Auflenbereichsgrundsticken gilt als
Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemaR § 14 Abs. 3 ermittelte Grundstiicksflache).
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Bei bebauten Aufenbereichsgrundstiicken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemafn
§ 14 Abs. 3 ermittelte bebaute Flache) nach den Regelungen des § 17 Abs. 1 bis 3.

Geht ein Grundstlick vom Innenbereich in den Aul3enbereich Uber, so gelten die Nutzungsfaktoren der
§§ 15 bis 17 fir das Teilgrundstick im Innenbereich jeweils entsprechend.

§ 19 Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Wasserversorgungsanlagen angeschlossenen Grundstilicke; die
anschliebaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in
wasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden durfen.

§ 20 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstiick an die Einrichtung angeschlossen werden kann.

§ 21 Ablosung des Wasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag bestimmt sich nach
der Hohe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

(1)

§ 22 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentimer des
Grundstiicks ist. Wenn das Grundstlick mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentiimers
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstick bzw. - bei Bestehen eines solchen - auf dem
Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

§ 23 Vorausleistungen

Die Stadt kann unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der Fertigstellung
Vorausleistungen bis zur H6he des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Malinahme verlangen.

Die Vorausleistung ist auf die endglltige Beitragsschuld anzurechnen, auch wenn die oder der

Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn eine uUberschissige
Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 24 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

§ 25 Grundstiicksanschlusskosten

Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung, Veradnderung, Unterhaltung oder Beseitigung der
Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsadchlich entstandenen Hohe =zu erstatten. Der
Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen MalRnahme; er wird einen
Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.
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Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentiimer des Grundstiicks
ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungspflichtig. Mehrere
Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.

Der Erstattungsanspruch ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick - bei Bestehen eines solchen -
auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum auf diesem.

Die Durchfiihrung der MaRnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer angemessenen
Vorausleistung abhangig gemacht werden.

§ 26 Benutzungsgebiihren
Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebuhren.

Die Gebihr bemisst sich nach der Menge (m®) des zur Verfigung gestellten Wassers. Ist eine
Messeinrichtung ausgefallen oder wird der Stadt bzw. einem Beauftragten der Zutritt zu den
Messeinrichtungen verweigert oder ist das Ablesen der Messeinrichtungen aus sonstigen Griinden nicht
mdglich oder nicht erfolgt, schatzt die Stadt den Verbrauch nach pflichtgemaRem Ermessen.

Die Gebuhr betragt pro m® 2,52 €. Sie enthalt die gesetzliche Umsatzsteuer.

§ 27 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljdhrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebuhr verlangen; diese orientieren
sich grundsatzlich am Verbrauch des vorangegangenen Abrechnungszeitraums.

Statt Vorauszahlungen zu verlangen, kann die Stadt beim Anschlussnehmer einen Miinzzahler
einrichten, wenn er mit zwei Vorauszahlungen im Rulckstand ist oder nach den Umstanden des
Einzelfalls zu besorgen ist, dass er seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt.

§ 28 Zahlermiete

Die Zahlermiete betragt je Wasserzahler und je angefangenen Kalendermonat bei Wasserzahlern mit
einer Verbrauchsleistung bis zu 10 m* 0,91 €, Uber 10 m® 16,41 €. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

Die Abgabepflicht entsteht mit dem Einbau des Wasserzahlers.

Wird die Wasserlieferung durch die Stadt unterbrochen (z. B. wegen Wassermangels, Stérungen im
Betrieb, betriebsnotwendigen Arbeiten oder aus anderen Grinden), so wird flur die voll ausfallenden
Kalendermonate keine Zahlermiete berechnet.

Far das Ausleihen von Standrohren fir die Trinkwasserentnahme betragt die Miete pro Standrohr und
Tag 1,61 €. Sie enthalt die gesetzliche Umsatzsteuer.

Firmen, die im Auftrag der Stadt tatig sind und standig Standrohre fir die Auftragsabwicklung bendtigen,
bleiben von der Festsetzung der Miete ausgenommen. Ebenso wird von den ortlichen Vereinen und
Organisationen, die anlasslich einer Vereinsveranstaltung Standrohre in Anspruch nehmen, keine Miete
erhoben.

Fir den Abgabepflichtigen gelten die Bestimmungen des § 30 entsprechend.

Fir die Falligkeit gilt § 30 entsprechend.
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§ 29 Verwaltungsgebiihren
Wird das Ablesen der Messeinrichtung durch die Stadt veranlasst oder nach Aufforderung der Stadt
vom Anschlussnehmer selbst vorgenommen, ist dies kostenfrei. Sind auf einem Grundstlick mehrere
Messeinrichtungen vorhanden, erhebt die Stadt fur jedes Ablesen der zweiten oder weiterer
Messeinrichtungen 3,00 €.

Fir jedes vom Anschlussnehmer veranlasste Ablesen verlangt die Stadt 15,00 €; fur die zweite und jede
weitere Messeinrichtung ermaRigt sich die Verwaltungsgebiihr auf jeweils 3,00 €.

Fir jedes Einrichten eines Miinzzahlers erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebiihr von 80,00 €.

Fir jede Abnahme eines privaten Wasserzahlers erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebtihr von 40,00
€.

§ 30 Entstehen und Filligkeit der Gebiihren; 6ffentliche Last
Die Benutzungsgebuhr entsteht jahrlich, die Verwaltungsgebihr mit dem Ablesen der Messeinrichtung
bzw. dem Einrichten des Minzzéhlers. Die Gebihren sind einen Monat nach Bekanntgabe des
Bescheids fallig.
Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebuihren nach §§ 26, 27, 28 ruhen als 6ffentliche Last auf dem

Grundstiick.

§ 31 Beauftragung Dritter bei der Gebiihrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebuhrenbescheiden wird von der ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-
Mierendorff-Str. 11, 35398 GieRen und die Entgegennahme der zu entrichtenden Gebuhren von der
Stadtkasse Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 32 Gebiihrenpflichtige

Geblhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundstlicks ist. Der
Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstlickseigentimers gebuhrenpflichtig. Mehrere
Gebulhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird der neue

Eigentimer oder Erbbauberechtigte gebuhrenpflichtig mit Beginn des Monats, welcher dem
Eigentumsiibergang folgt.

§ 33 Umsatzsteuer

Soweit Anspriche der Stadt der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Umsatzsteuer von dem Pflichtigen
zusatzlich zu entrichten, soweit in dieser Satzung nicht bereits Endpreise aufgefihrt sind.

(1)

()

IV. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht und Ordnungswidrigkeiten

§ 34 Aligemeine Mitteilungspflichten

Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen und neuen
Grundstiickseigentiimer bzw. Erbbauberechtigten unverziglich mitzuteilen.

Der Anschlussnehmer, der bauliche Veranderungen an den Wasserverbrauchsanlagen vornehmen
lassen will, hat dies der Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

Jeder Wasserabnehmer hat ihm bekannt werdende Schaden und Stérungen an den

Anschlussleitungen, den Wasserverbrauchsanlagen und der Wasserversorgungsanlage unverziglich
der Stadt zu melden.
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(4) Der Anschlussnenmer hat das Abhandenkommen, Beschadigungen und Stérungen der
Messeinrichtungen der Stadt unverziglich mitzuteilen.
§ 35 Zutrittsrecht
Der Wasserabnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen
haben, den Zutritt zu den Wasserverbrauchsanlagen und Anschluss-leitungen zu gestatten, soweit dies zur
Prifung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser
Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen, erforderlich ist.
§ 36 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

1. § 3 Abs. 4 die Anschlussleitung herstellt, erneuert, verandert, unterhalt oder beseitigt oder anders
auf sie - einschliellich der Messeinrichtung - einwirkt oder einwirken lasst;

2. § 4 Abs. 2 seinen Trink-/Betriebswasserbedarf aus anderen als der Wasserversorgungsanlage
deckt, ohne dass ihm dies nach § 4 Abs. 3 gestattet ist;

3. § 4 Abs. 4 Satz 1 und § 34 den in diesen Bestimmungen genannten Mitteilungspflichten nicht
oder nicht rechtzeitig nachkommt;

4. § 4 Abs. 4 Satz 2 nicht sicherstellt, dass aus seiner Anlage kein Wasser in das Trinkwassernetz
eintreten kann;

5. § 5 Abs. 3 Wasserverbrauchsanlagen nicht so betreibt, dass Stdérungen anderer
Wasserabnehmer, stérende Rickwirkungen auf die Wasserversorgungsanlage oder
Wasserverbrauchsanlagen Dritter oder Auswirkungen auf die Gite des Trinkwassers
ausgeschlossen sind;

6. § 10 Abs. 1 Satz 2 Messeinrichtungen nicht vor Frost, Abwasser und Grundwasser schiitzt;

7. § 10 Abs. 2 Satz 1 keinen geeigneten Schacht oder Schrank fiir die Messeinrichtung anbringt;

8. § 10 Abs. 2 Satz 2 den Schacht oder Schrank nicht in ordnungsgeméafiem Zustand und jederzeit
zuganglich halt;

9. § 11 die Messeinrichtungen nach Aufforderung der Stadt nicht abliest bzw. sie nicht leicht
zuganglich halt;

10.  § 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den Wasserverbrauchsanlagen
und Anschlussleitungen verweigert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbufe von 5 bis 50.000 € geahndet werden. Die GeldbulRe
soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen.
Reicht das satzungsmaRige Héchstmald hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

(3) Das Gesetz iiber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung; zusténdige
Verwaltungsbehdrde ist der Magistrat

§ 37 In-Kraft-Treten
Diese Satzung tritt am 01.03.2022 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Wasserversorgungssatzung vom 13.07.2004 in der Fassung der 12. Anderung
vom 25.02.2021 auRer Kraft.
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Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

3.5 Erlass einer neuen Entwasserungssatzung (EWS)
Vorlage: 367/2021

Frau Bolz weist wie in TOP 3.4 auf die Neuerungen hin.

Beschluss:

Es wird beschlossen,

aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142), zuletzt gedndert durch Gesetz zur Anderung des
Hessischen Kommunalwahlgesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Corona-Pandemie vom
11.12.2020 (GVBI. S. 915), der §§ 37 bis 40 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom
14.12.2010 (GVBI | S. 548), zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30.09.2021 (GVBI S. 602), der
§§ 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes iber kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom
24.03.2013 (GVBI | S. 134), zuletzt geandert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBI S. 247) der §§ 1 und 9 des
Gesetzes Uber Abgaben fiir das Einleiten von Abwasser in Gewasser (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBI. | S. 114), zuletzt gedndert durch Artikel 2 der
Verordnung vom 22.08.2018 (BGBI. | S. 1327) und der §§ 1 und 2 des Hessischen Ausflihrungsgesetzes zum
Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.06.2016 (GVBI S. 70),
zuletzt geandert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.06.2020 (GVBI. S 430),

folgende neue
Entwéasserungssatzung (EWS)

zu erlassen:

l. Allgemeines

§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erfullung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine 6ffentliche Einrichtung. Sie bestimmt
Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick
Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Abwasser

Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veranderte Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlagen
aus dem Bereich bebauter oder kinstlich befestigter Flachen abflieRende und gesammelte Wasser
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit Schmutzwasser oder Niederschlagswasser in
Abwasseranlagen abflieRende Wasser. Als Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und
Ablagern von Abféallen austretende und gesammelte Wasser sowie der in Kleinklaranlagen anfallende
Schlamm, soweit er aus hauslichem Abwasser stammt.
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Brauchwasser

Das aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen, Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von
Niederschlagswasser) und Gewassern entnommene Wasser, welches unmittelbar (z. B. Uber die
Grundstlicksentwasserungseinrichtungen) oder mittelbar in die Abwasseranlage eingeleitet wird bzw. dieser
zuflief3t.

Abwasseranlagen

Sammelleitungen und Behandlungsanlagen.

Zu den Abwasseranlagen gehoéren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die Stadt zur Erfillung ihrer
Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

Sammelleitungen

Leitungen zur Sammlung des Uber die Anschlussleitungen von den angeschlossenen Grundstiicken
kommenden Abwassers bis zur Behandlungsanlage oder bis zur Einleitung in ein Gewasser oder eine fremde
Abwasseranlage einschlie3lich der im Zuge dieser Leitungen errichteten abwassertechnischen Bauwerke
(Netz).

Behandlungsanlagen
Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des Abwassers; zu diesen Einrichtungen gehéren auch die
letzte(n) Verbindungsleitung(en) vom Netz sowie die Ablaufleitung(en) zum Gewasser.

Anschlussleitungen
Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu entsorgenden Grundstiicke.

Grundstiicksentwédsserungsanlagen
Alle Einrichtungen auf den Grundstiicken, die der Sammlung, Vorreinigung und Ableitung des Abwassers
dienen.

Grundstiicksklareinrichtungen
Kleinklaranlagen oder Sammelgruben (Behalter).

Anschlussnehmer(-inhaber)
Grundstlickseigentiumer, Erbbauberechtigte, Nielbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstiicks
dinglich Berechtigte.

Abwassereinleiter

Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf dem Grundstick anfallenden Abwassers
Berechtigte und Verpflichtete (insbesondere auch Péachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die der
Abwasseranlage tatsachlich Abwasser zufthren.

Il. Anschluss und Benutzung

§ 3 Grundstiicksanschluss

(1)  Jedes Grundstlck - das grundsatzlich nur einen Anschluss erhalt - ist gesondert und unmittelbar an die
Anschlussleitung anzuschlieRen; Gleiches gilt, wenn die Stadt fir jedes dem Aufenthalt von Menschen
dienende Gebdude auf einem Grundstick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmefallen zulassen oder verlangen, dass mehrere Grundstlcke Uber eine
gemeinsame Anschlussleitung an die Abwasseranlage angeschlossen werden, wenn die nicht im
offentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch Grunddienstbarkeit und
Baulasteintragung gesichert sind.

(3) Wird ein Grundstiick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige Grundstiicke geteilt, so gelten
die vorstehenden Regelungen fir jedes neue Grundstlick entsprechend.

(4) Die Anschlussleitung wird ausschlieRlich von der Stadt hergestellt, erneuert, verandert, unterhalten oder
beseitigt.
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§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentimer eines Grundstlicks, auf dem Abwasser anfallt, hat die Pflicht, dieses Grundstiick an
die Abwasseranlage anzuschlielen, wenn es durch eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen
und eine Anschlussleitung an das Grundstick herangefuhrt ist. Hat die Stadt mehrere
Anschlussleitungen zu einem Grundstiick verlegt, ist das Grundstiick entsprechend den Vorgaben der
Stadt anzuschlieBen. Die Anordnung des Anschlusses kann durch offentliche Bekanntmachung
erfolgen.

Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach § 37 Abs. 1 HWG und der
Uberlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 HWG unterliegt, der Abwasseranlage zufihren.

Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer der Ausnahmefalle nach
§ 37 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 37 Abs. 5 Satz 1 HWG vorliegt.

Sowohl der Anschluss eines Grundsticks als auch die Zufihrung von Abwasser durfen nur nach
Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus technischen oder
wasserwirtschaftlichen Griinden eingeschrankt oder modifiziert werden

§ 5 Grundstiicksentwasserungsanlagen

Grundstiicksentwasserungsanlagen muissen nach den jeweils geltenden bau- und wasserrechtlichen
Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses geplant, hergestellt,
unterhalten und betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten dirfen allein durch fachkundige
Unternehmer ausgefihrt werden.

Die Grundsticksentwasserung muss an Hand der Darstellung der Grundstiicksentwasserungsanlagen
nachgewiesen werden. Dies hat in Form von mafstablichen Zeichnungen zu erfolgen, der Umfang der
einzureichenden Unterlagen wird dabei von der Stadt festgelegt. Die Vorlage der Darstellung der
Entwasserungsanlagen hat zwingend bei der Errichtung von Neubauten zu erfolgen. Gleiches gilt auch
fir Umbauten, Nutzungsanderungen oder Modernisierungsmaflnahmen, soweit der Anschluss an das
offentliche Kanalnetz verandert wird.

Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanalen und -leitungen beauftragt
werden, mussen vor Auftragsvergabe und wahrend der Werkleistung die erforderliche Fachkunde
Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb
oder die Stelle die Anforderungen der vom Deutschen Institut fir Gltesicherung und Kennzeichnung
e.V. (RAL) herausgegebenen Gutesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleichwertige Anforderungen
erfullt. Die Anforderungen sind erfiillt, wenn der Betrieb oder die Stelle im Besitz des RAL-Giitezeichens
fir den jeweiligen Ausfihrungsbereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen
sind ebenfalls erfiillt, wenn der Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfahigkeit und
Zuverlassigkeit unter Beachtung der Anforderungen der Gite- und Prifbestimmungen RAL-GZ 961
nachweist.

Gegen den Rickstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder Grundstiickseigentimer
selbst zu schitzen.

§ 6 Grundstiicksklareinrichtungen
Grundstucksklareinrichtungen mussen vom Grundstlckseigentimer auf eigene Kosten angelegt und
betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage nur vorgeklartes Abwasser eingeleitet werden darf oder
wenn ein Grundstlck, auf dem Abwasser anfallt, nicht an die Abwasseranlage angeschlossen ist.

Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundstiicksklareinrichtungen ist unzulassig.

Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus hauslichem Abwasser stammt, sowie
des Abwassers aus Sammelgruben besorgt die Stadt.

Grundstucksklareinrichtungen sind stillzulegen, sobald die Abwasseranlage die Behandlung des
Abwassers sicherstellt.
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§ 7 Aligemeine Einleitungsbedingungen
In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches

- den Bauzustand und die Funktionsfahigkeit der Abwasseranlage stort,

- das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen gefahrdet,

- die Abwasserbehandlung und die Klarschlammverwertung beeintrachtigt,
- den Gewasserzustand nachhaltig beeinflusst,

- sich sonst umweltschadigend auswirkt.

Es darf nur frisches oder in zulassiger Weise vorbehandeltes Abwasser eingeleitet werden.

Abfalle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige, Ubelriechende oder explosive Dampfe
und Gase bilden sowie Bau- und Werkstoffe in starkerem Mafe angreifen, dirfen nicht in die
Abwasseranlage eingebracht werden. Hierzu gehéren insbesondere:

- Schutt; Asche; Glas; Sand; Mull; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fasern; Kunststoffe; Textilien
und Ahnliches;

- Kunstharz; Lacke; Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen; fliissige Abfalle, die
erharten; Zement; Mortel; Kalkhydrat;

- Sturz- oder Stichblut; Jauche; Giille; Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub; Trester;
Krautwasser;

- Benzin; Heizél; Schmierdl; tierische und pflanzliche Ole und Fette;

- Sauren und Laugen; chlorierte Kohlenwasserstoffe; Phosgen; Schwefelwasserstoff; Blausaure
und Stickstoffwasserstoffsdure sowie deren Salze; Karbide, welche Acetylen bilden;
ausgesprochen toxische Stoffe; der Inhalt von Chemietoiletten.

Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsfahig, wenn der Anschlussnehmer
nachweist, dass das einzuleitende Kondensat den ph-Grenzwertbereich von 6,5 bis 10 einhalt. Bei
Feuerungsanlagen mit Leistungen > 200 kW muss stets eine Neutralisation erfolgen.

Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen, Nassentsorgungsanlagen, Dampfleitungen und
Dampfkesseln und das Einleiten von Kihlwasser sind nicht gestattet.

Auf Grundstlicken, in deren Abwasser unzuléssige Stoffe (z. B. Benzin, Ole, Fette, Starke) enthalten
sind, missen vom Anschlussnehmer Anlagen zum Zurlickhalten dieser Stoffe eingebaut und
ordnungsgemal} betrieben werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann zulassig, wenn die
erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ordnungsgemafer Betrieb sichergestellt ist.

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn Abwassereinleitungen nicht von
angeschlossenen Grundstiicken auf Dauer, sondern kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfallstellen
erfolgen.

Das Einleiten von Grundwasser ist grundsatzlich unzulassig. Soweit Hausdranagen vor In-Kraft-Treten
dieser Satzung zulassigerweise an die Abwasseranlage angeschlossen worden sind, genief3en diese
Anschlisse Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweitige Entsorgung des
Grundwassers billigerweise verlangt werden kann.

§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen fiir nicht hdusliches Abwasser

Fir das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren
Einrichtungen (z. B. Krankenhdusern) gelten - soweit nicht durch wasserrechtliche Vorschriften die
Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschrankt ist - folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht
abgesetzten qualifizierten Stichprobe:

Grenzwert
1. Physikalische Parameter
1.1 Temperatur 35°C
1.2 pH-Wert 6,5-10
2. Organische Stoffe und Lésungsmittel
2.1 Organische Lésungsmittel (BTEX), 10 mg/l
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bestimmt als Summe von Benzol und dessen Derivaten (Benzol,
Ethylbenzol, Toluol, isomere Xylole) mittels Gaschromatografie
2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), 1 ma/l
berechnet als organisch gebundenes Chlor
(die Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet und dann
addiert)' mittels Gaschromatografie
2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, 1 mg/l
angegeben als Chlorid (AOX)
2.4 Phenolindex 20 ma/l
2.5 Kohlenwasserstoffe H 53 20 ma/l
(Mineraldl und Mineralblprodukte)
2.6 Extrahierbare schwerfliichtige lipophile Stoffe 250 mg/l
(z. B. organische Fette)
3. Anorganische Stoffe (gel6st)
3.1 Ammonium, 100 mg N/I
berechnet als Stickstoff
3.2 Nitrit, 5 mg N/l
berechnet als Stickstoff
3.3 Cyanid, 0,2 mg/l
leicht freisetzbar
3.4 Sulfat 400 mg/l
4. Anorganische Stoffe (gesamt)?
4.1 Arsen 0,1 mg/l
4.2 Blei 0,5 mg/l
4.3 Cadmium 0,1 mg/l
4.4 Chrom 0,5 mg/l
4.5 Chrom-VI 0,1 mg/l
4.6 Kupfer 0,5 mg/l
4.7 Nickel 0,5 mg/l
4.8 Quecksilber 0,05 mg/l
4.9 Silber 0,1 mg/l
4.10 Zink 2 mg/l
4.11 Zinn 2 mg/l

1 Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan, Dichlormethan

2 Anstelle der aufgefuihrten AAS-DIN-Verfahren ist fir die Element-Bestimmung auch der Einsatz des
ICP-Verfahrens DIN EN ISO 11885 zulassig.

Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der pH-Wert nach der DIN EN
ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN ISO 10523 sind bei der Stadt erhaltlich.

Im Ubrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des
Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den einschlagigen Verfahren der Abwasserverordnung
in der jeweils geltenden Fassung. Die zusatzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und
Erlauterungen der Anlage ,Analysen- und Messverfahren® der Abwasserverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17. Juni 2004 (BGBI. | S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes
vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind zu
beachten. Im Ubrigen sind die notwendigen Untersuchungen nach den Deutschen Einheitsverfahren
zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den
entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut fur
Normung e. V., Berlin, auszufihren.

Werden von der obersten Wasserbehérde Anforderungsregelungen zur Behandlung und/oder
Zuruckhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingeflihrt, sind diese zu beachten. Die davon
betroffenen Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn der Anschlussnehmer zweifelsfrei
nachweist, dass die gestellten Anforderungen vollstandig erfillt werden.

Im Bedarfsfall kbnnen
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a) fur nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt werden,

b) héhere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen werden, wenn
die schadlichen Stoffe und Eigenschaften des Abwassers innerhalb dieser Grenzen fir die
Abwasseranlage, die darin beschaftigten Personen und die Abwasserbehandlungsanlage
vertretbar sind,

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um insbesondere eine
- Gefahrdung der Abwasseranlage oder des darin beschéaftigten Personals,

- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen,

- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung

zu vermeiden.
Das zielgerichtete Verdinnen des Abwassers zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte ist unzulassig.

Fir das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann, gelten die Grundsatze und
Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung.

Fallen auf einem Grundstiick betriebsbedingt erhéhte Abwassermengen stolweise an und fiihrt dies zu
vermeidbaren Belastungen bei der Abwasserbehandlung, kann die Stadt die Pufferung des Abwassers
auf dem angeschlossenen Grundstiick und sein gleichmafiges Einleiten in die Abwasseranlage
verlangen.

Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Fihren eines Betriebstagebuchs aufgeben, in dem alle die
Abwassersituation auf dem angeschlossenen Grundstiick betreffenden Daten festzuhalten sind.

Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet werden darf, ist aufzufangen und
in gesetzlich zugelassener Art und Weise zu entsorgen.

§ 9 Uberwachen der Einleitungen

Die Stadt lGberwacht die Einleitungen nicht hauslichen Abwassers entsprechend den Bestimmungen
der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Rechtsverordnung in der jeweils geltenden
Fassung. Das Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters. Mit dem Uberwachen
kann die Stadt eine staatlich anerkannte Untersuchungsstelle betrauen.

Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die Stadt erfolgt unabhéngig von
einer im Einzelfall von der Wasserbehdérde verlangten Eigeniiberwachung bestimmter Einleiter.

Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten Einleitungsgrenzwerten, an den in
Einleitungserlaubnissen gemalR § 58 WHG festgesetzten Werten und an den Vorgaben
wasserrechtlicher Genehmigungen gemaR § 60 WHG. Im Regelfall wird die Uberwachung mindestens
einmal jahrlich durchgefiihrt.

Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert werden, wenn sich aus dem
Ergebnis des bisherigen Uberwachens Veranlassung hierzu ergibt. Festgestellte Uberschreitungen
einzuhaltender Grenzwerte kénnen eine Intensivierung der Uberwachung zur Folge haben.

Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusatzliche Untersuchungen des Abwassers verlangen, nicht
jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf einzelne Grenzwerte oder den
chemischen Sauerstoffbedarf zu beschranken.

Die Aufwendungen der Stadt fir das Uberwachen sind vom Abwassereinleiter in der tatsachlich
entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser Anspruch entsteht mit der Vorlage des
Uberwachungsergebnisses und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig. Die
Durchflihrung zusatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemischen Sauerstoffbedarfs
kann die Stadt von der Vorauszahlung der dafir zu leistenden Kosten abhangig machen.
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Die Stadt kann in begrindeten Fallen verlangen, dass der Abwassereinleiter an einer von der Stadt zu
bestimmenden Stelle ein automatisches Gerat zur Probeentnahme auf seine Kosten einzurichten und
dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu betreiben hat. Die Stadt kann die technischen
Anforderungen festlegen, die das Gerat zur automatischen Probeentnahme zu erflllen hat.

Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von selbstaufzeichnenden Messgeraten (z.
B. fir die Messung von pH-Wert, Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.) auf Kosten des
Abwassereinleiters verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen Probenahmegerat oder den
selbstaufzeichnenden Messgeraten Bediensteten oder Beauftragten der Stadt jederzeit - auch in Zeiten
der Betriebsruhe - zu ermdglichen ist.

lll. Abgaben und Kostenerstattung

§ 10 Abwasserbeitrag

Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fir die Schaffung der Abwasseranlagen Beitrage, die nach
der Veranlagungsflache bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundsticksflache (§ 11) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

Der Beitrag betragt fiir das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmaoglichkeit (Schaffensbeitrag) an
eine Sammelleitung 6,21 €/m? Veranlagungsflache

Besteht nur die Moglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein Drittel, bei alleiniger
Abnahmemdglichkeit des Schmutzwassers werden zwei Drittel der nach den nachfolgenden
Vorschriften (§§ 11 bis 15) ermittelten Veranlagungsflachen zugrunde gelegt.

§ 11 Grundstiicksflache

Als Grundstlicksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im Bereich eines
Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundsticks; Teilflachen, die im
AulRenbereich liegen und unbebaut oder nicht abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt sind, bleiben
unberucksichtigt. Sind diese Flachen teilweise bebaut oder abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt, gilt
Abs. 3 entsprechend. Fur Teilflachen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2 entsprechend.

Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt
a) bei Grundstiicken im Innenbereich grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks,

b) bei Grundstiicken im Innenbereich, die in den Au3enbereich hineinragen, regelmaRig die Flache
zwischen der ErschlieBungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmaligen
Abstand von 50 m dazu verlauft.

Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstiicks die in Satz 1 bestimmte Tiefe,
ist zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmafigen Abstand verlduft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung
entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder
sonstige Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

Bei Grundstiicken im AuRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich genutzte/aufgrund einer
Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare Flache einschliellich einer Umgriffsflache in
einer Tiefe von 3 m - vom jeweils duReren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit
gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich nicht genutzte Grundstiicke, die tatsachlich an die
offentliche Einrichtung angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten
Grundstucksflache berlcksichtigt.
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§ 12 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr.
1 BauGB erreicht, ist dieser maligebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebdudehdhe (Traufthdhe)
oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,

c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,

d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhoht sich der Nutzungsfaktor 0,25.

Ist nur die zuldssige Gebaudehohe (Traufthdhe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die hochst

zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden. In

Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu

Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehohe (Traufhdhe), sondern nur eine

Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle

Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

Bei Grundstucken, fur die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflichen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder anderer Werte,
anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden kdnnte, vorsieht,
gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige Bebauung im
Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen, gestattet, gilt fir die bebaubaren
Teile dieser Grundsticke 1,0, fur die Restflache 0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengebaude oder ahnliche Gebaude mit religioser Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

Sind fir ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehéhen (Traufhéhen) oder

Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem hdchsten festgesetzten Wert fur die

gesamte Grundstiicksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der Vollgeschosse oder der

Gebaudehohe (Traufhéhe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln
lasst, gelten die Vorschriften fiir den unbeplanten Innenbereich nach § 14 entsprechend.

§ 13 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4 BauGB, gelten die
Regelungen des § 12 fur die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften
des § 14 anzuwenden.
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Der

§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die Héchstzahl der
tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung vorhandenen
Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tatsachliche
Gebaudehohe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5, fir insgesamt gewerblich oder industriell genutzte
Grundstiicke; durch 2,2 fir alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstiicke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Die in § 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.

Bei Grundstiicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Grofie untergeordnet bebaut sind
(z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung
untergeordneten Bebauung genutzt werden dirfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen, gilt fir die bebauten Teile dieser
Grundstticke 1,0, fir die Restflache 0,1,

d) wegen ihrer Grof3e nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in ahnlicher Weise genutzt werden
kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religiéser Zweckbestimmung bebaut sind,
gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

§ 15 Nutzungsfaktor in Sonderféllen

Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen - AuRenbereichsgrundstiicken gilt als
Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemaR § 11 Abs. 3 ermittelte Grundstiicksflache).

Bei bebauten Auflenbereichsgrundstiicken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemaf
§ 11 Abs. 3 ermittelte bebaute Flache) nach den Regelungen des § 14 Abs. 1 bis 3.

Geht ein Grundstliick vom Innenbereich in den AulRenbereich Uber, so gelten die Nutzungsfaktoren der
§§ 12 bis 14 fur das Teilgrundstlick im Innenbereich jeweils entsprechend.

§ 16 Gegenstand der Beitragspflicht

Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlage angeschlossenen Grundstiicke; die

anschlieBbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in
abwasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden diirfen.

§ 17 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstiick an die Einrichtung angeschlossen werden kann.
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§ 18 Ablésung des Abwasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag bestimmt sich nach
der HOhe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

(1)

§ 19 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentimer des
Grundstiicks ist. Wenn das Grundstlick mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentiimers
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. - bei Bestehen eines solchen - auf dem
Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

§ 20 Vorausleistungen

Die Stadt kann, unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der Fertigstellung,
Vorausleistungen bis zur H6he des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Mafinahme verlangen.

Die Vorausleistung ist auf die endglltige Beitragsschuld anzurechnen, auch wenn die oder der

Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn eine uUberschussige
Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 21 Filligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

1)

§ 22 Grundstiicksanschlusskosten

Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung, Veradnderung, Unterhaltung oder Beseitigung der
Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsdchlich entstandenen Hoéhe zu erstatten. Der
Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen MalRhahme; er wird einen
Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentiimer des Grundstlicks
ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungspflichtig. Mehrere
Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.

Der Erstattungsanspruch ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick - bei Bestehen eines solchen -
auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum.

Die Durchfiihrung der MalRnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer angemessenen
Vorausleistung abhangig gemacht werden.
§ 23 Benutzungsgebiihren

Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebuhren fiir das Einleiten (a,
b), das Abholen (c, d) und Behandeln von

a) Niederschlagswasser,

b) Schmutzwasser,
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c) Schlamm aus Kleinklaranlagen,
d) Abwasser aus Gruben, sowie die
e) Uberwachung von Abwassereinleitern
Die Abwasserabgabe fiir eigene Einleitungen der Stadt und die Abwasserabgabe, die von anderen
Korperschaften des oOffentlichen Rechts auf die Stadt umgelegt wird, werden Uber die
Abwassergebuhren flr das Einleiten von Schmutzwasser abgewalzt.

§ 24 GebiihrenmaBstédbe und -sétze fiir Niederschlagswasser
Gebuhrenmalstab fur das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und kunstlich befestigte
Grundstucksflache, von der das Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder

abfliel3t; pro Quadratmeter wird eine Gebuhr von 0,86 € jahrlich erhoben.

Die bebaute und kinstlich befestigte Grundstuicksflache wird unter Beriicksichtigung des Grades der
Wasserdurchlassigkeit fir die einzelnen Versiegelungsarten nachfolgenden Faktoren festgesetzt:

Nr. Art der Flache Abflussbeiwert

1. Dachflachen

1.1 Geneigte Dacher 1,0
Dachneigung 15° und grof3er

1.2  Geneigte Dacher 0,8
Dachneigung kleiner als 15°

1.3 Kiesschittflachdacher oder 0,5

begrinte Dacher
2, Befestigte Grundstiicksflachen
2.1  Schwarzdecke, Beton oder 0,9
Platten mit Fugenverguss
2.2 Verbundstein, Platten oder
Pflaster ohne Fugenverguss 0,6
2.3 Ungepflasterte Wege und Héfe 0,5

Als gebuhrenpflichtige Flache fir die Bemessung von Niederschlagswassergeblihr gemal Abs. (1)
gelten die bebauten und kinstlich befestigten Flachen eines Grundstickes, von denen das
Oberflachenwasser

- entweder Uber eine direkte Leitung (z. B. Regenfallrohr, Hofsinkkasten)

- oder indirekt Uber andere Flachen (z. B. Gehweg und die StralRensinkkasten) in die
Abwassersammelleitung gelangt. Als gebuhrenpflichtige Grundstiicksflache gelten auch die
kinstlich befestigten Flachen offentlicher Stralen, Weg und Platze.

Bei der Ermittlung bebauter und kiinstlich befestigter Grundsticksflachen bleiben solche Flachen ganz
oder teilweise aufler Ansatz, von denen dort anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen oder
ahnlichen Vorrichtungen (Behéltnisse) zum Auffangen von Niederschlagswasser mit einem
Fassungsvermogen von mindestens 1.000 Liter (1 m?3®) gesammelt und auf dem Grundstlick -
insbesondere zur Gartenbewasserung und als Brauchwasser (zur Toilettenspilung, zum Betreiben von
Waschmaschinen etc.) - verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten Vorrichtungen.

a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die hierliber entwasserte
Flache in vollem Umfang

b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage ohne Verwendung des Niederschlagswassers (z.B.

Versickerungsgrube, Rigole) eine Flache von 20 m? je 1.000 Liter Inhalt der
Versickerungseinrichtung
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c) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des Niederschlagswassers

- eine Flache von 10 m? je 1.000 Liter Inhalt von an die Dachentwasserung angeschlossenen
Sammelbehaltern, wenn das gesammelte Niederschlagswasser fir die Gartenbewasserung
verwendet wird.

- eine Flache von 20 m? je 1.000 Liter Inhalt von Sammelbehaltern einer
Regenwassernutzungsanlage, wenn das gesammelte Wasser als Brauchwasser fur Haushalt
und Gewerbe verwendet wird.

Ist die gebuhrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder ahnliche
Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des Zisternenvolumens errechnete, aul3er
Ansatz zu lassende Flache, so bleibt nur diejenige Flache unbericksichtigt, von der
Niederschlagswasser in die zuvor genannten Vorrichtungen eingeleitet wird.

Andert sich die gebiihrenpflichtige Flache, so ist dies bei der Festsetzung der Geblhren ab dem Monat
zu berucksichtigen, der der Mitteilung der Anderung folgt.

§ 25 Mitwirkungspflichten der Grundstiickseigentiimer

Zur Ermittlung der gebihrenpflichtigen Flachen kann die Stadt von den Gebilhrenpflichtigen eine
Aufstellung der bebauten und kinstlich befestigten Flachen verlangen, die an die Abwasseranlage
angeschlossen sind bzw. von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zuflieRt. Kommt der
Gebulhrenpflichtige dieser Verpflichtung nach schriftlicher Aufforderung nicht innerhalb einer Frist von 3
Monaten nach, ist die Stadt berechtigt, die gebuhrenpflichtige Flache zu schatzen.

Bei Verwendung von Zisternen oder &hnlichen Vorrichtungen fir das Sammeln von
Niederschlagswasser sind die Grundstickseigentimer verpflichtet, genaue Angaben zu deren
Anschluss und Volumen zu machen und anzugeben, welcher Verwendung das gesammelte
Niederschlagswasser zugefihrt wird. Die Verwendung von Niederschlagswasser als Brauchwasser
muss der Stadt schriftlich angezeigt werden; die Brauchwassermenge muss durch einen privaten, fest
installierten und geeichten Wasserzahler gemessen werden.

Die Grundstiickseigentiimer sind verpflichtet, der Stadt jede Anderung der bebauten und kiinstlich
befestigten Grundstiicksflachen, von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zugefihrt wird
bzw. zu ihr abflieRt, unverziiglich bekanntzugeben. Gleiches gilt fiir die Anderung von Zisternen oder
ahnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser.

§ 26 GebiihrenmaBstibe und -sitze fiir Schmutzwasser

Geblihrenmalistab fiir das Einleiten hauslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch auf
dem angeschlossenen Grundsttick.

Die Gebuhr betragt pro m*® Frischwasserverbrauch bei zentraler Abwasserreinigung in der
Abwasseranlage 2,08 €.

Geblhrenmalistab fir das Einleiten nicht hduslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch
auf dem angeschlossenen Grundstiuck unter Bericksichtigung des Verschmutzungsgrads. Der
Verschmutzungsgrad  wird grundséatzlich durch Stichproben - bei vorhandenen Teilstromen in diesen
- ermittelt und als chemischer Sauerstoffbedarf aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe
(CSB) nach DIN 38409-H41 (Ausgabe Dezember 1980) dargestellt. Wird ein erhohter
Verschmutzungsgrad gemessen, ist das Messergebnis dem Abwassereinleiter innerhalb von zwei
Wochen nach Eingang bei der Stadt bekanntzugeben.

Die Gebuhr betragt pro m® Frischwasserverbrauch 2,08 € bei einem CSB bis 800 mg/l; bei einem
héheren CSB wird die Gebuhr vervielfacht mit dem Ergebnis der Formel

0,5 x festgestellter CSB + 0,5
800
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(7)

Wird ein erhéhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der
Grundstiicksentwasserungsanlage festgestellt, wird die erhéhte Gebuhr nur fir die in diesen Teilstrom
geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzahler zu messen ist, berechnet. Liegen
innerhalb eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Verschmutzungsgrads vor, kann die Stadt
der Gebuhrenfestsetzung den rechnerischen Durchschnittswert zugrunde legen.

§ 27 Ermittlung des gebiihrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs
Als gebuhrenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermengen, die
a) aus offentlichen Wasserversorgungsanlagen,
b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern
entnommen werden.

Werden gebuhrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der Abwasseranlage zugefuhrt, bleiben
sie auf Antrag des Gebihrenpflichtigen - auf dessen Nachweis - bei der Bemessung der
Abwassergebuhren unberucksichtigt.

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzahlers zu fliihren, ansonsten -
wenn eine Messung nicht moglich ist - durch nachprifbare Unterlagen (z. B.
Sachverstandigengutachten), die eine zuverlassige Schatzung der Abwassermenge ermdglichen.

Antrage auf Absetzung nicht zugefiihrter Wassermengen sind spatestens innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Gebihrenbescheids zu stellen.

Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs kann die Stadt auf Antrag des
Gebuhrenpflichtigen die Messung der Abwassermenge durch einen privaten Abwasserzahler zulassen.
Die Gebuhr bestimmt sich dann nach der gemessenen Abwassermenge.

Private Wasser- und Abwasserzahler miissen geeicht sein; sie werden von der Stadt, die auch die
Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des Messergebnisses, sind die
Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte Priifstelle oder die Eichbehérde zu tberprifen. Die
Kosten der Uberpriifung tragt derjenige, zu dessen Ungunsten die Uberpriifung ausfallt. Alle
Aufwendungen fir Anschaffung, Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der
Gebuhrenpflichtige zu tragen.

Hat ein Wasser-/Abwasserzahler nicht richtig angezeigt, gilt die aufgrund vorangegangener oder
spaterer Ablesung festgestellte Wassermenge als Grundlage fur die Schatzung der Abwassermenge.

Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt geschatzt.

§ 28 GebiihrenmaRstabe und -séatze fiir Schlamm aus Kleinklaranlagen und Abwasser aus Gruben

(1)

Gebuhrenmalstab fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinklaranlagen (Fakalschlamm)
und Abwasser aus Gruben ist die abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebuhr betragt pro
angefangenem Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben 33,25 €, mindestens jedoch
99,75 € pro Entleerung einer Grundstucksklareinrichtung /Tankfullung. Die jeweils geltende
Abnahmegebihr der Klaranlage wird pro Kubikmeter Fékalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben,
separat berechnet.

Ist zum Absaugen des Inhaltes einer Kleinklaranlage oder einer Grube die Verlegung einer Saugleitung
von mehr als 15 m erforderlich, wird pro 3,00 m ein Gebiihrenzuschlag von 3,09 € erhoben.

§ 29 Uberwachungsgebiihr

Fir jede Kontrolle von Abwassereinleitern, hierzu gehéren Betriebstiberwachung, die Probeentnahmen und
die Laboranalysen, erhebt die Stadt Gebuhren, die sich aus dem dieser Satzung als Bestandteil beigefugten
Gebuhrentarif (Anlage) ergeben. Fur mehrere besondere Leistungen nach diesem Gebuhrentarif werden die
darin vorgesehenen Gebulhren nebeneinander erhoben, auch wenn diese Leistungen im zeitlichen oder
sachlichen Zusammenhang stehen.
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(3)

§ 30 Verwaltungsgebiihr

Das Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers erfolgt durch Selbsterkldrung und ist
kostenfrei.

Die Ablesung der, bereits auf Funk umgestellten, privaten Wasser- oder Abwasserzahler erfolgt durch
die Mitarbeiter der Stadt und ist kostenfrei.

Fir jedes Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers durch Beauftragte der Stadt ist eine
Verwaltungsgebiihr von 15,00 € zu zahlen.

Fir jede gewiinschte Zwischenablesung einer stadtischen oder privaten Messeinrichtung hat der
Antragsteller eine Verwaltungsgebihr von 15,00 € zu entrichten; fir den zweiten und jeden weiteren
Zahler ermafigt sich die Verwaltungsgebihr auf jeweils 5,00 €.

Fir die Inaugenscheinnahme/Erstellungskontrolle einer Zisterne und/oder einer Versickerungsanlage
werden nachfolgende Verwaltungsgebihren erhoben:

fur eine Brauchwasseranlage 60,00 € (1. Inaugenscheinnahme)
jede weitere Inaugenscheinnahme 40,00 € (nach festgestellten Mangeln)
fur eine Gartenzisterne 40,00 €

fur Versickerungsanlagen 40,00 €

(z.B. Rigole, Sickerschacht)

§ 31 Entstehen und Falligkeit der Gebiihren; 6ffentliche Last

Die Gebihr fir das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und Schmutzwasser (laufende
Benutzungsgebuhr) entsteht jahrlich; sie ist einen Monat nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheids
fallig.

Die Gebduhr fir das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinklaranlagen und Abwasser aus
Gruben entsteht mit dem Abholen, die Verwaltungsgebuhr entsteht mit der jeweiligen Amtshandlung;
sie sind einen Monat nach Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids fallig.

Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebiihren nach § 23, 24, 26, 28 ruhen als 6ffentliche Last auf
dem Grundstick.

§ 32 Beauftragung Dritter bei der Gebiihrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebuhrenbescheiden wird von der ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-
Mierendorff-Str. 11, 35398 GieRen und die Entgegennahme der zu entrichtenden Gebuhren von der
Stadtkasse Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 33 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebiihr verlangen; diese orientieren sich
grundsatzlich

a)

b)

fur das Einleiten hauslichen Schmutzwassers an dem Frischwasserverbrauch des vorangegangenen
Abrechnungszeitraums,

fur das Einleiten von Niederschlagswasser an der festgestellten bebauten und kiinstlich befestigten
Grundstucksflache des vorangegangenen Abrechnungszeitraums.
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§ 34 Gebiihrenpflichtige

(1)  Geblhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundsticks ist. Der
Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstickseigentimers geblhrenpflichtig. Mehrere
Gebulhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2)  Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird der neue
Eigentimer oder Erbbauberechtigte geblhrenpflichtig mit Beginn des Monats, welcher dem
Eigentumsiibergang folgt.

§ 35 Abwilzung der Kleineinleiterabgabe

(1)  Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe fir Kleineinleitungen im Sinne der §§
8, 9 Abs. 2 AbwAG und des § 8 HessAbwAG wird auf die Eigentiimer der Grundstiicke abgewalzt, von
denen Schmutzwasser direkt in ein Gewasser oder in den Untergrund eingeleitet wird, ohne dass das
gesamte Schmutzwasser des jeweiligen Grundsticks in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt
wird, die mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

(2) § 31 Abs. 1 gilt entsprechend.

IV. Alilgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstérungen und Ordnungswidrigkeiten

§ 36 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen und neuen
Grundstuckseigentiimer bzw. Erbbauberechtigten unverziiglich mitzuteilen.

(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Veranderungen an Grundstlicksentwasserungsanlagen
vornehmen lassen will, hat dies der Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser vergleichbares Abwasser einleitet, hat
der Stadt oder den Beauftragten der Stadt alle mit der Abwasserentstehung und -fortleitung
zusammenhangenden Auskiinfte Gber Art, Menge und Entstehung des Abwassers zu erteilen. Die Stadt
kann verlangen, dass hierzu ein von ihr vorgegebener Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten
ist; hierfir kbnnen Fristen gesetzt werden.

§ 37 Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen
haben, den Zutritt zu den  Grundsticksentwasserungsanlagen, Wasserverbrauchsanlagen,
Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies
zur Prufung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser
Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen, erforderlich ist.

§ 38 Haftung bei Entsorgungsstérungen
(1) Die Stadt haftet fir Schaden durch Betriebsstdérungen an der Abwasseranlage, sofern bei Schaden an
Korper und Gesundheit Vorsatz oder Fahrlassigkeit, bei anderen Schaden Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit vorliegt.
(2) Fur Schaden infolge unvermeidlicher Naturereignisse - wie Rdulckstau bei Hochwasser,

Uberdurchschnittlichen Niederschldgen, Schneeschmelze - oder Stérungen im Abwasserablauf und
dergleichen wird weder Ersatz geleistet noch eine Minderung der Geblhren gewahrt.
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

§ 39 Ordnungswidrigkeiten
Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen
§ 4 Abs. 1 ein Grundstlck nicht ordnungsgemalf} an die Abwasseranlage anschlief3t;
§ 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der Abwasseranlage zufiihrt;

§ 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstlicks oder die Zufiihrung von Abwasser ohne Genehmigung
vornimmt;

§ 5 Abs. 1 Grundsticksentwasserungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden bau- und
wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses
herstellt, unterhalt und betreibt;

§ 6 Abs. 1 Grundsticksklareinrichtungen in den dort genannten Fallen nicht anlegt oder nicht
ordnungsgemaf betreibt;

§ 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundstiicksklareinrichtung einleitet;

§ 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben nicht der Stadt
Uberlasst;

§ 6 Abs. 4 Grundstlcksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die Abwasseranlage die Behandlung
des Abwassers sicherstellt;

§ 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet werden darf;

§ 7 Abs. 2 Abfélle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie Kondensate ohne
Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt;

§ 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage anschlieRt oder Kiihlwasser einleitet;

§ 7 Abs. 4 Anlagen zum Zuriickhalten von im Abwasser enthaltenen unzulassigen Stoffen nicht einbaut
oder nicht ordnungsgemalf betreibt;

§ 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet;
§ 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdinnt;
§ 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgeman fihrt;

§ 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs. 1 und 3 festgelegten
Einleitungsgrenzwert Uberschreitet;

§ 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerat oder selbstaufzeichnendes Messgerat nicht
errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in betriebsbereitem Zustand halt oder den Bediensteten oder
Beauftragten der Stadt den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit ermdglicht;

§ 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend nachkommt;

§ 36 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt;

§ 36 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskinfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollstandig, nicht in
der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt;

§ 37 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser Bestimmung genannten
Anlagen und Einrichtungen verweigert.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbul3e von 5 bis 10.000 € geahndet werden. Die GeldbulRe

soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen.
Reicht das satzungsmaRige Héchstmald hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.
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(3) Das Gesetz liber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung; zustandige
Verwaltungsbehdrde ist der Magistrat.
§ 40 In-Kraft-Treten
Diese Satzung tritt zum 01.03.2022 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Entwésserungssatzung vom 18.11.2003 in der Fassung der 17. Anderung vom
04.11.2021 auler Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Anlage zu § 29 EWS

GEBUHRENTARIF
fiir die Kontrolle der Indirekteinleiter

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers notwendigen
Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und
Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den entsprechenden DIN-Normen des
Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut fir Normung e.V., Berlin, auszufiihren.

Die zusatzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und Erlauterungen der Anlage "Analysen- und
Messverfahren" der Abwasserverordnung zu § 7a WHG (AbwV vom 20. September 2001; BGBI. | S. 2440) in

der jeweils geltenden Fassung sind zu beachten.

A. Kosten fiir Betriebsiiberwachung

Kostenart

Tarif

1. Betriebsbegehung, Kontrolle von
Abwasseranlagen, Entnahme von
Abwasserproben, Durchfluss-, pH-Wert- und
Temperaturmessungen - nach Zeitaufwand
einschl. Personal- Fahrtkosten (je angefangene 30
Min. wird %2 h berechnet).

77,35 €/h

2. Einsatz von Registriergeraten (Chemograph) zur
kontinuierlichen Erfassung von Messwerten — nach

Zeitaufwand (je angefangene 30 Min. wird %5 h berechnet.

71,40 €/h

3. Entnahme von Stichproben einschl. pH-Wert- und
Temperaturmessungen

23,80 €/Probe

4. Kontrolltatigkeit bei regularen Untersuchungen

35,70 € pauschal

B. Untersuchungskosten fiir Analysen

Parameter Tarif in €
pH-Wert 2,38
Leitfahigkeit 2,38
Redox-Potential 2,38
absetzbare Stoffe 3,57
Trockensubstanz 23,80
Glahrickstand/Glihverlust 14,28
Chlorid (C1) 5,95
Cyanide (gesamt) (CN) 5,95
Cyanide, leicht freisetzbar (CN) 5,95
Fluorid (F) 9,52
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Sulfat (SO4) 10,12
Sulfit (SO 3) 10,12
Sulfid (S 2-) 10,12
Nitrat (NO3-) 15,47
Nitrit (NO2-) 9,52
NOx-Stickstoff (Nox-) 9,52
Ammonium (NH4+)

a) photometrisch 3,57
b) titriometrisch 3,57
organ. Stickstoff 9,52
ortho-Phosphat 2,98
BSB5 10,12
CSB 23,56
AOX 45,22
DOC 7,14
TOC 7,14
Harte 5,36
Chromat (C-VI) 7,74
Silber (Ag) 3,57
Aluminium (Al) 3,57
Arsen (As) 3,57
Bor (B) 2,38
Calcium (Ca) 2,38
Cadmium (Cd) 7,14
Chrom gesamt (Cr) 7,14
Kupfer (Cu) 7,14
Eisen (Fe) 3,57
Quecksilber (Hg) 9,52
Magnesium (Mg) 2,38
Mangan (Mn) 2,38
Natrium (Na) 2,38
Nickel (Ni) 7,14
Phosphor (P) 2,38
Blei (Pb) 7,14
Selen (Se) 2,38
Zinn (Sn) 2,38
Zink (Zn) 7,14
organische Lésungsmittel qualitativ 23,80
organische Lésungsmittel quantitativ 11,90
halogenierte Kohlenwasserstoffe qualitativ 23,80
halogenierte Kohlenwasserstoffe quantitativ 11,90
Kohlenwasserstoffe (H 53) 57,12
Schwerfliichtige, lipophile Stoffe/organische Ole/Fette 29,75
Phenole 7,14
organ. Sauren (wasserdampffliichtig) 7,14
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Simultananalyse fiir Schwermetalle unabhédngig von der Anzahl der Einzelparameter

[—

Silber (Ag)
Aluminium (Al)
Arsen (As)

Bor (B)

Calcium (Ca)
Cadmium (Cd)
Chrom gesamt (Cr)
Kupfer (Cu)

Eisen (Fe)
Quecksilber (Hg) ~ 57,12€
Magnesium (Mg)
Mangan (Mn)
Natrium (Na)
Nickel (Ni)
Phosphor (P)
Blei (Pb)

Selen (Se)

Zinn (Sn)

Zink (Zn) L

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

3.6 Erlass einer 4. Anderungssatzq_ng zur ErschlieBungsbeitragssatzung (EBS) vom
24.09.2002 in der Fassung der 3. Anderungssatzung vom 17.11.2015

Vorlage: 373/2021

Keine Wortmeldungen.

Beschluss:

Es wird beschlossen, aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt gedndert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
08.08.2020 (BGBI. | S 1728), in Verbindung mit § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142), zuletzt geéndert durch Gesetz zur Anderung des
Hessischen Kommunalwahlgesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Corona-Pandemie vom
11.12.2020 (GVBI. S. 915) folgende

4. Anderungssatzung zur ErschlieBungsbeitragssatzung vom 24.09.202 in der Fassung der 3.
Anderungssatzung vom 17.11.2015

zu erlassen:
§ 6 Grundstiicksflache
(2) Im AuBenbereich gelegene Grundsticksteile bleiben unbericksichtigt. Gehen Grundsticke vom
unbeplanten Innenbereich in den Aul3enbereich Uber, wird die Flache zwischen der gemeinsamen Grenze

der Grundstlicke mit der ErschlieBungsanlage und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie
berlcksichtigt.
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(3) Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstiicks die in Abs. 2 genannte Tiefe, ist
zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmaligen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung
entspricht, zu berlcksichtigen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung oder gewerbliche Nutzung erst
bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

§ 7 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1
BauGB erreicht, ist dieser mallgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans iberschritten,
ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe (Traufhohe) oder
Baumassenzahl zugrunde zu legen.
Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,7
Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehthe (Traufhéhe), sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle Zahlen
auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

(5) Sind fir ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebdudehdhen (Traufhéhen) oder

Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem héchsten festgesetzten Wert fir die
gesamte Grundstiicksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

§ 10 Artzuschlag
In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten (im beplanten und unbeplanten Innenbereich) werden die nach den
8§ 7-9 ermittelten Veranlagungsflachen um 10 % erhoht. Das gleiche gilt fur ausschlie3lich gewerblich,
industriell oder in ahnlicher Weise genutzte Grundstticke in sonstigen Baugebieten.
§ 11 Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(4) Mehrfach erschlossene Grundsticke sind bei gemeinsamer Aufwandsermittiung in einer

Erschliefungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei der Verteilung des ErschlieBungsaufwands nur

einmal zu berlcksichtigen.

§ 18 In-Kraft-Treten

Diese Anderungssatzung tritt am 01.03.2022 in Kraft.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)
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3.7 651722 Gewerbegebiet »In der Us*“
Vergabe von ErschlieBungsarbeiten Strae, Kanal, Wasser und Regenwasser

Vorlage: 19/2022

Die Vorlage ist versehentlich den Beratungspunkten zugeordnet worden.

Da es sich um eine Mitteilung handelt, wird sie als TOP 4.1 behandelt.

Dort ist es jedoch zu keiner Wortmeldung gekommen.

Mitteilung:

Gemal Beschluss Magistrat vom 18.01.2022, Vorlagennummer 12/2022, wurden die Erschlieungsarbeiten
Gewerbegebiet ,In der Us“ nach einem o&ffentlichen Ausschreibungsverfahren beauftragt.

Beauftragt wurde die Firma Wilhelm Jost GmbH & Co KG, Auf der Muckenkaut, 35789 WeilmUinster, mit einer
Angebotssumme von Brutto 1.486.238,33 EUR, incl. Nachlass. Wahrend der Entwurfsphase wurden diese
ErschlieRungsleistungen mit Kosten von 1.878.069,51 € brutto geschatzt.

Der Baubeginn erfolgt im Méarz 2022, die Fertigstellung ist fur den 31.12.2022 geplant.

Die Finanzierung der ErschlieSungsarbeiten erfolgt Uber die Investitionsnummer: 708-00-2 bis 708-00-5, wo
ausreichend Mittel zur Verfliigung stehen.

Beratungsergebnis:

3.8 65-17-24 Sanierung Teilbereich Gartenstralle Rod am Berg
Freigabe der Ausfiihrungsplanung

Vorlage: 25/2022

Herr Strutz berichtet aus dem Bauausschuss. Hier stehen noch offene Fragen aus, die mit dem Protokoll
beantwortet werden sollten.

Herr Pauli erlautert, dass Hausnummer 28 nicht miteinbegriffen werden kann, da dort das Hauptschieberkreuz
von Rod am Berg liegt und der Ort bei der BaumaRhahme mehrere Tage ohne Wasser dastehen wirde.
Hierflr misse erst ein Ringschluss geschaffen werden, deshalb ist Hausnummer 28 erst im nachsten
Abschnitt dabei.

Herr Fleischer schlagt vor, die Investition nicht durchzufihren. Hier kbnne man gut 1 Mio. € einsparen und
dies als Gegenfinanzierung zum Nichtverkauf Sportplatz ARS nutzen.

Beschluss:

Es wird beschlossen:

Die vorgelegte Ausfihrungsplanung der Ingenieurgesellschaft Muller mbH, Otto-Hahn-StralRe 3, 61137
Schdneck, gemal Anlage 1 umzusetzen.

Die Testphase mit der hellen Asphaltflache auf 12 Monate festzusetzten.
Eine Informationsveranstaltung fir die Anlieger im April 2022 stattfinden zu lassen.
Mit der Bauausfihrung im August 2022 zu beginnen.

Die Finanzierung der MaRnahme erfolgt tber die Investitionsnummer 710-00-2 bis 710-00-04, wo ausreichend
Mittel zur Verfligung stehen.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)
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3.9 Kommunale Zusammenarbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis
Vorlage: 8/2022

Frau Schirner berichtet aus dem Umweltausschuss, dass die Vorlage kurz diskutiert und einstimmig
beschlossen wurde.

Im Bauausschuss wurde ebenso nichts Abweichendes beschlossen.

Beschluss:

Es wird eine Absichtserklarung der Stadt Neu-Anspach beschlossen, dass alle Synergien und Méglichkeiten
zu prifen sind, mit dem Ziel einer Verbesserung der Wasserversorgung und einer gemeinsamen Zusammen-
arbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis.

Mit diesem Beschluss wird dem dafiir gebildeten Gremium die volle Unterstiitzung zugesagt.
Die fir die durchzufihrenden Analysen und Untersuchungen ist vereinzelt auch externe Hilfe zu beauftragen.

Die noch hierfir notwendigen Mittel werden Uber die Haushaltsstelle 6165000 Instandh. v. Sachanl.
Gemeingebr., Infrastr.verm./ 69533100 Wasserversorgung / 533010 Wasserversorgung abgedeckt.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

3.10 Antrag der SG Anspach 1862
Nichterhebung des Betriebskostenzuschusses 2021 fiir Vereine

Vorlage: 1/2022
Im Sozialausschuss ist der komplette Erlass der Beitrage mehrheitlich beschlossen worden.
Frau Scheer bringt an, dass ihr von einem Fall berichtet wurde, dass dort nichts ausgefallen sei. Ebenso hat
sie recherchiert, dass in den Mitgliedsbeitrdgen der SG Anspach ein Teil fir den Kostenbeitrag bei der Stadt

enthalten sei. Sie stellt die Frage in den Raum, ob diese denn auch an die Mitglieder zurtickgezahlt werden.

Herrn Moses appelliert, dass es nicht Angelegenheit des Ausschusses sei sich mit dem Umgang der Vereine
mit ihren Geldmitteln zu befassen.

Herr Bellino erganzt, dass sie als Ausschuss nur an die Vereine appellieren kdnnen, ggf. einbehaltene Beitrage
z.B. Gber Gemeinschaftsveranstaltungen an die Mitglieder zurlickzugeben.

Herr Strutz bittet darum in zuklnfigen Vorlagen zu beziffern um wie viel Geld es geht.
Herr Pauli tragt die Betrage vor:
Alle Vereine 35.000 €, davon flur die SG Anspach: 21.000 €.

Beschluss:

Es wird beschlossen, den Aktivenbeitrag fur die Sportvereine, die stadtische oder kreiseigene Raumlichkeiten
fur den Sportbetrieb nutzen, flr das Jahr 2021 zu erlassen.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)
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3.1 Verkauf von stadtischen Kleinstflichen/ Griinflichen im vereinfachten
Umlegungsverfahren
- Entscheidung tiber Fortfiihrung des Verfahrens

Vorlage: 11/2022

Herr Schmidt bittet darum, Blrger, die mit dem Ansinnen, ein solches Grundstiick zu erwerben, auf die Stadt
zukommen, weiterhin wohlwollend zu begegnen.

Es herrscht Einigkeit darliber, dass es ein guter Versuch war aber auch klar dargestellt wird, dass man an die
Grenzen der Profitabilitait gekommen ist und man daher den Prozess einstellen sollte.
Herr Ziegele empfiehlt, nun die Kapazitaten fir die groBen Grundstlicksverkaufe einzusetzen.

Herr Kraft bemangelt die Ausfiihrungen der Argumentation zur Bebauung in der Vorlage. Er bittet in
zuklnftigen Vorlagen darauf zu achten.

Beschluss:

Es wird beschlossen, das Verfahren zum Verkauf der stadtischen Kleinstflachen zu beenden und diese
Entscheidung den Grundstlckseigentimern schriftlich mitzuteilen.

Beratungsergebnis: 9 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

3.12 Neufassung der Entgeltordnung zur Badeordnung fiir das Waldschwimmbad der Stadt
Neu-Anspach

Vorlage: 9/2022

Frau Bolz ruft fir die Beratung das Protokoll des Sozialausschusses auf, da dort das abweichende
Beratungsergebnis dargestellt ist.

Herr Pauli erldutert die Beschllsse des Sozialausschusses:

- Es soll wie bisher eine Saisonkarte zum Preis von 2021 geben

- Die Preise zum Einzeleintritt bleiben

- Bei den Wertkarten wird der Eintrittspreis um 25% rabattiert

- Mindestaufladewerte fiir Erwachsene und Jugendliche/Kinder wurden festgelegt

- Zugang zum Fruh- und Abendschwimmen soll nur mit Wertkarte mdglich sein

- Frih- und Abendschwimmen soll preislich gleich gestellt sein

- Nach Ende der Saison 2022 soll das System und die Preisstruktur evaluiert werden

Auf Nachfrage von Hr. Schmidt, ob Frihschwimmer denn dann glinstiger den ganzen Tag bleiben kénnten
erlautert Herr Pauli, dass es hier zwei Méglichkeiten gibt damit umzugehen.

Entweder der Bademeister muss das Bad um 9 Uhr (nach dem Friihschwimmen) einmal komplett rAumen und
die Frihschwimmer zahlen neben dem Frihtarif nochmal den Tagespreis oder es wird zum Ausgang ein
zweites Drehkreuz installiert, sodass beim Rausgehen nachbezahlt wird.

Er schlagt daraufhin vor, dass Frihschwimmen nur der kann, der eine Saisonkarte hat und der
Friihschwimmertarif damit entfallt.

Herr Schmidt beantragt unter Erganzungen von Herrn Pauli und den Ausschussmitgliedern daraufhin, den
Frihschwimmer Tarif zu streichen und die Friih- und Abendschwimmer nur mit Saison- oder Wertkarte in das
Bad einzulassen. So wiirde der Friihschwimmer ohne Saisonkarte den Einzelpreis zahlen und kénne so lange
bleiben, wie er méchte. Die Abendschwimmer ohne Saisonkarte bezahlen den Abendtarif und missen zur
SchlieRzeit das Bad verlassen. Auflerdem ware damit gewahrleistet, dass die Kasse nur zu den Hauptzeiten
besetzt sein musste.

Beschluss: 6 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 3 Stimmenthaltung(en)

Herr Strutz erlautert fur die CDU-Fraktion, dass man sich hier enthalten werde da die Sachlage nach dem
Sozialausschuss noch zu undurchsichtig gewesen sei.
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Frau Schirner bittet um Aufarbeitung der Beschllisse und Vorlage an die Stadtverordneten bis zur Sitzung am
17.02.2021. Der Blrgermeister sagt dies zu.

Herr Fleischer bemangelt, dass Barbezahlung héher bepreist wird als Zahlung mit der Wertkarte.
Herr Ziegele erganzt dazu, dass in der heutigen Zeit die Zahlung mit der Wertkarte geférdert werden sollte,
wenn auch 25 % Rabatt recht hoch erscheinen.

Es wird festgehalten, dass in der Evaluierung nach der Saison 2022 (iber solche Punkte gesprochen werden
kann.
Beschluss:

Es wird beschlossen, aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der
Fassung vom 07.03.2005 (GVBI | 2005, S. 142), zuletzt geandert durch Gesetz vom 11.12.2020 (GVBI. S.
915) und der §§ 1 bis 6a, 9 und 10 des Gesetzes Uiber kommunale Abgaben (KAG) vom 24.03.2013 (GVBI.
2013 S. 134) zuletzt geandert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBI. S. 247) folgende

Entgeltordnung zur Badeordnung fiir das Waldschwimmbad der Stadt Neu-Anspach

§1

Fir die Benutzung des Waldschwimmbades der Stadt Neu-Anspach
werden folgende Eintrittsgelder bzw. Entgelte erhoben:

A. Eintrittsgelder:

. Einzelkarten:

1. Erwachsene (Personen ab Vollendung des 18. Lebensjahres) 4,50 €

2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr
bis zum Erreichen des 18. Lebensjahres) 3,00 €

1. Wertkarten:
Erwachsene
Mindestaufladewert 30,00 €

Kinder und Jugendliche
Mindestaufladewert 20,00 €

Bei einer Rabattierung von 25 %
werden folgende Betrage beim Eintritt berechnet

1. Erwachsene Einzeleintritt 3,38 €
Abends eine Stunde vor Badschlielung 2,25€

2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr bis zum
Erreichen des 18. Lebensjahres) 2,25 €
Abends eine Stunde vor BadschlielRung 1,50 €

Die Nutzung der Sonderzeiten|jjjjlil Frih- und Abendschwimmen kénnen ausschlieRlich mit
Wertkarte/Saisonkarte in Anspruch genommen werden.

1. Saisonkarten:

1. Erwachsene 66,00 €
2. Kinder & Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr bis
Zum Erreichen des 18. Lebensjahres) 38,50 €
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Ersatzkarte bei Verlust 5,00 €

In den Entgelten ist die jeweils gultige Mehrwertsteuer enthalten.

Gutscheine fiir das Waldschwimmbad kdnnen ganzjahrig im Birgerbiro der Stadt Neu-Anspach erworben
werden.

ErmaRigungen:

Schwerbehinderte mit amtlichem Ausweis, sowie deren Begleitperson, Schiler, Studenten,
Auszubildende, Sozialdienstleistende und Inhaber der Ehrenamtskarte werden, auch wenn sie das
18. Lebensjahr bereits vollendet haben, bei Vorlage eines entsprechenden Ausweises, wie
Jugendliche behandelt.

Kinder von Sozialhilfeempfangern, mit gultiger Sozialhilfebescheinigung, haben freien Eintritt.
Es muss pro Kind eine Wertkarte in der Verwaltung erworben werden.

Der Zeitraum und die ErmaRigungen fir einen Vorverkauf werden jahrlich durch den Magistrat
festgelegt.

Doppelermafigungen sind ausgeschlossen (der glinstigste Tarif zahlt).

Gruppen:

Das Entgelt flr begleitete Gruppen aus Schulen im Rahmen des Sportunterrichts, aus den
Kindertagesstatten und den Neu-Anspacher Kinderferienspielen betragt 1,00 € pro Person

Begleitpersonen haben sich entsprechend auszuweisen.

Benutzungsgebiihren:

Garderobengebiihren entfallt
Sonnenschirm-Leihgebihr 2,50 €
Sonnenschirm-Pfand 5,00 €
Sonnenliegen-Leihgebihr 5,00 €
Sonnenliegen-Pfand 7,50 €

In den Entgelten ist die jeweils gultige Mehrwertsteuer enthalten.

§2

Inkrafttreten

Die Rechtswirksamkeit dieser Entgeltordnung zur Badeordnung fiir das Waldschwimmbad tritt mit Ablauf des
Tages ein, an dem die Veroffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsorgan der Stadt Neu-Anspach, dem
Usinger Anzeiger, erfolgt.

Erganzung zum Beschluss:
Ferner wird beschlossen, nach Ende der Saison 2022 die Eintrittspreise zu evaluieren.

Beratungsergebnis: 6 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 3 Stimmenthaltung(en)
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4. Mitteilungen des Magistrats

Siehe TOP 3.7

5. Anfragen und Anregungen

Beschluss
Beratungsergebnis:

5.1 Anfrage der Fraktion NBL/NBF
Herr Moses berichtet, dass an der Neuen Pforte der Blrgersteig nicht gesandet worden ist sondern nur Split
benutzt wurde. Zum Erhalt ware es besser, wenn der Blrgersteig noch gesandet wurde. Es ginge um den
Bulrgersteig Hohe Gerustbau Moos.

6. Geschiftsordnungsfragen im Zusammenhang mit der nachsten Parlamentssitzung

Keine Wortmeldungen.

Ulrike Bolz Christian Neuenfeldt
Ausschussvorsitzende Schriftfihrer

40



\i&\ éz

el Stadt Der Magistrat
™~/ Neu-Anspach
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Vorlage XI111/14/2022
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Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Neuformulierung Beschluss Forderprogramm "Zukunft Innenstadt”
Sachdarstellung:

Nach Mitteilung des hessischen Ministeriums fir Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen vom 17.01.2022
an die Verwaltung, ist der am 04.11.2021 gefasste Beschluss der Stadtverordnetenversammlung zur
Teilnahme am Foérderprogramm ,Zukunft Innenstadt” nicht ausreichend. Die Verwaltung legt daher den vom
Ministerium inhaltlich geforderten Beschluss zur Beratung vor.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen am Férderprogramm ,Zukunft Innenstadt® teilzunehmen. Mit den Projekten und
MafRnahmen des Innenstadtbudgets wird angestrebt die Innenstadt der Stadt Neu-Anspach zu starken. Eine
Strategie dazu wurde im Rahmen der Interessensbekundung von der Verwaltung bereits ausgearbeitet.
MaRBnahmen und Projekte die im Rahmen des Landesprogramms ,Zukunft Innenstadt umgesetzt werden
dienen dazu, die Ziele der Strategie fiir die Neu-Anspacher Innenstadt zu erreichen. Uber MaRnahmen und
Projekte wird im Einzelnen beraten.

Thomas Pauli
Blrgermeister
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STADT NEU-ANSPACH
Der Magistrat

BESCHLUSS

der offentlichen Sitzung der Stadtverordnetenversammiung vom 04.11.2021.

28 Teilnahme am Forderprogramm "Zukunft Innenstadt”
Vorlage: 345/2021

Beschluss:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlief3t,

1. am Foérderprogramm ,Zukunft Innenstadt” teilzunehmen,

2. die Bereitstellung der notwendigen Eigenmittel der Stadt zuzusichern und

3. Uber die Durchfuhrung einzelner Projekte im Rahmen des Férderprogrammes und uber jegliche
Verfugung der Mittel jeweils gesondert in der Stadtverordnetenversammlung zu beraten und zu beschlie3en.

Beratungsergebnis: 33 Ja-Stimme(n), 0 Gegenstimme(n), 0 Stimmenthaltung(en)

Die Richtigkeit des Auszuges wird beglaubigt. Gleichzeitig wird bescheinigt, dass zur Sitzung unter
Mitteilung der Tagesordnung rechtzeitig und ordnungsgemaR eingeladen worden ist.

Die Stadtverordnetenversammlung war beschlussfahig.

Neu-Anspach, 09.11.2021 Im Auftrag

gez. Schnorr

Verteiler
Bereich Empféanger Merkmal
Bauen, Wohnen und Umwelt Corell, Sarah zur Kenntnis
Wirtschaftsforderung Pauli, Thomas zur Erledigung
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Sonderbericht Finanzhaushalt zum 31.12.2021

Sachdarstellung:

In Vorfeld der Beratungen zum Haushalt 2022 ist mit einem negativen Zahlungsmittelbestand bzw. einem
Stand der Liquiditatskredite von 300.000 € ausgegangen worden.

Verschiedene, z. T. unvorhergesehene Faktoren haben nun dazu gefihrt, dass der Finanzhaushalt zum
31.12.2021 mit einem Zahlungsmittelbestand von 1.203.359,57 € abgeschlossen hat. Gleichzeitig waren zu
dem Zeitpunkt sdmtliche Liquiditatskredite abgebaut.

D. h. die Vorgabe der Kommunalaufsicht und des Hessenkasse-Gesetzes, bis zum Jahresende samtliche
Liquiditatskredite abzubauen, wurde erflllt. Darlber hinaus ist der notwendige Liquiditatspuffer von rund
650.000 € ebenso aufgebaut.

Grundsatzlich ist der Tagesstand zum 31.12.2021 als Momentaufnahme zu betrachten, die u.a. der positiven
Entwicklung der Steuerzahlen geschuldet ist. Wenige Tage spater sieht der Kontostand wieder schlechter aus.
Im Verlauf des Jahres werden wieder Liquiditatskredite bendtigt, weshalb es gilt weiterhin so zu wirtschaften,
dass diese zum Jahresende wieder abgebaut sein werden.

Zu den Griinden:

Im Budgetbericht zum 30.09.2021 ist ebenso mit einem Liquiditatskreditstand von 300.000 € zum 31.12.2021
gerechnet worden.

Gegenliber den Hochrechnungen ist es jedoch zu unvorhergesehenen zusatzlichen Einzahlungen bzw.
geringeren Auszahlungen gekommen.

+215.000 € weniger Personal- und Versorgungsauszahlungen als im Budgetbericht zum 30.09. prognostiziert
+ 300.000 € mehr Einzahlungen aus der OFD (Einkommen-, Umsatzsteuer und Familienlastenausgleich)

+ 410.000 € Einzahlungen aus der Gewerbesteuer

+ 195.000 € Zuschusse (Kalamitatengeld, IKZ-Abschlage, Bushaltestellen, OZG)

+ 430.000 € Zuschisse aus KiF6G (waren grundsatzlich in Hochrechnung bericksichtigt, kam aber liquide on

top)
=1.550.000 €

Es bleibt abzuwarten, wie die Kommunalaufsicht auf diese Nachricht reagiert und den Abbaupfad als ,erledigt”
betrachtet. Dieses Ergebnis gilt es definitiv zum 31.12.2022 zu bestatigen.



Beschlussvorschlag:

Der Sonderbericht Finanzhaushalt zum 31.12.2021 wird zur Kenntnis genommen.

Thomas Pauli
Blrgermeister

Anlage
Finanzhaushalt zum 31.12.2021



Finanzrechnung zum 30.09.2021/31.12.2021

Ist 2021 zum

Ist 2021 zum

Pos. Name Ansatz 2021 30.09.21 31.12.21

01 1 Privatrechtliche Leistungsentgelte 688.977,00 596.973,50 920.283,21
02 2 Offentlich-rechtliche Leistungsentgelte 6.390.229,00 4.709.465,53 6.638.496,93
03 3 Kostenersatzleistungen und -erstattungen 1.062.711,00 1.094.360,99 1.290.768,98
04 4 Einzahlungen aus Steuern und steuerah. Ertrédgen einschl. Ertrdgen aus gesetzlichen Umlagen 20.245.946,00 14.102.616,92 22.115.929,12
05 5 Einzahlungen aus Transferleistungen 913.188,00 463.355,56 831.670,75
06 6 Zuw.u.Zusch.f.Ifd.Zwecke u.allg.Umlagen 5.943.988,00 4.314.255,81 5.872.090,60
07 7 Zinsen und sonstige Finanzeinzahlungen 206.029,00 154.789,58 166.358,95
08 8 Sonst.ord.Einz.u.sonst.a.ordentl.Einz. die sich nicht aus Invest.tdtigk. Ergeben 549.859,00 384.116,23 509.098,59
09 9 SU Einzahlungen aus laufender Verwaltungstatigk. 36.000.927,00( 25.819.934,12 38.344.697,13
10 10 Personalauszahlungen -8.199.577,00 -5.759.211,16 -8.026.286,14
11 11 Versorgungsauszahlungen -881.859,00 -612.352,18 -808.248,46
12 12 Auszahlungen fiir Sach- und Dienstleistungen -6.234.540,00 -3.535.596,55 -5.571.919,73
13 13 Auszahlungen fir Transferleistungen -9.500,00 0,00 0,00
14 14 Ausz.f.Zuw.u.Zusch.f.laufende Zwecke sowie besondere Finanzauszahlungen -3.571.770,00 -2.559.361,41 -3.676.448,79
15 15 Ausz.f.Steuern einschl.Ausz.a.ges.Uml.Verpfl. -14.375.114,00 -10.830.724,14 -14.994.221,75
16 16 Zinsen und ahnliche Auszahlungen -942.200,00 -707.347,08 -843.215,11
17 17 Sonst.ord.Ausz.u.sonst.auBerordendliche Ausz, die sich nicht aus Investitionstatigk.ergeben -22.145,00 -51.018,33 -68.909,07
18 18 SU Auszahlungen aus laufender Verwaltungstatigk -34.236.705,00| -24.055.610,85 -33.989.249,05
19 19 Zahlg.mittel.iibersch/-bedarf a.lfd. Verwaltungstatigk. (Saldo aus Nrn. 9 und 18) 1.764.222,00 1.764.323,27 4.355.448,08
20 20 Einz.a.Inv.zuw.u.-zusch.s.a.Inv.beitr. 1.661.632,00 208.730,56 296.945,24
21 21 Einz.a.Abg.v.Gegenst.d.Sachanlagevermoégens und des immateriellen Anlagevermégens 630.304,00 397.096,12 397.096,12
22 22 Einz.a.Abg.v.Gegenst.d.Finanzanl.verm. 0,00 0,00 0,00
23 23 SU Einzahlungen aus Investitionstatigkeit 2.291.936,00 605.826,68 694.041,36
24 24 Ausz.f.d.Erwerb v.Grundstiicken u.Gebduden -35.003,00 -1.309,00 -11.223,01
25 25 Auszahlungen fir BaumaBnahmen -1.859.600,00 -436.891,77 -659.556,25
26 26 Ausz.f.Invest.i.d.sonst.Sachanl.vermdgen und immaterielle Anlagevermégen -1.993.075,00 -255.867,66 -321.690,39
27 27 Ausz.f.Invest.i.d.Finanzanl.Verm. -13.800,00 -13.882,88 -13.882,88
28 28 SU Auszahlungen a. Investitionstatigkeit (Nr. 24-27) -3.901.478,00 -707.951,31 -1.006.352,53
29 29 Zahlungsm.iibersch/-bedarf aus Investitionstatigkeit (Saldo aus Nrn. 23-28) -1.609.542,00 -102.124,63 -312.311,17
29B 30 Zahlungsmitteliiberschuss/Zahlungsmittelbedarf (Summe aus Nrn. 19 und 29) 154.680,00 1.662.198,64 4.043.136,91
30 31 Einz.a.d.Aufn.v.Kred.u inn.Darl.u. wirtschaftl. vergleichb Vorgangen fiir Investitionen 1.609.542,00 0,00 0,00
31 32 Ausz.f.d.Tilg.v.Kred.u.inn.Darl.. wirtschaftl. vergleichb.Vorgdngen fir Investitionen -1.763.340,00 -1.592.350,74 -1.816.311,40
32 33 Zahlungsm.iibersch/-bedarf a.Finanz.tatigk. (Saldo aus Nrn. 31 ./. 32) -153.798,00| -1.592.350,74 -1.816.311,40
32B 34 Anderung d. Zahlungsmittelbestandes zum Ende des Haushaltsjahres (SU a. Nrn.30 u.33) 882,00 69.847,90 2.226.825,51
50 38 Anfangsbest./ Bestand an Zahlungsmitteln zu Beginn/Ende des Haushaltsjahres -1.500.000,00 -1.033.000,00 1.203.359,57

tagesabhangiger tagesabhangiger
Betrag Betrag

Ausgleich des Finanzhaushalts geméB § 92 Abs. 5 Nr. 2 HGO
19 Zahlg.mittel.libersch/-bedarf a.lfd. Verwaltungstétigk. (Saldo aus Nrn. 9 und 18)
32 Auszahlungen fiir die Tilgung von Krediten

Zahlungsmittelbestand
2.000.000 T€

1.000.000 T€
0Te
LooooTe % % % % % a4 By % %
-2.000.000 T€
-3.000.000 T€

-4.000.000 T€

Ziel Abbau Ist Prog. 31.12.

4.355.448,08 €
-1.816.311,40 €
2.539.136,68 €
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Beteiligungsbericht fiir das Geschéftsjahr 2020
Sachdarstellung:

Mit der gesetzlichen Gegebenheit des § 123a der Hessischen Gemeindeordnung ist die Stadtverwaltung Neu-
Anspach dazu verpflichtet einen Beteiligungsbericht fur jedes Geschaftsjahr aufzustellen.

Mit dem beigefugten Beteiligungsbericht soll die Méglichkeit gegeben werden, sich ein Bild Gber die Struktur,
den Aufbau, die finanzielle Situation und die Erfiillung des 6ffentlichen Zwecks der einzelnen Beteiligungen zu
machen.

Basis fir die einzelnen Darstellungen der Unternehmen sind die Jahresabschliisse des Geschéftsjahres 2020.
Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 123a der Hessischen Gemeindeordnung sind in einem
Beteiligungsbericht die Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts, an denen die Stadt Neu-Anspach
mit mindestens 20 % unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, darzustellen.

Im Geschéftsjahr 2020 bestanden folgende Beteiligungen der Stadt Neu-Anspach:

* Gemeinnutziger Wohnungsbau

» Wasserbeschaffungsverband Usingen

» Abwasserverband Oberes Usatal

Des Weiteren sind auch alle Mitgliedschaften der Stadt Neu-Anspach in dem Beteiligungsbericht dargestellt.

Der Bericht wird jéahrlich fortgeschrieben und den sich ergebenden Anderungen angepasst.

Nach der Beschlussfassung wird der Bericht 6ffentlich im Rathaus ausgelegt und auch auf der Homepage
veroffentlicht werden.

Beschlussvorschlag:

Der beigefligte Beteiligungsbericht der Stadt Neu-Anspach flir das Wirtschaftsjahr 2020 wird beschlossen.

Thomas Pauli
Blrgermeister
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1. Vorwort

Sehr geehrte Damen und Herren,

wir méchten lhnen mit dem vorliegenden Beteiligungsbericht fiir das Jahr 2020 die Moglichkeit
eroffnen, sich ein Bild iber die Struktur, den Aufbau, die finanzielle Situation und die Erflllung
des offentlichen Zwecks unserer einzelnen Beteiligungen zu machen.

Basis filr die einzelne Darstellung der Unternehmen sind die gepriften Jahresabschliisse 2020.

Entsprechend der gesetzlichen Regelung in § 123a Hessische Gemeindeordnung sind im
Beteiligungsbericht die Unternehmen in einer Rechtsform des Privatrechts, an denen die Stadt
Neu-Anspach mit mindestens 20 % unmittelbar oder mittelbar beteiligt ist, dargestellt.

Zusatzlich sind auch alle Mitgliedschaften der Stadt Neu-Anspach ergédnzt worden.

Der Beteiligungsbericht informiert Uber die wesentlichen Aufgaben, die o6ffentliche
Zweckerfillung sowie Uber den Geschéaftsverlauf, Entwicklung und Leistungsfahigkeit der
Unternehmen.

Der Bericht wird jihrlich fortgeschrieben und den sich ergebenden Anderungen angepasst.

Der Beteiligungsbericht wird offentlich bekannt gegeben und im Rathaus zur Einsicht
ausgelegt. Gerne kdnnen Sie ihn auch online unter: www.neu-anspach.de aufrufen.

Wir hoffen Ihnen einen informativen Uberblick iiber das Beteiligungsmanagement der Stadt
Neu-Anspach vermitteln zu kdnnen.

Neu-Anspach, im Januar 2022

Thomas Pauli

Biirgermeister


http://www.neu-anspach.de/
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2. Allgemeines zum Beteiligungsbericht

2.1  Kommunalrechtliche Voraussetzung zur wirtschaftlichen Betatigung einer

Gemeinde

Nach Artikel 28 Abs. 2 des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland haben die
Gemeinden und Gemeindeverbande das Recht, im Rahmen der Gesetze alle Angelegenheiten
der ortlichen Gemeinschaft auf ihrem Gebiet in eigener Verantwortung zu regeln. Diese
verfassungsrechtlich normierte Garantie der Selbstverwaltung raumt den Kommunen die
Personalhoheit, die Finanz- und Vermdgenshoheit und insbesondere die Organisationshoheit
ein. Damit haben die Kommunen das Recht selbst zu entscheiden, auf welche Art und Weise
sie ihre vielfaltigen Aufgaben der Daseinsvorsorge erfillen wollen.

Nicht erst seit Beginn der Verwaltungsreform hat sich gezeigt, dass sich bestimmte Leistungen
auBerhalb der klassischen Verwaltung in anderen Organisationsformen effizienter erbringen
lassen. Fiir die Entscheidung sich zur Aufgabenerfiillung privatrechtlicher Rechtsformen zu
bedienen oder sich an solchen Unternehmen zu beteiligen, sind unterschiedliche Kriterien
ausschlaggebend.

2.2  Begriff der Beteiligung

GemadR § 271 Abs. 1 HGB versteht man unter Beteiligungen Anteile am Stammbkapital an
anderen Unternehmen. Diese sollen dem eigenen Geschaftsbetrieb durch Herstellung einer
dauernden Verbindung zu jenem Unternehmen dienen.

2.3 Voraussetzungen einer Beteiligung
Nach § 121 HGO darf sich die Kommune wirtschaftlich betatigen, wenn

1. der offentliche Zweck die Betatigung rechtfertigt,

2. die Betatigungen nach Art und Umfang in angemessenem Verhéltnis zur
Leistungsfahigkeit der Gemeinde und zum voraussichtlichen Bedarf steht und

3. der Zweck nicht ebenso gut und wirtschaftlich durch einen privaten Dritten erfullt wird
oder erfiillt werden kann.

Fiir Tatigkeiten, die vor dem 01.04.2004 ausgelibt wurden, gilt die zuletzt genannte
Einschrankung nicht.

Tatigkeiten zu denen die Gemeinde verpflichtet ist, sowie Tatigkeiten auf den Gebieten des
Bildungs-, Gesundheits- und Sozialwesens, der Kultur, des Sports, der Erholung, der Abfall- und
Abwasserbeseitigung, der Breitbandversorgung und zur Deckung des Eigenbedarfs, gelten
nicht als wirtschaftliche Betatigung.
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Weiter regelt § 122 HGO, dass eine Gemeinde, die auf den Betrieb eines wirtschaftlichen
Unternehmens gerichtet ist, eine Gesellschaft nur griinden oder sich daran beteiligen darf,
wenn

1. die Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 HGO vorliegen,

2. die Haftung und die Einzahlungsverpflichtung der Gemeinde auf einen ihrer
Leistungsfahigkeit angemessenen Betrag begrenzt ist,

3. die Gemeinde einen angemessenen Einfluss, insbesondere im Aufsichtsrat oder in
einem entsprechendem Uberwachungsorgan, erhilt,

4. gewadhrleistet ist, dass der Jahresabschluss und der Lagebericht, soweit nicht
weitergehende gesetzliche Vorschriften gelten oder andere gesetzliche Vorschriften
entgegenstehen, entsprechend den fir groRe Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches aufgestellt und gepruft
werden.

2.4  Ziele des Beteiligungsberichts

GemaR § 123 a HGO ist die Kommune verpflichtet jahrlich einen Beteiligungsbericht liber die
Unternehmen, an denen sie mit mindestens 20 Prozent mittelbar oder unmittelbar beteiligt
ist, zu erstellen. Dieser ist der Stadtverordnetenversammlung in offentlicher Sitzung
vorzulegen.

Der Beteiligungsbericht der Stadt Neu-Anspach 2020 verarbeitet die gepriften
Jahresabschlisse der Eigenbetriebe, der Verbande und der Gesellschaften des Jahres 2020.

Dieser soll mindestens Angaben enthalten lber:

1. Gegenstand des Unternehmens, die Beteiligungsverhaltnisse, die Besetzung der
Organe und die Beteiligungen des Unternehmens,

2. den Stand der Erfiillung des 6ffentlichen Zwecks durch das Unternehmen,

3. die Grundzige des Geschaftsverlaufs, die Ertragslage des Unternehmens, die
Kapitalzufihrungen und —entnahmen durch die Gemeinde, die Kreditaufnahmen, die
von der Gemeinde gewahrten Sicherheiten,

4. das Vorliegen der Voraussetzungen des § 121 Abs. 1 fiir das Unternehmen.

GemaR der gesetzlichen Vorschriften sind alle privatrechtlichen Unternehmen, bei denen die
Gemeinde mindestens Gber den Fiinften Teil der Anteile verfiigt, in den Bericht aufzunehmen.

Ziel ist es, sowohl der Stadtverordnetenversammlung als auch der Offentlichkeit einen
Uberblick iiber das Beteiligungsvermdgen der Gemeinde zu erméglichen.

Die Einwohner der Gemeinde sind liber das Vorliegen in geeigneter Form zu unterrichten und
berechtigt den Beteiligungsbericht einzusehen.

Dementsprechend wird der Beteiligungsbericht der Stadt Neu-Anspach nach Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung 6ffentlich ausgelegt sowie auf der Homepage der Stadt unter
www.neu-anspach.de veroffentlicht.
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3. Rechts- und Organisationsformen

3.1  Offentlich-rechtlich
3.1.1 Regiebetrieb

Regiebetriebe besitzen keine eigene Rechtspersonlichkeit. Sie sind organisatorisch,

rechtlich, personell und haushaltsrechtlich Bestandteil der Stadtverwaltung und haben keine
eigenen Organe. Sie sind Teil der stadtischen Haushaltsplane/

Haushaltswirtschaft.

3.1.2 Eigenbetrieb

Eigenbetriebe sind wirtschaftliche Unternehmen ohne eigene Rechtspersonlichkeit

auf Grundlage des Hessischen Eigenbetriebsgesetzes (EigbG) und der von der
Stadtverordnetenversammlung beschlossenen Betriebssatzung. Hinsichtlich Organisation und
Wirtschaftsfiihrung sind Eigenbetriebe auf Grundlage eigener Wirtschaftsplane und
Stelleniibersichten selbststandig. Finanzwirtschaftlich sind Eigenbetriebe Sondervermégen
der Stadt. Mangels eigener Rechtspersonlichkeit wird die Stadt durch die Handlungen der
Eigenbetriebe im  AuBlenverhdltnis selbst berechtigt und verpflichtet. Die
Stadtverordnetenversammlung entscheidet auch (iber die Grundsdtze, nach denen der
Eigenbetrieb geleitet werden soll und Gber die Wirtschaftsplane und Jahresabschliisse. Organe
der Eigenbetriebe sind die Betriebsleitung und die Betriebskommission.

3.1.3 Zweckverband

Zweckverbande sind rechtlich selbststandige Korperschaften des 6ffentlichen

Rechts, die der gemeinsamen Wahrnehmung bestimmter kommunaler Aufgaben

dienen, zu deren Erledigung die Mitglieder berechtigt bzw. verpflichtet sind. Sie verwalten ihre
Angelegenheiten im Rahmen des Gesetzes (ber kommunale Gemeinschaftsarbeit (KGG) und
ihrer Satzung in eigener Verantwortung. Organe der Zweckverbdnde sind der
Verbandsvorstand als Verwaltungsbehérde und die Verbandsversammlung als
Beschlussgremium. Mitglieder kdnnen nur Gebietskérperschaften sein. Die Mitglieder fiir die
Verbandsversammlung werden durch die Gemeindevertretungen gewahlt.

3.1.4 Wasser- und Bodenverband

Wasser- und Bodenverbande sind den Zweckverbanden dhnliche Kérperschaften mit eigener
Rechtspersonlichkeit. Sie verwalten sich auf Grundlage des Wasserverbandsgesetzes (WVG)
und ihrer Satzung selbst. Wasser- und Bodenverbande kdnnen nur Aufgaben im Bereich der
Wasser-, Abwasser- und Abfallwirtschaft, Bodenordnung und der Landwirtschaft ibernehmen.
Mitglieder kénnen nicht nur Gebietskdrperschaften, sondern auch andere natiirliche und
juristische Personen sein. Organe sind der Verbandsvorstand und die Verbandsversammlung.

3.2 Privatrechtlich
3.2.1 Gesellschaft mit beschriinkter Haftung (GmbH)

Die GmbH ist eine juristische Person und hat somit eine eigene Rechtspersonlichkeit. Die
Geschaftsfiihrung Gibernimmt die gesetzliche Vertretung der GmbH.

Die Gesellschafter haften mit ihren Einlagen, die in der Summe das Stammkapital ergeben. Die
GmbH haftet nur mit ihrem Gesellschaftsvermogen, nicht mit dem Vermégen der
Gesellschafter selbst.
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4. Vertretung der Stadt in den Beteiligungsgremien

Fir die offentlich-rechtlichen Organisationsformen ist die Zusammensetzung und Auswahl der
Mitglieder der vorgeschriebenen Gremien in den jeweiligen Spezialgesetzen und
Betriebssatzungen abschlieRend geregelt. Ihnen gehoéren Mitglieder der
Stadtverordnetenversammlung und des Magistrats sowie teilweise sachkundige Biirger an.

Fir die privatrechtlichen Organisationsformen ist die Vertretung der Gemeinde in § 125 HGO
geregelt:

1. Der Gemeindevorstand vertritt die Gemeinde in Gesellschaften, die der Gemeinde
gehoren (Eigengesellschaften) oder an denen die Gemeinde beteiligt ist. Der
Blrgermeister vertritt den Gemeindevorstand kraft Amtes; er kann sich durch ein von
ihm bestimmtes Mitglied des Gemeindevorstandes vertreten lassen. Der
Gemeindevorstand kann weitere Vertreter bestellen. Alle Vertreter des
Gemeindevorstands sind an die Weisungen des Gemeindevorstands gebunden, soweit
nicht Vorschriften des Gesellschaftsrechts dem entgegenstehen. Vorbehaltlich
entgegenstehender zwingender Rechtsvorschriften haben sie den Gemeindevorstand
Gber alle wichtigen Angelegenheiten moglichst friihzeitig zu unterrichten und ihm auf
Verlangen Auskunft zu erteilen. Die vom Gemeindevorstand bestellten Vertreter
haben ihr Amt auf Verlangen des Gemeindevorstands jederzeit niederzulegen.

2. Abs. 1 gilt entsprechend, wenn der Gemeinde das Recht eingerdaumt ist, in den
Vorstand, den Aufsichtsrat oder ein gleichartiges Organ einer Gesellschaft Mitglieder
zu entsenden. Der Biirgermeister oder das von ihm bestimmte Mitglied des
Gemeindevorstands fuhrt in den Gesellschaftsaufgaben den Vorsitz, wenn die
Gesellschaft der Gemeinde gehort oder die Gemeinde an ihr mehrheitlich beteiligt ist.
Die Mitgliedschaft gemeindlicher Vertreter endet mit ihrem Ausscheiden aus dem
hauptamtlichen oder ehrenamtlichen Dienst der Gemeinde.

Ein Beteiligungsmanagement hat die Stadt nicht eingerichtet. Teile einer solchen
Organisationseinheit zu erflllenden Aufgaben werden durch die Kimmerei wahrgenommen.
Dies erscheint angesichts der geringen finanziellen Bedeutung der stadtischen Beteiligungen
auch angemessen.

5. Unterrichtungs- und Prifungsrecht der Kommune

Gemeinden, die an einem privatrechtlichen Unternehmen beteiligt sind, haben gemalR §§ 53,
54 Haushaltsgrundsatzegesetz (HGrG) i.V.m. § 123 Hessische Gemeindeordnung (HGO)
besondere Unterrichtungs- und Prifungsrechte.

Nach § 53 Abs. 1 HGrG hat eine Gemeinde das Recht,

1. das Unternehmen im Rahmen der Abschlusspriifung auf die OrdnungsmaRigkeit der
Geschaftsfiihrung prifen zu lassen;

2. die Abschlussprifer zu beauftragen, in ihrem Bericht auch
a. die Entwicklung der Vermogens- und Ertragslage sowie die Liquiditat und
Rentabilitat der Gesellschaft,
8
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b. verlustbringende Geschafte und die Ursachen und Verluste, wenn diese
Geschafte und die Ursachen fiir die Vermdgens- und Finanzlage von
Bedeutung waren,

c. die Ursachen eines in der Gewinn- und Verlustrechnung ausgewiesenen
Jahresfehlbetrages darzustellen

3. ihr den Prifbericht der Abschlussprifer und, wenn das Unternehmen einen
Konzernabschluss aufzustellen hat, auch den Prifungsbericht der
Konzernabschlussprifer unverziglich nach Eingang libersenden zu lassen.

Voraussetzung hierfiir ist aber, dass die Gemeinde mehrheitsbeteiligt ist oder ihr ein Viertel
der Anteile und zusammen mit anderen Gemeinden die Mehrheit der Anteile gehdren.

Nach § 54 Abs. 1 HGrG kann in der Satzung bzw. im Gesellschaftsvertrag eines Unternehmens
mit einer Dreiviertelmehrheit des vertretenen Kapitals bestimmt werden, dass die
Rechnungspriifungsbehdrde dieser Gemeinde das Recht hat, sich zur Klarung der Fragen, die
bei der Betatigungspriifung auftreten, unmittelbar zu unterrichten und diese zum Zweck den
Betrieb, die Biicher und die Schriften des Unternehmens einzusehen.

§ 123 HGO knupft an die besonderen Unterrichtungs- und Priifungsrechte des HGrG an und
verpflichtet die Gemeinde, die ihr aufgrund des § 53 Abs. 1 HGrG zustehenden Rechte
auszuiben und darauf hinzuwirken, dass ihrem Rechnungspriifungsamt die in § 54 HGrG
vorgesehenen Befugnisse eingerdumt werden.

Fir die Betatigungsprifung durch das Rechnungsprifungsamt ist gemaR § 131 Abs. 2 Nr. 6
HGO ein Prifauftrag der Gemeinde erforderlich.

6. Prufung der Jahresabschlisse

6.1 Gesellschaften

Die gesetzlichen Vertreter der Kapitalgesellschaften haben nach § 264 Handelsgesetzbuch
(HGB) i.V.m. § 242 HGB fiir jedes Geschéftsjahr einen Jahresabschluss sowie einen Lagebericht
aufzustellen.

Fir die Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichtes gelten die §§ 316 bis 324 HGB.
Nach § 316 Abs. 1 HGB ist eine Priifung durch einen Abschlusspriifer vorgeschrieben.

Ziel der Prifung von Jahresabschlissen ist die Erteilung eines formellen
Bestatigungsvermerkes durch einen unabhéangigen Abschlussprifer.

Uber das Ergebnis der Priifung hat der Abschlusspriifer schriftlich zu berichten.

6.2 Eigenbetriebe

Der Jahresabschluss und der Lagebericht sind nach § 27 Abs. 2 Satz 1 Eigenbetriebsgesetz
(EigbG) von einem Abschlussprifer nach den fir groBe Kapitalgesellschaften geltenden
Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches zu priifen.

Die Bestellung der Abschlusspriifer erfolgt gemaRR § 5 Nr. 13 EigbG durch Beschluss der
Stadtverordnetenversammliung.
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Die Prifung erstreckt sich auf die Buchfiihrung, auf die Erfolgsiibersicht und auf die
OrdnungsmaRigkeit der Geschaftsfiihrung; dabei ist zu untersuchen, ob zweckmaRig und
wirtschaftlich verfahren wurde. Uber die Priifung ist schriftlich zu berichten (§ 27 Abs. 2 Satz 3
EighG).

Die Prufungsberichte der Abschlussprifer werden (Uber den Magistrat der
Stadtverordnetenversammlung vorgelegt.

Die Stadtverordnetenversammlung beschlieft gemal § 5 Nr. 11 EighG i.V.m. § 27 Abs. 3 EighG
Uber die Verwendung des Jahresgewinnes oder der Behandlung des Jahresverlustes.

Der Eigenbetrieb unterliegt neben der Jahresabschlussprifung auch der 6rtlichen Prifung
gemal § 131 Abs. 1 Nr. 3 HGO.

Danach gehért die dauernde Uberwachung der Kassen der Eigenbetriebe, sofern vorhanden,
sowie die Vornahme der regelmafligen und unvermuteten Kassenprifung zu den
Pflichtaufgaben des Rechnungspriifungsamtes.

Das Rechnungspriifungsamt erstellt Gber jede Kassenprifung einen Priifbericht und legt ihn
gemal § 41 Abs. 1 GemKVO dem Biirgermeister vor.

6.3  Gewinnabflihrung

Die wirtschaftlichen Unternehmen einer Gemeinde sind nach § 121 HGO so zu fihren, dass sie
einen Uberschuss fiir den Haushalt der Gemeinde abwerfen, soweit dies mit der Erfiillung des
offentlichen Zwecks in Einklang zu bringen ist.

Die Ertrage eines Unternehmens sollen jedoch mindestens

1. alle Aufwendungen und kalkulatorischen Kosten decken,

2. die Zufiihrungen zum Eigenkapital (Riicklagen) ermdglichen, die zum Vermégenserhalt des
Unternehmens sowie fir die technische und wirtschaftliche Fortentwicklung notwendig
sind und

3. eine marktibliche Verzinsung des Eigenkapitals erzielen.

Nach § 19 EighG beschliet die Stadtverordnetenversammlung Uber die Verwendung des
Jahresgewinns bzw. die Behandlung des Jahresverlustes des Eigenbetriebs. Der Jahresgewinn
soll in Hohe der Verzinsung des vom Haushalt der Gemeinde aufgebrachten Eigenkapitals an
diesen abgefiihrt werden. Dies ist in der Vergangenheit bisher nicht geschehen, da eine
Gewinnausschittung eine Korperschaftssteuerverpflichtung nach sich zieht. Dies ist mit den
Belangen der Stadt abzuwagen.

Entgegen der Ankindigung im Haupt- und Finanzausschuss vom 15.07.2021 wird der Passus
zum EigbG nicht gestrichen. Es wird weiter erldutert:

Das EighG findet keine Anwendung bei Beteiligungen in Kapitalgesellschaften oder
Zweckverbanden. Daher sind die Voraussetzungen einer Gewinnabflihrung in den
nachgenannten Fallen auch andere.

10
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7. Inhalte Beteiligungsbericht gemal$ § 123 a HGO

Die Eigenbetriebe sowie die Gemeinnitzige Wohnungsbau GmbH werden ab Punkt 10 des
Beteiligungsberichtes einzeln dargestellt. Dies erfolgt zur besseren Vergleichbarkeit im
Wesentlichen in einheitlicher Struktur. Die verschiedenen gesetzlichen Forderungen gemaR §
123 a HGO wurden aufgegriffen und wie folgt umgesetzt:

7.1  Grundlagen des Unternehmens

Dieser Punkt beinhaltet, wie gesetzlich gefordert, die Angaben zum Gegenstand des
Unternehmens, den Beteiligungsverhaltnissen, der Besetzung der Organe und den
Beteiligungen des Unternehmens. Darliber hinaus wird das Vorliegen der Voraussetzung nach
§ 121 HGO - offentliche Zweckerfiillung — bestatigt.

7.2  Bilanz, GuV und Cashflow

Die Tabellen geben die Zahlen der Bilanz und der Gewinn- und Verlustrechnung
zusammengefasst wieder und zeigen somit die Finanzlage der Unternehmen auf. Grundlage
sind die Bilanzen und Gewinn- und Verlustrechnungen der gepriften Jahresabschlisse jeweils
zum Jahresende.

7.3 Unternehmensverlauf und —entwicklung

Die zu erwartende Entwicklung mit Chancen und Risiken der jeweiligen Unternehmen wird
dort dargestellt. Die Aussagen beziehen sich auf den Ablauf des Jahres 2020 und zu diesem
Zeitpunkt geschatzten Entwicklungen fur 2021.

7.4  Kennzahlen und Controlling
Die Kennzahlen aller Beteiligungen sind unter Punkt 13 aufgefihrt.

8. Begriffsbestimmungen im Einzelnen

Abschreibungen:
Aufwand, der durch die Wertminderung bei langfristig genutzten
Vermogensgegenstanden des Anlagevermogens verursacht wird.

Aktiva:
Summe der Vermogensgegenstande.

Anlagevermdogen:
Vermogensgegenstande eines Unternehmens, die diesem langfristig dienen sollen
(z. B. Gebaude, Fuhrpark usw.).

Aufwendungen:
WertmaRiger (zahlungs- und nichtzahlungswirksamer) Verbrauch von Giitern und

Dienstleistungen (Ressourcenverbrauch) innerhalb einer Periode.

11
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AulRerordentliches Ergebnis:

Besteht aus auBerordentlichen Aufwendungen und Ertrdgen, die im Einzelfall erheblich sind,
wirtschaftlich andere Perioden betreffen oder selten oder

unregelmalig anfallen.

Betriebsergebnis:
Entspricht i.d.R. dem ordentlichen Ergebnis und zeigt auf, ob das Unternehmen auf
seinem Aufgabengebiet erfolgreich war oder nicht.

Bilanz (Vermdgens- und Finanzlage):
Sie ist zum Schluss jedes Geschaftsjahres zu erstellen und zeigt eine
Gegeniberstellung von Vermogen (Aktiva) und Kapital (Passiva).

Eigenkapital:
Zusammenfassung aller eigenen Mittel eines Unternehmens, z. B. eingebrachtes

Kapital von Gesellschaftern bzw. Eigentiimern einer Unternehmung, Jahresgewinn
oder -verlust des Vorjahres.

Ergebnis der gewdhnlichen Geschaftstatigkeit:
Ist das Ergebnis aus der Verrechnung von Betriebs- und Finanzergebnis.

Ertrag:
Zahlungswirksamer und nichtzahlungswirksamer Wertzuwachs (Ressourcenaufkommen) einer

Periode.

Finanzergebnis:
Erfasst die Salden der Beteiligungs- oder sonstigen Finanzvermogen eines

Unternehmens.

Gewinn- und Verlustrechnung (Ertragslage):
Dient der Ermittlung des Unternehmenserfolges, zeigt alle Ertrage und
Aufwendungen und die Zusammensetzung des Ergebnisses auf.

Gewinn-/Verlustvortrag:
Summe der Jahresergebnisse aus den Vorjahren.

Jahresergebnis:
Ist das Ergebnis (Jahresiiberschuss oder Jahresfehlbetrag) der gewdhnlichen

Geschaftstatigkeit und dem auBerordentlichen Ergebnis nach Beriicksichtigung von
Steuern.

Kredite:
Das unter der Verpflichtung zur Rickzahlung von Dritten aufgenommene Kapital.

Liguiditat:
Fahigkeit des Unternehmens, den Zahlungsverpflichtungen termingerecht und
vollstandig nachzukommen.

Passiva:
Summe der Finanzierungsmittel.

12
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Riickstellungen:
Sind Verbindlichkeiten fiir Aufwendungen, die am Bilanzstichtag zwar ihrem Grunde

nach feststehen, aber nicht in ihrer Hohe und dem Zeitpunkt der Falligkeit
(z. B. Pensionsrickstellungen, Prozesskosten). Sie dienen der periodengerechten
Ermittlung des Jahresergebnisses.

Umlaufvermogen:

Vermogensgegenstande, die nicht dazu bestimmt sind, dauerhaft dem
Geschéftsbetrieb zu dienen (insbesondere Vorrate, Forderungen, Bankguthaben und
Kassenbestidnde).

Verbindlichkeiten:
Verbindlichkeiten gegenliber Dritten, die dem Grunde, der Falligkeit und der Hohe
nach sicher sind.

9. Kennzahlen

Kennzahlen sind ein Instrument der betriebswirtschaftlichen Analyse und dienen in

erster Linie der Unterstltzung der eigenen effizienten Betriebsfihrung. Sie sollen den
Leser/innen eine grobe Beurteilung der Ergebnisse des jeweiligen Unternehmens
ermoglichen. Kennzahlen sind nur bedingt als Vergleichswert zu anderen Betrieben
verwendbar, da die Basiswerte und die Struktur der Unternehmen weitgehend identisch sein
miissen, um eine Vergleichbarkeit herzustellen.

Anlagenintensitat

Anlagenintensitat des Anlagevermogens= Anlagevermdgen x100

Gesamtvermogen

Die immateriellen Vermogensgegenstiande, Sachanlagen und Finanzanlagen bilden das
gesamte Anlagevermogen. Durch die oben genannte Kennzahl kann der Anteil der
wesentlichen Vermogensposten am Gesamtvermogen (Bilanzsumme) erkannt werden. Daraus
ersichtlich ist der wirtschaftliche Einsatz der Anlagegiter. Ist die Anlagenintensitdt hoch wird
i.d.R. ein hoher Anteil von Eigenkapital bzw. langfristigem Fremdkapital am Gesamtkapital
verlangt.

Eigenkapitalquote

Eigenkapitalquote= Eigenkapital x100

Gesamtkapital

Die Eigenkapitalquote gibt Aufschluss tber Finanzierungsstruktur der Kommune und beurteilt
die Kreditwirdigkeit. Hieran kann man sehen, welcher Anteil des Vermogens durch Eigenmittel
(historischer Besitz) finanziert ist. Je hoher die Eigenkapitalquote ist, desto unabhangiger und
sicherer ist das Unternehmen vor duReren Einflissen (z.B. Kapitalmarkt). Zumal Banken immer
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mehr dazu ibergehen, die Eigenkapitalquote einer Kommune zu priifen, bevor Kreditvertrage
angeboten werden. Haushaltsdefizite verringern das Eigenkapital.

Eigenkapitalrentabilitat

Eigenkapitalrentabilitat = Jahresiiberschuss x100

Eigenkapital

Die Eigenkapitalrentabilitat (kurz: EKR, auch: Eigenkapitalrendite, Unternehmerrentabilitat)
dokumentiert, wie sich das Eigenkapital eines Unternehmens innerhalb einer
Rechnungsperiode verzinst hat.

Verschuldungsgrad

Verschuldungsgrad= Fremdkapital x100

Eigenkapital

Je ofter Kredite aufgenommen werden, desto héher ist der Verschuldungsgrad. Allerdings ist
es dann umso schwerer neue Kredite aufzunehmen und auch das Risiko steigt. Unternehmen
empfiehlt man, dass das Fremdkapital maximal doppelt so hoch ist wie das Eigenkapital. Dies
wird man in einer Kommune so nicht finden, dennoch sollte der Verschuldungsgrad nicht zu
hoch sein. Das Fremdkapital definieren wir aus der Summe aller Riickstellungen und
Verbindlichkeiten.

Umsatzrentabilitat

Umsatzrentabilitat = ordentliches Betriebsergebnis * 100

Umsatz

Die Umsatzrentabilitdit bzw. Umsatzrendite berechnet sich als Formel dadurch, dass der
Gewinn (Jahrestberschuss nach Steuern) durch den Umsatz dividiert wird.

Die in Prozent ausgedriickte Umsatzrentabilitdt ist ein MaRstab fiir die Effizienz eines
Unternehmens, da sie das, was vom Umsatz nach Abzug der Aufwendungen Ubrig bleibt — den
Gewinn —ins Verhaltnis zu dem Umsatz setzt.

14
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10. Beteiligungen der Stadt Neu-Anspach im Uberblick

Die Stadt Neu-Anspach beteiligt sich an

e der Gemeinnltzigen Wohnungsbau GmbH mit 29,96 %
e Wasserbeschaffungsverband Usingen 33,34 %
e Abwasserverband Oberes Usatal 33,34 %

Stadt Neu-Anspach

WBV Gem.

Usingen Wohnungsbau

GmbH

AWV Oberes
Usatal
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10.1 Gemeinnitziger Wohnungsbau GmbH Hochtaunuskreis

Rechtsform:
Gesellschaft mit beschrankter Haftung

Stand der Angaben:
Jahresabschluss 31.12.2020

Grindung:
1949

Anschrift:

Gemeinnutzige Wohnungsbau GmbH
Weilburger Str. 5

61250 Usingen

Telefon 06081-6883000

Internet: www.wohnungsbau-usingen.de

Stammkapital:
966.689,33 €

Gesellschafter und ihre Anteile:

Hochtaunuskreis 200.221,90 € 20,71%
Stadt Usingen 62.121,96 € 6,43 %
Stadt Neu-Anspach 289.646,85 € 29,96 %
Gemeinde Gravenwiesbach 124.448,44 € 12,87 %
Gemeinde Schmitten 97.145,46 € 10,05 %
Gemeinde Weilrod 84.976,71 € 8,79 %
Gemeinde Wehrheim 83.995,03 € 8,69 %
Gemeinde Waldems 20.809,58 € 2,15%

963.365,93 € 99,65 %

Eigene Anteile 3.323,40€ 0,35%
966.689,33 € 100 %

Geschaftsfihrer:

Harald Seel, bis 30.04.2021 (hauptamtlich)
Karsten Valentin ab 01.10.2020 (hauptamtlich)
Steffen Wernard (nebenamtlich)

Uwe Fink (nebenamtlich)
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Aufsichtsrat:

Ulrich Krebs, Vorsitzender (Landrat des Hochtaunuskreises)

Thomas Pauli (Buirgermeister der Stadt Neu-Anspach)
Gerhard Liese (Stadtverordnetenvorsteher der Stadt Usingen)
Marcus Kinkel (bis 09.02.2021) (Buirgermeister der Gemeinde Schmitten)
Gregor Sommer (Birgermeister der Gemeinde Wehrheim)
Markus Hies (Blrgermeister der Gemeinde Waldems)

GOtz Esser, Schriftfihrer (Buirgermeister der Gemeinde Weilrod)

Roland Seel, stv. Vorsitzender (BUrgermeister der Gemeinde Gravenwiesbach)
Prifungssauschuss:

Burgermeister Gregor Sommer
Blirgermeister Marcus Kinkel (bis 09.02.2021)

Bezlige und Aufwandsentschadigungen

Nach § 286 Abs. 4 HGB kann auf eine Veroffentlichung der Bezlige der Mitglieder der
Geschaftsfiihrungen sowie der Aufwandsentschadigungen flir Aufsichtsratsmitglieder
verzichtet werden, wenn dies anstelle in einer summarischen Darstellung erfolgt.
Dementsprechend verzichtet die Gemeinnitzige Wohnungsbau GmbH Hochtaunuskreis
Usingen auf diese Angabe.

Kapitalzufiihrungen und —entnahmen:
Keine

Vorliegen der Voraussetzungen zur wirtschaftlichen Betdtigung:

Es handelt sich um ein wirtschaftliches Unternehmen, das (deutlich) vor dem 01.04.2004 seine
Tatigkeit aufgenommen hat. Es muss daher nicht geprift werden, ob ein privater Dritter die
Aufgabe nicht ebenso gut und wirtschaftlich erfiillen kdnnte.

Der offentliche Zweck liegt in einer sicheren und sozial verantwortbaren
Wohnungsversorgung. Die Schaffung von ,bezahlbaren Wohnraum“ ist vor allem im
Ballungsraum ,,Rhein-Main” eine allgemeingitiltige Forderung, der die Gesellschaft mit der
Bereitstellung von gilinstigen Mietobjekten nachkommt. Die hohe Auslastung der Mietobjekte
ist ein Indiz fiir ein angemessenes Verhaltnis. Der Ausnahmebestand nach § 121 Abs. 2 HGO
ist nicht gegeben. Die Voraussetzungen fiir ein wirtschaftliches Tatigwerden sind daher erfiillt.

Grundzige des Geschiftsverlaufs:

Eine sichere und sozial verantwortbare Wohnungsversorgung dient als Zweck der Gesellschaft.
Bauten in allen Rechts- und Nutzungsformen sowie Eigenheime und Eigentumswohnungen
werden errichtet, betreut, bewirtschaftet und verwaltet.

Anfallende Aufgaben im Bereich der Wohnungswirtschaft, des Stdadtebaus und der
Infrastruktur kénnen durch die Gesellschaft Ubernommen werden, Grundstiicke kdnnen
erworben, belastet und verduBert werden. Gemeinschaftsanlagen und Folgeeinrichtungen,
Ldden, Gewerbebauten, soziale, wirtschaftliche und kulturelle Einrichtungen und
Dienstleistungen konnen bereitgestellt werden. Sonstige Geschafte dirfen durch die
Gesellschaft betrieben werden, sofern diese dem Gesellschaftszweck dienen.
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10.1.1 Bilanz der Gemeinntitzigen Wohnungsbau GmbH

Bilanz Aktiva 31.12.2020 31.12.2019 Bilanz Passiva 31.12.2020 31.12.2019
Sachanlagen Eigenkapital
Grundstuicke und grundsticksgleiche
Rechte mit Wohnbauten 20.587.906,75 € 20.874.866,20 € Gezeichnetes Kapital 966.689,33 € 966.689,33 €
Grundstiicke mit anderen Bauten 447.843,20 € 470.480,20 € Nennbetrag eigene Anteile -3.323,40 € -3.323,40 €
Grundstiicke ohne Bauten 0,00 € 132.998,96 € Gewinnriicklagen
Betriebs- und Geschaftsausstattung 74.058,00 € 75.270,00 € Gesellschaftsvertragl. Riicklagen 483.344,67 € 483.344,67 €
Anlagen im Bau 6.217.790,17 € 0,00 € Bauerneuerungsriicklage 3.648.271,59 € 3.384.074,98 €

Bauvorbereitungskosten 15.449,85 € 485.861,73 € Andere Gewinnriicklagen 611.341,44 € 611.341,44 €
Geleistete Anzahlungen Jahresiiberschuss 61.914,31 € 264.196,61 €
Finanzanlagen Riickstellung

Andere Finanzanlagen 300,00 € 300,00 € Steuerriickstellungen 10.000 € 10.000 €
Umlaufvermégen Sonstige Riickstellungen 53.118,16 € 70.950,00 €

Unfertige Leistungen

1.458.205,19 €

1.434.737,04 €

Verbindlichkeiten

Verbindlichkeiten gegeniiber

Andere Vorrate 176.474,84 € 190.492,76 € Kreditinstituten 20.788.151,23 € 16.142.042,59 €

Forderungen u sonstige

Vermogensgegenstande Erhaltene Auszahlungen 1.787.679,87 € 1.820.956,19 €

Forderungen a. Vermietung 40.502,39 € 44.434,46 € Verbindlichkeiten aus Vermietung 37.633,77 € 36.266,90 €

Forderungen aus Lieferungen und Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Leistungen 510,00 € 6.607,37 € Leistungen 723.678,37 € 182.554,12 €
Verbindlichkeiten gegeniber

Forderungen gegeniiber Gesellschaftern 5.102,87 € 13.010,44 € Gesellschaftern 101.755,62 € 11.884,50 €

Sonstige Vermogensgegenstande 87.919,68 € 60.501,15 € Sonstige Verbindlichkeiten 8.263,83 € 122.798,25 €

Fliissige Mittel Rechnungsabgrenzungsposten 60.578,58 € 43.272,06 €

Kassenbestand, Guthaben bei

Kreditinstituten 103.205,81 € 357.487,93 € Bilanzsumme 29.215.268,75 € 24.147.048,24 €

Bilanzsumme

29.215.268,75 €

24.147.048,24 €
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10.1.2 G+V 2020 der Gemeinniitzigen Wohnungsbau GmbH

Gewinn- und Verlustrechnung

31.12.2020

31.12.2019

Umsatzerlose

aus der Hausbewirtschaftung

4.799.575,48 €

4.696.641,32 €

aus Betreuungstatigkeit 1.860,00 € 2.160,00 €
Erhéhung (i. Vj. Verminderung) des

Bestandes an unfertigen Leistungen 23.468,15 € 57.684,95 €
Sonstige betriebliche Ertrage 12.688,55 € 29.475,18 €

Aufwendungen fir die
Hausbewirtschaftung

3.220.521,24 €

2.859.035,04 €

Rohergebnis

1.617.070,94 €

1.926.926,41 €

Personalaufwand

Lohne und Gehélter 313.490,83 € 257.092,15 €
soziale Abgaben 85.243,26 € 75.876,50 €
davon flr Altersversorgung (20.894,21¢€) (20.062,30 €)
Abschreibungen auf Sachanlagen 614.156,14 € 644.428,03 €
Sonstige betriebliche Aufwendungen 255.676,96 € 275.098,91 €
Ertrége aus Finanzanlagen 12,00 € 15,00 €
Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage 0,00 € 0,47 €
Zinsen und dhnliche Aufwendungen 299.717,83 € 301.295,36 €
Steuern vom Einkommen und Ertrag 0,25 € 10.146,25 €
Ergebnis der gewohnlichen

Geschiftstatigkeit 48.798,17 € 363.004,68 €
Sonstige Steuern 110.712,48 € 98.808,07 £
Jahresiiberschuss 61.914,31 € 264.196,61 €

Regelungen (iber eine Gewinnabfiihrung an die beteiligten Kommunen wurden entgegen der
Vorgaben aus § 121 Abs. 8 HGO und § 19 Abs. 4 EigbG nicht getroffen. (siehe 6.3) Unter
Beriicksichtigung der Vorjahresergebnisse und der umfangreichen Gewinnricklagen in der Bilanz der
Gemeinnitzigen Wohnungsbau GmbH erscheint eine Gewinnabflihrung, mindestens in Hohe einer
angemessenen Verzinsung, als sachgerecht. Eine Gewinnabflihrung ist jedoch gegen eine sich daraus
ergebende Korperschaftssteuerpflicht abzuwagen.
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10.1.3 Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 2020 der Gemeinniitzigen
Wohnungsbau GmbH
Finanzlage 31.12.2020 31.12.2019 Veranderung
TEUR TEUR TEUR
Jahresuberschuss 61,9 264,2 -326,1
+ Abschreibungen auf Gegenstdnde des
Anlagevermdogens 614,2 644,4 -30,2
+ Zunahme der Rickstellungen -17,8 10,6 -28,4
- Zunahme der Vorrate, Forderungen aus
Lieferungen und Leistungen sowie anderer
Aktiva, die nicht der Investitions- oder
Finanzierungstatigkeit zuzuordnen sind -18,9 -81,8 -62,9
+ Zunahme der Verbindlichkeiten aus
Lieferungen und Leistungen sowie anderer
Passiva, die nicht der Investitions- oder
Finanzierungstatigkeiten zuzuordnen sind 501,4 100,1 401,3
-/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von
Gegenstdanden des Anlagevermégens 0,3 0,2 0,1
+ Zinsaufwendungen/Zinsertrage 299,7 301,3 -1,6
+/- Ertragsteueraufwand/ -ertrag 0,0 10,1 10,1
-/+ Ertragsteuerzahlungen 0,0 0,1 0,1
= Cashflow aus der laufenden
Geschaftstatigkeit 1.317,0 1.249,0 68,0
+ Einzahlungen aus Abgdngen von
Gegenstanden des Sachanlagevermogens 0,0 0,0 0,0
- Auszahlungen fiir Investitionen in das
Sachanlagevermogen -5.918,1 -1.162,5 -4.755,6
= Cashflow aus der Investitionstatigkeit
-5.918,1 -1.162,5 -4.755,6
+ Einzahlungen aus der Aufnahme von
Krediten 5.241,3 676,1 4.565,2
- Auszahlungen aus der planmaRigen
Tilgung von Darlehen -566,4 -570,7 4,3
- Auszahlungen der auRerplanmaRigen
Tilgung von Darlehen -38,5 -58,8 20,3
+ Einzahlungen aus erhaltenen Zuschiissen
0,0 25,0 -25,0
- Gezahlte Zinsen -299,7 -301,3 -1,6
= Cashflow aus der Finanzierungstatigkeit
4.336,7 -229,7 4.566,4
Zahlungswirksame Verdanderungen des
Finanzmittelfonds -264,4 -143,2 -121,2
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 357,5 500,7 -143,2
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 93,1 357,5 -264,4
Jahres-Cashflow 552,3 908,6 -356,3
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10.1.4 Aussichten/Chancen/Risiken
Eventuell auftretende Risiken kdnnen mit der Geschaftsfiihrung aufgrund der gut Gberschaubaren
GroRe des Unternehmens direkt kommuniziert werden.

Durch die standigen Instandhaltungs- und Erneuerungsmalinahmen werden weiterhin die Chancen
einer guten und nachhaltigen Vermietbarkeit gesehen.

Nach dem bisherigen Verlauf des Geschaftsjahres 2021 stellt sich die wirtschaftliche Lage des
Unternehmens wieder positiv dar.

Investitionen an und in unserem Immobilienbestand kénnen in ausreichendem Mal durchgefiihrt
werden, wobei der Sanierungsbedarf bedingt durch die héhere Mieterfluktuation den Anteil an
substanzverbesserten MalRnahmen reduziert.

Die Umsatzerlose aus der Hausbewirtschaftung 2020 betrugen 4.799.575,48 € und der Planansatz fiir
2021 betragt 4.712.000,00 € bei Aufwendungen fiir bezogene Lieferungen und Leistungen fiir 2020
von 3.220.521,24 € und einem Planansatz fir 2021 von 3.136.000,00 €.

Ohne Bestandsveranderungen und dem Ansatz sonstiger betrieblicher Ertrdge von 2.000,00 € im
Planansatz fiir 2021 ein Jahresiiberschuss von ca. 46.200,00 € erwartet. Die Liquiditat ist sichergestellt.

Das Risikomanagementsystem obliegt einer zeitnahen Beobachtung, die Kostenentwicklung wird
monatlich tiberpriift und gegebenenfalls nachjustiert.

Die Wohnungswechsel werden auch in Zukunft dazu genutzt, die Wohnungen grundlegend zu
renovieren.

Die eingeschlagene Unternehmenspolitik der Expansion ist nach Einschatzungen der
Geschaftsfihrung, ohne erkennbare bestandsgefdahrdende Risiken fir das Unternehmen sukzessive
fortzufihren.

Der Neubau von 2 Mehrfamilienhdusern mit insgesamt 49 Wohneinheiten und einer Tiefgarage mit 52
Stellplatzen in der Urseler StraBe 35 in Bad Homburg v.d.H. ist in der Bauphase und soll Ende 2021
fertiggestellt werden. Nach aktuellem Stand werden auch fir dieses Projekt die Lieferengpasse von
Baumaterial zeitliche Auswirkungen haben. Eine Ubergabe der Immobilien ist zum Zeitpunkt dieser
Berichtserstellung noch fiir Dezember 2021 geplant, es verdichten sich aber die Prognosen, dass ein
Bauverzug von 1 bis 2 Monaten realistisch ist. Dies hat keine Baukostensteigerung zur Folge.

Die Bauphase und Fertigstellung der beiden Hauser ist eine besondere Herausforderung. Im
abgeschlossenen Geschaftsjahr sind die baulichen MaBnahmen planmaRig verlaufen, es gibt kein
Anzeichen von wesentlichen Risiken im Projekt, Mehrkosten fiir die 6ffentliche ErschlieBung in Héhe
von ca. 200.000 € werden nachfinanziert. Der Mietzins deckt nach aktueller Erkenntnis die
Gesamtinvestition.

Mit der Bebauung des ehemaligen Klinikgeldandes in der Hattsteiner Allee in Usingen soll ein weiteres
Wohnbauprojekt mit 56 Wohnungen umgesetzt werden. Der Grundsatzbeschluss wurde in der letzten
Aufsichtsratssitzung am 17.11.2020 mit der Beauftragung einer Wirtschaftlichkeitsuntersuchung
getroffen.

Der Aufsichtsrat hat in einer Sondersitzung am 11.03.2021 dem Neubauprojekt zugestimmt. Die
wirtschaftlichen Rahmenbedingungen und moéglichen Risiken wurden transparent erlautert.

Die Corona-Pandemie wirkt sich neben dem betrieblichen Mehraufwand bei den Mitarbeitern (siehe
auch letztjdhrigen Lagebericht) auch auf das Vermietungsgeschaft aus, Mietriickstdnde und erhohte
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Mieterwechsel sind bereits erkennbar. Die Auswirkungen fiir das Geschaftsjahr 2021 werden genau
analysiert, es wurden bereits Budgetanpassungen vorgenommen, um die wirtschaftlichen
Auswirkungen abzufedern. Die Kommunikation mit den Mietern wurde auf die hygienischen Vorgaben
der Corona Pandemie angepasst, es wurde u. a. ein Onlineportal zum Bewerberverfahren eingefiihrt,
weitere Digitalisierungsschritte werden fiir die folgenden Geschaftsjahre geplant. Die gesamte
Belegschaft ist hier gefordert, mit Ruhe, Ubersicht und Bedacht an alle Aufgaben heranzugehen und
diese sachlich und serids zur Zufriedenheit aller Beteiligten zu I6sen. Ein Mehraufwand z. B. an
Telefonaten, Email- und Schriftverkehr ist hierdurch zu verzeichnen, welcher stets zeitnah
abzuarbeiten ist.

Der notwendige Zeitausgleich fur die Mitarbeiter/-innen konnte 2020 annahernd in der normalen
Arbeitszeit erzielt werden. Die Urlaubsriickstellungen konnten, auch aufgrund von zusatzlichen
Mitarbeitern in Nebentatigkeit und die befristete Doppelbesetzung der Geschaftsfiihrung auf 17.260 €
nahezu halbiert werden. Fir das folgende Geschéaftsjahr wird im Bereich der Verwaltung eine
zusatzliche Stelle (zundchst 25 Stunden/Woche) besetzt. Ob die Personalstdrke, auch mit Blick auf die
geplanten Wohnungszuwachse, ausreichend ist wird aktuell gepriift.

Bei der Mieterschaft gibt es mit der Begriindung zur Corona-Pandemie zum heutigen Zeitpunkt (Ende
Juni 2021) 8 Antrage auf Stundung von Mietzahlungen. Bis zum Zeitpunkt der Berichtserstellung stehen
Rickstande aufgrund der Pandemie in Héhe von 23.700 € aus.

Fiir die Zukunft wird sich die Gesellschaft sowohl im Bereich der baulichen Instandhaltung als auch mit
dem Schaffen von neuem Wohnraum den Anforderungen an die steigende Nachfrage ach bezahlbarem
Wohnraum stellen.

In den nachsten Jahren wird die Umstellung der Energietrager auch in der Wohnungswirtschaft Einzug
halten. Der Gesetzgeber schafft mit nicht oder nur zum Teil umlegbaren Steuerbelastungen auf fossile
Energietrager, aber auch mit Subventionsanreizen bei Erneuerung, Rahmenbedingungen fir
nachhaltige Energieversorgung fiir den Wohnungsmarkt. Nach heutigem Stand konnten in den
nachsten Jahren bis zu 80.000 € zusatzliche Steuern auf die Gesellschaft zukommen, wenn nicht mit
geeigneten Erneuerungen gegengesteuert wird.

Nach einem konstanten Wohnungsbestand fiir die Geschaftsjahre 2019 und 2020 wird in den
beschriebenen GroBprojekten fiir 2021 ein Zuwachs von 49 und fir 2023 weiteren 56 Wohneinheiten
geplant. Damit ist flr die Gemeinniitzige Wohnungsbau GmbH Hochtaunuskreis der Wachstumstrend
gesichert.
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10.2 Wasserbeschaffungsverband Usingen

Rechtsform:
Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes und damit eine
Korperschaft des o6ffentlichen Rechts

Stand der Angaben:
Jahresabschluss 31.12.2020

Grindung:
1956

Anschrift:
Wasserbeschaffungsverband Usingen
An der Klaranlage Usatal

61250 Usingen

Grundziige des Geschaftsverlaufs:

Die Aufgabe des Wasserbeschaffungsverbandes Usingen liegt darin, Trink- und Brauchwasser
zu beschaffen sowie die Verbandsmitglieder mit Trink- und Brauchwasser aus eigener
Gewinnung und durch Fremdbezug zu beliefern. AuRerdem hat der WBV Usingen unter
Einbeziehung der vorhandenen Anlagen alle neuen notwendigen Anlagen zu planen, zu
erstellen, zu betreiben, zu erhalten und die notwendigen Wasserrechte sicherzustellen.

Stammkapital:
0,00 €

Gesellschafter und ihre Anteile:

Stadt Usingen 33,34 %
Stadt Neu-Anspach 33,34 %
Gemeinde Wehrheim 33,32%

In der Verbandsversammlung des Wasserbeschaffungsverbandes Usingen wurde am
22.02.2016 die Auflésung des Stammbkapitals zum 31.12.2015 beschlossen. GemaR § 10 der
Satzung des Wasserbeschaffungsverbandes Usingen hat jedes Mitglied bzw. jeder
Gesellschafter eine Stimme. Die Anteile sind daher gleichermaBen zwischen den drei
Kommunen aufgeteilt.

Verbandsumlage

Die Verbandsumlage dagegen wird gemdll § 24 der Satzung des Wasserbeschaffungs-
verbandes Usingen im Verhéltnis der im betreffenden Jahr tatsdchlich abgenommenen
Jahreswassermengen der einzelnen Mitglieder berechnet. Diese Werte variieren von Jahr zu
Jahr.
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2020 (nach Abschlusspriifung):

Stadt Usingen 37,07 %
Stadt Neu-Anspach 37,95 %
Gemeinde Wehrheim 24,99 %
Verbandsvorstand

Blirgermeister Thomas Pauli,
Blirgermeister Steffen Wernard, Vorsteher
Blirgermeister Gregor Sommer, Stellvertreter

Verbandsversammlung

Stadt Usingen Ortwin Ruf
Joachim Saltenberger
Conchita Salguero-Grau

Stadt Neu-Anspach Matthias Henninger
Rainer Henrici (bis 12.02.2020)
Kevin Kulp (ab 13.02.2020)
Ulrike Bolz

Gemeinde Wehrheim Nicole Herbach
Dr. Mark Sen-Gupta
Andrea Pfafflin

Bezilige und Aufwandsentschadigungen

Nach § 286 Abs. 4 HGB kann auf eine Veroffentlichung der Beziige der Mitglieder der
Geschaftsfiihrungen sowie der Aufwandsentschadigungen fiir Aufsichtsratsmitglieder
verzichtet werden, wenn dies anstelle in einer summarischen Darstellung erfolgt. Nach
Angaben des WBV betragen die Bezlige der Vorstandsmitglieder in Summe TEUR 4,2 im Jahr
2020, die der Verbandsversammlung TEUR 0,1. Weiterfihrende Angaben wurden nicht
gemacht.

Kapitalzufiihrungen und —entnahmen:
Keine

Vorliegen der Voraussetzungen zur wirtschaftlichen Betdtigung:

Es liegen Aussagen Uber das Vorliegen der Voraussetzungen nach § 121 Abs. 1 HGO vor. Die
gesetzlichen Bestimmungen tragen der unbestrittenen Bedeutung des Trinkwassers als
Grundnahrungsmittel und dem dringenden Erfordernis, dies in ausreichender Menge und
erstklassiger Qualitat zur Verfligung zu stellen, Rechnung und belegen den 6ffentlichen Zweck.
Der offentliche Zweck ist in einem angemessenen Verhéltnis gegeben. Der Ausnahmebestand
nach § 121 Abs. 2 HGO ist nicht gegeben.
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10.2.1 Bilanz 2020 des WBV Usingen

Bilanz Aktiva 31.12.2020 31.12.2019 Bilanz Passiva 31.12.2020 31.12.2019
Anlagevermégen Eigenkapital

I. Immaterielle Vermogensgegenstande I. Stammbkapital 0€ 0€
Entgeltlich erworbene Konzessionen,

gewerbliche Entgeltlich erworbene

Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte

und dhnliche Rechte und Werte sowie

Lizenzen an solchen Rechten und Werten 63.214,45 € 66.935,45 € Il. Riicklagen

Il. Sachanlagen 1. Allgemeine Riicklagen 46.800,41 € 46.800,41 €

1. Grundstiicke , grundstiicksgleiche
Rechte und Bauten

612.259,05 €

628.841,05 €

2. Verteilungs- und Entsorgungsanlagen

7.597.445,80 €

7.730.796,80 €

3. Betriebs- und Geschéaftsausstattung

105.458,25 €

135.495,27 €

4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen
im Bau

185.461,47 €

156.628,98 €

Sonderposten fiir Investitionszuschiisse

1.257.964,64 €

1.352.933,24 €

Umlaufvermdgen

I. Vorrate

Riickstellungen

Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 36.845,62 € 39.024,00 € Sonstige Ruckstellungen 43.514,04 € 92.954,90 €
Forderungen und sonstige

Vermdgensgegenstdnde Verbindlichkeiten

1. Forderungen aus Lieferungen und 1. Verbindlichkeiten gegeniiber

Leistungen 38.883,90 € 35.663,48 € Kreditinstituten 8.066.596,40 €| 7.604.086,26 €

2. Forderungen gegen

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

Verbandsgemeinden 319.503,13 € 168.707,79 € Leistungen 98.127,98 € 192.623,73 €
3.Verbindlichkeiten gegentiber

3. Sonstige Vermogensgegenstande 96.335,30 € 31.374,75 € Verbandsgemeinden 0,00 € 189.494,54 €

4.Schecks, Kassenbestand,

Bankguthaben 461.579,98 € 488.615,58 € 3. sonstige Verbindlichkeiten 3.983,48 € 3.190,07 €

Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 € 0,00 €

Summe Aktiva 9.516.986,95 € 9.482.083,15 € Summe Passiva 9.516.986,95 €| 9.482.083,15 €
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Im Rahmen einer Schwerpunktprifung des Jahresabschlusses 2019 der Stadt Neu-Anspach analysierte
die Revision des Hochtaunuskreises, dass mehr fremde Finanzmittel auf der Passivseite vorhanden
sind, als an Sachanlagen bilanziert sind. Es empfahl, dass die Uberfinanzierung des Anlagevermdgens
analysiert werden sollte.

Es war bereits bekannt, dass diese Diskrepanz besteht. Der WBV Usingen besitzt kein Eigenkapital,
weshalb das Anlagevermégen vollstindig fremdfinanziert wird. Es liegt aber keine Uberfinanzierung
vor. Aufgrund der Zusammenlegung von Krediten mit unterschiedlicher Laufzeit in friiheren Jahren ist
die Hohe der Tilgung groRer als die der Abschreibungen. In der Vergangenheit wurde deshalb bereits
ein Tilgungsdarlehen aufgenommen, um diesem entgegenzuwirken. Es wird zukinftig bei
auslaufenden Darlehen oder bei Darlehensneuaufnahmen auf die Laufzeit geachtet.

10.2.2 G+V 2020 des WBV Usingen
Gewinn- und Verlustrechnung 31.12.2020|31.12.2019
Umsatzerlose 2.926.505,81 € 2.906.248,58 €
sonstige betriebliche Ertrage 94.968,60 € 97.489,10 €
Materialaufwand
I. Aufwendungen fiir Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe -1.659.938,22 € -1.529.433,33 €
Il. Aufwendungen fiir bezogene Leistungen -90.496,61 € -135.893,28 €
Personalaufwand
I. Lohne und Gehalter -332.428,50 € -338.339,18 €
II. Soziale Abgaben und Aufwendungen fur
Altersversorgung und Unterstltzung -100.539,75 € -98.074,16 €
Abschreibungen auf immaterielle
Vermogensgegenstande des Anlagevermogens
und Sachanlagen -539.646,49 € -562.918,87 €
Sonstige betriebliche Aufwendungen -146.841,45 € -157.826,83 €
Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage 0,00 € 0,00 €
Zinsen und dhnliche Aufwendungen -148.428,07 € -177.059,31 €
Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstatigkeit 3.155,32 € 4.192,72 €
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag 0,00 € 0,00 €
Sonstige Steuern -3.155,32 € -4.192,72 €
Jahresgewinn/Jahresverlust 0,00 € 0,00 €

26




. . Neu-Anspach
Beteiligungsbericht 2020 diejung(:PStadt 2um Leben.

10.2.3 Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 2020 des WBV Usingen

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der
Grundlage der Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfiigbare Mittel) zur Kapitalflussrechnung mit
entsprechendem Vorjahresausweis erstellt:

Finanzlage 2020 2019 Veranderung
TEUR TEUR TEUR
+ Abschreibungen auf Gegenstande des Anlagevermaogens 540 563 -23
+/./. | Zunahme/Abnahme der Riickstellungen -50 28 -78
J. Aufldsung Sonderposten fir Investitionszuschiisse -95 -95 0

Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenstanden des
Anlagevermogens

Zunahme der Vorrate, der Forderungen aus Lieferungen und
././+ | Leistungen sowie anderer Aktiva (soweit nicht der -217 -3 -214
Investitions- oder Finanzierungstatigkeit zuzuordnen)
Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen

JJ+ 0 -3 3

+/./. | und Leistungen sowie anderer Passiva (soweit nicht der -283 103 -386
Investitions- oder Finanzierungstatigkeit zuzuordnen)
+ Zinsaufwand 148 177 -29
= Cashflow aus der laufenden Geschaftstatigkeit 43 770 -727
N Einzahlungen aus Abgdngen von Gegenstdnden des 0 3 3
Sachanlagevermogens
J. Auszahlungen fir Investitionen in das Anlagevermogen -385 -231 -154
= Cashflow aus der Investitionstatigkeit -385 -228 -157
Einzahlungen aus.der Begebl,.mg von Anleihen und der 1000 0 1000
Aufnahme von (Finanz-)Krediten
Ausza.hlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz- 537 497 45
)Krediten
Gezahlte Zinsen -148 -177 29
= Cashflow aus der Finanzierungstatigkeit 315 -669 984
Zahlungswirksame Verdnderungen des Finanzmittelfonds -27 -127 100
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 489 616 -127
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 462 489 27
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10.2.4 Aussichten/Chancen/Risiken
Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklung des Verbandes

Chancen ergeben sich flir den Verband keine. Aufgrund der Satzung ist sichergestellt, dass der Verband
mit einem Nullergebnis abschlieRt. Fast alle Anlagen des Wasserbeschaffungsverbands Usingen sind in
den vergangenen Jahren saniert und erneuert worden. Die Vertrage fiir die Wasserlieferung und
Abnahmemenge sind langfristig mit Hessenwasser abgeschlossen worden und bergen zurzeit keine
erkennbaren Risiken in Bezug auf den Preis.

Die Situationsanalyse zur Wasserversorgung in der Rhein-Main-Region vom Juli 2016 (Erstellt durch
die WRM Wasserversorgung Rhein-Main AG) hat fir das Versorgungsgebiet Hintertaunus, welches den
WBV Usingen, WBV Wilhelmsdorf und WBV Tenne umfasst, festgestellt, dass die qualitativen
Gefahrdungen als insgesamt relativ gering anzusehen sind. In Bezug auf die
Dargebotseinschrankungen der ortlichen Gewinnungsanlagen in Trockenphasen ist im
Versorgungsgebiet des WBV Usingen ein weitgehender Ausgleich liber einen Verbund sichergestellt.
Die Versorgung im Hintertaunus ist damit insgesamt als gesichert anzusehen, auch wenn in einzelnen
Ortsteilen in Trockenperioden zeitweise Versorgungsengpasse auftreten kdnnen.

Um auch diese Engpdasse auszuschlieen wurde in 2018 eine Verbindungsleitung zwischen dem WBV
Usingen und dem WBV Wilhelmsdorf in Betrieb genommen.

Um auch in kiinftigen Trockenphasen genug Trinkwasser verteilen zu kénnen, hat der WBV Usingen
begonnen, nach weiteren Moglichkeiten zur Trinkwassergewinnung zu suchen. Es wird nach
Moglichkeiten zur Regenerierung alter Anlage sowie nach neuen "Quellen" gesucht. Des Weiteren |dsst
der Verband prifen, inwieweit die Moglichkeit besteht, die technischen Voraussetzungen in der
Klaranlage Oberes Usatal zu schaffen, um eine Aufbereitung des Abwassers in Trinkwasser zu
erreichen. Diese Planungen werden allerdings einige Jahre in Anspruch nehmen. Ein
Trinkwasserversorger wie der Wasserbeschaffungsverband Usingen hebt sich mit seinem Medium
Trinkwasser ab, es ist das , Lebensmittel Nr. 1", ein Produkt von besonderem Wert. Vor dem Anspruch
der Bereitstellung einer hohen Verfligbarkeit steht stets der hohe Qualitdtsanspruch an das Produkt
selbst. Neben sensorischen und chemischen Qualitatsvorgaben, sind insbesondere die sehr sensiblen
hygienischen Qualitatsvorgaben zu erfillen. Hierdurch bekommt das Medium Trinkwasser ein
Alleinstellungsmerkmal zu allen anderen leitungs- bzw. kabelgebundenen Produkten. Der
Qualitatsanspruch erstreckt sich von der Gewinnung tber die Aufbereitung und den Transport bis zur
Ubergabe an den Kunden. Jeder Prozess, insbesondere der Prozess der Bauausfiihrung, muss mit
entsprechender Sorgfalt ausgefiihrt werden. QualitatseinbuBen kénnen mittel-und unmittelbar eine
Beeintrachtigung der menschlichen Gesundheit zur Folge haben. Fir das Produkt Trinkwasser geben
malgeblich die DIN 2000 und die Trinkwasserverordnung dem Trinkwasserversarger den
Mindestqualitatsstandard vor. Interne Kontrolluntersuchungen sichern zu den vorgeschriebenen
externen Qualitdtsuntersuchungen die Produktqualitdit zusatzlich ab. Die geforderten
Verbandsumlagen an die Verbandsmitglieder erfolgten termingerecht und in der geforderten Hohe,
damit ist die Liquiditat gesichert. In Deutschland hat sich das Coronavirus (COVID-19) seit (iber einem
Jahr ausgebreitet. Aus den bisherigen Erfahrungen konnten wir feststellen, dass durch
vorausschauende Personalplanung sichergestellt werden muss, dass der reibungslose Betrieb des
Verbandes zu jedem Zeitpunkt gewahrleistet ist. AuRerdem wurde erkennbar, dass es durch die
Einschriankungen des 6ffentlichen Lebens und den damit verbundenen Anderungen der Lebensweise
der Bevolkerung (u.a. vermehrte Nutzung Horne-Office), zu einem erhdhten Trinkwasserverbrauch
gekommen ist. Eine abschlieBRende Beurteilung, der aus dem Coronavirus fiir die Zukunft noch
resultierenden Risiken, ist zum jetzigen Zeitpunkt nicht moglich.
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10.3 Abwasserverband Oberes Usatal

Rechtsform:
Wasser- und Bodenverband im Sinne des Wasserverbandsgesetzes und damit eine
Korperschaft des o6ffentlichen Rechts

Stand der Angaben:
Jahresabschluss 31.12.2020

Grindung:
1963

Anschrift:
Wasserbeschaffungsverband Usingen
An der Klaranlage Usatal

61250 Usingen

Grundzige des Geschiftsverlaufs:

Die Aufgabe des Abwasserverbandes Oberes Usatal ist das Abwasser der Verbandsmitglieder
abzuleiten und zu behandeln. Aulerdem hat der AWV Oberes Usatal zu diesem Zwecke die
Verbandsanlagen (Abwassersammler, Entlastungsanlagen, Regenriickhaltebecken und
Klaranlagen) zu planen, zu bauen, zu betreiben und zu unterhalten.

Stammkapital:
wurde bisher noch nicht festgesetzt.

Gesellschafter und ihre Anteile:

Stadt Usingen 33,34 %
Stadt Neu-Anspach 33,34 %
Gemeinde Wehrheim 33,32%
Verbandsvorstand

Blirgermeister Steffen Wernard, Vorsteher
Blrgermeister Thomas Pauli, Stellvertreter
Blrgermeister Gregor Sommer

Verbandsumlage

Die Verbandsumlage wird gemaR § 24 der Satzung des Abwasserverbandes Oberes Usatal im
Verhaltnis der Einwohner und unter Berlicksichtigung der klaranlagenbedeutsamen
Schmutzfracht der Abwasser der einzelnen Einleiter berechnet. Diese Werte variieren von Jahr
zu Jahr.

2020 (nach Abschlusspriifung):

Stadt Usingen 48,43 %
Stadt Neu-Anspach 45,48 %
Gemeinde Wehrheim 6,09 %
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Verbandsversammlung
Stadt Usingen Ortwin Ruf3
Joachim Saltenberger
Conchita Salguero-Grau

Stadt Neu-Anspach Matthias Henninger
Rainer Henrici (bis 12.02.2020)
Kevin Kulp (ab 13.02.2020)
Ulrike Bolz

Gemeinde Wehrheim Nicole Herbach
Dr. Mark Sen-Gupta
Andrea Pfafflin

Bezlige und Aufwandsentschadigungen

Nach § 286 Abs. 4 HGB kann auf eine Veroffentlichung der Bezlige der Mitglieder der
Geschéftsfihrungen sowie der Aufwandsentschadigungen fir Aufsichtsratsmitglieder
verzichtet werden, wenn dies anstelle in einer summarischen Darstellung erfolgt. Nach
Angaben des WBYV betragen die Beziige der Vorstandsmitglieder in Summe TEUR 4 im Jahr
2020, die der Verbandsversammlung TEUR 0,1. Weiterfiihrende Angaben wurden nicht
gemacht.

Kapitalzufiihrungen und —entnahmen:
Keine

Vorliegen der Voraussetzungen zur wirtschaftlichen Betatigung:
Es handelt sich hierbei um eine nicht wirtschaftliche Tatigkeit gemalR § 121 Abs. 2 Nr. 2.
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10.3.1 Bilanz 2020 des AWV Oberes Usatal
Bilanz Aktiva 31.12.2020| 31.12.2019 Bilanz Passiva 31.12.2020| 31.12.2019
Anlagevermogen Eigenkapital
I. Immaterielle Vermogensgegenstande I. Kapitalricklage 2.511.377,02 € 2.511.377,02 €
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche
Schutzrechte und dhnliche Rechte und Werte sowie
Lizenzen an solchen Rechten und Werten 33.629,51 € 29.830,51 €
Il. Sachanlagen Il. Gewinn/Verlust
1. Grundstlicke , grundstiicksgleiche Rechte und
Bauten 225.779,95 € 225.779,95 € 1. Gewinn/Verlust des Vorjahres 1.130.210,15 € 1.130.210,15 €
2. Verteilungs- und Entsorgungsanlagen 8.905.901,26 € 8.264.759,26 € 2. Jahresgewinn
3. Betriebs- und Geschéftsausstattung 411.265,40 € 398.890,38 € Sonderposten fiir Investitionszuschiisse 664.775,59 € 884.148,98 €
4. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 72.942,05 € 1.126.814,50 €
Umlaufvermogen Riickstellungen
I. Vorrate Steuerriickstellungen 918,14 € 272,50 €
Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 25.813,77 € 20.551,06 € Sonstige Ruckstellungen 52.497,67 € 67.755,74 €
Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstinde Verbindlichkeiten
1. Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 27.694,47 € 21.097,50 € 1. Verbindlichkeiten gegeniiber Kreditinstituten 6.405.463,57 € 6.152.172,68 €

2. Verbindlichkeiten aus Lieferungen und

2. Forderungen gegenliber Verbandsgemeinden 210.140,68 € 0,00 € Leistungen 49.643,12 € 313.615,01 €
3. Sonstige Vermogensgegenstinde 1.146,09 € 1.151,80 € 3.Verbindlichkeiten gegentliber Verbandsgemeinden 0,00 € 86.125,54 €
4.Schecks, Kassenbestand u. Bankguthaben 953.120,81 € 1.077.023,82 € 4. sonstige Verbindlichkeiten 52.548,73 € 20.221,16 €
Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 € 0,00 €
Summe Aktiva 10.867.433,99€ | 11.165.898,78 € Rechnungsabgrenzungsposten 0,00 € 0,00 €

Summe Passiva

10.867.433,99 €

11.165.898,78 €
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Gewinn- und Verlustrechnung

31.12.2020

31.12.2019

Umsatzerlose

2.466.830,37 €

2.520.665,57 €

sonstige betriebliche Ertrage

442.363,94 €

395.223,67 €

Materialaufwand

I. Aufwendungen fir Roh-, Hilfs- und
Betriebsstoffe

-395.241,07 €

-360.097,13 €

Il. Aufwendungen fiir bezogene Leistungen

-558.084,56 €

-659.026,34 €

Personalaufwand

I. Lohne und Gehilter

-644.307,59 €

-559.402,83 €

II. Soziale Abgaben und Aufwendungen fur
Altersversorgung und Unterstlitzung

-185.411,65 €

-166.362,51 €

Abschreibungen auf immaterielle
Vermogensgegenstande des Anlagevermogens
und Sachanlagen

-881.546,92 €

-904.221,86 €

Sonstige betriebliche Aufwendungen

-165.383,78 €

-185.752,99 €

Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage 0,00 € 0,00 €
Zinsen und dhnliche Aufwendungen -76.836,82 € -78.924,27 €
Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstatigkeit 2.381,92 € 2.101,31€
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -693,11 € -272.50 €
Sonstige Steuern -1.688,81 € -1.828,81 €
Jahresgewinn/Jahresverlust 0,00 € 0,00 €
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10.3.3 Finanzlage (Kapitalflussrechnung) 2020 des AWV Oberes Usatal

Zur Beurteilung der Finanzlage wurde die nachstehende Kapitalflussrechnung auf der
Grundlage der Finanzmittelfonds (= kurzfristig verfligbare Mittel) zur Kapitalflussrechnung mit

entsprechendem Vorjahresausweis erstellt:

Finanzlage 2020 2019 Veranderung
TEUR TEUR TEUR
Periodenergebnis vor auBerordentlichen Posten 0 0 0
/. Abschreibun"gen/Zuschreibungen auf Gegenstande des 382 904 22
Anlagevermogens
+/./. | Zunahme/Abnahme der Riickstellungen -15 -11 -4
J. Auflosung Sonderposten fiir Investitionszuschiisse -420 -376 -44
I+ Gewinn/Ver!}Jst aus dem Abgang von Gegenstdnden des 5 6 11
Anlagevermogens
Zunahme/Abnahme der Vorrite, der Forderungen aus
I+ Li.eferungen unq -Leistungen s.owie.anderernﬁtktiv? (soweit 217 Py 215
nicht der Investitions- oder Finanzierungstatigkeit
zuzuordnen)
Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen
+/./. | und Leistungen sowie anderer Passiva (soweit nicht der -318 214 -532
Investitions- oder Finanzierungstatigkeit zuzuordnen)
+ Zinsaufwand 77 79 -2
= Cashflow aus der laufenden Geschiftstatigkeit -16 814 -830
. Einzahlungen aus Abgédngen von Gegenstanden des 0 0 0
Sachanlagevermogens
J. Auszahlungen fir Investitionen in das Sachanlagevermégen -477 2.070 1.593
Auszahlungen fir Investitionen in das immaterielle
J. N -8 0 -8
Anlagevermégen
= Cashflow aus der Investitionstatigkeit -485 -2.070 1.585
+ Einzahlungen aus Darlehensleistungen 750 1.940 -1.190
+ Einzahlung aus Zuschissen 201 0 201
/l Ausza.hlungen aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz- 497 440 57
)Krediten
.J. Gezahlte Zinsen -77 79 2
= Cashflow aus der Finanzierungstatigkeit 377 1.421 -1.044
Zahlungswirksame Veranderungen des Finanzmittelfonds -124 165 -289
+ Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 1.077 912 165
= Finanzmittelfonds am Ende der Periode 953 1.077 -124
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10.3.4 Aussichten/Chancen/Risiken
Chancen und Risiken der kiinftigen Entwicklungen des Verbandes

Chancen ergeben sich fiir den Verband keine. Aufgrund der Satzung ist sichergestellt, dass der Verband
mit einem Nullergebnis abschliel3t.

Die technischen Anforderungen an die Abwasserreinigung sind in den letzten Jahren deutlich
gestiegen, somit ist die Abwasserreinigung zu einer umfassenden, vielschichtigen und anspruchsvollen
Umweltaufgabe geworden. Um sie langfristig zu meistern, waren und sind betrachtliche
Instandhaltungen als auch Investitionen fiir Sanierung und Neuerrichtung von Kanalisationssystemen
und Klaranlagen erforderlich.

Insbesondere der Bau einer 4. Reinigungsstufe wird den Abwasserverband vor hohe
Investitionskosten, sowie Betriebskosten stellen (sollte dies verpflichtend werden).

Fakt ist, dass der moderne Lebensstil Folgen fiir die Umwelt hat. So auch im Fall der Mikroschadstoffe:
Human- und Tierarzneimittel, Riickstande von Kérperpflegeprodukten, Pflanzenschutzmittel, Biozide
sowie Industrie- und Haushaltschemikalien und Stoffe mit hormonahnlichen Wirkungen aus
Kunststoffen lassen sich in den Gewadssern nachweisen. Arzneimittel wie der Stimmungsaufheller
Carbamazepin, das entziindungshemmende Schmerzmittel Diclofenac oder das Rontgenkontrastmittel
lopamidol finden sich nicht nur im Zu- und Ablauf von Klaranlagen, sondern auch im Grund- und
Trinkwasser. Nach derzeitigem Wissensstand geht von den Mikroschadstoffen fiir den Menschen keine
unmittelbare Gesundheitsgefahr aus. Die Lebewesen in den Gewassern aber werden nachweislich
geschadigt. Hinzu kommt die Sorge, dass sich die Spurenstoffe in der Nahrungskette von den Algen
Uber Fische bis hin zum Menschen anreichern.

Im Anschluss an die bisherigen Ublichen Reinigungen des Abwassers (mechanisch, biologisch und
chemisch) folgt in der vierten Reinigung die Eliminierung der Spurenstoffe: Im Kontaktreaktor wird
dem Abwasser Pulveraktivkohle zu dosiert und beides miteinander vermischt. Dabei lagern sich die
Spurenstoffe an die Aktivkohlepartikel an. Anschliefend wird das Gemisch (ber einen Tuchfilter
geleitet. Dort wird die Aktivkohle wieder vom Abwasser getrennt.

Zusatzlich wurde eine Ozonierung des Abwassers geplant, da die hessische Landesregierung bisher
noch keine Entscheidung getroffen hat, ob die Ozonierung zur Pflicht wird. Sollte diese beschlossen
werden, so werden wir dies umsetzen.

Durch Zuflihrung von zusatzlichem Ozon werden noch mehr Schadstoffe aus dem Abwasser eliminiert.
AuRerdem spielt dies eine Rolle bei der Aufbereitung zu Trinkwasser.

Durch diese Form der Aufbereitung wird aus ehemaligem Abwasser eine wertvolle Wasserressource.
Auch aus diesem Grund haben wir eine Ozonierung geplant.

Der Abwasserverband tragt in hohem MaBe durch die Investitionen zum Umweltschutz und der
Gewisserreinhaltung bei. Durch stindige amtliche Uberwachung und die Eigenkontrolle durch das
Labor der Klaranlage wird gewahrleistet, dass die gesetzlichen Bestimmungen und die festgelegten
Grenzwerte im Ablauf eingehalten werden.

In Deutschland breitet sich das Coronavirus (COVID-19) seit lGiber einem Jahr aus. Folge fur den Verband
ist, dass zum Zeitpunkt der Aufstellung des Jahresabschlusses gewisse Risiken beim Betrieb der
Klaranlage bestehen. Zum einem muss durch vorausschauende Personalplanung sichergestellt
werden, dass der reibungslose Betrieb der Kldaranlage zu jedem Zeitpunkt gewahrleistet ist. Zum
anderen ist zu beachten, dass es durch die Einschrankungen des 6ffentlichen Lebens und den damit
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verbunden Anderungen der Lebensweise der Bevélkerung, zu Anderungen bzw. Mehrbelastungen
beim Klaranlagebetrieb gekommen ist, welche den Verband belasten.

Fiir das Geschaftsjahr 2021 und mittelfristig sind wirtschaftliche gefdahrdende Risiken nicht zu
erwarten. Die geforderten Verbandsumlagen von den Verbandsmitgliedern erfolgten termingerecht
und in der geforderten Hohe, damit ist die Liquiditat gesichert.
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11. Gesamtabschluss

Im Hinblick auf den gemall § 112 Abs. 5 HGO seit 2015 aufzustellenden Gesamtabschluss, soll geprift
werden, ob und inwiefern ein Gesamtabschluss erforderlich ist.

GemdR § 53 HGO sind die Jahresabschliisse der an sich einzubeziehenden Aufgabentrdager von
nachrangiger Bedeutung, wenn die Bilanzsummen der Aufgabentrager, die in den Gesamtabschluss
einzubeziehen wéren, zusammen nicht mehr als 20 % der Bilanz der Stadt ausmachen.

Die Hohe der Bilanzsumme der jeweiligen Aufgabentrager wurde vom hessischen Ministerium des
Inneren und fir Sport am 07.07.2015 festgeschrieben. Demnach ist der mit Bilanzsumme des
Aufgabentragers der auf die Gemeinde entfallende Anteil an der Bilanzsumme gemeint.

Aufstellung fiir das Jahr 2020:

Beteiligungs- anteilige
Bilanzsumme quote Bilanzsumme Summen Anteil
Stadt Neu-Anspach 91.442.712,76 € 100%
Gemeinnutzige
Wohnungsbau 29,96% 8.752.894,50 €
WBV Usingen 33,34% 3.172.963,45 €
AWV Oberes Usatal 33,34% 3.623.202,49 €

15.549.060,40 € 17,00 %

Ein Gesamtabschluss ist aufgrund der gesetzlichen Gegebenheiten nicht erforderlich. Alle
Beteiligungen, wie man aus der oben aufgelisteten Aufstellung sehen kann, sind von nachrangiger
Bedeutung.

Der Beteiligungsbericht wird fiir die zukilinftigen Jahre mit den Bilanzsummen erneut
zusammengestellt und aufgefiihrt. Die Priifung, ob ein Gesamtabschluss erforderlich ist, wird erneut
vorgenommen.
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12. Weitere Trager- oder Mitgliedschaften

Folgende Darstellung zeigt weitere Trager- oder Mitgliedschaften der Stadt Neu-Anspach:

u-Anspach

... diejunge Stadt zum Leben.

Stimmrechtsanteil

Name in %
Ekom21 — KGRZ Hessen 0,203
Hessischer Stadte- und Gemeindebund 0,24
Hessischer Stadtetag 0,725
Wirtschaftsforderung Region Frankfurt/Rhein-Main e.V. 0,55
Regionalverband Frankfurt/Rhein-Main 1,075
Verkehrsverband Hochtaunus 3,11
Taunus Touristik Service e.V. 3,33
Volkshochschule und Musikschule Volksbildungskreis Bad 40
Homburg e.V. !
Feldwege- und Grabenunterhaltungsverband Usingen 14,28
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Beteiligungscontrolling

Eckdaten der Beteiligungen der Stadt Neu-Anspach

Neu-Anspach
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Anteil der Anlagevermogen Eigenkapital Fremdkapital Bilanzsumme Umsatzerlése Jahresergebnis
Stadt am . . . . . nach Steuer
. in€ in€ in€ in€ in€ .
Kapital in€
Gemeinniitzige
Wohnungsbau 29,96 % 27.343.347,97 5.644.409,32 20.788.151,23 29.215.268,75 4.799.575,48 61.914,31
GmbH

WBYV Usingen 33,34 % 8.563.839,02 46.800,41 8.168.707,86 9.516.986,95 2.926.505,81 0,00
AWL\JIS(:tbaTres 33,34 % 9.649.518,17 3.641.587,17 6.507.655,42 10.867.433,99 2.466.830,37 0,00

Kennzahlen der Beteiligungen der Stadt Neu-Anspach

Anlagenintensitat

Eigenkapitalrentabilitat

Eigenkapitalquote

Verschuldungsgrad

Umsatzrentabilitit
Gemeinniitzige
Wohnungsbau 93,59 % -1,10% 19,32 % 368,30 % 1,29%
GmbH
WBYV Usingen 89,98 % - 0,49 % 17.454,35% -
AWV Oberes Usatal 88,79 % - 33,51 % 178,70 % -
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Neuenfeldt, Christian

An: Christine Steinheimer
Betreff: AW: Beteiligungsbericht 2020

Von: Christine Steinheimer [mailto:Christine.Steinheimer@awv-usingen.de]
Gesendet: Freitag, 11. Februar 2022 10:37

An: Neuenfeldt, Christian <Neuenfeldt@usingen.de>

Betreff: AW: Beteiligungsbericht 2020

Hallo Herr Neuenfeldt,

wir hatten in 2020 tarifliche Erh6hungen, sowie tarifliche Stufen- und Entgelterh6hungen. Ebenfalls hat
unser Azubi ausgelernt und wurde als Fachkraft fiir Abwassertechnik als Vollzeitkraft eingestellt. Gleichzeitig
haben wir einen zusatzliche Elektrofachkraft in Vollzeit eingestellt.

Wiinsche ihnen ein schones Wochenende.
Liebe GriiRe

Christine Steinheimer

AWYV Oberes Usatal

Friedrichsthaler Str. 4

An der Klaranlage

61250 Usingen

Tel:06081/9184319
Christine.steinheimer@awv-usingen.de

Neuenfeldt, Christian [Seite]



Neuenfeldt, Christian

Von: Bianca Heider <bianca.heider@wohnungsbau-usingen.de>
Gesendet: Freitag, 11. Februar 2022 11:47

An: Neuenfeldt, Christian

Betreff: AW: HFA Neu-Anspach 10.02.2022

Hallo Herr Neuenfeldt,

Ihr Vermutung ist korrekt — die Doppelbesetzung ist die Ursache der Kosten.
Mit freundlichen GriiRen

Bianca Heider

Gemeinntitzige Wohnungsbau GmbH Hochtaunuskreis
Weilburger Str. 5

61250 Usingen

Tel.: 06081-688300-22

Fax: 06081-688300-33

E-Mail: bianca.heider@wohnungsbau-usingen.de

Sie erreichen mich montags-freitags von 8:00 — 12:30 Uhr.

Von: Neuenfeldt, Christian <Neuenfeldt@usingen.de>
Gesendet: Freitag, 11. Februar 2022 10:29

An: Info <info@wohnungsbau-usingen.de>

Betreff: HFA Neu-Anspach 10.02.2022

Sehr geehrte Damen und Herren,

der Haupt- und Finanzausschuss der Stadt Neu-Anspach hat in der gestrigen Sitzung seinen
Beteiligungsbericht 2020 beraten.

Hier kam die Frage nach der Entwicklung der L6hne und Gehalter der Gem. Wohnungbau GmbH auf.

Diese verzeichnen einen Zugang zum Vorjahr um 22%.

Neuenfeldt, Christian [Seite]



Beteiligungshericht 2020

10.1.2

INEU-ATTSY
.. e jung

G+V 2020 der Gemeinniitzigen Wohnungsbau GmbH

Gewinn- und Verlustrechnung

31.12.2020

31.12.2019

Umsatzerldse

aus der Hausbewirtschaftung

479957548 €

4.696.641,32 €

aus Betreuungstatigkeit 1.860,00 £ 2.160,00 £
Erhdhung {i. Vj. Verminderung) des

Bestandes an unfertigen Leistungen 23.468,15 € 57.684,95 €
Sonstige betriebliche Ertrage 12.688,55 € 29.475,18 €

Aufwendungen fir die
Hausbewirtschaftung

3.220.521,24 £

2.859.035,04 €

Rohergebnis

1.617.070,94 €

1.926.926,41 €

Personalaufwand

Léhne und Gehlter

- 31349083 €

- 257.092,15 €

Ist dies allein der Doppelbesetzung des Geschéftsflihrers zuzurechnen oder hat dies ebenso andere

Grinde?

Kbénnen Sie mir bitte eine Antwort zusenden, die ich entsprechend an das Protokoll des HFA anhéngen

kann?
Vielen Dank im Voraus.

Mit freundlichen GriiRen

Christian Neuenfeldt

Kammerei Usingen, Neu-Anspach, Glashitten
Wilhelmijstr. 1, 61250 Usingen

Tel.: 06081 1024-1032, Fax: -9021

E-Mail: neuenfeldt@usingen.de
www.usingen.de

www.neu-anspach.de
www.gemeinde-glashuetten.de

Besuchen Sie uns auch auf unseren Social-Media-Seiten
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Neuenfeldt, Christian [Seite]



el Stadt Der Magistrat
™~/ Neu-Anspach
Aktenzeichen: Nell/Hasselbach/Sehl
Leistungsbereich: Technische Dienste und Landschaft
Datum, 04.11.2021 - Drucksachen Nr.:
Vorlage XI1/368/2021
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 11.01.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Erlass einer neuen Wasserversorgungssatzung (WVS)
Sachdarstellung:

l. Anlass der Neufassung der Wasserversorgungssatzung

Anderungen in der Rechtsprechung und die Notwendigkeit, fir den taglichen Umgang in der Praxis in
bestimmten Fallen detailliertere Festlegungen zu treffen, haben den Hessischen Stadte- und Gemeindebund
als auch die Verwaltung dazu veranlasst, erneut eine grundlegende Uberarbeitung der
Wasserversorgungssatzung (WVS) vorzunehmen.

Die Verwaltung hat auch hierzu eine Synopse erstellt, in der auf der linken Seitenhélfte die zurzeit gliltige
Wasserversorgungssatzung der Stadt Neu-Anspach vom 13.07.2004 (in Kraft seit 30.07.2004) und auf der
rechten Seitenhélfte die Gberarbeitete Mustersatzung gegeniibergestellt sind. Die Anderungen gegeniiber der
bisherigen Satzung sind in der rechten Seitenhalfte in fett-kursiver Schrift kenntlich gemacht.

Die Verwaltung hat beide Satzungstexte inhaltlich und redaktionell abgeglichen und daraus eine Neufassung
der Wasserversorgungssatzung fur die Stadt Neu-Anspach erstellt (sieche Beschlussvorschlag).

II. Erlduterungen zu den Anderungen

Hinweis: Die nachfolgenden Erlauterungen beziehen sich auf die Paragraphen und Ziffern der Neufassung
der Wasserversorgungssatzung im Beschlussvorschlag.

Zu § 8 Abs. 3, § 13 Abs. 2, § 26 Abs. 3, § 28 Abs. 1, § 29 Abs. 1,2 + 3 und § 36 Abs. 2

Redaktionell wurde die Wahrungsbezeichnung EUR einheitlich auf ,,€* geandert.

Zu § 14 — Grundstiicksflache

Zu §14 Absatz1und 2 b

In der Anwendungspraxis haben sich laut HSGB Auslegungsschwierigkeiten bezliglich der Frage ergeben,
von wo aus die Tiefenbegrenzungslinie zu ziehen ist. Um dies zu vermeiden, wurden die

Tiefenbegrenzungsregelungen in der Satzung geandert.

Laut HSGB betrifft dies Fallgestaltungen, in denen die Grundstlicke von unbeplantem Innenbereich in den
AuBenbereich hineinragen. Hier wurde die Tiefenbegrenzungsregelung so konkretisiert, dass regelmafig die



Flache zwischen der ErschlieBungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmafigen Abstand von
50 m dazu verlauft, im Innenbereich liegt.

Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung des Grundstiicks die in Satz 1 bestimmte Tiefe,
ist zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmafigen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, zu
bertcksichtigen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder
hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

Zu § 15 - Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten
Zu § 15 Abs. 1, 3, 5 (1. Teilsatz) und 6

Die hier vorgenommenen Anderungen bzw. Ergénzungen dienen dem besseren Verstandnis in der
Anwendung der Satzung.

Zu § 15 Absatz 5 (2. Teilsatz)

Der Nutzungsfaktor wurde hier seitens des HSGB geandert. Fir Grundstlicke mit unterschiedlich festgesetzten
Vollgeschosszahlen, Gebaudehdhen oder Baumassenzahlen gilt jetzt der Nutzungsfaktor nach dem héchsten
festgesetzten Wert fiir die gesamte Grundstlicksflache im beplanten Gebiet. In den bisherigen Satzungen war
der Nutzungsfaktor differenzierter festgesetzt. Das Verwaltungsgericht Darmstadt hat in diesem
Zusammenhang moniert, dass die bisherige Satzungsregelung auslegungsbedirftig bzw. keiner
Konkretisierung zuganglich und daher unwirksam sei.

Zu § 17 — Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Zu § 17 Abs. 2

Die hier vorgenommene Erganzung dient ebenfalls dem besseren Verstandnis in der Anwendung der Satzung.
Zu § 18 —Nutzungsfaktor in Sonderfallen

Zu § 18 Abs. 3, 2. Satz

Aufgrund der Neuformulierung in § 14 wurde dieser Passus ersatzlos gestrichen.

Zu § 26 — Benutzungsgebiihren

Zu § 26 Abs. 4

Die im letzten Jahr vom Gesetzgeber eingefiihrte befristete Reduzierung der Umsatzsteuer hat seit 01.01.2021
keine Giiltigkeit mehr. Aus diesem Grund wird dieser Absatz gestrichen.

Zu § 28 — Zahlermiete

Zu § 28 Abs. 7

Wie auch bei den Benutzungsgeblhren fallt bei der Zahlermiete ebenfalls die letztes Jahr eingefiihrte
befristete Reduzierung der Umsatzsteuer seit 01.01.2021 weg. Der Absatz wird ganzlich gestrichen.

Zu § 29 — Verwaltungsgebiihren

Zu § 29 Abs. 4

Neu eingefiihrt, war bisher nicht enthalten. Es kommt seit einiger Zeit haufiger vor, dass sich
Grundstiickseigentimer weitere private Wasserzahler fiir ihre Liegenschaft setzen lassen. Diese sind von

unserem Auflendienst abzunehmen. Diesen Zeit- und Dokumentationsaufwand soll kiinftig der Verursacher,
und nicht mehr die Allgemeinheit, tragen. Die neue Satzung schafft hiermit die Moglichkeit der Berechnung.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen,



aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142), zuletzt geéndert durch Gesetz zur Anderung des
Hessischen Kommunalwahlgesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Corona-Pandemie vom
11.12.2020 (GVBI. S. 915), der §§ 30, 31, 36 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom
14.12.2010 (GVBI | S. 548), zuletzt geandert durch Artikel 11 des Gesetzes vom 04.09.2020 (GVBI S. 573),
der §§ 1 bis 5a, 6a, 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes Uber kommunale Abgaben (KAG) vom 24.03.2013
(GVBI | S. 134), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBI S. 247),

folgende neue
WASSERVERSORGUNGSSATZUNG (WVS)

zu erlassen:

I. Allgemeines
§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erflllung ihrer Pflicht zur Wasserversorgung e i n e dffentliche Einrichtung. Sie bestimmt
Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick
Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Wasserversorgungsanlagen

Versorgungsleitungen im offentlichen Verkehrsraum bis zur Grenze des angeschlossenen oder
anzuschlieRenden Grundstlckes, Verbindungsleitungen, Pumpwerke, (Hoch-)Behalter,
Druckerhéhungsanlagen, Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen und Ahnliches.

Zu den Wasserversorgungsanlagen gehdren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die Stadt zur Erfillung
ihrer Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

Anschlussleitungen
Leitungen ab Grundsticksgrenze des angeschlossenen oder anzuschlieenden Grundstlickes bis zur
Hauptabsperrvorrichtung hinter der Messeinrichtung (in FlieRrichtung gesehen).

Wasserverbrauchsanlagen
Die Wasserleitungen ab der Hauptabsperrvorrichtung einschlieBlich der auf dem Grundstiick vorhandenen
Wasserverbrauchseinrichtungen.

Anschlussnehmer (-inhaber)
Grundstlckseigentimer, Erbbauberechtigte, NieRbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstlicks
dinglich Berechtigte.

Wasserabnehmer
Alle zur Entnahme von Trink-/Betriebswasser auf dem Grundstick Berechtigten und Verpflichteten
(insbesondere auch Pachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die den Wasserversorgungsanlagen Trink-
/Betriebswasser entnehmen.
Il. Anschluss und Benutzung
§ 3 Grundstiicksanschluss
(1)  Jedes Grundstulck - das grundsétzlich nur einen Anschluss erhalt - ist gesondert und unmittelbar an die

Anschlussleitung anzuschliel3en; Gleiches gilt, wenn die Stadt fur jedes dem Aufenthalt von Menschen
dienende Geb&ude auf einem Grundstick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt hat.
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(4)

Die Stadt kann in Ausnahmefallen zulassen oder verlangen, dass mehrere Grundstiicke (ber eine
gemeinsame Anschlussleitung an die Wasserversorgungsanlagen angeschlossen werden, wenn die
nicht im offentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch
Grunddienstbarkeit und Baulasteintragung gesichert sind.

Wird ein Grundstiick nach seinem Anschluss in mehrere selbstédndige Grundstiicke geteilt, so gelten die
vorstehenden Regelungen fiir jedes neue Grundstiick entsprechend.

Die Anschlussleitung wird ausschlieRlich von der Stadt hergestellt, erneuert, verandert, unterhalten oder
beseitigt. Der Wasserabnehmer darf nicht auf die Anschlussleitung einschlieRlich der Messeinrichtung
einwirken oder einwirken lassen.

§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang

Jeder Eigentumer eines Grundstucks, auf dem Trink- und/oder Betriebswasser bendtigt wird, hat die
Pflicht, dieses Grundstiick an die Wasserversorgungsanlage anzuschlieffen, wenn es durch eine
betriebsfertige Versorgungsleitung erschlossen ist. Die Anordnung des Anschlusses kann durch
offentliche Bekanntmachung erfolgen.

Wasserabnehmer sind verpflichtet, ihren Trink-/Betriebswasserbedarf aus der
Wasserversorgungsanlage zu decken.

Die Stadt raumt dem Anschlussnehmer im Rahmen des wirtschaftlich Zumutbaren die Moglichkeit ein,
die Entnahme auf einen von ihm gewlnschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu
beschranken.

Der Anschlussnehmer hat der Stadt vor der Errichtung einer Eigengewinnungs- o-der
Brauchwasseranlage Mitteilung zu machen. Es muss technisch sichergestellt sein, dass aus seiner
Anlage kein Wasser in das Trinkwassernetz eintreten kann.

§ 5 Wasserverbrauchsanlagen

Wasserverbrauchsanlagen missen nach den jeweils geltenden bau- und wasserrechtlichen
Vorschriften sowie nach den anerkannten Regeln der Technik geplant, hergestellt, unterhalten und
betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten durfen allein durch zugelassene Unternehmer
ausgefihrt werden.

Die Stadt oder deren Beauftragte schlieRen die Wasserverbrauchsanlagen an die Anschlussleitung an
und setzen sie in Betrieb.

Die Wasserverbrauchsanlagen sind so zu betreiben, dass Stérungen anderer Wasserabnehmer,
stérende Ruckwirkungen auf die Wasserversorgungsanlage oder Wasserverbrauchsanlagen Dritter
oder Auswirkungen auf die Glite des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Die Stadt ist berechtigt, die Wasserverbrauchsanlagen zu tberprifen. Sie hat den Anschlussnehmer
auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu machen.

Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder erhebliche Stérungen erwarten
lassen, so ist die Stadt berechtigt, den Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr fir
Leib oder Leben ist sie hierzu verpflichtet.

Weder das Uberpriifen, das Unterlassen der Uberpriifung der Wasserverbrauchsanlagen noch deren
Anschluss an die Wasserversorgungsanlage begrinden eine Haftung der Stadt, es sei denn, sie hat
beim Uberpriifen Mangel festgestellt, die eine Gefahr fiir Leib oder Leben bedeuten.

§ 6 Art der Versorgung

Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den anerkannten Regeln der Technik
fur die jeweilige Bedarfsart (Trink- oder Betriebswasser) entsprechen. Die Stadt ist verpflichtet, das
Wasser unter dem Druck zu liefern, der fir eine einwandfreie Deckung des Ublichen Bedarfs in dem
betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck
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des Wassers im Rahmen der gesetzlichen und behdrdlichen Bestimmungen sowie der anerkannten
Regeln der Technik zu andern, falls dies in besonderen Fallen aus wirtschaftlichen oder technischen
Grinden zwingend notwendig ist; dabei sind die Belange des Wasserabnehmers moglichst zu
berlcksichtigen.

Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck des Wassers, die Uber die
vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so obliegt es ihm, die erforderlichen Vorkehrungen zu
treffen.

§ 7 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei Versorgungsunterbrechungen

Die Stadt ist verpflichtet, Wasser am Ende der Anschlussleitung jederzeit zur Verfiigung zu stellen. Dies
gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der O6ffentlichen Wasserversorgung
erforderlich oder nach dieser Satzung vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch hdhere Gewalt oder sonstige Umstande,
deren Beseitigung ihr wirtschaftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme betriebsnotwendiger Arbeiten
erforderlich ist. Die Stadt hat jede Unterbrechung oder UnregelmaRigkeit unverziiglich zu beheben.

Die Stadt hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur flir kurze Dauer beabsichtigten Unterbrechung
der Versorgung rechtzeitig in geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfallt,
wenn die Unterrichtung

1. nach den Umsténden nicht rechtzeitig mdglich ist und die Stadt dies nicht zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen verzégern wirde.

§ 8 Haftung bei Versorgungsstoérungen

Fir Schaden, die Wasserabnehmer durch Unterbrechung der Wasserversorgung oder durch
UnregelmaRigkeiten in der Belieferung erleiden, haftet die Stadt aus dem Benutzungsverhaltnis oder
unerlaubter Handlung im Falle

a) der Totung oder Kdrperverletzung, es sei denn, dass der Schaden von der Stadt oder einem ihrer
Bediensteten oder einem Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht
worden ist,

b) eines Sachschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlassigkeit der Stadt oder eines ihrer Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht
worden ist,

c) eines Vermogensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz noch durch grobe
Fahrlassigkeit der Stadt oder eines vertretungsberechtigten Organs verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuches ist nur bei vorsatzlichem Handeln von
Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

Absatz 1 ist auch auf Anspriiche von Wasserabnehmern anzuwenden, welche diese gegen ein drittes
Wasserversorgungsunternehmen aus unerlaubter Handlung geltend machen. Die Stadt ist verpflichtet,
auf Verlangen Uber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes Unternehmen
zusammenhangenden Tatsachen Auskunft zu geben, soweit sie ihr bekannt sind oder von ihr in
zumutbarer Weise aufgeklart werden koénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des
Schadensersatzes erforderlich ist.

Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15,00 €.

Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverzlglich der Stadt oder dem ersatzpflichtigen
Unternehmen mitzuteilen.
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§ 9 Verjahrung von Schadensersatzanspriichen

(1)  Schadensersatzanspriche der in § 8 bezeichneten Art verjahren in drei Jahren von dem Zeitpunkt an,
in welchem der Ersatzberechtigte von dem Schaden, von den Umstanden, aus denen sich seine
Anspruchsberechtigung ergibt, und von dem ersatzpflichtigen Unternehmen Kenntnis erlangt, ohne
Ricksicht auf diese Kenntnis in finf Jahren von dem schadigenden Ereignis an.

(2) Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzberechtigten Verhandlungen iber den zu
leistenden Schadensersatz, so ist die  Verjdhrung gehemmt, bis der eine oder andere Teil die
Fortsetzung der Verhandlungen verweigert.

§ 10 Messeinrichtungen

(1) Die Stadt ermittelt die zur Verfigung gestellte Wassermenge durch Messeinrichtungen und bestimmt
deren Art, Zahl und GrolRe sowie den Anbringungsort. Als Messeinrichtungen werden Funk-
Wasserzahler installiert. Diese sind von den Wasserabnehmern zu nutzen. Die Messeinrichtungen sind
vom Anschlussnehmer vor Frost, Abwasser und Grundwasser zu schiitzen.

(2) Die Stadt kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf eigene Kosten wahlweise einen geeigneten
Schacht oder Schrank fiir die Messeinrichtung anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Grundstiicks mit Anschlussleitungen erfolgt, die unverhaltnismafig lang sind
oder nur unter besonderen Erschwernissen verlegt werden kénnen oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzahlers vorhanden ist.

Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, den in Satz 1 genannten Schacht oder Schrank in
ordnungsgemaflem Zustand und jederzeit zuganglich zu halten. Er kann die Verlegung dieser
Einrichtungen auf seine Kosten verlangen, wenn sie an der bisherigen Stelle fiir ihn nicht mehr zumutbar
sind und nach der Verlegung das Ablesen nicht beeintrachtigt wird.

(3) Der Anschlussnehmer kann von der Stadt die Nachprifung der Messeinrichtungen durch eine
Eichbehodrde oder eine staatlich anerkannte Prufstelle im Sinne des Eichgesetzes verlangen. Die Kosten
der Prifung fallen der Stadt zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen Verkehrsfehlergrenzen
Uberschreitet, sonst dem Anschlussnehmer.

Das Ergebnis dieser Priifung ist fir beide Teile bindend.
(4) Der Erlaubnistatbestand fir die Nutzung und Einholung der Daten liegt im Art. 6 | 1 EU

Datenschutzverordnung (DSGVO). Die Nutzung der Daten erfolgt unter Einhaltung der Richtlinien des
Artikels 32 DSGVO.

§ 10 a Datenschutzinformation
Der Eigentimer bzw. Erbbauberechtigte ist zur Weiterleitung der Datenschutzinformationen an die
Wasserabnehmer im Sinne von § 2 der Wasserversorgungssatzung der Stadt Neu-Anspach verpflichtet

§ 11 Ablesen

(1)  Die Messeinrichtungen werden von der Stadt oder nach Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer
abgelesen. Dieser hat dafiir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zuganglich sind.

(2) Die Stadt kann die zur Verfligung gestellte Wassermenge auch durch Funkmessgerate ermitteln. Diese
sind von den Anschlussnehmern zu nutzen.
Die Stadt liest die Funk-Wasserzahler zu folgenden Zeitpunkten und in folgenden Fallen ab:

1. zum 31.12. eines jeden Jahres zur Feststellung des Jahresverbrauches.
Die Ablesung erfolgt in der KW 1 - 4 des Folgejahres.
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(1)

(1)

2. bei Eigentimerwechsel oder auf Wunsch des Eigentimers.
3. unterjahrig maximal viermal fir Funktionstests.

§ 12 Einstellen der Versorgung

Die Stadt kann die Versorgung einstellen, wenn der Anschlussnehmer den Bestimmungen der Satzung
zuwiderhandelt und das Einstellen erforderlich ist, um

a) eine unmittelbare Gefahr fiir die Sicherheit von Personen oder Anlagen abzuwehren,

b) den Verbrauch von Wasser unter Umgehen, durch Beeinflussen oder vor Anbringen der
Messeinrichtungen zu verhindern oder

c) zu gewahrleisten, dass stérende Rlckwirkungen auf Wasserverbrauchsanlagen anderer
Anschlussnehmer, Wasserversorgungsanlagen und Anschlussleitungen der Stadt oder Dritter
oder Ruckwirkungen auf die Gute des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei fehlendem Ausgleich einer falligen und
angemahnten Gebiihrenschuld, ist die Stadt berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung
einzustellen. Dies gilt nicht, wenn der Anschlussnehmer darlegt, dass die Folgen des Einstellens aul3er
Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und zu erwarten ist, dass er seinen Verpflichtungen
nachkommt. Die Stadt kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen.

lll. Abgaben und Kostenerstattung
§ 13 Wasserbeitrag

Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fur die Schaffung der Wasserversorgungsanlagen
Beitrage, die nach der Veranlagungsflache bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich
durch Vervielfachen der Grundstlicksflache (§ 14) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 15 bis 18).

Der Beitrag betragt fiir das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmaoglichkeit (Schaffensbeitrag) an
die Wasserversorgungsanlagen 3,47 €/m? Veranlagungsflache.®

§ 14 Grundstiicksflache

Als Grundstlicksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundsticken im Bereich eines
Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundsticks; Teilflachen, die im
AuBlenbereich liegen und unbebaut oder nicht wasserbeitragsrechtlich bevorteilt sind, bleiben
unbericksichtigt. Sind diese Flachen teilweise bebaut oder wasserbeitragsrechtlich bevorteilt, gilt Abs.
3 entsprechend. Fur Teilflachen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2 entsprechend.

Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt
a) bei Grundstlicken im Innenbereich grundsétzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks,

b) bei Grundsticken im Innenbereich, die in den AuRenbereich hineinragen, regelmafig die Flache
zwischen der ErschlieBungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmaRigen
Abstand von 50 m dazu verlauft. Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des
Grundstucks die in Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zusatzlich die lbergreifende Flache zwischen der
ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im gleichmalligen Abstand verlauft, die der Uber-
greifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen.
Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter
der Begrenzung von 50 m beginnt.

Bei Grundsticken im AuRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich genutzte/aufgrund einer
Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare Flache einschliel3lich einer Umagriffsflache in
einer Tiefe von 3 m - vom jeweils dufl’eren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit
gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich nicht genutzte Grundstlicke, die tatsachlich an die
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(1)

(4)

(6)

offentliche Einrichtung angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten
Grundstucksflache berlcksichtigt.

§ 15 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr.
1 BauGB erreicht, ist dieser maligebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehohe (Traufhéhe)
oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

Ist nur die zulassige Gebaudehohe (Traufhohe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die hochst

zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden. In

Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu

Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebdudehdhe (Traufhéhe), sondern nur eine

Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle

Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

Bei Grundstuicken, fiir die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflachen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder anderer Werte,
anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden kénnte, vorsieht,
gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige Bebauung im
Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen, gestattet, gilt fir die bebaubaren
Teile dieser Grundstiicke 1,0, fir die Restflache 0,2,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5,

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

9) Kirchengebaude oder dhnliche Gebaude mit religiéser Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

Sind fir ein Grundstiick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehdhen (Traufhéhen) oder

Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem hochsten festgesetzten Wert fir die

gesamte Grundstiicksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen uber die Anzahl der Vollgeschosse oder der

Gebaudehodhe (Traufhdhe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln
Iasst, gelten die Vorschriften fiir den unbeplanten Innenbereich nach § 17 entsprechend.



§ 16 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4 BauGB, gelten die
Regelungen des § 15 fur die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften
des § 17 anzuwenden.

§ 17 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die Héchstzahl der
tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstuicke unbebaut, wird auf die Héchstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung vorhandenen
Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tatsachliche
Gebdudehohe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5, fur insgesamt gewerblich oder industriell genutzte
Grundstucke; durch 2,2 fur alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstiicke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Die in § 15 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.

Bei Grundstiicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Grofe untergeordnet bebaut sind
(z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung
untergeordneten Bebauung genutzt werden durfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen, gilt fiir die bebauten Teile dieser
Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,2,

d) wegen ihrer Grolke nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in ahnlicher Weise genutzt werden
kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religidser Zweckbestimmung bebaut sind, gilt
1,25

als Nutzungsfaktor.

§ 18 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen - AuRenbereichsgrundstiicken gilt als
Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemal § 14 Abs. 3 ermittelte Grundstlicksflache).

Bei bebauten AufRenbereichsgrundstiicken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemaf
§ 14 Abs. 3 ermittelte bebaute Flache) nach den Regelungen des § 17 Abs. 1 bis 3.

Geht ein Grundstick vom Innenbereich in den Auf3enbereich Uber, so gelten die Nutzungsfaktoren der
§§ 15 bis 17 fur das Teilgrundstlick im Innenbereich jeweils entsprechend.

§ 19 Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Wasserversorgungsanlagen angeschlossenen Grundstiicke; die
anschlielbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in
wasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden durfen.



§ 20 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundsttick an die Einrichtung angeschlossen werden kann.

§ 21 Ablésung des Wasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgelost werden. Der Ablésungsbetrag bestimmt sich nach
der HOhe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

(1)

§ 22 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last
Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentiimer des
Grundstucks ist. Wenn das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentimers
der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. - bei Bestehen eines solchen - auf dem
Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

§ 23 Vorausleistungen

Die Stadt kann unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der Fertigstellung
Vorausleistungen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Malinahme verlangen.

Die Vorausleistung ist auf die endglltige Beitragsschuld anzurechnen, auch wenn die oder der

Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn eine Uberschissige
Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 24 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

)

(4)

§ 25 Grundstiicksanschlusskosten

Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung, Veranderung, Unterhaltung oder Beseitigung der
Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Der
Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen MaRnahme; er wird einen
Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentimer des Grundstiicks
ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungspflichtig. Mehrere
Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.

Der Erstattungsanspruch ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstlick - bei Bestehen eines solchen -
auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum auf diesem.

Die Durchfiihrung der MaRnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer angemessenen
Vorausleistung abhangig gemacht werden.
§ 26 Benutzungsgebiihren

Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Gebiihren.
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Die Gebihr bemisst sich nach der Menge (m®) des zur Verfiigung gestellten Wassers. Ist eine
Messeinrichtung ausgefallen oder wird der Stadt bzw. einem Beauftragten der Zutritt zu den
Messeinrichtungen verweigert oder ist das Ablesen der Messeinrichtungen aus sonstigen Griinden nicht
moglich oder nicht erfolgt, schatzt die Stadt den Verbrauch nach pflichtgemalRem Ermessen.

Die Gebuhr betragt pro m® 2,52 €. Sie enthalt die gesetzliche Umsatzsteuer.

§ 27 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgeblihr verlangen; diese orientieren
sich grundsatzlich am Verbrauch des vorangegangenen Abrechnungszeitraums.

Statt Vorauszahlungen zu verlangen, kann die Stadt beim Anschlussnehmer einen Minzzahler
einrichten, wenn er mit zwei Vorauszahlungen im Ruckstand ist oder nach den Umstanden des
Einzelfalls zu besorgen ist, dass er seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht rechtzeitig
nachkommt.

§ 28 Zahlermiete

Die Zahlermiete betragt je Wasserzahler und je angefangenen Kalendermonat bei Wasserzahlern mit
einer Verbrauchsleistung bis zu 10 m*®* 0,91 €, Uber 10 m*® 16,41 €. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

Die Abgabepflicht entsteht mit dem Einbau des Wasserzahlers.

Wird die Wasserlieferung durch die Stadt unterbrochen (z. B. wegen Wassermangels, Stérungen im
Betrieb, betriebsnotwendigen Arbeiten oder aus anderen Griinden), so wird fiir die voll ausfallenden
Kalendermonate keine Zahlermiete berechnet.

Fir das Ausleihen von Standrohren fiir die Trinkwasserentnahme betragt die Miete pro Standrohr und
Tag 1,61 €. Sie enthalt die gesetzliche Umsatzsteuer.

Firmen, die im Auftrag der Stadt tatig sind und standig Standrohre fiir die Auftragsabwicklung bendétigen,
bleiben von der Festsetzung der Miete ausgenommen. Ebenso wird von den 6rtlichen Vereinen und
Organisationen, die anlasslich einer Vereinsveranstaltung Standrohre in Anspruch nehmen, keine Miete
erhoben.

Far den Abgabepflichtigen gelten die Bestimmungen des § 30 entsprechend.

Far die Falligkeit gilt § 30 entsprechend.

§ 29 Verwaltungsgebiihren
Wird das Ablesen der Messeinrichtung durch die Stadt veranlasst oder nach Aufforderung der Stadt
vom Anschlussnehmer selbst vorgenommen, ist dies kostenfrei. Sind auf einem Grundstick mehrere
Messeinrichtungen vorhanden, erhebt die Stadt fur jedes Ablesen der zweiten oder weiterer
Messeinrichtungen 3,00 €.

Fir jedes vom Anschlussnehmer veranlasste Ablesen verlangt die Stadt 15,00 €; fir die zweite und jede
weitere Messeinrichtung ermaRigt sich die Verwaltungsgebiihr auf jeweils 3,00 €.

Fir jedes Einrichten eines Miinzzahlers erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebiihr von 80,00 €.

Fir jede Abnahme eines privaten Wasserzahlers erhebt die Stadt eine Verwaltungsgebuihr von 40,00
€.
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§ 30 Entstehen und Filligkeit der Gebiihren; 6ffentliche Last

(1) Die Benutzungsgebuhr entsteht jahrlich, die Verwaltungsgeblhr mit dem Ablesen der Messeinrichtung
bzw. dem Einrichten des Munzzahlers. Die Gebuhren sind einen Monat nach Bekanntgabe des
Bescheids fallig.

(2) Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebiihren nach §§ 26, 27, 28 ruhen als Offentliche Last auf dem
Grundstick.

§ 31 Beauftragung Dritter bei der Gebiihrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebuhrenbescheiden wird von der ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-

Mierendorff-Str. 11, 35398 GieRen und die Entgegennahme der zu entrichtenden Gebuhren von der

Stadtkasse Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 32 Gebiihrenpflichtige

(1)  Geblhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundstiicks ist. Der
Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstlickseigentiimers gebihrenpflichtig. Mehrere
Geblhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

(2)  Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird der neue
Eigentimer oder Erbbauberechtigte gebuhrenpflichtig mit Beginn des Monats, welcher dem
Eigentumsiibergang folgt.

§ 33 Umsatzsteuer

Soweit Anspriiche der Stadt der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die Umsatzsteuer von dem Pflichtigen

zusatzlich zu entrichten, soweit in dieser Satzung nicht bereits Endpreise aufgefihrt sind.

IV. Alilgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht und Ordnungswidrigkeiten

§ 34 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen und neuen
Grundstuckseigentiimer bzw. Erbbauberechtigten unverziiglich mitzuteilen.

(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Veranderungen an den Wasserverbrauchsanlagen vornehmen
lassen will, hat dies der Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Jeder Wasserabnehmer hat ihm bekannt werdende Schaden und Stérungen an den
Anschlussleitungen, den Wasserverbrauchsanlagen und der Wasserversorgungsanlage unverzuglich
der Stadt zu melden.

(4) Der Anschlussnehmer hat das Abhandenkommen, Beschadigungen und Stérungen der
Messeinrichtungen der Stadt unverziglich mitzuteilen.
§ 35 Zutrittsrecht
Der Wasserabnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen
haben, den Zutritt zu den Wasserverbrauchsanlagen und Anschluss-leitungen zu gestatten, soweit dies zur
Prifung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser
Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen, erforderlich ist.

§ 36 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen
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10.

§ 3 Abs. 4 die Anschlussleitung herstellt, erneuert, verandert, unterhalt oder beseitigt oder anders
auf sie - einschlieRlich der Messeinrichtung - einwirkt oder einwirken lasst;

§ 4 Abs. 2 seinen Trink-/Betriebswasserbedarf aus anderen als der Wasserversorgungsanlage
deckt, ohne dass ihm dies nach § 4 Abs. 3 gestattet ist;

§ 4 Abs. 4 Satz 1 und § 34 den in diesen Bestimmungen genannten Mitteilungspflichten nicht
oder nicht rechtzeitig nachkommt;

§ 4 Abs. 4 Satz 2 nicht sicherstellt, dass aus seiner Anlage kein Wasser in das Trinkwassernetz
eintreten kann;

§ 5 Abs. 3 Wasserverbrauchsanlagen nicht so betreibt, dass Stérungen anderer
Wasserabnehmer, stérende RuUckwirkungen auf die Wasserversorgungsanlage oder
Wasserverbrauchsanlagen Dritter oder Auswirkungen auf die Glte des Trinkwassers
ausgeschlossen sind;

§ 10 Abs. 1 Satz 2 Messeinrichtungen nicht vor Frost, Abwasser und Grundwasser schiitzt;

§ 10 Abs. 2 Satz 1 keinen geeigneten Schacht oder Schrank fiir die Messeinrichtung anbringt;

§ 10 Abs. 2 Satz 2 den Schacht oder Schrank nicht in ordnungsgemafiem Zustand und jederzeit
zuganglich halt;

§ 11 die Messeinrichtungen nach Aufforderung der Stadt nicht abliest bzw. sie nicht leicht
zuganglich halt;

§ 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den Wasserverbrauchsanlagen
und Anschlussleitungen verweigert.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuf3e von 5 bis 50.000 € geahndet werden. Die Geldbulie
soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, tibersteigen.
Reicht das satzungsmaRige Hochstmald hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung; zustandige
Verwaltungsbehdrde ist der Magistrat

§ 37 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.03.2022 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Wasserversorgungssatzung vom 13.07.2004 in der Fassung der 12. Anderung
vom 25.02.2021 aulRer Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Thomas Pauli
Blrgermeister
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Wasserversorgungssatzung (WVS)
der Stadt Neu-Anspach vom 13.07.2004
in der Fassung der 12. Anderung vom 25.02.2021

Uberarbeite Musteratzung HSGB
(Anderung in fett-kursiver Schrift)

I. Allgemeines
§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erfilllung ihrer Pflicht zur Wasserversorgung e i n e
offentliche Einrichtung. Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie
den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick
Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Wasserversorgungsanlagen

Versorgungsleitungen im o6ffentlichen Verkehrsraum bis zur Grenze des
angeschlossenen oder anzuschlieRenden Grundstuickes,
Verbindungsleitungen, Pumpwerke, (Hoch-)Behélter,
Druckerhthungsanlagen, Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen
und Ahnliches.

Zu den Wasserversorgungsanlagen gehéren auch Einrichtungen Dritter,
deren sich die Stadt zur Erfullung ihrer Aufgaben bedient oder zu deren
Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

I. Allgemeines
§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erflllung ihrer Pflicht zur Wasserversorgung € i n e
offentliche Einrichtung. Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie
den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstick
Das Grundsttick im Sinne des Grundbuchrechts.

Wasserversorgungsanlagen

Versorgungsleitungen im oOffentlichen Verkehrsraum bis zur Grenze des
angeschlossenen oder anzuschlieRenden Grundstiickes,
Verbindungsleitungen, Pumpwerke, (Hoch-)Behélter,
Druckerh6hungsanlagen, Wassergewinnungs- und -aufbereitungsanlagen
und Ahnliches.

Zu den Wasserversorgungsanlagen gehoren auch Einrichtungen Diritter,
deren sich die Stadt zur Erfullung ihrer Aufgaben bedient oder zu deren
Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.




Anschlussleitungen

Leitungen ab  Grundstiicksgrenze  des  angeschlossenen  oder
anzuschlielenden Grundstiickes bis zur Hauptabsperrvorrichtung hinter der
Messeinrichtung (in FlieRBrichtung gesehen).

Wasserverbrauchsanlagen
Die Wasserleitungen ab der Hauptabsperrvorrichtung einschlief3lich der auf
dem Grundsttick vorhandenen Wasserverbrauchseinrichtungen.

Anschlussnehmer (-inhaber)
Grundstuckseigentimer, Erbbauberechtigte, Niel3braucher und sonstige zur
Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte.

Wasserabnehmer

Alle zur Entnahme von Trink-/Betriebswasser auf dem Grundstlick
Berechtigten und Verpflichteten (insbesondere auch Pachter, Mieter,
Untermieter usw.) sowie alle, die den Wasserversorgungsanlagen Trink-
/Betriebswasser entnehmen.

Il.Anschluss und Benutzung
8§ 3 Grundstiicksanschluss

(1) Jedes Grundstiick - das grundsatzlich nur einen Anschluss erhéalt - ist
gesondert und unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschlie3en; Gleiches
gilt, wenn die Stadt fir jedes dem Aufenthalt von Menschen dienende
Gebaude auf einem Grundstiick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt
hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmeféllen zulassen oder verlangen, dass mehrere
Grundstiucke Uber eine gemeinsame Anschlussleitung an die
Wasserversorgungsanlagen angeschlossen werden, wenn die nicht im
offentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung
durch Grunddienstbarkeit oder Baulasteintragung gesichert sind.

Anschlussleitungen

Leitungen ab  Grundsticksgrenze des  angeschlossenen  oder
anzuschlieRenden Grundstuickes bis zur Hauptabsperrvorrichtung hinter der
Messeinrichtung (in FlieRBrichtung gesehen).

Wasserverbrauchsanlagen
Die Wasserleitungen ab der Hauptabsperrvorrichtung einschlief3lich der auf
dem Grundstiick vorhandenen Wasserverbrauchseinrichtungen.

Anschlussnehmer (-inhaber)
Grundstuickseigentimer, Erbbauberechtigte, Niel3braucher und sonstige zur
Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte.

Wasserabnehmer

Alle zur Entnahme von Trink-/Betriebswasser auf dem Grundstick
Berechtigten und Verpflichteten (insbesondere auch Péachter, Mieter,
Untermieter usw.) sowie alle, die den Wasserversorgungsanlagen Trink-
/Betriebswasser entnehmen.

II. Anschluss und Benutzung
8§ 3 Grundstiicksanschluss

(1) Jedes Grundstlick - das grundsatzlich nur einen Anschluss erhalt - ist
gesondert und unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschlie3en; Gleiches
gilt, wenn die Stadt fur jedes dem Aufenthalt von Menschen dienende
Gebéaude auf einem Grundstiick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt
hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmeféllen zulassen oder verlangen, dass mehrere
Grundstucke Uber eine gemeinsame Anschlussleitung an die
Wasserversorgungsanlagen angeschlossen werden, wenn die nicht im
offentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung
durch Grunddienstbarkeit und Baulasteintragung gesichert sind.




(3) Wird ein Grundstick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige
Grundstucke geteilt, so gelten die vorstehenden Regelungen fur jedes neue
Grundstuck entsprechend.

(4) Die Anschlussleitung wird ausschlie3lich von der Stadt hergestellt,
erneuert, verandert, unterhalten oder beseitigt. Der Wasserabnehmer darf
nicht auf die Anschlussleitung einschlie3lich der Messeinrichtung einwirken
oder einwirken lassen.

8 4 Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentumer eines Grundstucks, auf dem Trink- und/oder
Betriebswasser benttigt wird, hat die Pflicht, dieses Grundstiick an die
Wasserversorgungsanlage  anzuschlie@en, wenn es durch eine
betriebsfertige Versorgungsleitung erschlossen ist. Die Anordnung des
Anschlusses kann durch offentliche Bekanntmachung erfolgen.

(2) Wasserabnehmer sind verpflichtet, ihren Trink-/Betriebswasserbedarf aus
der Wasserversorgungsanlage zu decken.

(3) Die Stadt raumt dem Anschlussnehmer im Rahmen des
wirtschaftlich Zumutbaren die Moglichkeit ein, die Entnahme auf einen von
ihm gewiinschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu
beschranken.

(4) Der Anschlussnenmer hat der Stadt vor der Errichtung einer
Eigengewinnungs- oder Brauchwasseranlage Mitteilung zu machen. Es
muss technisch sichergestellt sein, dass aus seiner Anlage kein Wasser in
das Trinkwassernetz eintreten kann.

(3) Wird ein Grundstick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige
Grundstiicke geteilt, so gelten die vorstehenden Regelungen fir jedes neue
Grundstuck entsprechend.

(4) Die Anschlussleitung wird ausschlie3lich von der Stadt hergestellt,
erneuert, verandert, unterhalten oder beseitigt. Der Wasserabnehmer darf
nicht auf die Anschlussleitung einschlie3lich der Messeinrichtung einwirken
oder einwirken lassen.

8§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentumer eines Grundstucks, auf dem Trink- und/oder
Betriebswasser bendtigt wird, hat die Pflicht, dieses Grundstick an die
Wasserversorgungsanlage  anzuschlie@en, wenn es durch eine
betriebsfertige Versorgungsleitung erschlossen ist. Die Anordnung des
Anschlusses kann durch offentliche Bekanntmachung erfolgen.

(2) Wasserabnehmer sind verpflichtet, ihren Trink-/Betriebswasserbedarf aus
der Wasserversorgungsanlage zu decken.

(3) Die Stadt raumt dem Anschlussnehmer im Rahmen des wirtschaftlich
Zumutbaren die Mdglichkeit ein, die Entnahme auf einen von ihm
gewiinschten Verbrauchszweck oder auf einen Teilbedarf zu beschranken.

(4) Der Anschlussnehmer hat der Stadt vor der Errichtung einer
Eigengewinnungs- o-der Brauchwasseranlage Mitteilung zu machen. Es
muss technisch sichergestellt sein, dass aus seiner Anlage kein Wasser in
das Trinkwassernetz eintreten kann.




§ 5 Wasserverbrauchsanlagen

(1) Wasserverbrauchsanlagen mussen nach den jeweils geltenden bau- und
wasserrechtlichen Vorschriften sowie nach den anerkannten Regeln der
Technik geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und

Installationsarbeiten durfen allein durch zugelassene Unternehmer
ausgefuhrt werden.
2 Die Stadt oder deren Beauftragte schliel3en die

Wasserverbrauchsanlagen an die Anschlussleitung an und setzen sie in
Betrieb.

(3) Die Wasserverbrauchsanlagen sind so zu betreiben, dass Stérungen
anderer  Wasserabnehmer,  stdrende  Rickwirkungen  auf  die
Wasserversorgungsanlage oder Wasserverbrauchsanlagen Dritter oder
Auswirkungen auf die Glte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(4) Die Stadt ist berechtigt, die Wasserverbrauchsanlagen zu
Uberprifen. Sie hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmangel
aufmerksam zu machen.

(5) Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder
erhebliche Stérungen erwarten lassen, so ist die Stadt berechtigt, den
Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr fir Leib oder
Leben ist sie hierzu verpflichtet.

(6) Weder das Uberprufen, das Unterlassen der Uberpriifung der
Wasserverbrauchsanlagen noch deren Anschluss an die
Wasserversorgungsanlage begriinden eine Haftung der Stadt, es sei
denn, sie hat beim Uberprifen Mangel festgestellt, die eine Gefahr fiir Leib
oder Leben bedeuten.

8 5 Wasserverbrauchsanlagen

(1) Wasserverbrauchsanlagen mussen nach den jeweils geltenden bau- und
wasserrechtlichen Vorschriften sowie nach den anerkannten Regeln der
Technik geplant, hergestellt, unterhalten und betrieben werden. Bau- und

Installationsarbeiten durfen allein durch zugelassene Unternehmer
ausgefihrt werden.
(2) Die Stadt oder deren Beauftragte schliel3en die

Wasserverbrauchsanlagen an die Anschlussleitung an und setzen sie in
Betrieb.

(3) Die Wasserverbrauchsanlagen sind so zu betreiben, dass Stdérungen
anderer  Wasserabnehmer,  storende  Ruckwirkungen  auf die
Wasserversorgungsanlage oder Wasserverbrauchsanlagen Dritter oder
Auswirkungen auf die Glte des Trinkwassers ausgeschlossen sind.

(4) Die Stadt ist berechtigt, die Wasserverbrauchsanlagen zu tberprifen. Sie
hat den Anschlussnehmer auf erkannte Sicherheitsmangel aufmerksam zu
machen.

(5) Werden Mangel festgestellt, welche die Sicherheit gefahrden oder
erhebliche Stérungen erwarten lassen, so ist die Stadt berechtigt, den
Anschluss oder die Versorgung zu verweigern; bei Gefahr fur Leib oder
Leben ist sie hierzu verpflichtet.

(6) Weder das Uberprifen, das Unterlassen der Uberprifung der
Wasserverbrauchsanlagen noch deren Anschluss an die
Wasserversorgungsanlage begriinden eine Haftung der Stadt, es sei denn,
sie hat beim Uberpriifen Mangel festgestellt, die eine Gefahr fir Leib oder
Leben bedeuten.




8 6 Art der Versorgung

(2) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den
anerkannten Regeln der Technik fur die jeweilige Bedarfsart (Trink- oder
Betriebswasser) entsprechen. Die Stadt ist verpflichtet, das Wasser
unter dem Druck zu liefern, der fur eine einwandfreie Deckung des Ublichen
Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist
berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der
gesetzlichen und behordlichen Bestimmungen sowie der anerkannten
Regeln der Technik zu &ndern, falls dies in besonderen Fallen aus
wirtschaftlichen oder technischen Grinden zwingend notwendig ist; dabei
sind die Belange des Wasserabnehmers mdglichst zu bertcksichtigen.

(2) Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck
des Wassers, die Uber die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so
obliegt es ihm, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

8 7 Umfang der Versorgung, bei

Versorgungsunterbrechungen

Benachrichtigung

(1) Die Stadt ist verpflichtet, Wasser am Ende der Anschlussleitung
jederzeit zur Verfligung zu stellen. Dies gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der 6ffentlichen
Wasserversorgung erforderlich oder nach dieser Satzung
vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch hdhere
Gewalt oder sonstige Umstéande, deren Beseitigung ihr
wirtschatftlich nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme
betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Stadt hat jede
Unterbrechung oder Unregelmafigkeit unverziiglich zu beheben.

§ 6 Art der Versorgung

(1) Das Wasser muss den jeweils geltenden Rechtsvorschriften und den
anerkannten Regeln der Technik fir die jeweilige Bedarfsart (Trink- oder
Betriebswasser) entsprechen. Die Stadt ist verpflichtet, das Wasser unter
dem Druck zu liefern, der fur eine einwandfreie Deckung des Ublichen
Bedarfs in dem betreffenden Versorgungsgebiet erforderlich ist. Sie ist
berechtigt, die Beschaffenheit und den Druck des Wassers im Rahmen der
gesetzlichen und behordlichen Bestimmungen sowie der anerkannten
Regeln der Technik zu &ndern, falls dies in besonderen Féallen aus
wirtschaftlichen oder technischen Griinden zwingend notwendig ist; dabei
sind die Belange des Wasserabnehmers mdglichst zu berticksichtigen.

(2) Stellt der Wasserabnehmer Anforderungen an Beschaffenheit und Druck
des Wassers, die Uber die vorgenannten Verpflichtungen hinausgehen, so
obliegt es ihm, die erforderlichen Vorkehrungen zu treffen.

§ 7 Umfang der Versorgung, Benachrichtigung bei

Versorgungsunterbrechungen

(1) Die Stadt ist verpflichtet, Wasser am Ende der Anschlussleitung jederzeit
zur Verflgung zu stellen. Dies gilt nicht,

1. soweit zeitliche Beschrankungen zur Sicherstellung der 6ffentlichen
Wasserversorgung erforderlich oder nach dieser Satzung
vorbehalten sind,

2. soweit und solange die Stadt an der Versorgung durch hdhere
Gewalt oder sonstige Umstande, deren Beseitigung ihr wirtschaftlich
nicht zugemutet werden kann, gehindert ist.

(2) Die Versorgung kann unterbrochen werden, soweit dies zur Vornahme
betriebsnotwendiger Arbeiten erforderlich ist. Die Stadt hat jede
Unterbrechung oder Unregelmalligkeit unverziglich zu beheben.




(3) Die Stadt hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur flr kurze
Dauer beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in
geeigneter Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfallt,
wenn die Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig mdglich ist und die
Stadt dies nicht zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von bereits eingetretenen Unterbrechungen
verzogern wirde.

§ 8 Haftung bei Versorgungsstérungen

(1) Fur Schaden, die Wasserabnehmer durch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch UnregelméaRigkeiten in der Belieferung
erleiden, haftet die Stadt aus dem Benutzungsverhéltnis oder
unerlaubter Handlung im Falle

a) der Totung oder Korperverletzung, es sei denn, dass der Schaden von
der Stadt oder einem ihrer Bediensteten oder einem
Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht
worden ist,

b) eines Sachschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz
noch durch grobe Fahrlassigkeit der Stadt oder eines ihrer
Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

c) eines Vermdgensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit der Stadt oder eines
vertretungsberechtigten Organs verursacht worden ist.

§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Birgerlichen Gesetzbuches ist nur bei
vorsétzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.

(3) Die Stadt hat die Wasserabnehmer bei einer nicht nur fir kurze Dauer
beabsichtigten Unterbrechung der Versorgung rechtzeitig in geeigneter
Weise zu unterrichten. Die Pflicht zur Benachrichtigung entfallt, wenn die
Unterrichtung

1. nach den Umstanden nicht rechtzeitig mdglich ist und die Stadt dies
nicht zu vertreten hat oder

2. die Beseitigung von Dbereits eingetretenen Unterbrechungen
verzogern wirde.

§ 8 Haftung bei Versorgungsstérungen

(1) Fur Schaden, die Wasserabnehmer durch Unterbrechung der
Wasserversorgung oder durch UnregelmaRigkeiten in der Belieferung
erleiden, haftet die Stadt aus dem Benutzungsverhéltnis oder unerlaubter
Handlung im Falle

a) der Totung oder Korperverletzung, es sei denn, dass der Schaden von
der Stadt oder einem ihrer Bediensteten oder einem
Verrichtungsgehilfen weder vorsatzlich noch fahrlassig verursacht
worden ist,

b) eines Sachschadens, es sei denn, dass dieser weder durch Vorsatz
noch durch grobe Fahrlassigkeit der Stadt oder eines ihrer
Bediensteten oder eines Verrichtungsgehilfen verursacht worden ist,

c) eines Vermogensschadens, es sei denn, dass dieser weder durch
Vorsatz noch durch grobe Fahrlassigkeit der Stadt oder eines
vertretungsberechtigten Organs verursacht worden ist.

8§ 831 Abs. 1 Satz 2 des Biurgerlichen Gesetzbuches ist nur bei
vorsétzlichem Handeln von Verrichtungsgehilfen anzuwenden.




(2) Absatz 1 ist auch auf Anspriiche von Wasserabnehmern anzuwenden,
welche diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus
unerlaubter Handlung geltend machen. Die Stadt ist verpflichtet, auf
Verlangen Uber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes
Unternehmen zusammenhangenden Tatsachen Auskunft zu geben, soweit
sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklart werden
kénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes
erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15,00 EUR.

(4) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverziglich der Stadt oder dem
ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.

8 9 Verjahrung von Schadensersatzansprichen

(1) Schadensersatzanspriche der in 8 8 bezeichneten Art verjahren in drei
Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Ersatzberechtigte von dem
Schaden, von den Umsténden, aus denen sich seine Anspruchsberechtigung
ergibt, und von dem ersatzpflichtigen Unternehmen Kenntnis erlangt, ohne
Rucksicht auf diese Kenntnis in flinf Jahren von dem schadigenden Ereignis
an.

(2) Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzberechtigten
Verhandlungen Uber den zu leistenden Schadensersatz, so ist die
Verjdhrung gehemmt, bis der eine oder andere Teil die Fortsetzung der
Verhandlungen verweigert.

§ 10 Messeinrichtungen

D Die Stadt ermittelt die zur Verflgung gestellte Wassermenge durch
Messeinrichtungen und bestimmt deren Art, Zahl und Grol3e sowie den

(2) Absatz 1 ist auch auf Anspriiche von Wasserabnehmern anzuwenden,
welche diese gegen ein drittes Wasserversorgungsunternehmen aus
unerlaubter Handlung geltend machen. Die Stadt ist verpflichtet, auf
Verlangen Uber die mit der Schadensverursachung durch ein drittes
Unternehmen zusammenhangenden Tatsachen Auskunft zu geben, soweit
sie ihr bekannt sind oder von ihr in zumutbarer Weise aufgeklart werden
kénnen und ihre Kenntnis zur Geltendmachung des Schadensersatzes
erforderlich ist.

(3) Die Ersatzpflicht entfallt fir Schaden unter 15,00 €.

(4) Der Wasserabnehmer hat den Schaden unverziglich der Stadt oder dem
ersatzpflichtigen Unternehmen mitzuteilen.

8 9 Verjahrung von Schadensersatzanspriichen

(1) Schadensersatzanspriiche der in § 8 bezeichneten Art verjahren in drei
Jahren von dem Zeitpunkt an, in welchem der Ersatzberechtigte von dem
Schaden, von den Umsténden, aus denen sich seine Anspruchsberechtigung
ergibt, und von dem ersatzpflichtigen Unternehmen Kenntnis erlangt, ohne
Rucksicht auf diese Kenntnis in flnf Jahren von dem schadigenden Ereignis
an.

(2) Schweben zwischen dem Ersatzpflichtigen und dem Ersatzberechtigten
Verhandlungen Uber den zu leistenden Schadensersatz, so ist die
Verjdhrung gehemmt, bis der eine oder andere Teil die Fortsetzung der
Verhandlungen verweigert.

§ 10 Messeinrichtungen

(1) Die Stadt ermittelt die zur Verfligung gestellte Wassermenge durch
Messeinrichtungen und bestimmt deren Art, Zahl und Gro3e sowie den




Anbringungsort.  Als  Messvorrichtung  werden  Funk-Wasserzahler
installiert. Diese sind von den Wasserabnehmern zu nutzen. Die
Messeinrichtungen sind vom Anschlussnehmer vor Frost, Abwasser und
Grundwasser zu schutzen.

2) Die Stadt kann verlangen, dass der Anschlussnehmer auf eigene
Kosten wahlweise einen geeigneten Schacht oder Schrank fir die
Messeinrichtung anbringt, wenn

1. das Grundstiick unbebaut ist oder

2. die Versorgung des Grundstiicks mit Anschlussleitungen erfolgt, die
unverhaltnismalig lang sind oder nur unter besonderen
Erschwernissen verlegt werden kdnnen oder

3. kein Raum zur frostsicheren Unterbringung des Wasserzéahlers
vorhanden ist.

Der Anschlussnehmer ist verpflichtet, den in Satz 1 genannten Schacht oder
Schrank in ordnungsgemafem Zustand und jederzeit zugénglich zu halten.
Er kann die Verlegung dieser Einrichtungen auf seine Kosten verlangen,
wenn sie an der bisherigen Stelle fir ihn nicht mehr zumutbar sind und nach
der Verlegung das Ablesen nicht beeintrachtigt wird.

(3) Der Anschlussnehmer kann von der Stadt die Nachprifung der
Messeinrichtungen durch eine Eichbehorde oder eine staatlich anerkannte
Prifstelle im Sinne des Eichgesetzes verlangen. Die Kosten der Prufung
fallen der Stadt zur Last, falls die Abweichung die gesetzlichen
Verkehrsfehlergrenzen berschreitet, sonst dem Anschlussnehmer.

Das Ergebnis dieser Prifung ist fur beide Teile bindend.
(4) Der Erlaubnistatbestand fir die Nutzung und Einholung der Daten liegt im

Art. 6 | 1 EU Datenschutzverordnung (DSGVO). Die Nutzung der Daten
erfolgt unter Einhaltung der Richtlinien des Artikels 32 DSGVO.

Anbringungsort. Als Messeinrichtungen werden Funk-Wasserzahler
installiert. Diese sind von den Wasserabnehmern zu nutzen. Die
Messeinrichtungen sind vom Anschlussnehmer vor Frost, Abwasser und
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8 10 a Datenschutzinformationen

Der Eigentumer bzw. Erbbauberechtigte ist zur Weiterleitung der
Datenschutzinformationen an die Wasserabnehmer im Sinne von 8 2 der
Wasserversorgungssatzung der Stadt Neu-Anspach verpflichtet.

8 11 Ablesen

(1) Die Messeinrichtungen werden von der Stadt oder nach
Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer abgelesen. Dieser hat
daflir Sorge zu tragen, dass die Messeinrichtungen leicht zuganglich sind.

(2) Die Stadt kann die zur Verfiigung gestellte Wassermenge auch durch
Funkmessgerate ermitteln. Diese sind von den Anschlussnehmern zu nutzen.
Die Stadt liest die Funk-Wasserzéahler zu folgenden Zeitpunkten und in
folgenden Fallen ab:

1. zum 31.12. eines Jahres
Jahresverbrauches.
Die Ablesung erfolgt in der KW 1 - 4 des Folgejahres.
bei Eigentiimerwechsel oder auf Wunsch des Eigentiimers.
unterjahrig maximal viermal fiir Funktionstests.

jeden zur Feststellung des

wn

§ 12 Einstellen der Versorgung

(1) Die Stadt kann die Versorgung einstellen, wenn der
Anschlussnehmer den Bestimmungen der Satzung zuwiderhandelt und das
Einstellen erforderlich ist, um

a) eine unmittelbare Gefahr fir die Sicherheit von Personen oder
Anlagen abzuwehren,

8 10 a Datenschutzinformation

Der Eigentumer bzw. Erbbauberechtigte ist zur Weiterleitung der
Datenschutzinformationen an die Wasserabnehmer im Sinne von 8§ 2 der
Wasserversorgungssatzung der Stadt Neu-Anspach verpflichtet

§ 11 Ablesen

(1) Die Messeinrichtungen werden von der Stadt oder nach Aufforderung der
Stadt vom Anschlussnehmer abgelesen. Dieser hat daflir Sorge zu tragen,
dass die Messeinrichtungen leicht zugénglich sind.

(2) Die Stadt kann die zur Verfiigung gestellte Wassermenge auch durch
Funkmessgerate ermitteln. Diese sind von den Anschlussnehmern zu nutzen.
Die Stadt liest die Funk-Wasserzahler zu folgenden Zeitpunkten und in
folgenden Féllen ab:

1. zum 31.12. eines Jahres

Jahresverbrauches.

Die Ablesung erfolgt in der KW 1 - 4 des Folgejahres.
2. bei Eigentimerwechsel oder auf Wunsch des Eigentimers.
3. unterjahrig maximal viermal flir Funktionstests.

jeden zur Feststellung des

§ 12 Einstellen der Versorgung

(1) Die Stadt kann die Versorgung einstellen, wenn der Anschlussnehmer den
Bestimmungen der Satzung zuwiderhandelt und das Einstellen erforderlich
ist, um

a) eine unmittelbare Gefahr fir die Sicherheit von Personen oder
Anlagen abzuwehren,




b) den Verbrauch von Wasser unter Umgehen, durch Beeinflussen
oder vor Anbringen der Messeinrichtungen zu verhindern oder

c) zu gewahrleisten, dass stérende Rickwirkungen auf
Wasserverbrauchsanlagen anderer Anschlussnehmer,
Wasserversorgungsanlagen und Anschlussleitungen der Stadt
oder Dritter oder Riickwirkungen auf die Gite des Trinkwassers
ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei fehlendem Ausgleich
einer falligen und angemahnten Gebihrenschuld, ist die Stadt
berechtigt, die Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies
gilt nicht, wenn der Anschlussnehmer darlegt, dass die Folgen des
Einstellens auf3er Verhéltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und
Zzu erwarten ist, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Stadt
kann mit der Mahnung zugleich die Einstellung der Versorgung androhen.

Ill. Abgaben und Kostenerstattung
8 13 Wasserbeitrag

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fur die Schaffung der
Wasserversorgungsanlagen Beitrage, die nach der Veranlagungsflache
bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen
der Grundstlcksflache (§ 14) mit dem Nutzungsfaktor (88 15 bis 18).

(2) Der Beitrag betragt fir das Verschaffen einer erstmaligen
Anschlussmdglichkeit (Schaffensbeitrag) an die Wasserversorgungsanlagen
3,47 EUR/m? Veranlagungsflache.”

b) den Verbrauch von Wasser unter Umgehen, durch Beeinflussen
oder vor Anbringen der Messeinrichtungen zu verhindern oder

c) zu gewdhrleisten, dass storende Rilckwirkungen auf
Wasserverbrauchsanlagen anderer Anschlussnehmer,
Wasserversorgungsanlagen und Anschlussleitungen der Stadt oder
Dritter oder Ruckwirkungen auf die Gite des Trinkwassers
ausgeschlossen sind.

(2) Bei anderen Zuwiderhandlungen, insbesondere bei fehlendem Ausgleich
einer falligen und angemahnten Gebuhrenschuld, ist die Stadt berechtigt, die
Versorgung zwei Wochen nach Androhung einzustellen. Dies gilt nicht, wenn
der Anschlussnehmer darlegt, dass die Folgen des Einstellens auf3er
Verhaltnis zur Schwere der Zuwiderhandlung stehen und zu erwarten ist,
dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. Die Stadt kann mit der Mahnung
zugleich die Einstellung der Versorgung androhen.

[ll. Abgaben und Kostenerstattung
§ 13 Wasserbeitrag

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fir die Schaffung der
Wasserversorgungsanlagen Beitrédge, die nach der Veranlagungsflache
bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen
der Grundstlcksflache (§ 14) mit dem Nutzungsfaktor (88 15 bis 18).

(2) Der Beitrag betragt fir das Verschaffen einer erstmaligen
Anschlussmaglichkeit (Schaffensbeitrag) an die Wasserversorgungsanlagen
3,47 €/m? Veranlagungsflache.*




8 14 Grundstucksflache

(1) Als Grundstticksflache im Sinne von § 13 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im
Bereich eines Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des
Grundbuchgrundstiicks; fir auBlerhalb des Bebauungsplanbereichs
liegende Grundstiicksteile gelten die nachfolgenden Vorschriften in
ADbs. 2 und 3 entsprechend.

(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt

a) bei Grundstiicken im
Grundbuchgrundstticks,

Innenbereich grundsatzlich die Flache des

b) bei Grundstucken im Innenbereich, die in den Aul3enbereich hineinragen,
die Flache bis zu einer Tiefe von 50m, ausgehend von derjenigen
Grundstiicksseite, die - aus der Sicht des Innenbereichs - dem
AuRenbereich zugewandt ist (regelméaRig die gemeinsame Grenze des
Grundsticks und der ErschlieBungsanlage, in welcher die
Wasserversorgungsleitung verlegt ist). Uberschreitet die bauliche,
gewerbliche oder sonstige (wasserbeitragsrechtlich relevante) Nutzung
des Grundsticks die in Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zusatzlich die
Ubergreifende Nutzung zu beriicksichtigen, sofern diese Flache dem
Innenbereich angehort. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung,
gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung
von 50 m beginnt. Grundstlicksteile, die sich lediglich als wegemaRige
Verbindung zum eigentlichen Grundstiick darstellen, bleiben bei der
Bestimmung der Grundstickstiefe unberticksichtigt, wenn sie an der
breitesten Stelle 15,0 m nicht Uberschreiten. Bei in den Aul3enbereich
hinausgehender baulicher, gewerblicher oder sonstiger
(wasserbeitragsrechtlich relevanter) Nutzung des Grundsticks ist die
Tiefe der Ubergreifenden Nutzung dergestalt zu berticksichtigen, dass
die bebaute oder gewerblich (aufgrund einer Baugenehmigung

8 14 Grundstucksflache

(1) Als Grundstticksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im
Bereich eines Bebauungsplans grundséatzlich die Flache des
Grundbuchgrundstiicks; Teilflachen, die im Aulienbereich liegen und
unbebaut oder nicht wasserbeitragsrechtlich bevorteilt sind, bleiben
unbericksichtigt. Sind diese Flachen teilweise bebaut oder
wasserbeitragsrechtlich bevorteilt, gilt Abs. 3 entsprechend. Fur
Teilflachen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2
entsprechend.

(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt

a)bei Grundsticken im
Grundbuchgrundstuicks,

Innenbereich grundsatzlich die Flache des

b) bei Grundstiicken im Innenbereich, die in den Aul3enbereich hineinragen,
regelmalig die Flache zwischen der ErschlieBungsanlage im
Innenbereich und einer Linie, die im gleichmaRigen Abstand von 50 m
dazu verlauft. Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des
Grundsticks die in Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zusatzlich die
Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer
Linie, die im gleichméaRigen Abstand verlauft, die der tUber-greifenden
Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, dem Innenbereich zu-
zurechnen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder
sonstige Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung von 50m beginnt.




bebaubare oder gewerblich nutzbare) oder sonstiger
(wasserbeitragsrechtlich  relevanter) Weise genutzte Flache
einschlieBBlich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von 3 m - vom jeweils
auRBeren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit
gemessen - in Ansatz gebracht wird.

(3) Bei Grundsticken im AuRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich
genutzte/aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich
nutzbare Flache einschlieBlich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von
3 m - vom jeweils &uRBeren Rand der baulichen oder gewerblichen
Nutzung/Nutzbarkeit gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich
nicht genutzte Grundstucke, die tatsachlich an die 6ffentliche Einrichtung
angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten
Grundstuicksflache berlcksichtigt.

8 15 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl
der im Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer
Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht,
ist dieser maRRgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
Gebaudehohe oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
¢) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(3) Bei Grundsticken im AulRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich
genutzte/aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich
nutzbare Flache einschliellich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von
3 m - vom jeweils aufReren Rand der baulichen oder gewerblichen
Nutzung/Nutzbarkeit gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich
nicht genutzte Grundstiicke, die tatsachlich an die 6ffentliche Einrichtung
angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten
Grundstucksflache berlicksichtigt.

§ 15 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl
der im Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer
Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht,
ist dieser malRgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
Gebaudehohe (Traufhdhe) oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhdht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.




(2) Ist nur die zulassige Gebaudehohe (Traufhéhe) festgesetzt, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die hdchst zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei
Bruchzahlen kaufménnisch auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-,
Industrie- und Sondergebieten i. S. v. 8§ 11 BauNVO erfolgt die Teilung in
Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebdudehohe, sondern
nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 35
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet werden.

(4) Bei Grundstlicken, fir die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflichen ohne Festsetzung der Anzahl der
Vollgeschosse oder anderer Werte, anhand derer die Zahl der
Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden kdnnte, vorsieht,
gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die
zulassige Bebauung im  Verhdltnis zu dieser Nutzung
untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die
nach ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene
genutzt werden kdnnen, gestattet, gilt fiir die bebaubaren Teile dieser
Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,2,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5,

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingéarten festsetzt, gilt 0,5,

Gebéaude

g) Kirchengebdude oder &hnliche mit

Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25

religioser

(2) Ist nur die zulassige Gebaudehohe (Traufhdhe) festgesetzt, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die hdchst zuldssige Hohe geteilt durch 2,2, wobei
Bruchzahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-,
Industrie- und Sondergebieten i. S. v. 8 11 BauNVO erfolgt die Teilung in
Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehthe
(Traufhohe), sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

(4) Bei Grundstlcken, fir die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflachen ohne Festsetzung der Anzahl der
Vollgeschosse oder anderer Werte, anhand derer die Zahl der
Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden koénnte,
vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen
die zuldssige Bebauung im Verhdaltnis zu dieser Nutzung
untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die
nach ihrer Zweck-bestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene
genutzt werden kdénnen, gestattet, gilt fir die bebaubaren Teile dieser
Grundstuicke 1,0, fur die Restflache 0,2,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5,

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f)  Dauerkleingéarten festsetzt, gilt 0,5,

Gebéaude

g) Kirchengebdude oder &hnliche mit

Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25

religioser




als Nutzungsfaktor.

5) Sind fir ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen,
Gebaudehthen  oder Baumassenzahlen  festgesetzt, ist der
Nutzungsfaktor unter Beachtung dieser unterschiedlichen Werte zu
ermitteln.

6) Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der
Vollgeschosse oder der Gebaudehothe oder der
Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln lasst,
gelten die Vorschriften fir den unbeplanten Innenbereich nach § 17
entsprechend.

8§ 16 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach 8§ 34 Abs. 4
BauGB

Enth&lt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach 8§ 9 Abs.
1, 3 und 4 BauGB, gelten die Regelungen des § 15 flr die Ermittlung des
Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften des § 17
anzuwenden.

8 17 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1)Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors
auf die Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.
Sind Grundsticke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer
unmittelbaren Umgebung vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

(2) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die tatsdchliche Gebdudehdhe, geteilt durch 3,5,
fur insgesamt gewerblich oder industriell genutzte Grundstiicke; durch 2,2 flr

als Nutzungsfaktor.

(5) Sind fur ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen,
Gebaudehthen (Traufhdhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der
Nutzungsfaktor nach dem hdchsten festgesetzten Wert fir die gesamte
Grundstucksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

(6) Enthélt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der
Vollgeschosse oder der Gebaudehdbhe (Traufhdhe) oder der
Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln lasst,
gelten die Vorschriften fir den unbeplanten Innenbereich nach § 17
entsprechend.

8§ 16 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach 8 34 Abs. 4
BauGB

Enthalt eine Satzung nach 8§ 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach 8§ 9 Abs.
1, 3 und 4 BauGB, gelten die Regelungen des § 15 flir die Ermittlung des
Nutzungsfaktors entsprechend; ansons-ten sind die Vorschriften des § 17
anzuwenden.

§ 17 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors
auf die Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.
Sind Grundsticke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer
unmittelbaren Umgebung vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

(2) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die tatsadchliche Gebaudehdhe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5,
fur insgesamt gewerblich oder industriell genutzte Grundstiicke; durch 2,2 fiir




alle in anderer Weise baulich genutzte Grundsticke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

(3) Die in 8 15 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten
entsprechend.

(4) Bei Grundstucken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer
GroRRe untergeordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhéaltnis zur
gewerblichen Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden
darfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die
nach ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene
genutzt werden kdnnen, gilt fur die bebauten Teile dieser Grundstuicke
1,0, fur die Restflache 0,2,

d) wegen ihrer GroRe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in
ahnlicher Weise genutzt werden kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder &hnlichen Gebduden mit religioser
Zweckbestimmung bebaut sind, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

§ 18 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

(1) Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen -
AulRenbereichsgrundsticken gilt als Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die
gemal § 14 Abs. 3 ermittelte Grundstucksflache).

alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstiicke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

(3) Die in 8§ 15 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten
entsprechend.

(4) Bei Grundstuicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer
GrofRRe untergeordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur
gewerblichen Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden
darfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die
nach ihrer Zweck-bestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene
genutzt werden konnen, gilt fur die bebauten Teile dieser Grundstticke
1,0, fur die Restflache 0,2,

d) wegen ihrer GroRe nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in
ahnlicher Weise genutzt werden kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder &hnlichen Geb&uden mit religioser
Zweckbestimmung bebaut sind, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

§ 18 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

(1) Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen -
Aul3enbereichsgrundsticken gilt als Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die
gemal § 14 Abs. 3 ermittelte Grundstuicksflache).




(2) Bei bebauten Aul3enbereichsgrundsticken bestimmt sich der
Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemall 8 14 Abs. 3 ermittelte bebaute
Flache) nach den Regelungen des § 17 Abs. 1 bis 3.

(3) Geht ein Grundstliick vom Innenbereich in den AuR3enbereich Uber, so
gelten die Nutzungsfaktoren der 88 15 bis 17 fur das Teilgrundstick im
Innenbereich jeweils entsprechend. Fir das Teilgrundstick im
AuBenbereich gelten die vorstehenden Absétze 1 und 2 entsprechend
(bezogen auf die gemdR 8§ 14 Abs. 2 b) Satz 5 ermittelte
Grundstucksflache).

8§ 19 Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Wasserversorgungsanlagen
angeschlossenen Grundstiicke; die anschlieBbaren, wenn sie bebaut sind
bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in
wasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden durfen.

§ 20 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstlick an die Einrichtung
angeschlossen werden kann.

§ 21 Ablésung des Wasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeltst werden. Der

Ablésungsbetrag bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlichen
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

(2) Bei bebauten Aullenbereichsgrundsticken bestimmt sich der
Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemald 8 14 Abs. 3 ermittelte bebaute
Flache) nach den Regelungen des § 17 Abs. 1 bis 3.

(3) Geht ein Grundstiick vom Innenbereich in den Aul3enbereich Uber, so
gelten die Nutzungsfaktoren der 88 15 bis 17 fur das Teilgrundstick im
Innenbereich jeweils entsprechend.

§ 19 Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Wasserversorgungsanlagen
angeschlossenen Grundstiicke; die anschlieBbaren, wenn sie bebaut sind
bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in
wasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden dirfen.

§ 20 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstiick an die Einrichtung
angeschlossen werden kann.

§ 21 Ablésung des Wasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeldst werden. Der

Ablésungsbetrag bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlichen
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.




§ 22 Beitragspflichtige, offentliche Last

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Beitragsbescheids Eigentimer des Grundsticks ist. Wenn das Grundstiick
mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentiimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(4) Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. - bei
Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines
Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

8 23 Vorausleistungen

(1) Die Stadt kann unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit
der Fertigstellung Vorausleistungen bis zur HOhe des voraussichtlichen
Beitrags ab Beginn der Mal3hahme verlangen.

(2) Die Vorausleistung ist auf die endgultige Beitragsschuld anzurechnen,
auch wenn die oder der Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist.
Dies gilt auch, wenn eine Uberschissige Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 24 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

§ 22 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Beitragsbescheids Eigentimer des Grundsticks ist. Wenn das Grundstiick
mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(4) Der Beitrag ruht als o6ffentliche Last auf dem Grundstiick bzw. - bei
Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines
Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

§ 23 Vorausleistungen

(1) Die Stadt kann unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit
der Fertigstellung Vorausleistungen bis zur H6he des voraussichtlichen
Beitrags ab Beginn der Malinahme verlangen.

(2) Die Vorausleistung ist auf die endgiltige Beitragsschuld anzurechnen,
auch wenn die oder der Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist.
Dies gilt auch, wenn eine Uberschissige Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 24 Falligkeit
Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.




8 25 Grundsticksanschlusskosten

(1) Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Veréanderung, Unterhaltung
oder Beseitigung der Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich
entstandenen Hohe zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der
Fertigstellung der erstattungspflichtigen Malinahme; er wird einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids
Eigentiimer des Grundstlicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht
belastet, ist anstelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte
erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen
Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als offentliche Last auf dem Grundstick -
bei Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und
Teileigentum auf diesem.

(4) Die Durchfuihrung der Mal3nahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung
einer angemessenen Vorausleistung abhéngig gemacht werden.

§ 26 Benutzungsgebihren

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des 8 10 Abs. 2 KAG
Gebuhren.

(2) Die Gebiuhr bemisst sich nach der Menge (m3) des zur Verfigung
gestellten Wassers. Ist eine Messeinrichtung ausgefallen oder wird der Stadt
bzw. einem Beauftragten der Zutritt zu den Messeinrichtungen verweigert
oder ist das Ablesen der Messeinrichtungen aus sonstigen Griinden nicht
moglich oder nicht erfolgt, schatzt die Stadt den Verbrauch nach
pflichtgemalRem Ermessen.

8 25 Grundstlicksanschlusskosten

(1) Der Aufwand fir die Herstellung, Erneuerung, Veranderung, Unterhaltung
oder Beseitigung der Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich
entstandenen Hohe zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der
Fertigstellung der erstattungspflichtigen MalRBnahme; er wird einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids
Eigentiimer des Grundstucks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht
belastet, ist anstelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte
erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen
Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als offentliche Last auf dem Grundstlck -
bei Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und
Teileigentum auf diesem.

(4) Die Durchfuhrung der Mal3nahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung
einer angemessenen Vorausleistung abhéngig gemacht werden.

§ 26 Benutzungsgebihren

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des 8§ 10 Abs. 2 KAG
Gebuhren.

(2) Die Gebiuhr bemisst sich nach der Menge (m3) des zur Verfligung
gestellten Wassers. Ist eine Messeinrichtung ausgefallen oder wird der Stadt
bzw. einem Beauftragten der Zutritt zu den Messeinrichtungen verweigert
oder ist das Ablesen der Messeinrichtungen aus sonstigen Grinden nicht
moglich oder nicht erfolgt, schéatzt die Stadt den Verbrauch nach
pflichtgemalRem Ermessen.




(3) Die Gebuhr betrdgt pro m3 2,52 Euro. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

(4) Soweit ein Ablesezeitraum im Zeitraum 01.07.2020 bis zum Ablauf des
31.12.2020 endet, gilt abweichend von 8 26 Absatz 3 fur den jeweiligen
Ablesezeitraum eine Gebuhr wie folgt:

Die Geblhr betragt pro m3 2,47 Euro. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

§ 27 Vorauszahlungen

(1) Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebihr
verlangen; diese orientieren sich grundséatzlich an dem Verbrauch des
vorangegangenen Abrechnungszeitraums.

(2) Statt Vorauszahlungen zu verlangen, kann die Stadt beim
Anschlussnehmer einen Minzzahler einrichten, wenn er mit zwei
Vorauszahlungen im Rickstand ist oder nach den Umstanden des Einzelfalls
Zu besorgen ist, dass er seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt.

§ 28 Zahlermiete

(1) Die Zahlermiete betragt je Wasserzahler und je angefangenen
Kalendermonat bei Wasserzahlern mit einer Verbrauchsleistung bis zu 10 m3
0,91 EUR, Uber 10 m3 16,41 EUR. Sie enthélt die gesetzliche Umsatzsteuer.

(2) Die Abgabepflicht entsteht mit dem Einbau des Wasserzahlers.

(3) Wird die Wasserlieferung durch die Stadt unterbrochen (z. B. wegen
Wassermangels, Stérungen im Betrieb, betriebsnotwendigen Arbeiten oder

(3) Die Gebuhr betragt pro m3 2,52 €. Sie enthdlt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

(4) entfallt

§ 27 Vorauszahlungen

(1) Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebihr
verlangen; diese orientieren sich grundsatzlich am Verbrauch des
vorangegangenen Abrechnungszeitraums.

(2) Statt Vorauszahlungen =zu verlangen, kann die Stadt beim
Anschlussnehmer einen Minzzahler einrichten, wenn er mit zwei
Vorauszahlungen im Rickstand ist oder nach den Umstanden des Einzelfalls
zu besorgen ist, dass er seinen Zahlungsverpflichtungen nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt.

§ 28 Zahlermiete
(1) Die Zahlermiete betragt je Wasserzahler und je angefangenen
Kalendermonat bei Wasserzahlern mit einer Verbrauchsleistung bis zu 10 m3

0,91 €, Uber 10 m3 16,41 €. Sie enthdlt die gesetzliche Umsatzsteuer.

(2) Die Abgabepflicht entsteht mit dem Einbau des Wasserzahlers.




aus anderen Grinden), so wird fur die voll ausfallenden Kalendermonate
keine Zahlermiete berechnet.

(4) Fur das Ausleihen von Standrohren fir die Trinkwasserentnahme betragt
die Miete pro Standrohr und Tag 1,61 €. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

Firmen, die im Auftrag der Stadt tatig sind und standig Standrohre fur die
Auftragsabwicklung bendétigen, bleiben von der Festsetzung der Miete
ausgenommen. Ebenso wird von den drtlichen Vereinen und Organisationen,
die anlasslich einer Vereinsveranstaltung Standrohre in Anspruch nehmen,
keine Miete erhoben.

(5) Fir den Abgabepflichtigen gelten die Bestimmungen des § 30
entsprechend.

(6) Fur die Falligkeit gilt 8 30 entsprechend.

(7) Soweit ein Ablesezeitraum im Zeitraum 01.07.2020 bis zum Ablauf des
31.12.2020 endet, gelten abweichend von § 28 Absatz 1 u. 4 fur den
jeweiligen Ablesezeitraum die Mieten wie folgt:

Die Zahlermiete betragt je Wasserzahler und je angefangenen
Kalendermonat bei Wasserzahlern mit einer Verbrauchsleistung bis zu 10 m3
0,89 EUR, Uber 10 m3 16,11 EUR. Sie enthélt die gesetzliche Umsatzsteuer.
Fir das Ausleihen von Standrohren fur die Trinkwasserentnahme betrégt die
Miete pro Standrohr und Tag 1,58 Euro. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

§ 29 Verwaltungsgebiihren

(1) Wird das Ablesen der Messeinrichtung durch die Stadt veranlasst oder
nach Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer selbst vorgenommen, ist
dies kostenfrei. Sind auf einem Grundstiick mehrere Messeinrichtungen
vorhanden, erhebt die Stadt fir jedes Ablesen der zweiten oder weiterer
Messeinrichtungen 3,00 EUR.

(3) Wird die Wasserlieferung durch die Stadt unterbrochen (z. B. wegen
Wassermangels, Stérungen im Betrieb, betriebsnotwendigen Arbeiten oder
aus anderen Griunden), so wird fur die voll ausfallenden Kalendermonate
keine Z&hlermiete berechnet.

(4) Fur das Ausleihen von Standrohren fir die Trinkwasserentnahme betragt
die Miete pro Standrohr und Tag 1,61 €. Sie enthalt die gesetzliche
Umsatzsteuer.

Firmen, die im Auftrag der Stadt tétig sind und standig Standrohre fiir die
Auftragsabwicklung benétigen, bleiben von der Festsetzung der Miete
ausgenommen. Ebenso wird von den 6rtlichen Vereinen und Organisationen,
die anlasslich einer Vereinsveranstaltung Standrohre in Anspruch nehmen,
keine Miete erhoben.

(5) Fur den Abgabepflichtigen gelten die Bestimmungen des & 30
entsprechend.

(6) Fur die Falligkeit gilt 8 30 entsprechend.

(7) entfallt

§ 29 Verwaltungsgebiihren

(1) Wird das Ablesen der Messeinrichtung durch die Stadt veranlasst oder
nach Aufforderung der Stadt vom Anschlussnehmer selbst vorgenommen, ist
dies kostenfrei. Sind auf einem Grundstick mehrere Messeinrichtungen
vorhanden, erhebt die Stadt fir jedes Ablesen der zweiten oder weiterer
Messeinrichtungen 3,00 €.




(2) Fur jedes vom Anschlussnehmer veranlasste Ablesen verlangt die Stadt
15,00 EUR; fur die zweite und jede weitere Messeinrichtung ermafigt sich
die Verwaltungsgebihr auf jeweils 3,00 EUR.

(3) FUr jedes Einrichten eines Munzzahlers erhebt die Stadt eine
Verwaltungsgebiihr von 80,00 EUR.

8 30 Entstehen und Falligkeit der Gebuhren; 6ffentliche Last

(1) Die Benutzungsgebihr entsteht jahrlich, die Verwaltungsgebiihr mit dem
Ablesen der Messeinrichtung bzw. dem Einrichten des Munzzahlers. Die
Gebuhren sind einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

(2) Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebihren nach 8§ 26, 27, 28
ruhen als 6ffentliche Last auf dem Grundstlck.

31 Beauftragung Dritter bei der GeblUhrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebihrenbescheiden wird von der
ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-Mierendorff-Str. 11, 35398 GiefRen und die
Entgegennahme der zu entrichtenden Gebihren von der Stadtkasse
Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 32 Gebuihrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des
Grundstticks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des

(2) Fur jedes vom Anschlussnehmer veranlasste Ablesen verlangt die Stadt
15,00 €, fur die zweite und jede weitere Messeinrichtung ermafigt sich die
Verwaltungsgebuhr auf jeweils 3,00 €.

(3) FUr jedes Einrichten eines Muinzzahlers erhebt die Stadt eine
Verwaltungsgebuhr von 80,00 €.

(4) Fur jede Abnahme eines privaten Wasserzahlers erhebt die Stadt
eine Verwaltungsgebiihr von 40,00 €.

§ 30 Entstehen und Félligkeit der Gebuhren; 6ffentliche Last

(1) Die Benutzungsgebihr entsteht jahrlich, die Verwaltungsgebihr mit dem
Ablesen der Messeinrichtung bzw. dem Einrichten des Minzzéhlers. Die

Gebuhren sind einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

(2) Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebihren nach 8§ 26, 27, 28
ruhen als 6ffentliche Last auf dem Grundstlck.

§ 31 Beauftragung Dritter bei der Gebihrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebuhrenbescheiden wird von der
ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-Mierendorff-Str. 11, 35398 Giel3en und die
Entgegennahme der zu entrichtenden Gebihren von der Stadtkasse
Usingen, Wilhelmijstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 32 Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des
Grundstiicks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des




Grundstuckseigentimers gebuhrenpflichtig. Mehrere Gebuhrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht
ein, so wird der neue Eigentiimer oder Erbbauberechtigte gebuhrenpflichtig
mit Beginn des Monats, welcher dem Eigentumstbergang folgt.

8 33 Umsatzsteuer

Soweit Anspriiche der Stadt der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die
Umsatzsteuer von dem Pflichtigen zusatzlich zu entrichten, soweit in dieser
Satzung nicht bereits Endpreise aufgefihrt sind.

V. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht und

Ordnungswidrigkeiten

8 34 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt
vom bisherigen und neuen Grundsttickseigentimer bzw. Erbbauberechtigten
unverziglich mitzuteilen.

(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Verédnderungen an den
Wasserverbrauchsanlagen vornehmen lassen will, hat dies der Stadt
rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Jeder Wasserabnehmer hat ihm bekannt werdende Schaden und
Stérungen an den Anschlussleitungen, den Wasserverbrauchsanlagen und
der Wasserversorgungsanlage unverziglich der Stadt zu melden.

Grundstuickseigentimers gebuhrenpflichtig. Mehrere Gebuhrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht
ein, so wird der neue Eigentiimer oder Erbbauberechtigte gebihrenpflichtig
mit Beginn des Monats, welcher dem Eigentumstbergang folgt.

8 33 Umsatzsteuer

Soweit Anspriiche der Stadt der Umsatzsteuerpflicht unterliegen, ist die
Umsatzsteuer von dem Pflichtigen zusatzlich zu entrichten, soweit in dieser
Satzung nicht bereits Endpreise aufgefthrt sind.

V. Allgemeine Zutrittsrecht und

Ordnungswidrigkeiten

Mitteilungspflichten,

§ 34 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt
vom bisherigen und neuen Grundstiickseigentiimer bzw. Erbbauberechtigten
unverziglich mitzuteilen.

(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Verédnderungen an den
Wasserverbrauchsanlagen vornehmen lassen will, hat dies der Stadt
rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Jeder Wasserabnehmer hat ihm bekannt werdende Schaden und
Storungen an den Anschlussleitungen, den Wasserverbrauchsanlagen und
der Wasserversorgungsanlage unverziglich der Stadt zu melden.




(4) Der Anschlussnehmer hat das Abhandenkommen, Beschadigungen und
Stérungen der Messeinrichtungen der Stadt unverziglich mitzuteilen.

§ 35 Zutrittsrecht

Der Wasserabnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die
sich auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu den
Wasserverbrauchsanlagen und Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies
zur Prufung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger
Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zum Ablesen der
Messeinrichtungen, erforderlich ist.

§ 36 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig entgegen

1. 8 3 Abs. 4 die Anschlussleitung herstellt, erneuert, verandert, unterhalt
oder beseitigt oder anders auf sie - einschlief3lich der Messeinrichtung
- einwirkt oder einwirken lasst;

2. 8 4 Abs. 2 seinen Trink-/Betriebswasserbedarf aus anderen als der
Wasserversorgungsanlage deckt, ohne dass ihm dies nach § 4 Abs.
3 gestattet ist;

3. 84 Abs. 4 Satz 1 und § 34 den in diesen Bestimmungen genannten
Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt;

4. 8 4 Abs. 4 Satz 2 nicht sicherstellt, dass aus seiner Anlage kein
Wasser in das Trinkwassernetz eintreten kann;

5. 8§ 5 Abs. 3 Wasserverbrauchsanlagen nicht so betreibt, dass
Stérungen anderer Wasserabnehmer, stérende Rickwirkungen auf
die Wasserversorgungsanlage oder Wasserverbrauchsanlagen

(4) Der Anschlussnehmer hat das Abhandenkommen, Beschadigungen und
Storungen der Messeinrichtungen der Stadt unverziglich mitzuteilen.

8 35 Zutrittsrecht

Der Wasserabnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die
sich auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu den
Wasserverbrauchsanlagen und Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies
zur Prufung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger
Rechte und Pflichten nach dieser Satzung, insbesondere zum Ablesen der
Messeinrichtungen, erforderlich ist.

§ 36 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig entgegen

1. 8§ 3 Abs. 4 die Anschlussleitung herstellt, erneuert, veréandert,
unterhdlt oder beseitigt oder anders auf sie - einschlie3lich der
Messeinrichtung - einwirkt oder einwirken lasst;

2. 8 4 Abs. 2 seinen Trink-/Betriebswasserbedarf aus anderen als der
Wasserversorgungsanlage deckt, ohne dass ihm dies nach § 4 Abs.
3 gestattet ist;

3. 84 Abs. 4 Satz 1 und § 34 den in diesen Bestimmungen genannten
Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt;

4. § 4 Abs. 4 Satz 2 nicht sicherstellt, dass aus seiner Anlage kein
Wasser in das Trinkwassernetz eintreten kann;

5. 8 5 Abs. 3 Wasserverbrauchsanlagen nicht so betreibt, dass
Stérungen anderer Wasserabnehmer, stérende Rickwirkungen auf
die Wasserversorgungsanlage oder Wasserverbrauchsanlagen




Dritter oder Auswirkungen auf die Gite des Trinkwassers
ausgeschlossen sind;

6. 8§ 10 Abs. 1 Satz 2 Messeinrichtungen nicht vor Frost, Abwasser und
Grundwasser schitzt;

7. 810 Abs. 2 Satz 1 keinen geeigneten Schacht oder Schrank fur die
Messeinrichtung anbringt;

8. 8 10 Abs. 2 Satz 2 den Schacht oder Schrank nicht in
ordnungsgemalem Zustand und jederzeit zuganglich halt;

9. 811 die Messeinrichtungen nach Aufforderung der Stadt nicht abliest
bzw. sie nicht leicht zugénglich halt;

10. 8§ 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt

zu den Wasserverbrauchsanlagen und Anschlussleitungen
verweigert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbufRe von 5 bis 50.000 EUR
geahndet werden. Die Geldbule soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der
Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmalRige Hochstmal’ hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.
(3) Das Gesetz tUber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung
findet Anwendung; zustandige Verwaltungsbehérde ist der Magistrat.

§ 37 In-Kraft-Treten

Diese Anderung tritt riickwirkend zum 01.01.2021 in Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Dritter oder Auswirkungen auf die Gilte des Trinkwassers
ausgeschlossen sind;

6. 8§ 10 Abs. 1 Satz 2 Messeinrichtungen nicht vor Frost, Abwasser und
Grundwasser schiitzt;

7. 8 10 Abs. 2 Satz 1 keinen geeigneten Schacht oder Schrank fur die
Messeinrichtung anbringt;

8. 8 10 Abs. 2 Satz 2 den Schacht oder Schrank nicht in
ordnungsgemalem Zustand und jederzeit zuganglich halt;

9. § 11 die Messeinrichtungen nach Aufforderung der Stadt nicht abliest
bzw. sie nicht leicht zuganglich halt;

10. § 35 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den
Wasserverbrauchsanlagen und Anschlussleitungen verweigert.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbufRe von 5 bis 50.000 €
geahndet werden. Die Geldbul3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der
Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmalfige Hochstmalfl hierzu nicht aus, kann es tberschritten werden.

(3) Das Gesetz tber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung
findet Anwendung; zustandige Verwaltungsbehérde ist der Magistrat

§ 37 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt am 01.03.2022 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Wasserversorgungssatzung vom 13.07.2004 in
der Fassung der 12. Anderung vom 25.02.2021 aufRer Kraft.




Neu-Anspach, 17.12.2020
DER MAGISTRAT
Thomas Pauli
Blrgermeister

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Neu-Anspach, 17.02.2022
DER MAGISTRAT
Thomas Pauli
Biurgermeister




el Stadt Der Magistrat
™~/ Neu-Anspach
Aktenzeichen: Nell/Hasselbach/Sehl
Leistungsbereich: Technische Dienste und Landschaft
Datum, 04.11.2021 - Drucksachen Nr.:
Vorlage XIl/367/2021
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 11.01.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Erlass einer neuen Entwasserungssatzung (EWS)
Sachdarstellung:

l. Anlass der Neufassunqg der Entwasserungssatzung:

Anderungen in der Rechtsprechung und die Notwendigkeit, fir den taglichen Umgang in der Praxis in
bestimmten Fallen detailliertere Festlegungen zu treffen, haben den Hessischen Stadte- und Gemeindebund
als auch die Verwaltung dazu veranlasst, erneut eine grundlegende Uberarbeitung der Entwéasserungssatzung
(EWS) vorzunehmen.

Die Verwaltung hat eine Synopse erstellt, in der auf der linken Seitenhalfte die zurzeit giltige
Entwasserungssatzung der Stadt Neu-Anspach vom 18.11.2003 (in Kraft seit 01.01.2004) und auf der rechten
Seitenhalfte die Uberarbeitete Mustersatzung gegenilibergestellt sind. Die Anderungen gegeniiber der
bisherigen Satzung sind in der rechten Seitenhalfte in fett-kursiver Schrift kenntlich gemacht.

Die Verwaltung hat beide Satzungstexte inhaltlich und redaktionell abgeglichen und daraus eine Neufassung
der Entwasserungssatzung fir die Stadt Neu-Anspach erstellt (siehe Beschlussvorschlag).

II. Erlduterungen zu den Anderungen:

Hinweis: Die nachfolgenden Erlauterungen beziehen sich auf die Paragraphen und Ziffern der Neufassung
der Entwasserungssatzung im Beschlussvorschlag.

Zu § 10 Abs. 2, 30 Abs. 3 + 4 und 39 Abs. 2

Redaktionell wurde die Wahrungsbezeichnung EUR einheitlich auf ,,€* geandert.

Zu § 11 - Grundstiicksflache

Zu§11 Abs.1und 2 b

In der Anwendungspraxis haben sich laut HSGB Auslegungsschwierigkeiten bezliglich der Frage ergeben,
von wo aus die Tiefenbegrenzungslinie zu ziehen ist. Um dies zu vermeiden, wurden die

Tiefenbegrenzungsregelungen in der Satzung geandert.

Laut HSGB betrifft dies Fallgestaltungen, in denen die Grundstlicke von unbeplantem Innenbereich in den
AuBenbereich hineinragen. Hier wurde die Tiefenbegrenzungsregelung so konkretisiert, dass regelmafig die



Flache zwischen der ErschlieBungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmafigen Abstand von
50 m dazu verlauft, im Innenbereich liegt.

Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung des Grundstiicks die in Satz 1 bestimmte Tiefe,
ist zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmafigen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, zu
bertcksichtigen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder
hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

Zu § 12 — Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten
Zu § 12 Abs. 1, 3 und 5 (1. Teilsatz)

Die hier vorgenommenen Anderungen bzw. Ergénzungen dienen dem besseren Verstandnis in der
Anwendung der Satzung.

Zu § 12 Absatz 5 (2. Teilsatz)

Der Nutzungsfaktor wurde hier seitens des HSGB geandert. Fir Grundstlicke mit unterschiedlich festgesetzten
Vollgeschosszahlen, Gebaudehdhen oder Baumassenzahlen gilt jetzt der Nutzungsfaktor nach dem héchsten
festgesetzten Wert fiir die gesamte Grundstlicksflache im beplanten Gebiet. In den bisherigen Satzungen war
der Nutzungsfaktor differenzierter festgesetzt. Das Verwaltungsgericht Darmstadt hat in diesem
Zusammenhang moniert, dass die bisherige Satzungsregelung auslegungsbedirftig bzw. keiner
Konkretisierung zuganglich und daher unwirksam sei.

Zu § 14 — Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Zu § 14 Abs. 2

Die hier vorgenommene Erganzung dient ebenfalls dem besseren Verstandnis in der Anwendung der Satzung.
Zu § 15 — Nutzungsfaktor in Sonderfillen

Zu § 15 Abs. 3, 2. Satz

Aufgrund der Neuformulierung in § 11 wurde dieser Passus ersatzlos gestrichen.

Zu § 24 — GebiihrenmaRBstébe und —sétze fiir Niederschlagswasser

Zu § 24 Abs. 1

Die in der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung am 04.11.2021 beschlossenen neuen Gebiihren fur die
versiegelte Flache wurden eingepflegt.

Zu § 27 — Ermittlung des gebiihrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

Zu § 27 Abs. 2
Redaktionelle Anderung der Bezeichnung.

Zu § 30 — Verwaltungsgebiihr

Zu § 30 Abs. 2

Neu eingefuhrt, bisher nicht enthalten. Die Gebuhrenpflichtigen haben seit geraumer Zeit die Moglichkeit,
private Wasser- oder Abwasserzahler ebenfalls auf Funkzahler umstellen zu lassen. Diese Ablesung durch
unseren AuBendienst soll, wie auch bei den nicht privaten Wasser- oder Abwasserzahlern, fir den
Gebuhrenpflichtigen kostenfrei sein.

Zu § 30 Abs. 3
Redaktionelle Anderung (friher Abs. 2)

Zu § 30 Abs. 4
Redaktionelle Anderung (friiher Abs. 3)



Zu § 30 Abs. 5

Neu eingefuhrt, bisher nicht enthalten. Die Inaugenscheinnahme/Erstellungskontrolle einer Zisterne und/oder
einer Versickerungsanlage verursachen einen nicht ganz unerheblichen Zeitaufwand bis zur endgultigen
Dokumentation. Teilweise muss der AulRendienst mehrfach die Liegenschaft anfahren, da Mangel bestehen.
Die Verwaltung mochte kinftig, dass der Verursacher hierfiir eine Verwaltungsgebiihr entrichtet und nicht
mehr die Allgemeinheit diese Kosten tragt.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen,

aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142), zuletzt geéandert durch Gesetz zur Anderung des
Hessischen Kommunalwahlgesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Corona-Pandemie vom
11.12.2020 (GVBI. S. 915), der §§ 37 bis 40 des Hessischen Wassergesetzes (HWG) in der Fassung vom
14.12.2010 (GVBI | S. 548), zuletzt geandert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 30.09.2021 (GVBI S. 602), der
§§ 1 bis 5 a), 6 a), 9 bis 12 des Hessischen Gesetzes iUber kommunale Abgaben (KAG) in der Fassung vom
24.03.2013 (GVBI | S. 134), zuletzt geandert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBI S. 247) der §§ 1 und 9 des
Gesetzes Uber Abgaben fur das Einleiten von Abwasser in Gewasser (Abwasserabgabengesetz - AbwAG) in
der Fassung der Bekanntmachung vom 18.01.2005 (BGBI. | S. 114), zuletzt gedndert durch Artikel 2 der
Verordnung vom 22.08.2018 (BGBI. | S. 1327) und der §§ 1 und 2 des Hessischen Ausfihrungsgesetzes zum
Abwasserabgabengesetz (HAbwAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 09.06.2016 (GVBI S. 70),
zuletzt geandert durch Artikel 15 des Gesetzes vom 23.06.2020 (GVBI. S 430),

folgende neue
Entwasserungssatzung (EWS)

zu erlassen:

I. Allgemeines

§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erfillung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine 6ffentliche Einrichtung. Sie bestimmt
Art und Umfang der Einrichtung sowie den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick
Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Abwasser

Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften veranderte Wasser (Schmutzwasser), das von Niederschlagen
aus dem Bereich bebauter oder kinstlich befestigter Flachen abflieRende und gesammelte Wasser
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit Schmutzwasser oder Niederschlagswasser in
Abwasseranlagen abflieRende Wasser. Als Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und
Ablagern von Abféllen austretende und gesammelte Wasser sowie der in Kleinklaranlagen anfallende
Schlamm, soweit er aus hauslichem Abwasser stammt.

Brauchwasser

Das aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen, Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von
Niederschlagswasser) und Gewassern entnommene Wasser, welches unmittelbar (z. B. Uber die
Grundstiicksentwasserungseinrichtungen) oder mittelbar in die Abwasseranlage eingeleitet wird bzw. dieser
zuflief3t.



Abwasseranlagen

Sammelleitungen und Behandlungsanlagen.

Zu den Abwasseranlagen gehoren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die Stadt zur Erfiillung ihrer
Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung, Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

Sammelleitungen

Leitungen zur Sammlung des Uber die Anschlussleitungen von den angeschlossenen Grundstiicken
kommenden Abwassers bis zur Behandlungsanlage oder bis zur Einleitung in ein Gewasser oder eine fremde
Abwasseranlage einschliellich der im Zuge dieser Leitungen errichteten abwassertechnischen Bauwerke
(Netz).

Behandlungsanlagen
Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des Abwassers; zu diesen Einrichtungen gehéren auch die
letzte(n) Verbindungsleitung(en) vom Netz sowie die Ablaufleitung(en) zum Gewasser.

Anschlussleitungen
Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu entsorgenden Grundstiicke.

Grundstiicksentwadsserungsanlagen
Alle Einrichtungen auf den Grundstlicken, die der Sammlung, Vorreinigung und Ableitung des Abwassers
dienen.

Grundstiicksklareinrichtungen
Kleinklaranlagen oder Sammelgruben (Behalter).

Anschlussnehmer(-inhaber)
Grundstlickseigentimer, Erbbauberechtigte, NielRbraucher und sonstige zur Nutzung des Grundstlcks
dinglich Berechtigte.

Abwassereinleiter

Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf dem Grundstiick anfallenden Abwassers
Berechtigte und Verpflichtete (insbesondere auch Pachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die der
Abwasseranlage tatsachlich Abwasser zuflihren.

Il. Anschluss und Benutzung

§ 3 Grundstiicksanschluss

(1)  Jedes Grundstulck - das grundsatzlich nur einen Anschluss erhalt - ist gesondert und unmittelbar an die
Anschlussleitung anzuschlielRen; Gleiches gilt, wenn die Stadt fur jedes dem Aufenthalt von Menschen
dienende Gebaude auf einem Grundstlick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmeféllen zulassen oder verlangen, dass mehrere Grundstlcke Uber eine
gemeinsame Anschlussleitung an die Abwasseranlage angeschlossen werden, wenn die nicht im
offentlichen Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch Grunddienstbarkeit und
Baulasteintragung gesichert sind.

(3) Wird ein Grundstiick nach seinem Anschluss in mehrere selbstédndige Grundstlicke geteilt, so gelten die
vorstehenden Regelungen fir jedes neue Grundstiick entsprechend.

(4) Die Anschlussleitung wird ausschlieBlich von der Stadt hergestellt, erneuert, verandert, unterhalten oder
beseitigt.

§ 4 Anschluss- und Benutzungszwang

(1)  Jeder Eigentimer eines Grundstiicks, auf dem Abwasser anfallt, hat die Pflicht, dieses Grundstiick an
die Abwasseranlage anzuschliel3en, wenn es durch eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und
eine Anschlussleitung an das Grundstlck herangeflhrt ist. Hat die Stadt mehrere Anschlussleitungen
zu einem Grundstuck verlegt, ist das Grundstuck entsprechend den Vorgaben der Stadt anzuschlief3en.
Die Anordnung des Anschlusses kann durch &ffentliche Bekanntmachung erfolgen.
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Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht nach § 37 Abs. 1 HWG und der
Uberlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 HWG unterliegt, der Abwasseranlage zufihren.

Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn einer der Ausnahmefalle nach
§ 37 Abs. 1 Satz 2 oder nach § 37 Abs. 5 Satz 1 HWG vorliegt.

Sowohl der Anschluss eines Grundstlicks als auch die Zufiihrung von Abwasser dirfen nur nach
Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese kann im Einzelfall aus technischen oder
wasserwirtschaftlichen Griinden eingeschrankt oder modifiziert werden

§ 5 Grundstiicksentwasserungsanlagen

Grundsticksentwasserungsanlagen missen nach den jeweils geltenden bau- und wasserrechtlichen
Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses geplant, hergestellt,
unterhalten und betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten durfen allein durch fachkundige
Unternehmer ausgefihrt werden.

Die Grundstiicksentwasserung muss an Hand der Darstellung der Grundstiicksentwasserungsanlagen
nachgewiesen werden. Dies hat in Form von malfstablichen Zeichnungen zu erfolgen, der Umfang der
einzureichenden Unterlagen wird dabei von der Stadt festgelegt. Die Vorlage der Darstellung der
Entwasserungsanlagen hat zwingend bei der Errichtung von Neubauten zu erfolgen. Gleiches gilt auch
fur Umbauten, Nutzungsanderungen oder Modernisierungsmafinahmen, soweit der Anschluss an das
offentliche Kanalnetz verandert wird.

Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von Abwasserkanalen und -leitungen beauftragt
werden, mussen vor Auftragsvergabe und wahrend der Werkleistung die erforderliche Fachkunde
Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit nachweisen. Der Nachweis gilt als erbracht, wenn der Betrieb
oder die Stelle die Anforderungen der vom Deutschen Institut fir Gitesicherung und Kennzeichnung
e.V. (RAL) herausgegebenen Gitesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleichwertige Anforderungen
erfiillt. Die Anforderungen sind erfiillt, wenn der Betrieb oder die Stelle im Besitz des RAL-Glitezeichens
fur den jeweiligen Ausflihrungsbereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die Anforderungen
sind ebenfalls erflllt, wenn der Betrieb oder die Stelle die Fachkunde, Leistungsfahigkeit und
Zuverlassigkeit unter Beachtung der Anforderungen der Gite- und Prifbestimmungen RAL-GZ 961
nachweist.

Gegen den Rickstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich jeder Grundstickseigentimer
selbst zu schutzen.

§ 6 Grundstiicksklareinrichtungen
Grundsticksklareinrichtungen missen vom Grundstiickseigentimer auf eigene Kosten angelegt und
betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage nur vorgeklartes Abwasser eingeleitet werden darf oder
wenn ein Grundstick, auf dem Abwasser anfallt, nicht an die Abwasseranlage angeschlossen ist.

Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundstuicksklareinrichtungen ist unzulassig.

Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus hauslichem Abwasser stammt, sowie
des Abwassers aus Sammelgruben besorgt die Stadt.

Grundstucksklareinrichtungen sind stillzulegen, sobald die Abwasseranlage die Behandlung des
Abwassers sicherstellt.

§ 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen
In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches

- den Bauzustand und die Funktionsfahigkeit der Abwasseranlage stort,

- das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen geféhrdet,

- die Abwasserbehandlung und die Klarschlammverwertung beeintrachtigt,
- den Gewasserzustand nachhaltig beeinflusst,
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- sich sonst umweltschadigend auswirkt.
Es darf nur frisches oder in zulassiger Weise vorbehandeltes Abwasser eingeleitet werden.

Abfélle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige, Ubelriechende oder explosive Dampfe
und Gase bilden sowie Bau- und Werkstoffe in stidrkerem MalRe angreifen, dirfen nicht in die
Abwasseranlage eingebracht werden. Hierzu gehdren insbesondere:

- Schutt; Asche; Glas; Sand; Miill; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fasern; Kunststoffe; Textilien
und Ahnliches;

- Kunstharz; Lacke; Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen; flissige Abfélle, die
erharten; Zement; Moértel; Kalkhydrat;

- Sturz- oder Stichblut; Jauche; Gille; Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub; Trester;
Krautwasser;

- Benzin; Heizél; Schmierdl; tierische und pflanzliche Ole und Fette;

- Sauren und Laugen; chlorierte Kohlenwasserstoffe; Phosgen; Schwefelwasserstoff; Blausaure
und Stickstoffwasserstoffsdure sowie deren Salze; Karbide, welche Acetylen bilden;
ausgesprochen toxische Stoffe; der Inhalt von Chemietoiletten.

Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsfahig, wenn der Anschlussnehmer
nachweist, dass das einzuleitende Kondensat den ph-Grenzwertbereich von 6,5 bis 10 einhalt. Bei
Feuerungsanlagen mit Leistungen > 200 kW muss stets eine Neutralisation erfolgen.

Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen, Nassentsorgungsanlagen, Dampfleitungen und
Dampfkesseln und das Einleiten von Kihlwasser sind nicht gestattet.

Auf Grundstiicken, in deren Abwasser unzuldssige Stoffe (z. B. Benzin, Ole, Fette, Stérke) enthalten
sind, mussen vom Anschlussnehmer Anlagen zum Zurickhalten dieser Stoffe eingebaut und
ordnungsgemal} betrieben werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann zulassig, wenn die
erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ordnungsgemafer Betrieb sichergestellt ist.

Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn Abwassereinleitungen nicht von
angeschlossenen Grundstiicken auf Dauer, sondern kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfallstellen
erfolgen.

Das Einleiten von Grundwasser ist grundsatzlich unzulassig. Soweit Hausdranagen vor In-Kraft-Treten
dieser Satzung zulassigerweise an die Abwasseranlage angeschlossen worden sind, geniel3en diese
Anschlisse Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweitige Entsorgung des
Grundwassers billigerweise verlangt werden kann.

§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen fiir nicht hausliches Abwasser

Fir das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben oder vergleichbaren
Einrichtungen (z. B. Krankenhausern) gelten - soweit nicht durch wasserrechtliche Vorschriften die
Einleitungsbefugnis weitergehend eingeschrankt ist - folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht
abgesetzten qualifizierten Stichprobe:

Grenzwert
1. Physikalische Parameter
1.1 Temperatur 35°C
1.2 pH-Wert 6,5-10
2. Organische Stoffe und Lésungsmittel
21 Organische Losungsmittel (BTEX), 10 mg/l

bestimmt als Summe von Benzol und dessen Derivaten (Benzol,
Ethylbenzol, Toluol, isomere Xylole) mittels Gaschromatografie

2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), 1 ma/l
berechnet als organisch gebundenes Chlor

(die Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet und dann
addiert)' mittels Gaschromatografie

2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, 1 mg/l
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angegeben als Chlorid (AOX)

2.4 Phenolindex 20 mg/I

2.5 Kohlenwasserstoffe H 53 20 mg/l
(Mineral®l und Mineraldlprodukte)

2.6 Extrahierbare schwerfliichtige lipophile Stoffe 250 mg/l
(z. B. organische Fette)

3. Anorganische Stoffe (gelost)

3.1 Ammonium, 100 mg N/I
berechnet als Stickstoff

3.2 Nitrit, 5 mg N/l
berechnet als Stickstoff

3.3 Cyanid, 0,2 mg/l
leicht freisetzbar

3.4 Sulfat 400 ma/l

4. Anorganische Stoffe (gesamt)?

4.1 Arsen 0,1 mg/l

4.2 Blei 0,5 mg/l

4.3 Cadmium 0,1 mg/l

4.4 Chrom 0,5 ma/l

4.5 Chrom-VI 0,1 mg/l

4.6 Kupfer 0,5 mg/l

4.7 Nickel 0,5 mg/l

4.8 Quecksilber 0,05 mg/l

4.9 Silber 0,1 mg/l

4.10 Zink 2 mg/l

4.11 Zinn 2 mgl/l

1 Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan, Dichlormethan

2 Anstelle der aufgefiihrten AAS-DIN-Verfahren ist fiir die Element-Bestimmung auch der Einsatz des
ICP-Verfahrens DIN EN ISO 11885 zulassig.

Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der pH-Wert nach der DIN EN
ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN ISO 10523 sind bei der Stadt erhaltlich.

Im Ubrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des
Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den einschlagigen Verfahren der Abwasserverordnung
in der jeweils geltenden Fassung. Die zusétzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und
Erlauterungen der Anlage ,Analysen- und Messverfahren® der Abwasserverordnung in der Fassung der
Bekanntmachung vom 17. Juni 2004 (BGBI. | S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes
vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585) geandert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung sind zu
beachten. Im Ubrigen sind die notwendigen Untersuchungen nach den Deutschen Einheitsverfahren
zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den
entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut fur
Normung e. V., Berlin, auszufihren.

Werden von der obersten Wasserbehérde Anforderungsregelungen zur Behandlung und/oder
Zurlckhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe amtlich eingefihrt, sind diese zu beachten. Die davon
betroffenen Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn der Anschlussnehmer zweifelsfrei
nachweist, dass die gestellten Anforderungen vollstandig erfillt werden.

Im Bedarfsfall kbnnen

a) fur nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt werden,

b) hohere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs zugelassen werden, wenn
die schadlichen Stoffe und Eigenschaften des Abwassers innerhalb dieser Grenzen fiir die
Abwasseranlage, die darin beschaftigten Personen und die Abwasserbehandlungsanlage

vertretbar sind,

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um insbesondere eine




- Gefahrdung der Abwasseranlage oder des darin beschéaftigten Personals,
- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen,
- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung

zu vermeiden.
Das zielgerichtete Verdiinnen des Abwassers zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte ist unzulassig.

Fir das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann, gelten die Grundsatze und
Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der jeweils geltenden Fassung.

Fallen auf einem Grundstiick betriebsbedingt erhdhte Abwassermengen stoRweise an und fiihrt dies zu
vermeidbaren Belastungen bei der Abwasserbehandlung, kann die Stadt die Pufferung des Abwassers
auf dem angeschlossenen Grundstick und sein gleichmafiges Einleiten in die Abwasseranlage
verlangen.

Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Fuhren eines Betriebstagebuchs aufgeben, in dem alle die
Abwassersituation auf dem angeschlossenen Grundstiick betreffenden Daten festzuhalten sind.

Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet werden darf, ist aufzufangen und
in gesetzlich zugelassener Art und Weise zu entsorgen.

§ 9 Uberwachen der Einleitungen

Die Stadt Gberwacht die Einleitungen nicht hduslichen Abwassers entsprechend den Bestimmungen
der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG erlassenen Rechtsverordnung in der jeweils geltenden
Fassung. Das Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters. Mit dem Uberwachen
kann die Stadt eine staatlich anerkannte Untersuchungsstelle betrauen.

Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die Stadt erfolgt unabhangig von
einer im Einzelfall von der Wasserbehdrde verlangten Eigeniiberwachung bestimmter Einleiter.

Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten Einleitungsgrenzwerten, an den in
Einleitungserlaubnissen gemalt § 58 WHG festgesetzten Werten und an den Vorgaben
wasserrechtlicher Genehmigungen gemaRk § 60 WHG. Im Regelfall wird die Uberwachung mindestens
einmal jahrlich durchgefuhrt.

Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert werden, wenn sich aus dem
Ergebnis des bisherigen Uberwachens Veranlassung hierzu ergibt. Festgestellte Uberschreitungen
einzuhaltender Grenzwerte kénnen eine Intensivierung der Uberwachung zur Folge haben.

Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusatzliche Untersuchungen des Abwassers verlangen, nicht
jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf einzelne Grenzwerte oder den
chemischen Sauerstoffbedarf zu beschranken.

Die Aufwendungen der Stadt fir das Uberwachen sind vom Abwassereinleiter in der tatsachlich
entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser Anspruch entsteht mit der Vorlage des
Uberwachungsergebnisses und ist einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids féllig. Die
Durchfuhrung zusatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemischen Sauerstoffbedarfs
kann die Stadt von der Vorauszahlung der daflr zu leistenden Kosten abhangig machen.

Die Stadt kann in begriindeten Fallen verlangen, dass der Abwassereinleiter an einer von der Stadt zu
bestimmenden Stelle ein automatisches Gerat zur Probeentnahme auf seine Kosten einzurichten und
dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu betreiben hat. Die Stadt kann die technischen
Anforderungen festlegen, die das Gerat zur automatischen Probeentnahme zu erfiillen hat.

Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von selbstaufzeichnenden Messgeraten (z.
B. fur die Messung von pH-Wert, Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.) auf Kosten des
Abwassereinleiters verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen Probenahmegerat oder den
selbstaufzeichnenden Messgeraten Bediensteten oder Beauftragten der Stadt jederzeit - auch in Zeiten
der Betriebsruhe - zu ermdglichen ist.
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lll. Abgaben und Kostenerstattung

§ 10 Abwasserbeitrag

Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fir die Schaffung der Abwasseranlagen Beitrage, die nach
der Veranlagungsflache bemessen werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstucksflache (§ 11) mit dem Nutzungsfaktor (§§ 12 bis 15).

Der Beitrag betragt fiir das Verschaffen einer erstmaligen Anschlussmaoglichkeit (Schaffensbeitrag) an
eine Sammelleitung 6,21 €/m? Veranlagungsflache

Besteht nur die Mdglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein Drittel, bei alleiniger
Abnahmemadglichkeit des Schmutzwassers werden zwei Drittel der nach den nachfolgenden
Vorschriften (§§ 11 bis 15) ermittelten Veranlagungsflachen zugrunde gelegt.

§ 11 Grundstiicksflache

Als Grundstlicksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im Bereich eines
Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des Grundbuchgrundstiicks; Teilflachen, die im
AuRenbereich liegen und unbebaut oder nicht abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt sind, bleiben
unberucksichtigt. Sind diese Flachen teilweise bebaut oder abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt, gilt
Abs. 3 entsprechend. Fur Teilflachen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2 entsprechend.

Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt
a) bei Grundstlicken im Innenbereich grundsétzlich die Flache des Grundbuchgrundsticks,

b) bei Grundstiicken im Innenbereich, die in den Aufienbereich hineinragen, regelmafig die Flache
zwischen der ErschlieBungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmaRigen
Abstand von 50 m dazu verlauft.

Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstiicks die in Satz 1 bestimmte Tiefe,
ist zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmafigen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung
entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder
sonstige Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

Bei Grundstiicken im AuRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich genutzte/aufgrund einer
Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare Flache einschliellich einer Umgriffsflache in
einer Tiefe von 3 m - vom jeweils dufderen Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit
gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich nicht genutzte Grundstiicke, die tatsachlich an die
offentliche Einrichtung angeschlossen sind, werden mit der angeschlossenen, bevorteilten
Grundstucksflache bericksichtigt.

§ 12 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr.
1 BauGB erreicht, ist dieser malRgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehdhe (Trauthdhe)
oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhoht sich der Nutzungsfaktor 0,25.
9
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(4)

(6)

Ist nur die zulassige Gebaudehdhe (Traufhdhe) festgesetzt, gilt als Zahl der Vollgeschosse die hdchst
zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf- oder abgerundet werden. In
Gewerbe-, Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in Abweichung zu
Satz 1 durch 3,5.

Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehdhe (Traufhdhe), sondern nur eine

Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle

Zahlen auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

Bei Grundstlicken, flir die der Bebauungsplan

a) Gemeinbedarfsflichen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse oder anderer Werte,
anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2 und 3 festgestellt werden kénnte, vorsieht,
gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die zulassige Bebauung im
Verhaltnis zu dieser Nutzung untergeordnete Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kdnnen, gestattet, gilt fiir die bebaubaren
Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache 0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengebaude oder dhnliche Gebaude mit religiéser Zweckbestimmung festsetzt, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

Sind fir ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehéhen (Traufhéhen) oder

Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem hdochsten festgesetzten Wert fir die

gesamte Grundstiicksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der Vollgeschosse oder der

Gebaudehodhe (Traufhdhe) oder der Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln
I&sst, gelten die Vorschriften fur den unbeplanten Innenbereich nach § 14 entsprechend.

§ 13 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs. 1, 3 und 4 BauGB, gelten die
Regelungen des § 12 fir die Ermittlung des Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften
des § 14 anzuwenden.

()

§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors auf die Héchstzahl der
tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die Hochstzahl der in ihrer unmittelbaren Umgebung vorhandenen
Vollgeschosse abgestellt.

Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der Vollgeschosse die tatsachliche
Gebaudehdhe (Traufhdhe), geteilt durch 3,5, flr insgesamt gewerblich oder industriell genutzte
Grundstuicke; durch 2,2 fir alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstiicke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

Die in § 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten entsprechend.
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(4) Bei Grundstlicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer Grof3e untergeordnet bebaut sind
(z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhaltnis zur gewerblichen Nutzung
untergeordneten Bebauung genutzt werden dirfen, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach ihrer Zweckbestimmung
im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden kénnen, gilt fir die bebauten Teile dieser
Grundstucke 1,0, fir die Restflache 0,1,

d) wegen ihrer Grolie nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in dhnlicher Weise genutzt werden
kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebauden oder ahnlichen Gebauden mit religidser Zweckbestimmung bebaut sind, gilt
1,25

als Nutzungsfaktor.

§ 15 Nutzungsfaktor in Sonderfallen

(1) Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen - Auflenbereichsgrundstiicken gilt als
Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die gemal § 11 Abs. 3 ermittelte Grundstticksflache).

(2) Bei bebauten Aullenbereichsgrundstiicken bestimmt sich der Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemaf
§ 11 Abs. 3 ermittelte bebaute Flache) nach den Regelungen des § 14 Abs. 1 bis 3.

(3) Geht ein Grundstlick vom Innenbereich in den Aulienbereich (ber, so gelten die Nutzungsfaktoren der
§§ 12 bis 14 fiir das Teilgrundstiick im Innenbereich jeweils entsprechend.
§ 16 Gegenstand der Beitragspflicht
Der Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlage angeschlossenen Grundsticke; die
anschlielbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in
abwasserbeitragsrechtlich relevanter Weise genutzt werden durfen.

§ 17 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstiick an die Einrichtung angeschlossen werden kann.

§ 18 Ablésung des Abwasserbeitrags
Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgeldst werden. Der Ablésungsbetrag bestimmt sich nach
der HOhe des voraussichtlichen Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Abldsung besteht nicht.
§ 19 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last
(1)  Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheids Eigentiimer des
Grundstucks ist. Wenn das Grundstiick mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentimers

der Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend
ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig.

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.
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(1)

Der Beitrag ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstlick bzw. - bei Bestehen eines solchen - auf dem
Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.
§ 20 Vorausleistungen

Die Stadt kann, unabhangig vom Baufortschritt und von der Absehbarkeit der Fertigstellung,
Vorausleistungen bis zur Hohe des voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Malinahme verlangen.

Die Vorausleistung ist auf die endglltige Beitragsschuld anzurechnen, auch wenn die oder der

Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist. Dies gilt auch, wenn eine Uberschissige
Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 21 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

()

§ 22 Grundstiicksanschlusskosten

Der Aufwand flrr die Herstellung, Erneuerung, Veranderung, Unterhaltung oder Beseitigung der
Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Der
Erstattungsanspruch entsteht mit der Fertigstellung der erstattungspflichtigen MaRnahme; er wird einen
Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids Eigentiimer des Grundstlicks
ist. Ist das Grundstick mit einem Erbbaurecht belastet, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs-
und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil erstattungspflichtig. Mehrere
Erstattungspflichtige haften als Gesamtschuldner.

Der Erstattungsanspruch ruht als 6ffentliche Last auf dem Grundstlick - bei Bestehen eines solchen -
auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs- und Teileigentum.

Die Durchfiihrung der MaRnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung einer angemessenen
Vorausleistung abhangig gemacht werden.
§ 23 Benutzungsgebiihren

Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG Geblhren fiir das Einleiten (a,
b), das Abholen (c, d) und Behandeln von

a) Niederschlagswasser,
b) Schmutzwasser,
c) Schlamm aus Kleinklaranlagen,
d) Abwasser aus Gruben, sowie die
e) Uberwachung von Abwassereinleitern
Die Abwasserabgabe fiir eigene Einleitungen der Stadt und die Abwasserabgabe, die von anderen
Korperschaften des oOffentlichen Rechts auf die Stadt umgelegt wird, werden Uber die
Abwassergebuhren flr das Einleiten von Schmutzwasser abgewalzt.
§ 24 GebiihrenmaRstidbe und -sétze fiir Niederschlagswasser
Gebuhrenmalstab fur das Einleiten von Niederschlagswasser ist die bebaute und kinstlich befestigte

Grundstucksflache, von der das Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder
abflielt; pro Quadratmeter wird eine Gebiihr von 0,86 € jahrlich erhoben.
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Die bebaute und kinstlich befestigte Grundstticksflache wird unter Berticksichtigung des Grades der
Wasserdurchlassigkeit fir die einzelnen Versiegelungsarten nachfolgenden Faktoren festgesetzt:

Nr. Art der Flache Abflussbeiwert

1. Dachflachen

1.1 Geneigte Dacher 1,0
Dachneigung 15° und gréRRer

1.2  Geneigte Dacher 0,8
Dachneigung kleiner als 15°

1.3  Kiesschittflachdacher oder 0,5

begriinte Dacher
2, Befestigte Grundstiicksflachen
2.1 Schwarzdecke, Beton oder 0,9
Platten mit Fugenverguss
2.2 Verbundstein, Platten oder
Pflaster ohne Fugenverguss 0,6
2.3  Ungepflasterte Wege und Hofe 0,5

Als gebihrenpflichtige Flache fiir die Bemessung von Niederschlagswassergebihr gemal Abs. (1)
gelten die bebauten und kinstlich befestigten Flachen eines Grundstliickes, von denen das
Oberflachenwasser

- entweder Uber eine direkte Leitung (z. B. Regenfallrohr, Hofsinkkasten)

- oder indirekt Uber andere Flachen (z. B. Gehweg und die StralRensinkkasten) in die
Abwassersammelleitung gelangt. Als gebuhrenpflichtige Grundstiicksflaiche gelten auch die
kiinstlich befestigten Flachen offentlicher Strallen, Weg und Platze.

Bei der Ermittlung bebauter und kiinstlich befestigter Grundstiicksflachen bleiben solche Flachen ganz
oder teilweise auler Ansatz, von denen dort anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen oder
ahnlichen Vorrichtungen (Behéaltnisse) zum Auffangen von Niederschlagswasser mit einem
Fassungsvermogen von mindestens 1.000 Liter (1 m?®) gesammelt und auf dem Grundstlick -
insbesondere zur Gartenbewasserung und als Brauchwasser (zur Toilettensptilung, zum Betreiben von
Waschmaschinen etc.) - verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten Vorrichtungen.

a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die hieriber entwasserte
Flache in vollem Umfang

b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage ohne Verwendung des Niederschlagswassers (z.B.
Versickerungsgrube, Rigole) eine Flache von 20 m2? je 1.000 Liter Inhalt der
Versickerungseinrichtung

c) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des Niederschlagswassers

- eine Flache von 10 m? je 1.000 Liter Inhalt von an die Dachentwasserung angeschlossenen
Sammelbehaltern, wenn das gesammelte Niederschlagswasser fir die Gartenbewasserung
verwendet wird.

- eine Fldche wvon 20 m? je 1.000 Liter Inhalt von Sammelbehéltern einer
Regenwassernutzungsanlage, wenn das gesammelte Wasser als Brauchwasser fir Haushalt
und Gewerbe verwendet wird.

Ist die gebihrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in Zisternen oder &ahnliche
Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die aufgrund des Zisternenvolumens errechnete, auller
Ansatz zu lassende Flache, so bleibt nur diejenige Flache unbericksichtigt, von der
Niederschlagswasser in die zuvor genannten Vorrichtungen eingeleitet wird.

Andert sich die geblhrenpflichtige Flache, so ist dies bei der Festsetzung der Gebuhren ab dem Monat
zu berucksichtigen, der der Mitteilung der Anderung folgt.

13



(1)

§ 25 Mitwirkungspflichten der Grundstiickseigentiimer

Zur Ermittlung der gebuhrenpflichtigen Flachen kann die Stadt von den Gebuhrenpflichtigen eine
Aufstellung der bebauten und kinstlich befestigten Flachen verlangen, die an die Abwasseranlage
angeschlossen sind bzw. von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zufliel3t. Kommt der
Gebuhrenpflichtige dieser Verpflichtung nach schriftlicher Aufforderung nicht innerhalb einer Frist von 3
Monaten nach, ist die Stadt berechtigt, die gebiihrenpflichtige Flache zu schatzen.

Bei Verwendung von Zisternen oder &ahnlichen Vorrichtungen flir das Sammeln von
Niederschlagswasser sind die Grundstlickseigentimer verpflichtet, genaue Angaben zu deren
Anschluss und Volumen zu machen und anzugeben, welcher Verwendung das gesammelte
Niederschlagswasser zugefuhrt wird. Die Verwendung von Niederschlagswasser als Brauchwasser
muss der Stadt schriftlich angezeigt werden; die Brauchwassermenge muss durch einen privaten, fest
installierten und geeichten Wasserzahler gemessen werden.

Die Grundstiickseigentiimer sind verpflichtet, der Stadt jede Anderung der bebauten und kiinstlich
befestigten Grundsticksflachen, von denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zugefuhrt wird
bzw. zu ihr abflieRt, unverziiglich bekanntzugeben. Gleiches gilt fir die Anderung von Zisternen oder
ahnlichen Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser.

§ 26 GebiihrenmaRstidbe und -satze fiir Schmutzwasser

Geblihrenmalistab fiir das Einleiten hauslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch auf
dem angeschlossenen Grundstuick.

Die Gebihr betragt pro m*® Frischwasserverbrauch bei zentraler Abwasserreinigung in der
Abwasseranlage 2,08 €.

Gebuhrenmalstab fir das Einleiten nicht hauslichen Schmutzwassers ist der Frischwasserverbrauch
auf dem angeschlossenen Grundstick unter Berlcksichtigung des Verschmutzungsgrads. Der
Verschmutzungsgrad wird grundsatzlich durch Stichproben - bei vorhandenen Teilstromen in diesen
- ermittelt und als chemischer Sauerstoffbedarf aus der nicht abgesetzten, homogenisierten Probe
(CSB) nach DIN 38409-H41 (Ausgabe Dezember 1980) dargestellt. Wird ein erhdhter
Verschmutzungsgrad gemessen, ist das Messergebnis dem Abwassereinleiter innerhalb von zwei
Wochen nach Eingang bei der Stadt bekanntzugeben.

Die Gebuhr betragt pro m* Frischwasserverbrauch 2,08 € bei einem CSB bis 800 mg/l; bei einem
héheren CSB wird die Gebuhr vervielfacht mit dem Ergebnis der Formel

0,5 x festgestellter CSB + 0.5
800

Wird ein erhdhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms der
Grundstiicksentwasserungsanlage festgestellt, wird die erhdhte Gebuhr nur fir die in diesen Teilstrom
geleitete Frischwassermenge, die durch private Wasserzahler zu messen ist, berechnet. Liegen
innerhalb eines Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Verschmutzungsgrads vor, kann die Stadt
der Gebuhrenfestsetzung den rechnerischen Durchschnittswert zugrunde legen.

§ 27 Ermittlung des gebiihrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs
Als gebuhrenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle Wassermengen, die
a) aus offentlichen Wasserversorgungsanlagen,
b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern
entnommen werden.
Werden gebihrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der Abwasseranlage zugeflihrt, bleiben

sie auf Antrag des Geblhrenpflichtigen - auf dessen Nachweis - bei der Bemessung der
Abwassergebihren unberticksichtigt.
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(7)

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzahlers zu fliihren, ansonsten - wenn
eine Messung nicht moglich ist - durch nachprifbare Unterlagen (z. B. Sachverstandigengutachten), die
eine zuverlassige Schatzung der Abwassermenge ermdglichen.

Antrage auf Absetzung nicht zugefuihrter Wassermengen sind spatestens innerhalb eines Monats nach
Bekanntgabe des Gebihrenbescheids zu stellen.

Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs kann die Stadt auf Antrag des
Gebuhrenpflichtigen die Messung der Abwassermenge durch einen privaten Abwasserzahler zulassen.
Die Gebihr bestimmt sich dann nach der gemessenen Abwassermenge.

Private Wasser- und Abwasserzahler missen geeicht sein; sie werden von der Stadt, die auch die
Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen Zweifel an der Richtigkeit des Messergebnisses, sind die
Messeinrichtungen durch eine staatlich anerkannte Prifstelle oder die Eichbehdrde zu tberprifen. Die
Kosten der Uberpriifung tragt derjenige, zu dessen Ungunsten die Uberpriifung ausfallt. Alle
Aufwendungen fur Anschaffung, Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der
Gebuhrenpflichtige zu tragen.

Hat ein Wasser-/Abwasserzahler nicht richtig angezeigt, gilt die aufgrund vorangegangener oder
spaterer Ablesung festgestellte Wassermenge als Grundlage fir die Schatzung der Abwassermenge.

Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt geschatzt.

§ 28 GebiihrenmaBstdbe und -sétze fiir Schlamm aus Kleinkldaranlagen und Abwasser aus Gruben

(1)

Gebuhrenmalstab fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinklaranlagen (Fékalschlamm)
und Abwasser aus Gruben ist die abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Geblhr betragt pro
angefangenem Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben 33,25 €, mindestens jedoch
99,75 € pro Entleerung einer Grundsticksklareinrichtung /Tankfillung. Die jeweils geltende
Abnahmegebihr der Klaranlage wird pro Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben,
separat berechnet.

Ist zum Absaugen des Inhaltes einer Kleinklaranlage oder einer Grube die Verlegung einer Saugleitung
von mehr als 15 m erforderlich, wird pro 3,00 m ein Gebtiihrenzuschlag von 3,09 € erhoben.

§ 29 Uberwachungsgebiihr

Fir jede Kontrolle von Abwassereinleitern, hierzu gehdren Betriebsiiberwachung, die Probeentnahmen und
die Laboranalysen, erhebt die Stadt Gebuhren, die sich aus dem dieser Satzung als Bestandteil beigefligten
Gebihrentarif (Anlage) ergeben. Fiir mehrere besondere Leistungen nach diesem Gebiihrentarif werden die
darin vorgesehenen Gebihren nebeneinander erhoben, auch wenn diese Leistungen im zeitlichen oder
sachlichen Zusammenhang stehen.

)

(4)

§ 30 Verwaltungsgebiihr

Das Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers erfolgt durch Selbsterklarung und ist
kostenfrei.

Die Ablesung der, bereits auf Funk umgestellten, privaten Wasser- oder Abwasserzahler erfolgt durch
die Mitarbeiter der Stadt und ist kostenfrei.

Fir jedes Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers durch Beauftragte der Stadt ist eine
Verwaltungsgebihr von 15,00 € zu zahlen.

Fir jede gewiinschte Zwischenablesung einer stadtischen oder privaten Messeinrichtung hat der
Antragsteller eine Verwaltungsgebihr von 15,00 € zu entrichten; fir den zweiten und jeden weiteren
Zahler ermafigt sich die Verwaltungsgebihr auf jeweils 5,00 €.

Fir die Inaugenscheinnahme/Erstellungskontrolle einer Zisterne und/oder einer Versickerungsanlage
werden nachfolgende Verwaltungsgebihren erhoben:
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3)

fur eine Brauchwasseranlage 60,00 € (1. Inaugenscheinnahme)

jede weitere Inaugenscheinnahme 40,00 € (nach festgestellten Mangeln)
fur eine Gartenzisterne 40,00 €
flr Versickerungsanlagen 40,00 €

(z.B. Rigole, Sickerschacht)

§ 31 Entstehen und Filligkeit der Gebiihren; 6ffentliche Last

Die Gebihr fir das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und Schmutzwasser (laufende
Benutzungsgebuhr) entsteht jahrlich; sie ist einen Monat nach Bekanntgabe des Geblhrenbescheids
fallig.

Die Gebduhr fir das Abholen und Behandeln von Schlamm aus Kleinklaranlagen und Abwasser aus
Gruben entsteht mit dem Abholen, die Verwaltungsgebihr entsteht mit der jeweiligen Amtshandlung;
sie sind einen Monat nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids fallig.

Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebiihren nach § 23, 24, 26, 28 ruhen als 6ffentliche Last auf
dem Grundstick.

§ 32 Beauftragung Dritter bei der Gebiihrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebuhrenbescheiden wird von der ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-
Mierendorff-Str. 11, 35398 GieRen und die Entgegennahme der zu entrichtenden Gebuhren von der
Stadtkasse Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 33 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die Benutzungsgebuhr verlangen; diese orientieren sich
grundsatzlich

a)

b)

fur das Einleiten hauslichen Schmutzwassers an dem Frischwasserverbrauch des vorangegangenen
Abrechnungszeitraums,

fur das Einleiten von Niederschlagswasser an der festgestellten bebauten und kinstlich befestigten
Grundstucksflache des vorangegangenen Abrechnungszeitraums.

§ 34 Gebiihrenpflichtige

Geblhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des Grundstlicks ist. Der
Erbbauberechtigte ist anstelle des Grundstickseigentimers gebuhrenpflichtig. Mehrere
Gebulhrenpflichtige haften als Gesamtschuldner.

Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht ein, so wird der neue
Eigentimer oder Erbbauberechtigte geblhrenpflichtig mit Beginn des Monats, welcher dem
Eigentumslbergang folgt.

§ 35 Abwailzung der Kleineinleiterabgabe

Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe fir Kleineinleitungen im Sinne der §§
8, 9 Abs. 2 AbwAG und des § 8 HessAbwAG wird auf die Eigentimer der Grundstlicke abgewalzt, von
denen Schmutzwasser direkt in ein Gewasser oder in den Untergrund eingeleitet wird, ohne dass das
gesamte Schmutzwasser des jeweiligen Grundstlicks in einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt
wird, die mindestens den allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

§ 31 Abs. 1 gilt entsprechend.
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IV. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstérungen und Ordnungswidrigkeiten

§ 36 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt vom bisherigen und neuen
Grundstiickseigentiimer bzw. Erbbauberechtigten unverziglich mitzuteilen.

(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Veranderungen an Grundstiicksentwasserungsanlagen
vornehmen lassen will, hat dies der Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser vergleichbares Abwasser einleitet, hat
der Stadt oder den Beauftragten der Stadt alle mit der Abwasserentstehung und -fortleitung
zusammenhangenden Auskulnfte tber Art, Menge und Entstehung des Abwassers zu erteilen. Die Stadt
kann verlangen, dass hierzu ein von ihr vorgegebener Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten
ist; hierflr kbnnen Fristen gesetzt werden.

§ 37 Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen

haben, den Zutritt zu den  Grundstlicksentwasserungsanlagen, @ Wasserverbrauchsanlagen,

Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies

zur Prifung der technischen Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach dieser

Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen, erforderlich ist.

§ 38 Haftung bei Entsorgungsstérungen

(1)  Die Stadt haftet flir Schaden durch Betriebsstérungen an der Abwasseranlage, sofern bei Schaden an
Korper und Gesundheit Vorsatz oder Fahrlassigkeit, bei anderen Schaden Vorsatz oder grobe
Fahrlassigkeit vorliegt.

(2) Fur Schaden infolge unvermeidlicher Naturereignisse - wie RuUckstau bei Hochwasser,
Uberdurchschnittlichen Niederschldgen, Schneeschmelze - oder Stérungen im Abwasserablauf und
dergleichen wird weder Ersatz geleistet noch eine Minderung der Geblhren gewahrt.

§ 39 Ordnungswidrigkeiten

(1)  Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

1. § 4 Abs. 1 ein Grundstlick nicht ordnungsgemaf an die Abwasseranlage anschlief3t;

2. § 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der Abwasseranlage zufihrt;

3. § 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstiicks oder die Zufihrung von Abwasser ohne Genehmigung
vornimmt;
4. § 5 Abs. 1 Grundstiicksentwasserungsanlagen nicht nach den jeweils geltenden bau- und

wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses
herstellt, unterhalt und betreibt;

5. § 6 Abs. 1 Grundsticksklareinrichtungen in den dort genannten Fallen nicht anlegt oder nicht
ordnungsgemalf betreibt;

6. § 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundsticksklareinrichtung einleitet;
7. § 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus Sammelgruben nicht der Stadt
Uberlasst;
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

16.

17.

18.

19.

20.

21.

(3)

§ 6 Abs. 4 Grundstlcksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die Abwasseranlage die Behandlung
des Abwassers sicherstellt;

§ 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht eingeleitet werden darf;

§ 7 Abs. 2 Abfélle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe sowie Kondensate ohne
Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt;

§ 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage anschlieRt oder Kiihiwasser einleitet;

§ 7 Abs. 4 Anlagen zum Zurilickhalten von im Abwasser enthaltenen unzulassigen Stoffen nicht einbaut
oder nicht ordnungsgemalf betreibt;

§ 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet;
§ 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdinnt;
§ 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht ordnungsgemaf fuhrt;

§ 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs. 1 und 3 festgelegten
Einleitungsgrenzwert Uberschreitet;

§ 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerat oder selbstaufzeichnendes Messgerat nicht
errichtet, nicht dauerhaft betreibt und in betriebsbereitem Zustand halt oder den Bediensteten oder
Beauftragten der Stadt den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit ermdglicht;

§ 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder unzureichend nachkommt;

§ 36 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt;

§ 36 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskinfte nicht, nicht rechtzeitig, nicht vollstandig, nicht in
der verlangten Form oder wahrheitswidrig erteilt;

§ 37 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in dieser Bestimmung genannten
Anlagen und Einrichtungen verweigert.

Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbuRe von 5 bis 10.000 € geahndet werden. Die Geldbufie
soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen.
Reicht das satzungsmaRige Héchstmald hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

Das Gesetz Giber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung findet Anwendung; zustandige
Verwaltungsbehdrde ist der Magistrat.

§ 40 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt zum 01.03.2022 in Kraft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Entwésserungssatzung vom 18.11.2003 in der Fassung der 17. Anderung vom
04.11.2021 auRer Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.
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Anlage zu § 29 EWS

GEBUHRENTARIF
fir die Kontrolle der Indirekteinleiter

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers notwendigen
Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und
Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den entsprechenden DIN-Normen des
Fachnormenausschusses Wasserwesen im Deutschen Institut fiir Normung e.V., Berlin, auszufihren.

Die zusatzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und Erlduterungen der Anlage "Analysen- und

Messverfahren" der Abwasserverordnung zu § 7a WHG (AbwV vom 20. September 2001; BGBI. | S. 2440) in
der jeweils geltenden Fassung sind zu beachten.

A. Kosten fiir Betriebsiiberwachung

Kostenart Tarif
1. Betriebsbegehung, Kontrolle von

Abwasseranlagen, Entnahme von

Abwasserproben, Durchfluss-, pH-Wert- und
Temperaturmessungen - nach Zeitaufwand

einschl. Personal- Fahrtkosten (je angefangene 30

Min. wird 2 h berechnet).

2. Einsatz von Registriergeraten (Chemograph) zur
kontinuierlichen Erfassung von Messwerten — nach
Zeitaufwand (je angefangene 30 Min. wird %2 h berechnet.
3. Entnahme von Stichproben einschl. pH-Wert- und
Temperaturmessungen

77,35 €/h

71,40 €/h

23,80 €/Probe

4. Kontrolltatigkeit bei regularen Untersuchungen

35,70 € pauschal

B. Untersuchungskosten fiir Analysen

Parameter Tarif in €
pH-Wert 2,38
Leitfahigkeit 2,38
Redox-Potential 2,38
absetzbare Stoffe 3,57
Trockensubstanz 23,80
Glahrickstand/Glihverlust 14,28
Chlorid (C1) 5,95
Cyanide (gesamt) (CN) 5,95
Cyanide, leicht freisetzbar (CN) 5,95
Fluorid (F) 9,52
Sulfat (SO4) 10,12
Sulfit (SO 3) 10,12
Sulfid (S 2-) 10,12
Nitrat (NO3-) 15,47
Nitrit (NO2-) 9,52
NOx-Stickstoff (Nox-) 9,52
Ammonium (NH4+)

a) photometrisch 3,57
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b) titriometrisch 3,57
organ. Stickstoff 9,52
ortho-Phosphat 2,98
BSB5 10,12
CSB 23,56
AOX 45,22
DOC 7,14
TOC 7,14
Harte 5,36
Chromat (C-VI) 7,74
Silber (Ag) 3,57
Aluminium (Al) 3,57
Arsen (As) 3,57
Bor (B) 2,38
Calcium (Ca) 2,38
Cadmium (Cd) 7,14
Chrom gesamt (Cr) 7,14
Kupfer (Cu) 7,14
Eisen (Fe) 3,57
Quecksilber (Hg) 9,52
Magnesium (Mg) 2,38
Mangan (Mn) 2,38
Natrium (Na) 2,38
Nickel (Ni) 7,14
Phosphor (P) 2,38
Blei (Pb) 7,14
Selen (Se) 2,38
Zinn (Sn) 2,38
Zink (Zn) 7,14
organische Lésungsmittel qualitativ 23,80
organische Lésungsmittel quantitativ 11,90
halogenierte Kohlenwasserstoffe qualitativ 23,80
halogenierte Kohlenwasserstoffe quantitativ 11,90
Kohlenwasserstoffe (H 53) 57,12
Schwerfliichtige, lipophile Stoffe/organische Ole/Fette 29,75
Phenole 7,14
organ. Sauren (wasserdampffliichtig) 7,14
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Simultananalyse fiir Schwermetalle unabhéngig von der Anzahl der Einzelparameter

F—

Silber (Ag)
Aluminium (Al)
Arsen (As)

Bor (B)

Calcium (Ca)
Cadmium (Cd)
Chrom gesamt (Cr)
Kupfer (Cu)

Eisen (Fe)
Quecksilber (Hg) > 57,12€
Magnesium (Mg)

Mangan (Mn)
Natrium (Na)
Nickel (Ni)
Phosphor (P)
Blei (Pb)
Selen (Se)
Zinn (Sn)
Zink (Zn)

Thomas Pauli
Blrgermeister
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Entwasserungssatzung (EWS)
der Stadt Neu-Anspach vom 18.11.2003
in der Fassung der 17. Anderung vom 04.11.2021

Uberarbeitete Mustersatzung HSGB
(Anderungen in fett-kursiver Schrift)

I. Allgemeines

§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erflllung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine
offentliche Einrichtung. Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie
den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstiick
Das Grundstiick im Sinne des Grundbuchrechts.

Abwasser

Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften verdnderte Wasser
(Schmutzwasser), das von Niederschlagen aus dem Bereich bebauter oder
kunstlich befestigter Flachen abflieRende und gesammelte Wasser
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit Schmutzwasser
oder Niederschlagswasser in Abwasseranlagen abflieBende Wasser. Als
Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern
von Abféallen austretende und gesammelte Wasser sowie der in
Kleinklaranlagen anfallende Schlamm, soweit er aus hauslichem Abwasser
stammt.

I. Allgemeines

§ 1 Offentliche Einrichtung

Die Stadt betreibt in Erfillung ihrer Pflicht zur Abwasserbeseitigung eine
offentliche Einrichtung. Sie bestimmt Art und Umfang der Einrichtung sowie
den Zeitpunkt ihrer Schaffung, Erneuerung und Erweiterung.

§ 2 Begriffsbestimmungen
Die in dieser Satzung verwendeten Begriffe haben folgende Bedeutung:

Grundstick
Das Grundsttick im Sinne des Grundbuchrechts.

Abwasser

Das durch Gebrauch in seinen Eigenschaften verénderte Wasser
(Schmutzwasser), das von Niederschlagen aus dem Bereich bebauter oder
kinstlich befestigter Flachen abflieRende und gesammelte Wasser
(Niederschlagswasser) sowie das sonstige zusammen mit Schmutzwasser
oder Niederschlagswasser in Abwasseranlagen abflielende Wasser. Als
Abwasser gilt auch das aus Anlagen zum Behandeln, Lagern und Ablagern
von Abfallen austretende und gesammelte Wasser sowie der in
Kleinklaranlagen anfallende Schlamm, soweit er aus hauslichem Abwasser
stammt.




Brauchwasser

Das aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen, Zisternen oder ahnlichen
Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser) und Gewéssern
entnommene Wasser, welches unmittelbar (z. B. dber die
Grundstucksentwéasserungseinrichtungen) oder  mittelbar in die
Abwasseranlage eingeleitet wird bzw. dieser zuflief3t.

Abwasseranlagen

Sammelleitungen und Behandlungsanlagen.

Zu den Abwasseranlagen gehéren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die
Stadt zur Erfillung ihrer Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung,
Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

Sammelleitungen

Leitungen zur Sammlung des Uber die Anschlussleitungen von den
angeschlossenen Grundsticken kommenden Abwassers bis zur
Behandlungsanlage oder bis zur Einleitung in ein Gewasser oder eine fremde
Abwasseranlage einschlieBlich der im Zuge dieser Leitungen errichteten
abwassertechnischen Bauwerke (Netz).

Behandlungsanlagen

Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des Abwassers; zu diesen
Einrichtungen gehdren auch die letzte(n) Verbindungsleitung(en) vom Netz
sowie die Ablaufleitung(en) zum Gewasser.

Anschlussleitungen
Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu entsorgenden
Grundstucke.

Grundstlicksentwésserungsanlagen
Alle Einrichtungen auf den Grundstiicken, die der Sammlung, Vorreinigung
und Ableitung des Abwassers dienen.

Brauchwasser

Das aus anderen Anlagen (z. B. Brunnen, Zisternen oder &ahnlichen
Vorrichtungen zum Sammeln von Niederschlagswasser) und Gewassern
entnommene Wasser, welches unmittelbar (z. B. (Uber die
Grundsticksentwasserungseinrichtungen)  oder  mittelbar in  die
Abwasseranlage eingeleitet wird bzw. dieser zuflieft.

Abwasseranlagen

Sammelleitungen und Behandlungsanlagen.

Zu den Abwasseranlagen gehdren auch Einrichtungen Dritter, deren sich die
Stadt zur Erfillung ihrer Aufgaben bedient oder zu deren Schaffung,
Erweiterung, Erneuerung oder Unterhaltung sie beitragt.

Sammelleitungen

Leitungen zur Sammlung des Uber die Anschlussleitungen von den
angeschlossenen Grundsticken kommenden Abwassers bis zur
Behandlungsanlage oder bis zur Einleitung in ein Gewasser oder eine fremde
Abwasseranlage einschlie3lich der im Zuge dieser Leitungen errichteten
abwassertechnischen Bauwerke (Netz).

Behandlungsanlagen

Einrichtungen zur Reinigung und Behandlung des Abwassers; zu diesen
Einrichtungen gehdren auch die letzte(n) Verbindungsleitung(en) vom Netz
sowie die Ablaufleitung(en) zum Gewasser.

Anschlussleitungen
Leitungen von der Sammelleitung bis zur Grenze der zu entsorgenden
Grundstucke.

Grundstlicksentwasserungsanlagen
Alle Einrichtungen auf den Grundstiicken, die der Sammlung, Vorreinigung
und Ableitung des Abwassers dienen.




Grundstlucksklareinrichtungen
Kleinklaranlagen oder Sammelgruben (Behalter).

Anschlussnehmer(-inhaber)
Grundstuckseigentimer, Erbbauberechtigte, Niel3braucher und sonstige zur
Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte.

Abwassereinleiter

Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf dem Grundstick
anfallenden Abwassers Berechtigte und Verpflichtete (insbesondere auch
Pachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die der Abwasseranlage
tatsachlich Abwasser zufiihren.

Il. Anschluss und Benutzung

8 3 Grundsticksanschluss

(1) Jedes Grundstiick - das grundsétzlich nur einen Anschluss erhalt - ist
gesondert und unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschliel3en; Gleiches
gilt, wenn die Stadt fir jedes dem Aufenthalt von Menschen dienende
Gebaude auf einem Grundstiick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt
hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmefallen zulassen oder verlangen, dass
mehrere Grundsticke Uber eine gemeinsame Anschlussleitung an die
Abwasseranlage angeschlossen werden, wenn die nicht im o6ffentlichen
Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch
Grunddienstbarkeit oder Baulasteintragung gesichert sind.

(3) Wird ein Grundstiick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige
Grundstuicke geteilt, so gelten die vorstehenden Regelungen fir jedes neue
Grundsttick entsprechend.

Grundstlucksklareinrichtungen
Kleinklaranlagen oder Sammelgruben (Behélter).

Anschlussnehmer(-inhaber)
Grundstuckseigentumer, Erbbauberechtigte, Niel3braucher und sonstige zur
Nutzung des Grundstiicks dinglich Berechtigte.

Abwassereinleiter

Anschlussnehmer (-inhaber) und alle zur Ableitung des auf dem Grundstiick
anfallenden Abwassers Berechtigte und Verpflichtete (insbesondere auch
Pachter, Mieter, Untermieter usw.) sowie alle, die der Abwasseranlage
tatsachlich Abwasser zufiihren.

II. Anschluss und Benutzung

8 3 Grundsticksanschluss

(1) Jedes Grundstick - das grundsatzlich nur einen Anschluss erhalt - ist
gesondert und unmittelbar an die Anschlussleitung anzuschlieRen; Gleiches
gilt, wenn die Stadt fir jedes dem Aufenthalt von Menschen dienende
Gebaude auf einem Grundstiick eine gesonderte Anschlussleitung verlegt
hat.

(2) Die Stadt kann in Ausnahmeféllen zulassen oder verlangen, dass
mehrere Grundstiicke Uber eine gemeinsame Anschlussleitung an die
Abwasseranlage angeschlossen werden, wenn die nicht im 6ffentlichen
Bereich liegenden Teile der gemeinsamen Anschlussleitung durch
Grunddienstbarkeit und Baulasteintragung gesichert sind.

(3) Wird ein Grundstiick nach seinem Anschluss in mehrere selbstandige
Grundstucke geteilt, so gelten die vorstehenden Regelungen fur jedes neue
Grundsttick entsprechend.




(4) Die Anschlussleitung wird ausschlie3lich von der Stadt hergestellt,
erneuert, verandert, unterhalten oder beseitigt.

8 4 Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentimer eines Grundsticks, auf dem Abwasser anfallt, hat die
Pflicht, dieses Grundstiick an die Abwasseranlage anzuschlie3en, wenn es
durch eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und eine
Anschlussleitung an das Grundstuck herangefiihrt ist. Hat die Stadt mehrere
Anschlussleitungen zu einem Grundstick verlegt, ist das Grundstiick
entsprechend den Vorgaben der Stadt anzuschlie3en. Die Anordnung des
Anschlusses kann durch offentliche Bekanntmachung erfolgen.

(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht
nach § 37 Abs. 1 HWG und der Uberlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 HWG
unterliegt, der Abwasseranlage zufihren.

(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn
einer der Ausnahmefalle nach 8 37 Abs. 1 Satz 2 oder nach 8 37 Abs. 5 Satz
1 HWG vorliegt.

(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstiicks als auch die Zufiihrung von
Abwasser dirfen nur nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese
kann im Einzelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen Griinden
eingeschrankt oder modifiziert werden.

8§ 5 Grundstucksentwasserungsanlagen

(1) Grundsticksentwasserungsanlagen missen nach den jeweils geltenden
bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des
Deutschen Normenausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und
betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten durfen allein durch
fachkundige Unternehmer ausgefihrt werden.

(4) Die Anschlussleitung wird ausschliel3lich von der Stadt hergestellt,
erneuert, verandert, unterhalten oder beseitigt.

8 4 Anschluss- und Benutzungszwang

(1) Jeder Eigentimer eines Grundsticks, auf dem Abwasser anféllt, hat die
Pflicht, dieses Grundstlick an die Abwasseranlage anzuschlie3en, wenn es
durch eine betriebsfertige Sammelleitung erschlossen und eine
Anschlussleitung an das Grundstiick herangefihrt ist. Hat die Stadt mehrere
Anschlussleitungen zu einem Grundstuck verlegt, ist das Grundstiick
entsprechend den Vorgaben der Stadt anzuschliel3en. Die Anordnung des
Anschlusses kann durch offentliche Bekanntmachung erfolgen.

(2) Jeder Abwassereinleiter muss Abwasser, das der Beseitigungspflicht
nach § 37 Abs. 1 HWG und der Uberlassungspflicht nach § 37 Abs. 3 HWG
unterliegt, der Abwasseranlage zufihren.

(3) Vom Anschluss- und Benutzungszwang kann abgesehen werden, wenn
einer der Ausnahmefélle nach 8 37 Abs. 1 Satz 2 oder nach 8 37 Abs. 5 Satz
1 HWG vorliegt.

(4) Sowohl der Anschluss eines Grundstiicks als auch die Zuflihrung von
Abwasser durfen nur nach Genehmigung durch die Stadt erfolgen. Diese
kann im Einzelfall aus technischen oder wasserwirtschaftlichen Grinden
eingeschrankt oder modifiziert werden

8 5 Grundstiicksentwasserungsanlagen

(1) Grundstiicksentwasserungsanlagen mussen nach den jeweils geltenden
bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den Bestimmungen des
Deutschen Normenausschusses geplant, hergestellt, unterhalten und
betrieben werden. Bau- und Installationsarbeiten durfen allein durch
fachkundige Unternehmer ausgefihrt werden.




(2) Die Grundsticksentwasserung muss an Hand der Darstellung der
Grundstuicksentwéasserungsanlagen nachgewiesen werden. Dies hat in Form
von maldstdblichen Zeichnungen zu erfolgen, der Umfang der
einzureichenden Unterlagen wird dabei von der Stadt festgelegt. Die Vorlage
der Darstellung der Entwasserungsanlagen hat zwingend bei der Errichtung
von Neubauten zu erfolgen. Gleiches gilt auch fir Umbauten,
Nutzungsénderungen oder Modernisierungsmalnahmen, soweit der
Anschluss an das 6ffentliche Kanalnetz verandert wird.

(3) Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von
Abwasserkandlen und -leitungen beauftragt werden, muissen vor
Auftragsvergabe und wahrend der Werkleistung die erforderliche Fachkunde
Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit nhachweisen. Der Nachweis gilt als
erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die Anforderungen der vom
Deutschen |Institut fir Gutesicherung und Kennzeichnung e.V. (RAL)
herausgegebenen Giitesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleichwertige
Anforderungen erfillt. Die Anforderungen sind erflllt, wenn der Betrieb oder
die Stelle im Besitz des RAL-Gltezeichens fur den jeweiligen
Ausfuhrungsbereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die
Anforderungen sind ebenfalls erfillt, wenn der Betrieb oder die Stelle die
Fachkunde, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit unter Beachtung der
Anforderungen der Gite- und Prifbestimmungen RAL-GZ 961 nachweist.

(4) Gegen den Rickstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich
jeder Grundstlickseigentiimer selbst zu schiitzen.

8§ 6 Grundstucksklareinrichtungen

(1) Grundstucksklareinrichtungen missen vom Grundstiickseigentimer auf
eigene Kosten angelegt und betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage
nur vorgeklartes Abwasser eingeleitet werden darf oder wenn ein
Grundstuck, auf dem Abwasser anfallt, nicht an die Abwasseranlage
angeschlossen ist.

(2) Die Grundsticksentwasserung muss an Hand der Darstellung der
Grundsticksentwéasserungsanlagen nachgewiesen werden. Dies hat in Form
von malfdstablichen Zeichnungen zu erfolgen, der Umfang der
einzureichenden Unterlagen wird dabei von der Stadt festgelegt. Die Vorlage
der Darstellung der Entwéasserungsanlagen hat zwingend bei der Errichtung
von Neubauten zu erfolgen. Gleiches gilt auch fir Umbauten,
Nutzungséanderungen oder Modernisierungsmalinahmen, soweit der
Anschluss an das 6ffentliche Kanalnetz verandert wird.

(3) Betriebe oder Stellen, die mit der Zustandserfassung von
Abwasserkandlen und -leitungen beauftragt werden, muissen vor
Auftragsvergabe und wahrend der Werkleistung die erforderliche Fachkunde
Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit nachweisen. Der Nachweis gilt als
erbracht, wenn der Betrieb oder die Stelle die Anforderungen der vom
Deutschen Institut fur Gutesicherung und Kennzeichnung e.V. (RAL)
herausgegebenen Gitesicherung Kanalbau RAL-GZ 961 oder gleichwertige
Anforderungen erfillt. Die Anforderungen sind erfullt, wenn der Betrieb oder
die Stelle im Besitz des RAL-Gltezeichens fir den jeweiligen
Ausfuhrungsbereich oder die jeweilige Beurteilungsgruppe ist. Die
Anforderungen sind ebenfalls erfillt, wenn der Betrieb oder die Stelle die
Fachkunde, Leistungsfahigkeit und Zuverlassigkeit unter Beachtung der
Anforderungen der Gite- und Prifbestimmungen RAL-GZ 961 nachweist.

(4) Gegen den Ruckstau des Abwassers aus der Abwasseranlage hat sich
jeder Grundstlckseigentiimer selbst zu schiitzen.

§ 6 Grundstiicksklareinrichtungen

(1) Grundstucksklareinrichtungen mussen vom Grundstickseigentimer auf
eigene Kosten angelegt und betrieben werden, wenn in die Abwasseranlage
nur vorgeklartes Abwasser eingeleitet werden darf oder wenn ein
Grundstuck, auf dem Abwasser anfallt, nicht an die Abwasseranlage
angeschlossen ist.




(2) Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundsticksklareinrichtungen
ist unzulassig.

(3) Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus
hauslichem Abwasser stammt, sowie des Abwassers aus Sammelgruben
besorgt die Stadt.

(4)  Grundsticksklareinrichtungen  sind  stillzulegen,
Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt.

sobald die

8 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen

(1) In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches
- den Bauzustand und die Funktionsfahigkeit der Abwasseranlage stort,

- das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen geféhrdet,

- die Abwasserbehandlung und die Klarschlammverwertung beeintrachtigt,
- den Gewasserzustand nachhaltig beeinflusst,

- sich sonst umweltschadigend auswirkt.

Es darf nur frisches oder in zulassiger Weise vorbehandeltes Abwasser
eingeleitet werden

(2) Abfalle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige,
Ubelriechende oder explosive Dampfe und Gase bilden sowie Bau- und
Werkstoffe in starkerem Maf3e angreifen, dirfen nicht in die Abwasseranlage
eingebracht werden. Hierzu gehodren insbesondere:

- Schutt; Asche; Glas; Sand; Mill; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fasern;
Kunststoffe; Textilien und Ahnliches;

- Kunstharz; Lacke; Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen;
flissige Abfalle, die erharten; Zement; Martel; Kalkhydrat;

- Sturz- oder Stichblut; Jauche; Gulle; Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub;
Trester; Krautwasser;

(2) Das Einleiten von Niederschlagswasser in Grundstticksklareinrichtungen
ist unzulassig.

(3) Die Entnahme des Schlamms aus Kleinklaranlagen, soweit er aus
hauslichem Abwasser stammt, sowie des Abwassers aus Sammelgruben
besorgt die Gemeinde.

die

(4) Grundstucksklareinrichtungen sind stillzulegen, sobald

Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt.

8 7 Allgemeine Einleitungsbedingungen

(1) In die Abwasseranlage darf kein Abwasser eingeleitet werden, welches
den Bauzustand und die Funktionsfahigkeit der Abwasseranlage stort,
das Personal bei der Wartung und Unterhaltung der Anlagen gefahrdet,
die Abwasserbehandlung und die Klarschlammverwertung beeintrachtigt,
den Gewasserzustand nachhaltig beeinflusst,
sich sonst umweltschadigend auswirkt.

Es darf nur frisches oder in zulassiger Weise vorbehandeltes Abwasser
eingeleitet werden.

(2) Abfalle und Stoffe, welche die Kanalisation verstopfen, giftige,
Uibelriechende oder explosive Dampfe und Gase bilden sowie Bau- und
Werkstoffe in starkerem Mal3e angreifen, dirfen nicht in die Abwasseranlage
eingebracht werden. Hierzu gehdren insbesondere:

- Schutt; Asche; Glas; Sand; Mull; Treber; Hefe; Borsten; Lederreste; Fasern;
Kunststoffe; Textilien und Ahnliches;

- Kunstharz; Lacke; Latices; Bitumen und Teer sowie deren Emulsionen;
flissige Abfalle, die erharten; Zement; Mortel; Kalkhydrat;

- Sturz- oder Stichblut; Jauche; Gulle; Mist; Silagesickersaft; Schlempe; Trub;
Trester; Krautwasser;




- Benzin; Heizél; Schmierdl; tierische und pflanzliche Ole und Fette;
- Sauren und Laugen; chlorierte Kohlenwasserstoffe;
Schwefelwasserstoff; Blausaure und Stickstoffwasserstoffsaure sowie deren
Salze; Karbide, welche Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe; der
Inhalt von Chemietoiletten.

Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsféahig,
wenn der Anschlussnehmer nachweist, dass das einzuleitende Kondensat
den ph-Grenzwertbereich von 6,5 bis 10 einhélt. Bei Feuerungsanlagen mit
Leistungen ? 200 kW muss stets eine Neutralisation erfolgen.

3) Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen,
Nassentsorgungsanlagen, Dampfleitungen und Dampfkesseln und das
Einleiten von Kiihlwasser sind nicht gestattet.

(4) Auf Grundsticken, in deren Abwasser unzulassige Stoffe (z. B. Benzin,
Ole, Fette, Starke) enthalten sind, miissen vom Anschlussnehmer Anlagen
zum Zurickhalten dieser Stoffe eingebaut und ordnungsgemaf betrieben
werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann zulassig, wenn die
erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ordnungsgeméafer Betrieb
sichergestellt ist.

(5) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn
Abwassereinleitungen nicht von angeschlossenen Grundstucken auf Dauer,
sondern kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfallstellen erfolgen.

(6) Das Einleiten von Grundwasser ist grundsatzlich unzuldssig. Soweit
Hausdranagen vor In-Kraft-Treten dieser Satzung zulassigerweise an die
Abwasseranlage angeschlossen worden sind, genief3en diese Anschllsse
Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweitige Entsorgung
des Grundwassers billigerweise verlangt werden kann.

Phosgen; |

- Benzin; Heizol; Schmierdl; tierische und pflanzliche Ole und Fette;

Sauren und Laugen; chlorierte  Kohlenwasserstoffe; Phosgen;
Schwefelwasserstoff; Blausaure und Stickstoffwasserstoffsaure sowie deren
Salze; Karbide, welche Acetylen bilden; ausgesprochen toxische Stoffe; der
Inhalt von Chemietoiletten.

Das Einleiten von Kondensaten ist ausnahmsweise genehmigungsféahig,
wenn der Anschlussnehmer nachweist, dass das einzuleitende Kondensat
den ph-Grenzwertbereich von 6,5 bis 10 einhélt. Bei Feuerungsanlagen mit
Leistungen > 200 kW muss stets eine Neutralisation erfolgen.

3) Der Anschluss von Abfallzerkleinerungsanlagen,
Nassentsorgungsanlagen, Dampfleitungen und Dampfkesseln und das
Einleiten von Kihlwasser sind nicht gestattet.

(4) Auf Grundsticken, in deren Abwasser unzulassige Stoffe (z. B. Benzin,
Ole, Fette, Starke) enthalten sind, miissen vom Anschlussnehmer Anlagen
zum Zurickhalten dieser Stoffe eingebaut und ordnungsgemaf betrieben
werden. Das Einleiten dieses Abwassers ist nur dann zulassig, wenn die
erforderlichen Anlagen eingebaut sind und ihr ordnungsgemafer Betrieb
sichergestellt ist.

(5) Die Bestimmungen dieser Satzung gelten entsprechend, wenn
Abwassereinleitungen nicht von angeschlossenen Grundstticken auf Dauer,
sondern kurzzeitig aus mobilen Abwasseranfallstellen erfolgen.

(6) Das Einleiten von Grundwasser ist grundsatzlich unzulassig. Soweit
Hausdranagen vor In-Kraft-Treten dieser Satzung zuldssigerweise an die
Abwasseranlage angeschlossen worden sind, genie3en diese Anschllsse
Bestandsschutz bis zu dem Zeitpunkt, in dem eine anderweitige Entsorgung
des Grundwassers billigerweise verlangt werden kann.




§ 8 Besondere Einleitungsbedingungen fur nicht husliches Abwasser

(1) Fur das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben
oder vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Krankenh&usern) gelten - soweit
nicht durch wasserrechtliche Vorschriften die Einleitungsbefugnis
weitergehend eingeschrankt ist - folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht
abgesetzten qualifizierten Stichprobe:

Grenzwert

1. Physikalische Parameter
11 Temperatur 35°C
1.2 pH-Wert 6,5-10
2. Organische Stoffe und Lésungsmittel
21 Organische Losungsmittel (BTEX),

bestimmt als Summe von Benzol und dessen Derivaten

(Benzol, Ethylbenzol, Toluol, isomere Xylole) mittels

Gaschromatografie 10 mg/l
2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW),

berechnet als organisch gebundenes Chlor

(die Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet

und dann addiert)! mittels Gaschromatografie 1mgl/l
2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen,

angegeben als Chlorid (AOX) 1 mg/l
2.4 Phenolindex 20 mg/l
25 Kohlenwasserstoffe H 53

(Mineraldl und Mineraldlprodukte) 20 mg/l
2.6 Extrahierbare schwerfliichtige lipophile Stoffe

(z. B. organische Fette) 250 mg/l
3. Anorganische Stoffe (gel6st)
3.1 Ammonium,

berechnet als Stickstoff 100 mg N/I
3.2 Nitrit,

berechnet als Stickstoff 5 mg N/I
3.3 Cyanid,

leicht freisetzbar 0,2 mgl/l
3.4 Sulfat 400 mg/l

8 8 Besondere Einleitungsbedingungen fur nicht hausliches Abwasser

(1) Fur das Einleiten von Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben
oder vergleichbaren Einrichtungen (z. B. Krankenh&usern) gelten - soweit
nicht durch wasserrechtliche Vorschriften die Einleitungsbefugnis
weitergehend eingeschrankt ist - folgende Einleitungsgrenzwerte in der nicht
abgesetzten qualifizierten Stichprobe:

Grenzwert

1. Physikalische Parameter

1.1 Temperatur 35°C

1.2 pH-Wert 6,5-10

2. Organische Stoffe und Lésungsmittel

2.1 Organische Losungsmittel (BTEX), 10 ma/l
bestimmt als Summe von Benzol und dessen Derivaten
(Benzol, Ethylbenzol, Toluol, isomere Xylole) mittels
Gaschromatografie

2.2 Halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW), 1 ma/l
berechnet als organisch gebundenes Chlor
(die Einzelergebnisse werden in Chlorid umgerechnet
und dann addiert) ® mittels Gaschromatografie

2.3 Adsorbierbare organische Halogenverbindungen, 1 mall
angegeben als Chlorid (AOX)

2.4 Phenolindex 20 ma/l

25 Kohlenwasserstoffe H 53 20 ma/l
(Mineraldl und Mineral6lprodukte)

2.6 Extrahierbare schwerfliichtige lipophile Stoffe 250 ma/l
(z. B. organische Fette)

3. Anorganische Stoffe (gel6st)

3.1 Ammonium, 100 mg N/I
berechnet als Stickstoff

3.2 Nitrit, 5 mg N/I
berechnet als Stickstoff

3.3 Cyanid, 0,2 mag/l
leicht freisetzbar

3.4 Sulfat 400 ma/l




4. Anorganische Stoffe (gesamt)?
4.1

Arsen 0,1 mg/l
4.2 Blei 0,5 mg/l
4.3 Cadmium 0,1 mg/l
4.4 Chrom 0,5 mg/l
45 Chrom-VI 0,1 mg/l
4.6 Kupfer 0,5 mg/l
4.7 Nickel 0,5 mg/l
4.8 Quecksilber 0,05 mgl/l
4.9 Silber 0,1 mg/l
4.10 Zink 2 mg/l
411 Zinn 2 mgl/l

1 Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan,
Dichlormethan

2 Anstelle der aufgefuhrten AAS-DIN-Verfahren ist fir die Element-
Bestimmung auch der Einsatz des ICP-Verfahrens DIN EN 1SO 11885
zulassig.

Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der
pH-Wert nach der DIN EN ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN ISO
10523 sind bei der Stadt erhéltlich.

Im Ubrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen
Beschaffenheit des Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den
einschlagigen Verfahren der Abwasserverordnung in der jeweils geltenden
Fassung. Die zuséatzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und
Erlauterungen der Anlage "Analysen- und Messverfahren" der
Abwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni
2004 (BGBI. 1 S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom
31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585) gedndert worden ist, in der jeweils geltenden

4, Anorganische Stoffe (gesamt)*

4.1 Arsen 0,1 mag/l
4.2 Blei 0,5 mg/l
4.3 Cadmium 0,1 mg/l
4.4 Chrom 0,5 mag/l
45 Chrom-VI 0,1 mag/l
4.6 Kupfer 0,5 mag/l
4.7 Nickel 0,5 mg/l
4.8 Quecksilber 0,05 ma/l
4.9 Silber 0,1 mag/l
4.10 Zink 2 mag/l
411 Zinn 2 ma/l

! Einzelverbindungen: Trichlorethen, Tetrachlorethen, 1.1.1.-Trichlorethan,
Dichlormethan

2 Anstelle der aufgefuhrten AAS-DIN-Verfahren ist fir die Element-
Bestimmung auch der Einsatz des ICP-Verfahrens DIN EN I1SO 11885
zuléssig.

Die Temperatur wird in Grad Celsius nach der DIN 38404-4 gemessen, der
pH-Wert nach der DIN EN ISO 10523. Die DIN 38404-4 und die DIN EN 1SO
10523 sind bei der Stadt erhaltlich.

Im Ubrigen richten sich die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen
Beschaffenheit des Abwassers notwendigen Untersuchungen nach den
einschlagigen Verfahren der Abwasserverordnung in der jeweils geltenden
Fassung. Die zusatzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und
Erlduterungen der Anlage ,Analysen- und Messverfahren der
Abwasserverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Juni
2004 (BGBI. | S. 1108, 2625), die zuletzt durch Artikel 20 des Gesetzes vom
31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585) geandert worden ist, in der jeweils geltenden




Fassung sind zu beachten. Im Ubrigen sind die notwendigen Untersuchungen
nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und
Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den
entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen
im Deutschen Institut fir Normung e. V., Berlin, auszufihren.

(2) Werden von der obersten Wasserbehdrde Anforderungsregelungen zur
Behandlung und/oder Zurlckhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe
amtlich eingeftihrt, sind diese zu beachten. Die davon betroffenen
Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn der Anschlussnehmer
zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten Anforderungen vollstandig erfuillt
werden.

(3) Im Bedarfsfall kénnen

a) fur nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt
werden,

b) hohere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs
zugelassen werden, wenn die schadlichen Stoffe und Eigenschaften des
Abwassers innerhalb dieser Grenzen fur die Abwasseranlage, die darin
beschaftigten Personen und die Abwasserbehandlungsanlage vertretbar
sind,

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um
insbesondere eine

- Gefahrdung der Abwasseranlage oder des darin beschaftigten Personals,

- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen,

- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung

zu vermeiden.

(4) Das zielgerichtete Verdinnen des Abwassers zum Erreichen der
Einleitungsgrenzwerte ist unzulassig.

(5) Fur das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann,
gelten die Grundsétze und Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der
jeweils geltenden Fassung.

Fassung sind zu beachten. Im Ubrigen sind die notwendigen Untersuchungen
nach den Deutschen Einheitsverfahren zur Wasser-, Abwasser- und
Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den
entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses Wasserwesen
im Deutschen Institut fir Normung e. V., Berlin, auszufihren.

(2) Werden von der obersten Wasserbehérde Anforderungsregelungen zur
Behandlung und/oder Zurtckhaltung bestimmter Abwasserinhaltsstoffe
amtlich eingefiihrt, sind diese zu beachten. Die davon betroffenen
Einleitungsgrenzwerte gelten als eingehalten, wenn der Anschlussnehmer
zweifelsfrei nachweist, dass die gestellten Anforderungen vollstéandig erfillt
werden.

(3) Im Bedarfsfall kbnnen

a) fur nicht im ersten Absatz genannte Stoffe Grenzwerte festgesetzt
werden,

b) hohere Grenzwerte unter dem Vorbehalt des jederzeitigen Widerrufs
zugelassen werden, wenn die schadlichen Stoffe und Eigenschaften des
Abwassers innerhalb dieser Grenzen fir die Abwasseranlage, die darin
beschéftigten Personen und die Abwasserbehandlungsanlage vertretbar
sind,

c) geringere Grenzwerte oder Frachtbegrenzungen festgesetzt werden, um
insbesondere eine

- Gefahrdung der Abwasseranlage oder des darin beschéftigten Personals,
- Beeintrachtigung der Benutzbarkeit der Anlagen,

- Erschwerung der Abwasserbehandlung oder Klarschlammverwertung

zu vermeiden.

(4) Das zielgerichtete Verdinnen des Abwassers zum Erreichen der
Einleitungsgrenzwerte ist unzuléssig.

(5) Fur das Einleiten von Abwasser, das radioaktive Stoffe enthalten kann,
gelten die Grundsatze und Vorschriften der Strahlenschutzverordnung in der
jeweils geltenden Fassung.




(6) Fallen auf einem Grundstiick betriebsbedingt erhbhte Abwassermengen
stoBweise an und fuhrt dies zu vermeidbaren Belastungen bei der
Abwasserbehandlung, kann die Stadt die Pufferung des Abwassers auf
dem angeschlossenen Grundstiick und sein gleichméaRiges Einleiten in die
Abwasseranlage verlangen.

(7) Die Stadt kann dem Anschlussnehmer das Fihren eines
Betriebstagebuchs aufgeben, in dem alle die Abwassersituation auf dem
angeschlossenen Grundstiick betreffenden Daten festzuhalten sind.

(8) Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet
werden darf, ist aufzufangen und in gesetzlich zugelassener Art und Weise
zu entsorgen.

8§ 9 Uberwachen der Einleitungen

(1) Die Stadt Uberwacht die Einleitungen nicht hauslichen Abwassers
entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG
erlassenen Rechtsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Das
Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters. Mit dem
Uberwachen kann die Stadt eine staatlich anerkannte
Untersuchungsstelle betrauen.

(2) Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die
Stadt erfolgt unabhangig von einer im Einzelfall von der Wasserbehorde
verlangten Eigentiberwachung bestimmter Einleiter.

(3) Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten
Einleitungsgrenzwerten, an den in Einleitungserlaubnissen gemafl § 58
WHG festgesetzten Werten und an den Vorgaben wasserrechtlicher
Genehmigungen gemaR § 60 WHG. Im Regelfall wird die Uberwachung
mindestens einmal j&hrlich durchgefihrt.

(6) Fallen auf einem Grundsttick betriebsbedingt erhdhte Abwassermengen
stolBweise an und fihrt dies zu vermeidbaren Belastungen bei der
Abwasserbehandlung, kann die Stadt die Pufferung des Abwassers auf dem
angeschlossenen Grundstiick und sein gleichmaRiges Einleiten in die
Abwasseranlage verlangen.

(7) Die Stadt kann dem Anschlussnenmer das Fihren eines
Betriebstagebuchs aufgeben, in dem alle die Abwassersituation auf dem
angeschlossenen Grundstick betreffenden Daten festzuhalten sind.

(8) Abwasser, das nach den vorstehenden Bedingungen nicht eingeleitet
werden darf, ist aufzufangen und in gesetzlich zugelassener Art und Weise
zu entsorgen.

§ 9 Uberwachen der Einleitungen

(1) Die Stadt uberwacht die Einleitungen nicht h&uslichen Abwassers
entsprechend den Bestimmungen der aufgrund des § 40 Abs. 2 Nr. 3 HWG
erlassenen Rechtsverordnung in der jeweils geltenden Fassung. Das
Uberwachen erfolgt auf Kosten des jeweiligen Abwassereinleiters. Mit dem
Uberwachen kann die Stadt eine staatlich anerkannte Untersuchungsstelle
betrauen.

(2) Das Uberwachen der Einleitungen nicht hauslichen Abwassers durch die
Stadt erfolgt unabhangig von einer im Einzelfall von der Wasserbehorde
verlangten Eigentiberwachung bestimmter Einleiter.

(3) Das Uberwachen orientiert sich an den in § 8 Abs. 1 festgelegten
Einleitungsgrenzwerten, an den in Einleitungserlaubnissen gemafl § 58
WHG festgesetzten Werten und an den Vorgaben wasserrechtlicher
Genehmigungen gemalR § 60 WHG. Im Regelfall wird die Uberwachung
mindestens einmal jahrlich durchgefiihrt.




(4) Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit
erweitert werden, wenn sich aus dem Ergebnis des bisherigen Uberwachens
Veranlassung hierzu ergibt. Festgestellte Uberschreitungen einzuhaltender
Grenzwerte konnen eine Intensivierung der Uberwachung zur Folge haben.

(5) Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusatzliche
Untersuchungen des Abwassers verlangen, nicht jedoch deren Zeitpunkt
bestimmen. Hierbei hat er das Recht, diese auf einzelne Grenzwerte oder
den chemischen Sauerstoffbedarf zu beschranken.

(6) Die Aufwendungen der Stadt fiur das Uberwachen sind vom
Abwassereinleiter in der tatsachlich entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser
Anspruch entsteht mit der Vorlage des Uberwachungsergebnisses und ist
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids féllig. Die Durchfiihrung
zusatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemischen
Sauerstoffbedarfs kann die Stadt von der Vorauszahlung der dafir zu
leistenden Kosten abh&éngig machen.

(7) Die Stadt kann in begrindeten Fallen verlangen, dass der
Abwassereinleiter an einer von der Stadt zu bestimmenden Stelle ein
automatisches Gerat zur Probeentnahme auf seine Kosten einzurichten und
dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu betreiben hat. Die Stadt
kann die technischen Anforderungen festlegen, die das Gerat zur
automatischen Probeentnahme zu erfillen hat.

Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von
selbstaufzeichnenden Messgeraten (z. B. fir die Messung von pH-Wert,
Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.) auf Kosten des Abwassereinleiters
verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem
automatischen  Probenahmegerat oder den selbstaufzeichnenden
Messgeraten Bediensteten oder Beauftragten der Stadt jederzeit - auch
in Zeiten der Betriebsruhe - zu ermoglichen ist.

(4) Das Messprogramm des Abs. 3 kann von der Stadt jederzeit erweitert
werden, wenn sich aus dem Ergebnis des bisherigen Uberwachens
Veranlassung hierzu ergibt. Festgestellte Uberschreitungen einzuhaltender
Grenzwerte konnen eine Intensivierung der Uberwachung zur Folge haben.

(5) Der Abwassereinleiter kann von der Stadt zusatzliche Untersuchungen
des Abwassers verlangen, nicht jedoch deren Zeitpunkt bestimmen. Hierbei
hat er das Recht, diese auf einzelne Grenzwerte oder den chemischen
Sauerstoffbedarf zu beschranken.

(6) Die Aufwendungen der Stadt fir das Uberwachen sind vom
Abwassereinleiter in der tatséchlich entstandenen Hohe zu erstatten. Dieser
Anspruch entsteht mit der Vorlage des Uberwachungsergebnisses und ist
einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig. Die Durchfiihrung
zusatzlicher Untersuchungen sowie die Bestimmung des chemischen
Sauerstoffbedarfs kann die Stadt von der Vorauszahlung der dafir zu
leistenden Kosten abh&ngig machen.

(7)Die Stadt kann in begriindeten Fallen verlangen, dass der
Abwassereinleiter an einer von der Stadt zu bestimmenden Stelle ein
automatisches Gerat zur Probeentnahme auf seine Kosten einzurichten und
dauernd - auch in Zeiten der Betriebsruhe - zu betreiben hat. Die Stadt kann
die technischen Anforderungen festlegen, die das Gerat zur automatischen
Probeentnahme zu erfiillen hat.

Die Stadt kann die Einrichtung und den dauernden Betrieb von
selbstaufzeichnenden Messgeraten (z. B. fur die Messung von pH-Wert,
Temperatur, CSB, Abwassermenge etc.) auf Kosten des Abwassereinleiters
verlangen.

Die Stadt kann ferner bestimmen, dass der Zugang zu dem automatischen
Probenahmegerat oder den  selbstaufzeichnenden  Messgeraten
Bediensteten oder Beauftragten der Stadt jederzeit - auch in Zeiten der
Betriebsruhe - zu ermoglichen ist.




lll. Abgaben und Kostenerstattung
§ 10 Abwasserbeitrag

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung des Aufwands fur die Schaffung der
Abwasseranlagen Beitrage, die nach der Veranlagungsflache bemessen
werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
Grundstucksflache (8 11) mit dem Nutzungsfaktor (88 12 bis 15).

(2) Der Beitrag betragt fur das Verschaffen einer erstmaligen
Anschlussmdglichkeit (Schaffensbeitrag) an eine Sammelleitung 6,21
EUR/m2 Veranlagungsflache

(3) Besteht nur die Méglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein
Drittel, bei alleiniger Abnahmemdglichkeit des Schmutzwassers werden zwei
Drittel der nach den nachfolgenden Vorschriften (88 11 bis 15) ermittelten
Veranlagungsflachen zugrunde gelegt.

8 11 Grundsticksflache

(1) Als Grundstticksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im
Bereich eines Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des
Grundbuchgrundstiicks; fur auflerhalb des Bebauungsplanbereichs
liegende Grundstiicksteile gelten die nachfolgenden Vorschriften in
Abs. 2 und 3 entsprechend.

(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt

a) bei Grundsticken im
Grundbuchgrundstticks,

Innenbereich grundsatzlich die Flache des
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werden. Die Veranlagungsflache ergibt sich durch Vervielfachen der
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(2) Der Beitrag betragt fir das Verschaffen einer erstmaligen
Anschlussmdglichkeit (Schaffensbeitrag) an eine Sammelleitung 6,21 €/m?
Veranlagungsflache

(3) Besteht nur die Mdglichkeit, Niederschlagswasser abzunehmen, wird ein
Drittel, bei alleiniger Abnahmemaglichkeit des Schmutzwassers werden zwei
Drittel der nach den nachfolgenden Vorschriften (88 11 bis 15) ermittelten
Veranlagungsflachen zugrunde gelegt.

8 11 Grundstlcksflache

(1) Als Grundstiicksflache im Sinne von § 10 Abs. 1 gilt bei Grundstiicken im
Bereich eines Bebauungsplans grundsatzlich die Flache des
Grundbuchgrundstiicks; Teilflachen, die im Auf3enbereich liegen und
unbebaut oder nicht abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt sind, bleiben
unberiicksichtigt. Sind diese Flachen teilweise bebaut oder
abwasserbeitragsrechtlich bevorteilt, gilt Abs. 3 entsprechend. Fir
Teilflachen, die im unbeplanten Innenbereich liegen, gilt Abs. 2
entsprechend.

(2) Wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, gilt

a) bei Grundsticken im
Grundbuchgrundstuicks,

Innenbereich grundsétzlich die Flache des




b) bei Grundstucken im Innenbereich, die in den Aul3enbereich hineinragen,
die Flache bis zu einer Tiefe von 50 m, ausgehend von derjenigen
Grundsticksseite, die - aus der Sicht des Innenbereichs - dem
AulRenbereich zugewandt ist (regelmé&Rig die gemeinsame Grenze des

Grundsticks und der ErschlieBungsanlage, in welcher die
Abwassersammelleitung verlegt ist).
Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige

(abwasserbeitragsrechtlich relevante) Nutzung des Grundstiicks die in
Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zusatzlich die uUbergreifende Nutzung zu
berticksichtigen, sofern diese Flache dem Innenbereich angehort. Dies
gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung
erst bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

Grundstlcksteile, die sich lediglich als wegemaRige Verbindung zum
eigentlichen Grundstick darstellen, bleiben bei der Bestimmung der
Grundstickstiefe unberiicksichtigt, wenn sie an der breitesten Stelle
15,0 m nicht Gberschreiten.

Bei in den AuRenbereich hinausgehender baulicher, gewerblicher oder
sonstiger (abwasserbeitragsrechtlich  relevanter) Nutzung des
Grundstiicks ist die Tiefe der Ubergreifenden Nutzung dergestalt zu
beriicksichtigen, dass die bebaute oder gewerblich (aufgrund einer
Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich nutzbare) oder sonstiger
(abwasserbeitragsrechtlich  relevanter) Weise genutzte Flache
einschlieBBlich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von 3 m - vom jeweils
auleren Rand der baulichen oder gewerblichen Nutzung/Nutzbarkeit
gemessen - in Ansatz gebracht wird.

(3) Bei Grundsticken im AuRenbereich gilt die bebaute oder gewerblich
genutzte/aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich
nutzbare Flache einschlief3lich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von 3. m -
vom jeweils &ufReren Rand der baulichen oder gewerblichen
Nutzung/Nutzbarkeit gemessen. Ganzlich unbebaute oder gewerblich nicht
genutzte Grundsticke, die tatsachlich an die o6ffentliche Einrichtung

b) bei Grundstiicken im Innenbereich, die in den AulRenbereich hineinragen,
regelméaRig die Flache zwischen der ErschlieBungsanlage im
Innenbereich und einer Linie, die im gleichmaRigen Abstand von 50 m
dazu verlauft.

Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstiicks
die in Satz 1 bestimmte Tiefe, ist zuséatzlich die Ubergreifende Flache
zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmaligen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung
oder gewerblichen Nutzung entspricht, dem Innenbereich zuzurechnen.
Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung, gewerbliche oder sonstige
Nutzung erst bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

(3) Bei Grundsticken im Aul3enbereich gilt die bebaute oder gewerblich
genutzte/aufgrund einer Baugenehmigung bebaubare oder gewerblich
nutzbare Flache einschliellich einer Umgriffsflache in einer Tiefe von 3. m -
vom jeweils &ufBeren Rand der baulichen oder gewerblichen
Nutzung/Nutzbarkeit gemessen. Géanzlich unbebaute oder gewerblich nicht
genutzte Grundstiicke, die tatsachlich an die Ooffentliche Einrichtung




angeschlossen sind, werden mit der bevorteilten

Grundstucksflache berlcksichtigt.

angeschlossenen,

§ 12 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl
der im Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer
Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht,
ist dieser malRgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans
Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
Gebaudehohe oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,

¢ ) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,

d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

e) bei jedem weiteren Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(2) Ist nur die zulassige Gebaudehohe (Traufhthe) festgesetzt, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die hdchst zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei
Bruchzahlen kaufméannisch auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-,
Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in
Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebdudehbhe,
sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet werden.

(4) Bei Grundstucken, fiir die der Bebauungsplan

angeschlossen sind, werden mit der bevorteilten

Grundstucksflache berlicksichtigt.

angeschlossenen,
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der im Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer
Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht,
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Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
Gebaudehohe (Traufhdhe) oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhéht sich der Nutzungsfaktor 0,25.

(2) Ist nur die zulassige Gebaudehothe (Traufhdhe) festgesetzt, gilt als Zahl
der Vollgeschosse die hochst zulassige Hohe geteilt durch 2,2, wobei
Bruchzahlen kaufméannisch auf- oder abgerundet werden. In Gewerbe-,
Industrie- und Sondergebieten i. S. v. § 11 BauNVO erfolgt die Teilung in
Abweichung zu Satz 1 durch 3,5.

(3)Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehthe
(Traufhohe), sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

(4) Bei Grundsticken, fir die der Bebauungsplan




a) Gemeinbedarfsflaichen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse
oder anderer Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2
und 3 festgestellt werden kdnnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die
zulassige Bebauung im Verhdltnis zu dieser Nutzung untergeordnete
Bedeutung hat, gilt 1,0,

¢) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach
ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden
kénnen, gestattet, gilt fir die bebaubaren Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur
die Restflache 0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengeb&aude oder ahnliche Geb&ude mit religiéser Zweckbestimmung
festsetzt, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

(5) Sind fur ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen,
Gebaudehohen oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der
Nutzungsfaktor unter Beachtung dieser unterschiedlichen Werte zu ermitteln.

(6) Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der
Vollgeschosse oder der Gebaudehothe oder der
Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln lasst,
gelten die Vorschriften fir den unbeplanten Innenbereich nach § 14
entsprechend.

8 13 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach 8 9 Abs.
1, 3 und 4 BauGB, gelten die Regelungen des § 12 fir die Ermittlung des

a) Gemeinbedarfsflachen ohne Festsetzung der Anzahl der Vollgeschosse
oder anderer Werte, anhand derer die Zahl der Vollgeschosse nach Abs. 2
und 3 festgestellt werden konnte, vorsieht, gilt 1,25,

b) nur gewerbliche Nutzung ohne Bebauung festsetzt oder bei denen die
zulassige Bebauung im Verhdltnis zu dieser Nutzung untergeordnete
Bedeutung hat, gilt 1,0,

c) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach
ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden
kénnen, gestattet, gilt fur die bebaubaren Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur
die Restflache 0,1,

d) nur Garagen oder Stellplatze zulasst, gilt 0,5

e) landwirtschaftliche Nutzung festsetzt, gilt 0,1,

f) Dauerkleingéarten festsetzt, gilt 0,5,

g) Kirchengeb&aude oder &hnliche Geb&ude mit religioser Zweckbestimmung
festsetzt, gilt 1,25

als Nutzungsfaktor.

(®5)Sind fur ein  Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen,
Gebaudehothen (Traufhdhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der
Nutzungsfaktor nach dem hdchsten festgesetzten Wert fir die gesamte
Grundstucksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

(6) Enthalt der Bebauungsplan keine Festsetzungen Uber die Anzahl der
Vollgeschosse oder der Gebaudehdohe (Traufhbhe) oder der
Baumassenzahlen, anhand derer sich der Nutzungsfaktor ermitteln lasst,
gelten die Vorschriften fir den unbeplanten Innenbereich nach § 14
entsprechend.

8 13 Nutzungsfaktor bei Bestehen einer Satzung nach § 34 Abs. 4
BauGB

Enthalt eine Satzung nach § 34 Abs. 4 BauGB Festsetzungen nach § 9 Abs.
1, 3 und 4 BauGB, gelten die Regelungen des § 12 fir die Ermittlung des




Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften des § 14
anzuwenden.

§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors
auf die Hochstzahl der tatsachlich vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.
Sind Grundstiicke unbebaut, wird auf die HOchstzahl der in ihrer
unmittelbaren Umgebung vorhandenen Vollgeschosse abgestellt.

(2) Ist im Bauwerk kein Vollgeschoss vorhanden, gilt als Zahl der
Vollgeschosse die tatséchliche Gebaudehthe, geteilt durch 3,5,
fur insgesamt gewerblich oder industriell genutzte Grundstticke; durch 2,2 flr
alle in anderer Weise baulich genutzte Grundstlicke. Bruchzahlen werden
hierbei kaufmannisch auf volle Zahlen auf- oder abgerundet.

(3) Die in 8 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten
entsprechend.

(4) Bei Grundstlicken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhaltnis zu ihrer GroRRe
untergeordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhéaltnis zur
gewerblichen Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden dirfen,
gilt 1,0,

¢) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach
ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden
konnen, gilt fur die bebauten Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache
0,1,

d) wegen ihrer Gro3e nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in ahnlicher
Weise genutzt werden kénnen, gilt 0,5,

e) mit Kirchengebduden oder &hnlichen Gebauden mit
Zweckbestimmung bebaut sind, gilt 1,25

religioser

Nutzungsfaktors entsprechend; ansonsten sind die Vorschriften des § 14
anzuwenden.
§ 14 Nutzungsfaktor im unbeplanten Innenbereich

(1) Im unbeplanten Innenbereich wird zur Bestimmung des Nutzungsfaktors
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(3) Die in & 12 Abs. 1 festgesetzten Nutzungsfaktoren je Vollgeschoss gelten
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(4) Bei Grundsttcken, die

a) als Gemeinbedarfsflachen unbebaut oder im Verhdltnis zu ihrer GroRRe
untergeordnet bebaut sind (z. B. Festplatz u. A.), gilt 0,5,

b) nur gewerblich ohne Bebauung oder mit einer im Verhéaltnis zur
gewerblichen Nutzung untergeordneten Bebauung genutzt werden dirfen,
gilt 1,0,

¢) nur Friedhofe, Freibader, Sportplatze sowie sonstige Anlagen, die nach
ihrer Zweckbestimmung im Wesentlichen nur in einer Ebene genutzt werden
koénnen, qilt fur die bebauten Teile dieser Grundstiicke 1,0, fur die Restflache
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d) wegen ihrer GroRR3e nur mit Garagen bebaut, als Stellplatz oder in &hnlicher
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e) mit Kirchengebduden oder ahnlichen
Zweckbestimmung bebaut sind, gilt 1,25

Gebauden mit religibser




als Nutzungsfaktor.

8 15 Nutzungsfaktor in Sonderféllen

(1) Bei ganzlich unbebauten - aber dennoch angeschlossenen -
AulBenbereichsgrundsticken gilt als Nutzungsfaktor 0,5 (bezogen auf die
gemal § 11 Abs. 3 ermittelte Grundstticksflache).

(2) Bei bebauten AufRenbereichsgrundstiicken bestimmt sich der
Nutzungsfaktor (bezogen auf die gemall § 11 Abs. 3 ermittelte bebaute
Flache) nach den Regelungen des § 14 Abs. 1 bis 3.

(3) Geht ein Grundstiick vom Innenbereich in den AuR3enbereich Uber, so
gelten die Nutzungsfaktoren der 88 12 bis 14 fiir das Teilgrundstick im
Innenbereich jeweils entsprechend. Fir das Teilgrundstick im
AulRenbereich gelten die vorstehenden Absatze 1 und 2 entsprechend
(bezogen auf die gemall § 11 Abs. 2 b) Satz 5 ermittelte
Grundstucksflache).

8 16 Gegenstand der Beitragspflicht

Der Beitragspflicht unterliegen die an die Abwasseranlage angeschlossenen
Grundstiicke; die anschlieBbaren, wenn sie bebaut sind bzw. gewerblich
genutzt werden oder baulich, gewerblich oder in abwasserbeitragsrechtlich
relevanter Weise genutzt werden durfen.

8 17 Entstehen der Beitragspflicht

Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstick an die Einrichtung
angeschlossen werden kann.

als Nutzungsfaktor.
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§ 18 Abldsung des Abwasserbeitrags

Vor Entstehen der Beitragspflicht kann der Beitrag abgel6st werden. Der
Ablésungsbetrag bestimmt sich nach der Hohe des voraussichtlichen
Beitrags. Ein Rechtsanspruch auf Ablésung besteht nicht.

§ 19 Beitragspflichtige, 6ffentliche Last

(1) Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des
Beitragsbescheids Eigentiimer des Grundsticks ist. Wenn das Grundstiick
mit einem Erbbaurecht belastet ist, ist anstelle des Eigentimers der
Erbbauberechtigte beitragspflichtig.

(2) Bei Wohnungs- oder Teileigentum sind die einzelnen Wohnungs- und
Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil beitragspflichtig

(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(4) Der Beitrag ruht als offentliche Last auf dem Grundstick bzw. - bei
Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines
Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

8 20 Vorausleistungen

(1) Die Stadt kann, unabhangig vom Baufortschritt und von der

Absehbarkeit der Fertigstellung, Vorausleistungen bis zur Ho6he des
voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Mal3nhahme verlangen.
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(3) Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner.

(4) Der Beitrag ruht als offentliche Last auf dem Grundstick bzw. - bei
Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. bei Bestehen eines
Wohnungs- und Teileigentums auf diesem.

§ 20 Vorausleistungen

(1) Die Stadt kann, unabhangig vom Baufortschritt und von der

Absehbarkeit der Fertigstellung, Vorausleistungen bis zur Hohe des
voraussichtlichen Beitrags ab Beginn der Mal3nahme verlangen.




(2) Die Vorausleistung ist auf die endgultige Beitragsschuld anzurechnen,
auch wenn die oder der Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist.
Dies gilt auch, wenn eine Uberschissige Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 21 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

8 22 Grundstiicksanschlusskosten

(1) Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Verédnderung, Unterhaltung
oder Beseitigung der Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatséchlich
entstandenen Hohe zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der
Fertigstellung der erstattungspflichtigen MalRnahme; er wird einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids
Eigentiimer des Grundstiicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht
belastet, ist anstelle des Eigentimers der Erbbauberechtigte
erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen
Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als offentliche Last auf dem Grundstlck -
bei Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs-
und Teileigentum.

(4) Die Durchfuihrung der Mal3nahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung
einer angemessenen Vorausleistung abhangig gemacht werden.

(2) Die Vorausleistung ist auf die endgultige Beitragsschuld anzurechnen,
auch wenn die oder der Vorausleistende nicht endgultig beitragspflichtig ist.
Dies gilt auch, wenn eine Uberschissige Vorausleistung zu erstatten ist.

§ 21 Falligkeit

Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

8 22 Grundstlcksanschlusskosten

(1) Der Aufwand fur die Herstellung, Erneuerung, Verénderung, Unterhaltung
oder Beseitigung der Anschlussleitungen ist der Stadt in der tatsachlich
entstandenen Hohe zu erstatten. Der Erstattungsanspruch entsteht mit der
Fertigstellung der erstattungspflichtigen MalRBnahme; er wird einen Monat
nach Bekanntgabe des Bescheids fallig.

(2) Erstattungspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Bescheids
Eigentiimer des Grundstiicks ist. Ist das Grundstiick mit einem Erbbaurecht
belastet, ist anstelle des Eigentumers der Erbbauberechtigte
erstattungspflichtig. Bei Wohnungs- und Teileigentum sind die einzelnen
Wohnungs- und Teileigentimer entsprechend ihrem Miteigentumsanteil
erstattungspflichtig. Mehrere Erstattungspflichtige haften als
Gesamtschuldner.

(3) Der Erstattungsanspruch ruht als offentliche Last auf dem Grundstiick -
bei Bestehen eines solchen - auf dem Erbbaurecht bzw. dem Wohnungs-
und Teileigentum.

(4) Die Durchfuhrung der MaRnahme nach Abs. 1 kann von der Entrichtung
einer angemessenen Vorausleistung abhéngig gemacht werden.




§ 23 Benutzungsgebihren

(1) Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs.
2 KAG Gebdihren fir das Einleiten (a, b), das Abholen (c, d) und Behandeln
von

a) Niederschlagswasser,

b) Schmutzwasser,

¢) Schlamm aus Kleinklaranlagen,

d) Abwasser aus Gruben, sowie die

e) Uberwachung von Abwassereinleitern

(2) Die Abwasserabgabe fir eigene Einleitungen der Stadt und die
Abwasserabgabe, die von anderen Kérperschaften des 6ffentlichen Rechts
auf die Stadt umgelegt wird, werden Uber die Abwassergebuhren fur das
Einleiten von Schmutzwasser abgewalzt.

8§ 24 GeblUhrenmalistabe und -satze fur Niederschlagswasser

(1) Gebuhrenmal3stab fur das Einleiten von Niederschlagswasser ist die
bebaute und kinstlich befestigte Grundstiicksflache, von der das
Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder abflief3t;
pro Quadratmeter wird eine Gebuhr von 0,86 € jahrlich erhoben.

(2) Die bebaute und kunstlich befestigte Grundstiicksflache wird unter
Bertcksichtigung des Grades der Wasserdurchlassigkeit fur die einzelnen
Versiegelungsarten nach folgenden Faktoren festgesetzt:

Art der Flache
1. Dachflachen

Abflussbeiwert

1.1 Geneigte Dacher 1,0
Dachneigung 15° und groRRer

1.2 Geneigte Dacher 0,8
Dachneigung kleiner als 15°

1.3 Kiesschuttflachd&cher oder 0,5

§ 23 Benutzungsgebihren

1) Die Stadt erhebt zur Deckung der Kosten im Sinne des § 10 Abs. 2 KAG
Gebuhren fir das Einleiten (a, b), das Abholen (c, d) und Behandeln von

a) Niederschlagswasser,

b) Schmutzwasser,

¢) Schlamm aus Kleinklaranlagen,

d) Abwasser aus Gruben, sowie die

e) Uberwachung von Abwassereinleitern

(2) Die Abwasserabgabe fir eigene Einleitungen der Stadt und die
Abwasserabgabe, die von anderen Korperschaften des o¢ffentlichen Rechts
auf die Stadt umgelegt wird, werden Uber die Abwassergebihren fir das
Einleiten von Schmutzwasser abgewalzt.

8§ 24 Geblhrenmalstabe und -satze fur Niederschlagswasser

(1) Gebuhrenmal3stab fur das Einleiten von Niederschlagswasser ist die
bebaute und kinstlich befestigte Grundstiicksfliche, von der das
Niederschlagswasser in die Abwasseranlage eingeleitet wird oder abflieft;
pro Quadratmeter wird eine Gebiihr von 0,86 € jahrlich erhoben.

(2) Die bebaute und kinstlich befestigte Grundsticksflache wird unter
Berticksichtigung des Grades der Wasserdurchlassigkeit fir die einzelnen
Versiegelungsarten nach folgenden Faktoren festgesetzt:

Art der Flache
1. Dachflachen

Abflussbheiwert

1.1 Geneigte Dacher 1,0
Dachneigung 15° und groR3er

1.2 Geneigte Dacher 0,8
Dachneigung Kkleiner als 15°

1.3 Kiesschuttflachdacher oder 0,5




begriinte Dacher
2. Befestigte Grundstucksflachen

2.1 Schwarzdecke, Beton oder 0,9
Platten mit Fugenverguss
2.2 Verbundstein, Platten oder
Pflaster ohne Fugenverguss 0,6
2.3 Ungepflasterte Wege und Hofe 0,5
(3) Als gebuhrenpflichtige Flache fir die Bemessung von

Niederschlagswassergebihr gemafR Abs. (1) gelten die bebauten und
kunstlich befestigten Flachen eines Grundstickes, von denen das
Oberflachenwasser

- entweder Uber eine direkte Leitung (z. B. Regenfallrohr, Hofsinkkasten)

- oder indirekt Uber andere Flachen (z. B. Gehweg und die
StraRensinkkasten) in die  Abwassersammelleitung gelangt. Als
gebuhrenpflichtige Grundstiicksflache gelten auch die kinstlich befestigten
Flachen offentlicher StraRen, Weg und Platze.

(4) Bei der Ermittlung bebauter und kunstlich befestigter Grundstticksflachen
bleiben solche Flachen ganz oder teilweise auf3er Ansatz, von denen dort
anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen oder &hnlichen Vorrichtungen
(Behéaltnisse) zum Auffangen von Niederschlagswasser mit einem
Fassungsvermoégen von mindestens 1.000 Liter (1 m3) gesammelt und auf
dem Grundstick - insbesondere zur Gartenbewdsserung und als
Brauchwasser (zur Toilettenspllung, zum Betreiben von Waschmaschinen
etc.) - verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten
Vorrichtungen.

a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die
hierliber entwasserte Flache in vollem Umfang

b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage ohne Verwendung des
Niederschlagswassers (z.B. Versickerungsgrube, Rigole) eine Flache von 20
m2 je 1.000 Liter Inhalt der Versickerungseinrichtung

begriinte Dacher
2. Befestigte Grundstucksflachen

2.1 Schwarzdecke, Beton oder 0,9
Platten mit Fugenverguss
2.2 Verbundstein, Platten oder
Pflaster ohne Fugenverguss 0,6
2.3 Ungepflasterte Wege und Hofe 0,5
(3) Als gebihrenpflichtige Flache fir die Bemessung von

Niederschlagswassergebihr gemal Abs. (1) gelten die bebauten und
kinstlich befestigten Flachen eines Grundstickes, von denen das
Oberflachenwasser

- entweder Uber eine direkte Leitung (z. B. Regenfallrohr, Hofsinkkasten)

- oder indirekt Uber andere Flachen (z. B. Gehweg und die
StralBensinkkdsten) in die Abwassersammelleitung gelangt. Als
gebuhrenpflichtige Grundstiicksflache gelten auch die kinstlich befestigten
Flachen offentlicher StraRen, Weg und Platze.

(4) Bei der Ermittlung bebauter und kiinstlich befestigter Grundstiicksflachen
bleiben solche Flachen ganz oder teilweise auf3er Ansatz, von denen dort
anfallendes Niederschlagswasser in Zisternen oder @hnlichen Vorrichtungen
(Behaltnisse) zum Auffangen von Niederschlagswasser mit einem
Fassungsvermogen von mindestens 1.000 Liter (1 m3) gesammelt und auf
dem Grundstiick - insbesondere zur Gartenbewéasserung und als
Brauchwasser (zur Toilettenspilung, zum Betreiben von Waschmaschinen
etc.) - verwendet wird, und zwar bei den vorstehend genannten
Vorrichtungen.

a) ohne direkten oder mittelbaren Anschluss an die Abwasseranlage, die
hierliber entwasserte Flache in vollem Umfang

b) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage ohne Verwendung des
Niederschlagswassers (z.B. Versickerungsgrube, Rigole) eine Flache von 20
m? je 1.000 Liter Inhalt der Versickerungseinrichtung




c) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des

Niederschlagswassers

- eine Flache von 10 m? je 1.000 Liter Inhalt von an die Dachentwasserung
angeschlossenen Sammelbehéltern, wenn das gesammelte
Niederschlagswasser fur die Gartenbewasserung verwendet wird.

- eine Flache von 20 m2 je 1.000 Liter Inhalt von Sammelbehaltern einer
Regenwassernutzungsanlage, wenn das gesammelte Wasser als
Brauchwasser fur Haushalt und Gewerbe verwendet wird.

(5) Ist die gebihrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in
Zisternen oder ahnliche Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die
aufgrund des Zisternenvolumens errechnete, aufler Ansatz zu lassende
Flache, so bleibt nur diejenige Flache unbericksichtigt, von der
Niederschlagswasser in die zuvor genannten Vorrichtungen eingeleitet wird.

(6) Andert sich die gebiihrenpflichtige Flache, so ist dies bei der Festsetzung
der Gebuhren ab dem Monat zu berucksichtigen, der der Mitteilung der
Anderung folgt.

§ 25 Mitwirkungspflichten der Grundstiickseigentimer

(1) Zur Ermittlung der gebuhrenpflichtigen Flachen kann die Stadt von den
Gebiuhrenpflichtigen eine Aufstellung der bebauten und kinstlich befestigten
Flachen verlangen, die an die Abwasseranlage angeschlossen sind bzw. von
denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zufliet. Kommt der
Gebiuhrenpflichtige dieser Verpflichtung nach schriftlicher Aufforderung nicht
innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach, ist die Stadt berechtigt, die
gebuhrenpflichtige Flache zu schatzen.

(2) Bei der Verwendung von Zisternen oder &hnlichen Vorrichtungen fur das
Sammeln von Niederschlagswasser sind die Grundstiickseigentimer
verpflichtet, genaue Angaben zur deren Anschluss und Volumen zu machen
und anzugeben, welcher Verwendung das gesammelte

c) mit einem Anschluss an die Abwasseranlage bei Verwendung des

Niederschlagswassers

- eine Flache von 10 m? je 1.000 Liter Inhalt von an die Dachentwasserung
angeschlossenen Sammelbehéltern, wenn das gesammelte
Niederschlagswasser fur die Gartenbewasserung verwendet wird.

- eine Flache von 20 m2 je 1.000 Liter Inhalt von Sammelbehaltern
einer Regenwassernutzungsanlage, wenn das gesammelte Wasser
als Brauchwasser fur Haushalt und Gewerbe verwendet wird.

(5) Ist die gebuhrenpflichtige Flache, von der Niederschlagswasser in
Zisternen oder ahnliche Vorrichtungen gesammelt wird, geringer als die
aufgrund des Zisternenvolumens errechnete, auler Ansatz zu lassende
Flache, so bleibt nur diejenige Flache unbericksichtigt, von der
Niederschlagswasser in die zuvor genannten Vorrichtungen eingeleitet wird.

(6) Andert sich die gebiihrenpflichtige Flache, so ist dies bei der Festsetzung
der Gebuhren ab dem Monat zu bertcksichtigen, der der Mitteilung der
Anderung folgt.

§ 25 Mitwirkungspflichten der Grundstiickseigentiimer

(1) Zur Ermittlung der gebuhrenpflichtigen Flachen kann die Stadt von den
Gebiihrenpflichtigen eine Aufstellung der bebauten und kinstlich befestigten
Flachen verlangen, die an die Abwasseranlage angeschlossen sind bzw. von
denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zuflie3t. Kommt der
Gebiihrenpflichtige dieser Verpflichtung nach schriftlicher Aufforderung nicht
innerhalb einer Frist von 3 Monaten nach, ist die Stadt berechtigt, die
gebuhrenpflichtige Flache zu schatzen.

(2) Bei Verwendung von Zisternen oder ahnlichen Vorrichtungen fur das
Sammeln von Niederschlagswasser sind die Grundstickseigentimer
verpflichtet, genaue Angaben zu deren Anschluss und Volumen zu machen
und anzugeben, welcher Verwendung das gesammelte




Niederschlagswasser  zugefuhrt  wird. Die  Verwendung von
Niederschlagswasser als Brauchwasser muss der Stadt schriftlich
angezeigt werden; die Brauchwassermenge muss durch einen privaten, fest
installierten und geeichten Wasserzahler gemessen werden.

(3) Die Grundstiickseigentimer sind verpflichtet, der Stadt jede
Anderung der bebauten und kinstlich befestigten Grundstticksflachen, von
denen Niederschlagswasser der Abwasseranlage zugeftihrt wird bzw. zu ihr
abflieRt, unverzuglich bekannt zu geben. Gleiches gilt fur die Anderung von
Zisternen  oder  &hnlichen  Vorrichtungen zum  Sammeln  von
Niederschlagswasser.

8 26 Gebihrenmalistabe und —séatze fiir Schmutzwasser

(1) Gebuihrenmal3stab fur das Einleiten h&uslichen Schmutzwassers ist der
Frischwasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundsttick.
Die Geblhr betrdgt pro m3 Frischwasserverbrauch bei zentraler
Abwasserreinigung in der Abwasseranlage 2,08 €.

(2) Geblihrenmalfstab fiir das Einleiten nicht hauslichen Schmutzwassers ist
der Frischwasserverbrauch auf dem angeschlossenen Grundstiick unter
Berticksichtigung des Verschmutzungsgrades. Der Verschmutzungsgrad
wird grundsatzlich durch Stichproben — bei vorhandenen Teilstrébmen in
diesen — ermittelt und als chemischer Sauerstoffoedarf aus der nicht
abgesetzten, homogenisierten Probe (CSB) nach DIN 38409-H41 (Ausgabe
Dezember 1980) dargestellt. Wird ein erhohter Verschmutzungsgrad
gemessen, ist das Messergebnis dem Abwassereinleiter innerhalb von zwei
Wochen nach Eingang bei der Stadt bekanntzugeben.

Die Gebhr betréagt pro m? Frischwasserverbrauch 2,08 € bei einem CSB bis
800 mg/l; bei einem hdheren CSB wird die Gebuhr vervielfacht mit dem
Ergebnis der Formel
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0,5 x festgestellter CSB + 0,5
800

Wird ein erhohter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms
der Grundstiicksentwasserungsanlage festgestellt, wird die erhéhte Gebuhr
nur far die in diesen Teilstrom geleitete Frischwassermenge, die durch
private Wasserzahler zu messen ist, berechnet. Liegen innerhalb eines
Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Verschmutzungsgrades vor,
kann die Stadt der Gebihrenfestsetzung den rechnerischen
Durchschnittswert zugrunde legen.

§ 27 Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

(1) Als gebuhrenpflichtiger  Frischwasserverbrauch alle
Wassermengen, die

a) aus offentlichen Wasserversorgungsanlagen,

gelten

b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern
entnommen werden.

(2) Werden gebuhrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der
Abwasseranlage zugefiihrt, bleiben sie auf Antrag des Gebuhrenpflichtigen -
auf dessen Nachweis - bei der Bemessung der Abwassergebuhren
unberticksichtigt.

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzahlers
zu fuhren, ansonsten - wenn eine Messung nicht mdglich ist - durch
nachprufbare Unterlagen (z. B. Sachverstandigengutachten), die eine
zuverlassige Schatzung der Wassermenge erméglichen.

(3) Antrage auf Absetzung nicht zugefuhrter Wassermengen sind spatestens
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids zu
stellen.

0,5 x festgesteliter CSB + 0,5
800

Wird ein erhdhter Verschmutzungsgrad nur im Abwasser eines Teilstroms
der Grundstiicksentwéasserungsanlage festgestellt, wird die erhéhte Gebiihr
nur fir die in diesen Teilstrom geleitete Frischwassermenge, die durch
private Wasserzdhler zu messen ist, berechnet. Liegen innerhalb eines
Kalenderjahres mehrere Feststellungen des Verschmutzungsgrads vor,
kann die Stadt der Gebuhrenfestsetzung den rechnerischen
Durchschnittswert zugrunde legen.

8§ 27 Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs

(1) Als gebuhrenpflichtiger Frischwasserverbrauch gelten alle
Wassermengen, die

a) aus offentlichen Wasserversorgungsanlagen,
b) zur Verwendung als Brauchwasser aus anderen Anlagen und Gewassern
entnommen werden.

(2) Werden geblhrenpflichtige Wassermengen nicht als Abwasser der
Abwasseranlage zugefihrt, bleiben sie auf Antrag des Gebuhrenpflichtigen -
auf dessen Nachweis - bei der Bemessung der Abwassergebuhren
unbertcksichtigt.

Dieser Nachweis ist durch das Messergebnis eines privaten Wasserzahlers
zu fuhren, ansonsten - wenn eine Messung nicht moglich ist - durch
nachprifbare Unterlagen (z. B. Sachverstandigengutachten), die eine
zuverlassige Schatzung der Abwassermenge ermdglichen.

(3) Antrage auf Absetzung nicht zugefiihrter Wassermengen sind spatestens
innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des Gebihrenbescheids zu
stellen.




(4) Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs
kann die Stadt auf Antrag des Gebuhrenpflichtigen die Messung der
Abwassermenge durch einen privaten Abwasserzahler zulassen. Die Gebihr
bestimmt sich dann nach der gemessenen Abwassermenge.

(5) Private Wasser- und Abwasserzahler missen geeicht sein; sie werden
von der Stadt, die auch die Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen
Zweifel an der Richtigkeit des Messergebnisses, sind die Messeinrichtungen
durch eine staatlich anerkannte Prifstelle oder die Eichbehtrde zu
Uberprufen. Die Kosten der Uberprifung tragt derjenige, zu dessen
Ungunsten die Uberprifung ausfallt. Alle Aufwendungen fiir Anschaffung,
Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der Gebihrenpflichtige zu
tragen.

(6) Hat ein Wasser-/Abwasserzahler nicht richtig angezeigt, gilt die aufgrund
vorangegangener oder spaterer Ablesung festgestellte Wassermenge als
Grundlage fir die Schatzung der Abwassermenge.

(7) Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt
geschatzt.

§ 28 Gebuhrenmalstébe und -sétze fur Schlamm aus Kleinklaranlagen
und Abwasser aus Gruben

(1) Gebuhrenmalfistab fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus
Kleinklaranlagen (Fakalschlamm) und Abwasser aus Gruben ist die
abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebuhr betragt pro angefangenem
Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben 33,25 €, mindestens
jedoch 99,75 € pro Entleerung einer Grundsticksklareinrichtung
/Tankflllung. Die jeweils geltende Abnahmegebihr der Klaranlage wird pro
Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben, separat berechnet.

(4) Anstelle der Ermittlung des gebuhrenpflichtigen Frischwasserverbrauchs
kann die Stadt auf Antrag des Gebulhrenpflichtigen die Messung der
Abwassermenge durch einen privaten Abwasserzahler zulassen. Die Gebiihr
bestimmt sich dann nach der gemessenen Abwassermenge.

(5) Private Wasser- und Abwasserzahler missen geeicht sein; sie werden
von der Stadt, die auch die Einbaustelle festlegt, verplombt. Bestehen
Zweifel an der Richtigkeit des Messergebnisses, sind die Messeinrichtungen
durch eine staatlich anerkannte Prifstelle oder die Eichbehérde zu
uberpriifen. Die Kosten der Uberpriiffung tragt derjenige, zu dessen
Ungunsten die Uberprufung ausfallt. Alle Aufwendungen fiir Anschaffung,
Ein- und Ausbau, Unterhaltung, Eichung etc. hat der Gebiuhrenpflichtige zu
tragen.

(6) Hat ein Wasser-/Abwasserzahler nicht richtig angezeigt, gilt die aufgrund
vorangegangener oder spaterer Ablesung festgestellte Wassermenge als
Grundlage fir die Schatzung der Abwassermenge.

(7) Bei unerlaubtem Einleiten wird die Abwassermenge von der Stadt
geschatzt.

8 28 Gebuhrenmalistabe und -séatze fur Schlamm aus Kleinklaranlagen
und Abwasser aus Gruben

(1) Gebuhrenmalistab fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus
Kleinklaranlagen (Fakalschlamm) und Abwasser aus Gruben ist die
abgeholte Menge dieser Stoffe. Die Gebuhr betragt pro angefangenem
Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben 33,25 €, mindestens
jedoch 99,75 € pro Entleerung einer Grundstucksklareinrichtung
/Tankflllung. Die jeweils geltende Abnahmegebihr der Klaranlage wird pro
Kubikmeter Fakalschlamm bzw. Abwasser aus Gruben, separat berechnet.




(2) Ist zum Absaugen des Inhaltes einer Kleinklaranlage oder einer Grube die
Verlegung einer Saugleitung von mehr als 15 m erforderlich, wird pro 3,00 m
ein Gebuhrenzuschlag von 3,09 € erhoben.

§ 29 Uberwachungsgebiihr

Fir jede Kontrolle von  Abwassereinleitern, hierzu  gehdren
Betriebstuberwachung, die Probeentnahmen und die Laboranalysen, erhebt
die Stadt Gebuhren, die sich aus dem dieser Satzung als Bestandteil
beigefugten Gebuhrentarif (Anlage) ergeben. Fir mehrere besondere
Leistungen nach diesem Gebuhrentarif werden die darin vorgesehenen
Gebiihren nebeneinander erhoben, auch wenn diese Leistungen im
zeitlichen oder sachlichen Zusammenhang stehen.

§ 30 Verwaltungsgebuhr

(1) Das Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers erfolgt durch
Selbsterklarung und ist kostenfrei.

(2) Fur jedes Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers durch
Beauftragte der Stadt ist eine Verwaltungsgebihr von 15,00 EUR zu zahlen.

(3) Fur jede gewlinschte Zwischenablesung einer stadtischen oder
privaten Messeinrichtung hat der Antragsteller eine Verwaltungsgebiihr von
15,00 EUR zu entrichten; fiir den zweiten und jeden weiteren Z&hler ermaRigt
sich die Verwaltungsgebihr auf jeweils 5,00 EUR.

(2) Ist zum Absaugen des Inhaltes einer Kleinklaranlage oder einer Grube die
Verlegung einer Saugleitung von mehr als 15 m erforderlich, wird pro 3,00 m
ein GebUhrenzuschlag von 3,09 € erhoben.

§ 29 Uberwachungsgebuihr

Fur jede Kontrolle von  Abwassereinleitern, hierzu  gehdren
Betriebsuiberwachung, die Probeentnahmen und die Laboranalysen, erhebt
die Stadt Gebuhren, die sich aus dem dieser Satzung als Bestandteil
beigefugten Gebuhrentarif (Anlage) ergeben. Fur mehrere besondere
Leistungen nach diesem Gebuhrentarif werden die darin vorgesehenen
Geblihren nebeneinander erhoben, auch wenn diese Leistungen im zeitlichen
oder sachlichen Zusammenhang stehen.

§ 30 Verwaltungsgebihr

(1) Das Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers erfolgt durch
Selbsterklarung und ist kostenfrei.

(2) Die Ablesung der, bereits auf Funk umgestellten, privaten Wasser-
oder Abwasserzahler erfolgt durch die Mitarbeiter der Stadt und ist
kostenfrei.

(3) Fur jedes Ablesen eines privaten Wasser- oder Abwasserzahlers durch
Beauftragte der Stadt ist eine Verwaltungsgebihr von 15,00 € zu zahlen.

(4) FUr jede gewiinschte Zwischenablesung einer stadtischen oder
privaten Messeinrichtung hat der Antragsteller eine Verwaltungsgebuhr von
15,00 € zu entrichten; fir den zweiten und jeden weiteren Zahler ermafigt
sich die Verwaltungsgebihr auf jeweils 5,00 €.




§ 31 Entstehen und Falligkeit der Gebuhren; 6ffentliche Last

(1) Die Gebiihr fur das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und
Schmutzwasser (laufende Benutzungsgebiihr) entsteht jahrlich; sie ist einen
Monat nach Bekanntgabe des Gebiuhrenbescheids fallig.

(2) Die Gebihr fur das Abholen und Behandeln von Schlamm aus
Kleinklaranlagen und Abwasser aus Gruben entsteht mit dem Abholen, die
Verwaltungsgebuhr entsteht mit der jeweiligen Amtshandlung; sie sind einen
Monat nach Bekanntgabe des Geblihrenbescheids fallig.

(3) Die grundstiickshezogenen Benutzungsgebihren nach § 23, 24, 26, 28
ruhen als o¢ffentliche Last auf dem Grundstiick.
§ 32 Beauftragung Dritter bei der Gebuhrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebuhrenbescheiden wird von der
ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-Mierendorff-Str. 11, 35398 Giel3en und die

(5) Fur die Inaugeinscheinnahme/Erstellungskontrolle einer Zisterne
und/oder  einer  Versickerungsanlage werden nachfolgende
Verwaltungsgebihren erhoben:
fiir eine Brauchwasseranlage 60,00 € (1. Inaugenscheinnahme)
jede weitere Inaugenscheinnahme 40,00 € (nach festgestellten
Mangeln)

far eine Gartenzisterne 40,00 €

fiir Versickerungsanlagen 40,00 €
(z.B. Rigole, Sickerschacht)

§ 31 Entstehen und Falligkeit der Geblhren; 6ffentliche Last

(1) Die Gebuhr fur das Einleiten und Behandeln von Niederschlags- und
Schmutzwasser (laufende Benutzungsgebihr) entsteht jahrlich; sie ist einen
Monat nach Bekanntgabe des Gebuhrenbescheids fallig.

(2) Die Gebuhr fiir das Abholen und Behandeln von Schlamm aus
Kleinklaranlagen und Abwasser aus Gruben entsteht mit dem Abholen, die
Verwaltungsgebihr entsteht mit der jeweiligen Amtshandlung; sie sind einen
Monat nach Bekanntgabe des Gebiihrenbescheids fallig.

(3) Die grundstiicksbezogenen Benutzungsgebihren nach § 23, 24, 26, 28
ruhen als 6ffentliche Last auf dem Grundstuck.
§ 32 Beauftragung Dritter bei der Gebiihrenerhebung

Die Ausfertigung und Versendung von Gebihrenbescheiden wird von der
ekom21, KGRZ Hessen, Carlo-Mierendorff-Str. 11, 35398 Giel3en und die




Entgegennahme der zu entrichtenden Gebihren von der Stadtkasse
Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 33 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die
Benutzungsgebihr verlangen; diese orientieren sich grundsatzlich
a) fur das Einleiten hauslichen Schmutzwassers an dem

Frischwasserverbrauch des vorangegangenen Abrechnungszeitraums,

b) fur das Einleiten von Niederschlagswasser an der festgestellten bebauten
und kilnstlich befestigten Grundstiicksflache des vorangegangenen
Abrechnungszeitraums.

8§ 34 Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des
Grundstticks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des
Grundstuickseigentimers gebihrenpflichtig. Mehrere Gebiihrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner.

(2) Tritt im Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht
ein, so wird der neue Eigentumer oder Erbbauberechtigte gebihrenpflichtig
mit Beginn des Monats, welcher dem Eigentumstbergang folgt.

§ 35 Abwalzung der Kleineinleiterabgabe

(1) Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe fir
Kleineinleitungen im Sinne der 88 8, 9 Abs. 2 AbwAG und des 8§ 8
HessAbwAG wird auf die Eigentimer der Grundstticke abgewalzt, von denen
Schmutzwasser direkt in ein Gewdasser oder in den Untergrund eingeleitet
wird, ohne dass das gesamte Schmutzwasser des jeweiligen Grundstiicks in

Entgegennahme der zu entrichtenden Gebihren von der Stadtkasse
Usingen, Wilhelmjstr. 1, 61250 Usingen, wahrgenommen.

§ 33 Vorauszahlungen

Die Stadt kann vierteljahrlich Vorauszahlungen auf die
Benutzungsgebihr verlangen; diese orientieren sich grundsatzlich
a) fur das Einleiten héuslichen Schmutzwassers an dem

Frischwasserverbrauch des vorangegangenen Abrechnungszeitraums,

b) fur das Einleiten von Niederschlagswasser an der festgestellten bebauten
und kunstlich befestigten Grundsticksflache des vorangegangenen
Abrechnungszeitraums.

8§ 34 Gebuhrenpflichtige

(1) Gebuhrenpflichtig ist, wer im Abrechnungszeitraum Eigentimer des
Grundstticks ist. Der Erbbauberechtigte ist anstelle des
Grundstuickseigentimers geblhrenpflichtig. Mehrere Gebihrenpflichtige
haften als Gesamtschuldner.

(2) Trittim Abrechnungszeitraum ein Wechsel im Eigentum oder Erbbaurecht
ein, so wird der neue Eigentumer oder Erbbauberechtigte geblhrenpflichtig
mit Beginn des Monats, welcher dem Eigentumstbergang folgt.

§ 35 Abwalzung der Kleineinleiterabgabe

(1) Die von der Stadt an das Land zu entrichtende Abwasserabgabe fir
Kleineinleitungen im Sinne der 88 8, 9 Abs. 2 AbwAG und des § 8
HessAbwAG wird auf die Eigentiimer der Grundstiicke abgewalzt, von denen
Schmutzwasser direkt in ein Gewasser oder in den Untergrund eingeleitet
wird, ohne dass das gesamte Schmutzwasser des jeweiligen Grundsticks in




einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, die mindestens den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

2 § 31 Abs. 1 gilt entsprechend.

IV. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstdérungen
und Ordnungswidrigkeiten

8 36 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der

Stadt vom bisherigen und neuen Grundstuckseigentimer bzw.
Erbbauberechtigten unverziglich mitzuteilen.
(2) Der Anschlussnehmer, der bauliche Verdnderungen an

Grundstucksentwéasserungsanlagen vornehmen lassen will, hat dies der
Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser
vergleichbares Abwasser einleitet, hat der Stadt oder den Beauftragten
der Stadt alle mit der Abwasserentstehung und -fortleitung
zusammenhangenden Auskiinfte Gber Art, Menge und Entstehung des
Abwassers zu erteilen. Die Stadt kann verlangen, dass hierzu ein von
ihr vorgegebener Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten ist; hierfir
kénnen Fristen gesetzt werden.

§ 37 Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der
Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu den
Grundstucksentwéasserungsanlagen, Wasserverbrauchsanlagen,
Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und
Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies zur Prifung der technischen

einer Abwasserbehandlungsanlage behandelt wird, die mindestens den
allgemein anerkannten Regeln der Technik entspricht.

(2) 831 Abs. 1 gilt entsprechend.

IV. Allgemeine Mitteilungspflichten, Zutrittsrecht, Betriebsstérungen
und Ordnungs-widrigkeiten

§ 36 Allgemeine Mitteilungspflichten

(1) Anderungen im Grundstiickseigentum bzw. Erbbaurecht sind der Stadt
vom bisherigen und neuen Grundstiickseigentiimer bzw. Erbbauberechtigten
unverziglich mitzuteilen.

(2) Der  Anschlussnehmer, der bauliche  Veréanderungen an
Grundsticksentwéasserungsanlagen vornehmen lassen will, hat dies der
Stadt rechtzeitig anzuzeigen.

(3) Wer gewerbliches Abwasser oder mit gewerblichem Abwasser
vergleichbares Abwasser einleitet, hat der Stadt oder den Beauftragten
der Stadt alle mit der Abwasserentstehung und -fortleitung
zusammenhangenden Auskinfte tGber Art, Menge und Entstehung des
Abwassers zu erteilen. Die Stadt kann verlangen, dass hierzu ein von
ihr vorgegebener Fragebogen in schriftlicher Form zu beantworten ist; hierfir
kénnen Fristen gesetzt werden.

8§ 37 Zutrittsrecht

Der Anschlussnehmer hat den Bediensteten oder Beauftragten der
Stadt, die sich auf Verlangen auszuweisen haben, den Zutritt zu den
Grundstucksentwasserungsanlagen, Wasserverbrauchsanlagen,
Wassergewinnungsanlagen, Versickerungseinrichtungen und
Anschlussleitungen zu gestatten, soweit dies zur Prifung der technischen




Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach
dieser Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen,
erforderlich ist.

§ 38 Haftung bei Entsorgungsstdrungen

(1) Die Stadt haftet fur Schaden durch Betriebsstorungen an der
Abwasseranlage, sofern bei Schaden an Kdrper und Gesundheit Vorsatz
oder Fahrlassigkeit, bei anderen Schaden Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit
vorliegt.

(2) Fur Schéaden infolge unvermeidlicher Naturereignisse - wie Ruckstau bei
Hochwasser, Uberdurchschnittlichen Niederschlagen, Schneeschmelze -
oder Stoérungen im Abwasserablauf und dergleichen wird weder Ersatz
geleistet noch eine Minderung der Gebihren gewahrt.

§ 39 Ordnungswidrigkeiten
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig entgegen

1. 8§ 4 Abs. 1 ein Grundsttick nicht ordnungsgemalf’ an die Abwasseranlage
anschlief3t;

2. 8 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der
Abwasseranlage zufihrt;

3. 8 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstiicks oder die Zufiihrung von
Abwasser ohne Genehmigung vornimmt;

4. 8 5 Abs. 1 Grundstiicksentwasserungsanlagen nicht nach den jeweils
geltenden bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den
Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses herstellt, unterhalt und
betreibt;

5. 8 6 Abs. 1 Grundstucksklareinrichtungen in den dort genannten Fallen
nicht anlegt oder nicht ordnungsgemal betreibt;

Einrichtungen oder Wahrnehmung sonstiger Rechte und Pflichten nach
dieser Satzung, insbesondere zum Ablesen der Messeinrichtungen,
erforderlich ist.

§ 38 Haftung bei Entsorgungsstérungen

(1) Die Stadt haftet fur Schaden durch Betriebsstérungen an der
Abwasseranlage, sofern bei Schaden an Korper und Gesundheit Vorsatz
oder Fahrlassigkeit, bei anderen Schaden Vorsatz oder grobe Fahrlassigkeit
vorliegt.

(2) Fur Schéaden infolge unvermeidlicher Naturereignisse - wie Ruckstau bei
Hochwasser, uberdurchschnittlichen Niederschlagen, Schneeschmelze -
oder Stérungen im Abwasserablauf und dergleichen wird weder Ersatz
geleistet noch eine Minderung der Gebiihren gewahrt.

§ 39 Ordnungswidrigkeiten

(1)

1. 8 4 Abs. 1 ein Grundstiick nicht ordnungsgemaf an die Abwasseranlage
anschlielt;

2. § 4 Abs. 2 Abwasser, das der Beseitigungspflicht unterliegt, nicht der
Abwasseranlage zufiihrt;

3. 8 4 Abs. 4 den Anschluss eines Grundstucks oder die Zufiihrung von
Abwasser ohne Genehmigung vornimmt;

Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig entgegen

4. 8 5 Abs. 1 Grundstiicksentwéasserungsanlagen nicht nach den jeweils
geltenden bau- und wasserrechtlichen Vorschriften sowie den
Bestimmungen des Deutschen Normenausschusses herstellt, unterhalt und
betreibt;

5. 8 6 Abs. 1 Grundsticksklareinrichtungen in den dort genannten Fallen
nicht anlegt oder nicht ordnungsgemal betreibt;




6. 8 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundsticksklareinrichtung
einleitet;

7. 8 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus
Sammelgruben nicht der Stadt tiberlasst;

8. 8 6 Abs. 4 Grundstucksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die
Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt;

9. 8 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht
eingeleitet werden darf;

10. 8 7 Abs. 2 Abfalle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe
sowie Kondensate ohne Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt;

11. § 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage
anschlieRt oder Kithlwasser einleitet;

12. 8 7 Abs. 4 Anlagen zum Zuruckhalten von im Abwasser enthaltenen
unzulassigen Stoffen nicht einbaut oder nicht ordnungsgemarn betreibt;

13. § 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet;

14. § 8 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdinnt;
15. § 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht
ordnungsgeman fihrt;

16. § 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in § 8 Abs.
1 und 3 festgelegten Einleitungsgrenzwert tberschreitet;

17. 8 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerat oder
selbstaufzeichnendes Messgerat nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und
in betriebsbereitem Zustand hélt oder den Bediensteten oder Beauftragten
der Stadt den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit
ermdglicht;

18. § 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder
unzureichend nachkommt;

19. § 36 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt;

20. 8 36 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskinfte nicht, nicht
rechtzeitig, nicht vollstdndig, nicht in der verlangten Form oder
wahrheitswidrig erteilt;

21. § 37 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in
dieser Bestimmung genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert.

6. 8 6 Abs. 2 Niederschlagswasser in die Grundsticksklareinrichtung
einleitet;

7. 8 6 Abs. 3 Schlamm aus Kleinklaranlagen sowie Abwasser aus
Sammelgruben nicht der Stadt tiberlasst;

8. 8 6 Abs. 4 Grundsticksklareinrichtungen nicht stilllegt, sobald die
Abwasseranlage die Behandlung des Abwassers sicherstellt;

9. 8 7 Abs. 1 Abwasser einleitet, das nach dieser Bestimmung nicht
eingeleitet werden darf;

10. 8§87 Abs. 2 Abfalle und die in dieser Bestimmung weiter genannten Stoffe
sowie Kondensate ohne Genehmigung in die Abwasseranlage einbringt;

11. § 7 Abs. 3 die dort genannten Anlagen an die Abwasseranlage
anschlieRt oder Kiihlwasser einleitet;

12. 8§ 7 Abs. 4 Anlagen zum Zuruckhalten von im Abwasser enthaltenen
unzulassigen Stoffen nicht einbaut oder nicht ordnungsgemaln betreibt;

13. 8§ 7 Abs. 6 Grundwasser in die Abwasseranlage einleitet;

14. 88 Abs. 4 Abwasser zum Erreichen der Einleitungsgrenzwerte verdunnt;
15. § 8 Abs. 7 das von der Stadt auferlegte Betriebstagebuch nicht
ordnungsgeman fahrt;

16. 8 8 Abs. 8 nicht hausliches Abwasser einleitet, das einen der in 8 8 Abs.
1 und 3 festgelegten Einleitungsgrenzwert tberschreitet;

17. 8 9 Abs. 7 ein von der Stadt gefordertes Probenahmegerdt oder
selbstaufzeichnendes Messgerat nicht errichtet, nicht dauerhaft betreibt und
in betriebsbereitem Zustand halt oder den Bediensteten oder Beauftragten
der Stadt den Zugang zu den technischen Einrichtungen nicht jederzeit
ermdglicht;

18. 8§ 25 Abs. 1 bis 3 verankerten Mitwirkungspflichten nicht oder
unzureichend nachkommt;

19. § 36 Abs. 1 und 2 genannten Mitteilungspflichten nicht oder nicht
rechtzeitig nachkommt;

20. 8§ 36 Abs. 3 die von der Stadt geforderten Auskinfte nicht, nicht
rechtzeitig, nicht vollstdndig, nicht in der verlangten Form oder
wahrheitswidrig erteilt;

21. 8§ 37 den Bediensteten oder Beauftragten der Stadt den Zutritt zu den in
dieser Bestimmung genannten Anlagen und Einrichtungen verweigert.




(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer GeldbufRe von 5 bis 10.000 EUR
geahndet werden. Die Geldbul3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der
Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmaéalRige Hochstmal’ hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

(3) Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung
findet  Anwendung; zustandige  Verwaltungsbehdrde ist  der
Magistrat.

§ 40 In-Kraft-Treten

Die 16. Anderung der Entwasserungssatzung tritt zum 01.01.2021 in Kraft.
Gleichzeitig wird der bisherige § 24 Abs. 1 aus der 15. Anderung vom
01.01.2020 auler Kraft gesetzt.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Neu-Anspach, 17.12.2020
DER MAGISTRAT

Thomas Pauli
Bilrgermeister

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbu3e von 5 bis 10.000 €
geahndet werden. Die Geldbu3e soll den wirtschaftlichen Vorteil, den der
Tater aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, Ubersteigen. Reicht das
satzungsmalfige Hochstmalf hierzu nicht aus, kann es Uberschritten werden.

(3) Das Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten in der jeweils geltenden Fassung
findet  Anwendung; zustandige  Verwaltungsbehorde ist der
Magistrat.

8 40 In-Kraft-Treten

Diese Satzung tritt zum 01.03.2022 in Kratft.

Gleichzeitig tritt die bisherige Entwasserungssatzung vom 18.11.2003 in der
Fassung der 17. Anderung vom 04.11.2021 aul3er Kraft.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

Neu-Anspach, 17.02.2022
DER MAGISTRAT

Thomas Pauli
Blrgermeister




Anlage zu § 29 EWS

GEBUHRENTARIF
fur die Kontrolle der Indirekteinleiter

Die zur Ermittlung der physikalischen und chemischen Beschaffenheit des Abwassers notwendigen Untersuchungen sind nach den Deutschen Einheitsverfahren
zur Wasser-, Abwasser- und Schlammuntersuchung in der jeweils geltenden Fassung oder den entsprechenden DIN-Normen des Fachnormenausschusses
Wasserwesen im Deutschen Institut fir Normung e.V., Berlin, auszufiihren.

Die zusétzlichen analytischen Festlegungen, Hinweise und Erlduterungen der Anlage "Analysen- und Messverfahren" der Abwasserverordnung zu § 7a WHG
(AbwV vom 20. September 2001; BGBI. | S. 2440) in der jeweils geltenden Fassung sind zu beachten.

A. Kosten fir Betriebstberwachung

Kostenart Tarif
1. Betriebsbegehung, Kontrolle von
Abwasseranlagen, Entnahme von
Abwasserproben, Durchfluss-, pH-Wert- und
Temperaturmessungen - nach Zeitaufwand
einschl. Personal- Fahrtkosten (je angefangene 30
Min. wird % h berechnet). 77,35 €/h
2. Einsatz von Registriergeraten (Chemograph) zur
kontinuierlichen Erfassung von Messwerten — nach
Zeitaufwand (je angefangene 30 Min. wird ¥z h berechnet. 71,40 €/h

3. Entnahme von Stichproben einschl. pH-Wert- und
Temperaturmessungen
23,80 €/Probe
4, Kontrolltatigkeit bei regularen Untersuchungen 35,70 € pauschal

B. Untersuchungskosten fir Analysen

Parameter Tarif in €
pH-Wert 2,38
Leitfahigkeit 2,38
Redox-Potential 2,38




absetzbare Stoffe 3,57
Trockensubstanz 23,80
Gluhruckstand/Gluhverlust 14,28
Chlorid (C1) 5,95
Cyanide (gesamt) (CN) 5,95
Cyanide, leicht freisetzbar (CN) 5,95
Fluorid (F) 9,52
Sulfat (SO4) 10,12
Sulfit (SO 3) 10,12
Sulfid (S 2-) 10,12
Nitrat (NO3-) 15,47
Nitrit (NO2-) 9,52
NOx-Stickstoff (Nox-) 9,52
Ammonium (NH4+)

a) photometrisch 3,57
b) titriometrisch 3,57
organ. Stickstoff 9,52
ortho-Phosphat 2,98
BSB5 10,12
CSB 23,56
AOX 45,22
DOC 7,14
TOC 7,14
Harte 5,36
Chromat (C-VI) 7,74
Silber (Ag) 3,57
Aluminium (Al) 3,57
Arsen (As) 3,57
Bor (B) 2,38




Calcium (Ca) 2,38
Cadmium (Cd) 7,14
Chrom gesamt (Cr) 7.14
Kupfer (Cu) 7,14
Eisen (Fe) 3,57
Quecksilber (Hg) 9,52
Magnesium (Mg) 2,38
Mangan (Mn) 2,38
Natrium (Na) 2,38
Nickel (Ni) 7,14
Phosphor (P) 2,38
Blei (Pb) 7,14
Selen (Se) 2,38
Zinn (Sn) 2,38
Zink (Zn) 7,14
organische Losungsmittel qualitativ 23,80
organische Lésungsmittel quantitativ 11,90
halogenierte Kohlenwasserstoffe qualitativ 23,80
halogenierte Kohlenwasserstoffe quantitativ 11,90
Kohlenwasserstoffe (H 53) 57,12
Schwerfliichtige, lipophile Stoffe/organische Ole/Fette 29,75
Phenole 7,14
organ. Sauren (wasserdampffliichtig) 7,14




Simultananalyse fiir Schwermetalle unabhangig von der Anzahl der Einzelparameter

F—

Silber (AQ)
Aluminium (Al)
Arsen (As)

Bor (B)

Calcium (Ca)
Cadmium (Cd)
Chrom gesamt (Cr)
Kupfer (Cu)

Eisen (Fe)
Quecksilber (Hg) - 57,12€
Magnesium (Mg)
Mangan (Mn)
Natrium (Na)
Nickel (Ni)
Phosphor (P)
Blei (Pb)

Selen (Se)

Zinn (Sn)

Zink (Zn)




el Stadt Der Magistrat
™~/ Neu-Anspach
Aktenzeichen: Krenz
Leistungsbereich: Bauen, Wohnen und Umwelt
Datum, 11.11.2021 - Drucksachen Nr.:
Vorlage XI/373/2021
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 11.01.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Erlass einer 4. A_nderungssatzung zur ErschlieBungsbeitragssatzung (EBS) vom 24.09.2002 in der
Fassung der 3. Anderungssatzung vom 17.11.2015

Sachdarstellung:

Von verschiedenen Anderungen bei der Neufassung der Wasserversorgungs- und der Entwésserungssatzung
ist auch die ErschlieBungsbeitragssatzung der Stadt Neu-Anspach betroffen. Die Verwaltung hat daher hier
ebenfalls einen Abgleich mit der Mustersatzung des HSGB vorgenommen und die von einer Anderung
betroffenen Paragrafen in der in der Anlage beigefligten Synopse dargestellt. Die Abweichungen sind hierbei
fett kursiv dargestellt.

Im Einzelnen handelt es sich um folgende Anderungen:
Zu § 6 Grundstiicksflache

Zu § 6 Absatz 2 und 3

In der Anwendungspraxis haben sich laut HSGB Auslegungsschwierigkeiten bezlglich der Frage ergeben,
von wo aus die Tiefenbegrenzungslinie zu ziehen ist. Um dies zu vermeiden, wurden die
Tiefenbegrenzungsregelungen in der Satzung geéndert.

Laut HSGB betrifft dies Fallgestaltungen, in denen die Grundstiicke von unbeplantem Innenbereich in den
AuRenbereich hineinragen. Hier wurde die Tiefenbegrenzungsregelung so konkretisiert, dass regelmafig die
Flache zwischen der Erschliefungsanlage im Innenbereich und einer Linie, die im gleichmafigen Abstand von
50 m dazu verlauft, im Innenbereich liegt.

Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige Nutzung des Grundstiicks die in Satz 1 bestimmte Tiefe,
ist zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer Linie, die im
gleichmafigen Abstand verlauft, die der Gbergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, zu
berucksichtigen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder
hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

Satz 2 bis 4 in Absatz 2 des § 6 werden aufgrund der Neuformulierung ersatzlos gestrichen.
Zu § 7 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten
Zu § 7 Absatz 1 und 3

Die hier vorgenommenen Anderungen dienen dem besseren Verstéandnis in der Anwendung der Satzung und
sind redaktioneller Natur.



Zu § 7 Absatz 5

Wie bei der WVS und der EWS wurde auch hier der Nutzungsfaktor geandert. Fir Grundstiicke mit
unterschiedlich festgesetzten Vollgeschosszahlen, Gebaudehdéhen oder Baumassenzahlen gilt jetzt der
Nutzungsfaktor nach dem hdchsten festgesetzten Wert fir die gesamte Grundstlcksflache im beplanten
Gebiet. In den bisherigen Satzungen war der Nutzungsfaktor differenzierter festgesetzt. Das
Verwaltungsgericht Darmstadt hat in diesem Zusammenhang moniert, dass die bisherige Satzungsregelung
auslegungsbediirftig bzw. keiner Konkretisierung zuganglich und daher unwirksam sei.

Zu § 10 Artzuschlag

Zu § 10 Satz 2
Es handelt sich hier um eine redaktionelle Anderung.

Zu § 11 Mehrfach erschlossene Grundstiicke

Zu § 11 Absatz 4
Die Ergénzung des Paragrafen beinhaltet die bereits jetzt in der Praxis angewandte Vorgehensweise.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBI. | S. 3634), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
08.08.2020 (BGBI. | S 1728), in Verbindung mit § 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung
der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBI | S. 142), zuletzt geéndert durch Gesetz zur Anderung des
Hessischen Kommunalwahlgesetzes und anderer Vorschriften aus Anlass der Corona-Pandemie vom
11.12.2020 (GVBI. S. 915) folgende

4. Anderungssatzung zur ErschlieBungsbeitragssatzung vom 24.09.202 in der Fassung der 3.
Anderungssatzung vom 17.11.2015

zu erlassen:
§ 6 Grundstiicksflache

(2) Im AuRenbereich gelegene Grundsticksteile bleiben unbericksichtigt. Gehen Grundstlicke vom
unbeplanten Innenbereich in den Aulenbereich Uber, wird die Flache zwischen der gemeinsamen Grenze
der Grundstlicke mit der ErschlieBungsanlage und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie
beriucksichtigt.

(3) Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des Grundstiicks die in Abs. 2 genannte Tiefe, ist
zusatzlich die Ubergreifende Flache zwischen der Erschliefungsanlage und einer Linie, die im
gleichmaliigen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden Bebauung oder gewerblichen Nutzung
entspricht, zu bertcksichtigen. Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung oder gewerbliche Nutzung erst
bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

§ 7 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl der im Bebauungsplan
festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs. 1 Nr. 1
BauGB erreicht, ist dieser maRgebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans tberschritten,
ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse, Gebaudehohe (Traufhdhe) oder
Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0
b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,2
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,7

115’
75.

Bei jedem weiteren Vollgeschoss erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.



(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehodhe (Traufhdhe), sondern nur eine
Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5 zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufmannisch auf volle Zahlen
auf- oder abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

(5) Sind fir ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen, Gebaudehdéhen (Traufhdhen) oder
Baumassenzahlen festgesetzt, ist der Nutzungsfaktor nach dem héchsten festgesetzten Wert fir die
gesamte Grundstiicksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

§ 10 Artzuschlag

In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten (im beplanten und unbeplanten Innenbereich) werden die nach den

8§ 7-9 ermittelten Veranlagungsflachen um 10 % erhoht. Das gleiche gilt fur ausschlieBlich gewerblich,

industriell oder in ahnlicher Weise genutzte Grundstiicke in sonstigen Baugebieten.

§ 11 Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(4) Mehrfach erschlossene Grundsticke sind bei gemeinsamer Aufwandsermittiung in einer
Erschliefungseinheit (§ 130 Abs. 2 Satz 3 BauGB) bei der Verteilung des ErschlieBungsaufwands nur
einmal zu berlcksichtigen.

§ 18 In-Kraft-Treten

Diese Anderungssatzung tritt am 01.03.2022 in Kraft.

Thomas Pauli
Blrgermeister



ErschlieBungsbeitragssatzung (EBS)
in der Fassung der 3. Anderungssatzung vom 17.11.2015

4. Anderungssatzung
aufgrund der aktuellen Mustersatzung des HSGB
(Stand 01/2021)

8 6 Grundstucksflache

(2) Im AuBenbereich gelegene Grundstiicksteile bleiben unbericksichtigt.
Gehen Grundsticke vom unbeplanten Innenbereich in den Aufl3enbereich
Uber, wird die Flache zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstiicke
mit der ErschlieBungsanlage und einer im Abstand von 50 m dazu
verlaufenden Linie berticksichtigt. Grenzen Grundstiicke nicht unmittelbar
an die ErschlieBungsanlage an oder sind sie nur mit einem dem
Grundstick dienenden Weg mit dieser verbunden, so wird die Flache
zwischen der Grundsticksgrenze, die der ErschlieBungsanlage
zugewandt ist, und einer im Abstand von 50 m dazu verlaufenden Linie
zugrunde gelegt; Grundstuicksteile, die sich lediglich als wegemalige
Verbindung zwischen Grundstiick und ErschlieBungsanlage darstellen,
bleiben bei der Bestimmung der Grundstickstiefe unberticksichtigt,
wenn sie an der breitesten Stelle 15,0 m nicht Gberschreiten.

(3) Uberschreitet die bauliche, gewerbliche oder sonstige
(erschlieBungsbeitragsrechtlich relevante) Nutzung des Grundstiicks
die in Abs. 2 genannten Abstande, ist zusatzlich die Tiefe der
Ubergreifenden Nutzung zu beriicksichtigen, was auch dann gilt, wenn
die Bebauung, gewerbliche oder sonstige Nutzung erst bei oder hinter
der Begrenzung von 50 m beginnt.

§ 7 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl
der im Bebauungsplanfestgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer
Bebauungsplan den Verfahrensstand des § 33 Abs.1 Nr. 1 BauGB erreicht,
ist dieser mal3gebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans

8 6 Grundstucksflache

(2) Im AuBenbereich gelegene Grundsticksteile bleiben unbericksichtigt.
Gehen Grundstiicke vom unbeplanten Innenbereich in den Aul3enbereich
Uber, wird die Flache zwischen der gemeinsamen Grenze der Grundstiicke
mit der ErschlieBungsanlage und einer im Abstand von m dazu
verlaufenden Linie bertcksichtigt.

(3) Uberschreitet die bauliche oder gewerbliche Nutzung des
Grundsticks die in Abs. 2 genannte Tiefe, ist zusatzlich die
Ubergreifende Flache zwischen der ErschlieBungsanlage und einer
Linie, die im gleichmaRigen Abstand verlauft, die der Ubergreifenden
Bebauung oder gewerblichen Nutzung entspricht, zu berticksichtigen.
Dies gilt auch dann, wenn die Bebauung oder gewerbliche Nutzung erst
bei oder hinter der Begrenzung von 50 m beginnt.

7 Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten

(1) Der Nutzungsfaktor in beplanten Gebieten bestimmt sich nach der Zahl
der im Bebauungsplan festgesetzten Vollgeschosse. Hat ein neuer
Bebauungsplan den Verfahrensstand des 8 33 Abs. 1 Nr. 1 BauGB erreicht,
ist dieser mal3gebend. Werden die Festsetzungen des Bebauungsplans




Uberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
Gebaudehthe oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.
Bei jedem weiteren Vollgeschoss

erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehohe,
sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufméannisch auf volle Zahlen auf oder
abgerundet werden.

(5) Sind fur ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen,
Gebaudehothen (Traufhéhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der
Nutzungsfaktor unter Beachtung dieser unterschiedlichen Werte zu ermitteln.

8 10 Artzuschlag

In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten (in beplanten und unbeplanten
Innenbereich) werden die nach den 88 7 - 9 ermittelten Veranlagungsflachen
um 20 % erhoht. Das gleiche gilt flr ausschlief3lich gewerblich, industriell und

in &hnlicher Weise genutzte Grundstiicke in sonstigen Baugebieten.

8 11 Mehrfach erschlossene Grundstlicke

Uiberschritten, ist die genehmigte oder vorhandene Zahl der Vollgeschosse,
Gebaudehothe (Traufhdhe) oder Baumassenzahl zugrunde zu legen.

Der Nutzungsfaktor betragt:

a) bei eingeschossiger Bebaubarkeit 1,0,

b) bei zweigeschossiger Bebaubarkeit 1,25,
c) bei dreigeschossiger Bebaubarkeit 1,5,
d) bei viergeschossiger Bebaubarkeit 1,75.
Bei jedem weiteren Vollgeschoss

erhoht sich der Nutzungsfaktor um 0,25.

(3) Ist weder die Zahl der Vollgeschosse noch die Gebaudehthe
(Traufhohe), sondern nur eine Baumassenzahl festgesetzt, ist sie durch 3,5
zu teilen, wobei Bruchzahlen kaufménnisch auf volle Zahlen auf- oder
abgerundet werden. Das Ergebnis gilt als Zahl der Vollgeschosse.

(5) Sind fur ein Grundstick unterschiedliche Vollgeschosszahlen,
Gebaudehthen (Traufhfhen) oder Baumassenzahlen festgesetzt, ist der
Nutzungsfaktor nach dem hdchsten festgesetzten Wert flir die gesamte
Grundstucksflache im beplanten Gebiet zu ermitteln.

§ 10 Artzuschlag

In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten (im beplanten und unbeplanten
Innenbereich) wer-den die nach den 88 7-9 ermittelten Veranlagungsflachen
um 20 % erhoht. Das gleiche gilt fir ausschlieRlich gewerblich, industriell
oder in &hnlicher Weise genutzte Grundstiicke in sonstigen Baugebieten.

§ 11 Mehrfach erschlossene Grundstiicke

(4) Mehrfach erschlossene Grundsticke sind bei gemeinsamer
Aufwandsermittlung in einer ErschlieBungseinheit (8 130 Abs. 2 Satz 3
BauGB) bei der Verteilung des ErschlieBungsaufwands nur einmal zu
berticksichtigen.




8§ 18 In-Kraft-Treten

Diese Anderungssatzung tritt am 01.01.2016 in Kraft.
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.

§ 18 In-Kraft-Treten

Diese Anderungssatzung tritt am 01.01.2022 in Kraft.
Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.
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el Stadt Der Magistrat
™~/ Neu-Anspach
Aktenzeichen: Wolf/Ne
Leistungsbereich: Technische Dienste und Landschaft
Datum, 19.01.2022 - Drucksachen Nr.:
Mitteilung X111/19/2022
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Bauausschuss 03.02.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

651722 Gewerbegebiet ,,In der Us*
Vergabe von ErschlieBungsarbeiten StraBe, Kanal, Wasser und Regenwasser

Sachdarstellung:

Entfallt.

Mitteilung:

Gemal Beschluss Magistrat vom 18.01.2022, Vorlagennummer 12/2022, wurden die Erschlielungsarbeiten
Gewerbegebiet ,In der Us* nach einem o6ffentlichen Ausschreibungsverfahren beauftragt.

Beauftragt wurde die Firma Wilhelm Jost GmbH & Co KG, Auf der Muckenkaut, 35789 Weilminster, mit einer
Angebotssumme von Brutto 1.486.238,33 EUR, incl. Nachlass. Wahrend der Entwurfsphase wurden diese
ErschlieRungsleistungen mit Kosten von 1.878.069,51 € brutto geschatzt.

Der Baubeginn erfolgt im Marz 2022, die Fertigstellung ist fiir den 31.12.2022 geplant.

Die Finanzierung der Erschlielungsarbeiten erfolgt tber die Investitionsnummer: 708-00-2 bis 708-00-5, wo
ausreichend Mittel zur Verfiigung stehen.

Thomas Pauli
Blrgermeister



el Stadt Der Magistrat
™~/ Neu-Anspach
Aktenzeichen: Wolf/Ne
Leistungsbereich: Technische Dienste und Landschaft
Datum, 20.01.2022 - Drucksachen Nr.:
Vorlage XI1/25/2022
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 01.02.2022
Bauausschuss 03.02.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

65-17-24 Sanierung Teilbereich GartenstraBe Rod am Berg
Freigabe der Ausfiihrungsplanung

Sachdarstellung:

Gemal Vorlage XI1/251/2017 wurde die Ingenieurgesellschaft Muller mbH aus Schdneck mit den Leistungs-
phasen 5-8 beauftragt. Jedoch wurde die letzten Jahre die BaumaRnahme in den Haushaltsberatungen immer
wieder geschoben, so dass im Jahr 2021 bereits eine Undichtigkeit in der Wasserleitung beseitigt werden
musste.

Die Ingenieurgesellschaft Miller mbH hat bereits im Jahr 2018 eine Ausfiihrungsplanung dem Leistungsbe-
reich Technische Dienste und Landschaft vorgestellt und Ende 2021 die Baukosten entsprechend angepasst.
Die immer noch aktuelle Ausflihrungsplanung aus 2018 ist als Anlage 1 beigefligt.

Im Zuge der aktuellen Ausfiihrungsplanung wurde festgelegt, dass da, wo mdéglich, ein einseitig ausreichend
breiter und benutzbarer Gehweg und auf der gegenuberliegenden Seite ein Schrammbord auszufiihren ist. Es
entsteht somit an der engsten Stelle eine Fahrbahnbreite von 5,00 m, in der Regel ist die StralRenflache jedoch
5,50 m breit.

Ebenfalls wird der Antrag X11/221/2019 der Fraktionen NBF/NBL und b-now bezuglich einer hellen Asphaltfla-
che umgesetzt werden. Die gewlinschte Testphase sollte entgegen des Antrages jedoch auf 12 Monate er-
weitert werden, da so alle Jahreszeiten abgedeckt sind und bewertet werden kénnen. Eine entsprechende
Ruckantwort wiirde somit 12 Monaten nach Fertigstellung bei den Anliegern angefragt werden.

Ein Teil der Wasserleitung zwischen Hausnummer 25 bis 26 musste im Jahr 2021, bedingt einer gro3en Un-
dichtigkeit, bereits erneuert werden. Hier erfolgte jeweils nur der Anschluss an die Bestandsleitung.

Der Sanierungsbereich Gartenstral3e beginntim Kreuzungsbereich Gartenstrale/Auf der Zingel bei Hausnum-
mer 1, bis Hausnummer 26 a Kreuzung Gartenstralte/Hohenstralle 74.

Alle Anlieger werden im April 2022 zu einer Anliegerversammlung eingeladen, in welcher die Ausbauplane
sowie der zeitliche Rahmen vorgestellt werden.

Der Leistungsbereich Technische Dienste und Landschaft empfiehlt somit:

Die vorgelegte Ausflhrungsplanung der Ingenieurgesellschaft Miller mbH, Otto-Hahn-Stralle 3, 61137
Schoneck ausflihren zu lassen, so dass hier mit der Ausschreibung begonnen werden kann.



Die Testphase der hellen Asphaltflache auf 12 Monate zu verlangern.
Eine Informationsveranstaltung fur die Anlieger im April 2022 durchzufihren.
Mit der Bauausfuhrung im August 2022 zu beginnen

Die Finanzierung der MaRnahme erfolgt tiber die Investitionsnummer 710-00-2 bis 710-00-04, wo ausreichend
Mittel zur Verfligung stehen

Beschlussvorschlag:
Es wird beschlossen:

Die vorgelegte Ausfiihrungsplanung der Ingenieurgesellschaft Miller mbH, Otto-Hahn-Stralke 3, 61137
Schoneck, gemal Anlage 1 umzusetzen.

Die Testphase mit der hellen Asphaltflache auf 12 Monate festzusetzten.
Eine Informationsveranstaltung fiir die Anlieger im April 2022 stattfinden zu lassen.
Mit der Bauausfihrung im August 2022 zu beginnen.

Die Finanzierung der MaRnahme erfolgt Uber die Investitionsnummer 710-00-2 bis 710-00-04, wo ausreichend
Mittel zur Verfigung stehen.

Thomas Pauli
Blrgermeister

Anlage
Ausfiihrungsplanung

Haushaltsrechtlich gepruft: Qf(t:t/«,{
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Kommunale Zusammenarbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis
Sachdarstellung:

Die Stadte und Gemeinden im Hochtaunuskreis betreiben in Erfullung ihrer Pflicht zur Wasserversorgung (Da-
seinsvorsorge) offentliche Einrichtungen. Daneben sind vier Wasserbeschaffungsverbande (Taunus, Tenne,
Usingen und Wilhelmsdorf) Gberdrtlich tatig.

Fir Neu-Anspach am relevantesten ist die Mitgliedschaft im Wasserbeschaffungsverband (WBV) Usingen, der
neben Neu-Anspach auch Wehrheim und Usingen mit den jeweils angeschlossenen Ortschaften versorgt. Der
WBYV Usingen deckt Uber 50 % des Wasserbedarfs durch Eigengewinnung aus insgesamt 16 Grundwasser-
gewinnungsanlagen und 2 Quellwassergewinnungen. Das restliche Wasseraufkommen des Verbandes wird
von der Hessenwasser (Vogelsberg) zur Verfiigung gestellt.

In den einzelnen Verbanden und Kommunen sind unterschiedliche technische Ausstattungen (insbesondere
in der automatisierten steuertechnischen Uberwachung) vorhanden. Bei der Betreuung der Anlagen gibt es
Kommunen, welche sowohl die Bereiche Wassergewinnung als auch Wasserverteilung abdecken und solche,
die nur fur die Wasserverteilung verantwortlich sind.

Die Geologie des Taunus, insbesondere des Usinger Landes, besteht insgesamt aus wenig wasserwegsamen
Gesteinen. Dies fuhrt dazu, dass der Trinkwasserbedarf im Mittel zu 50 % Uber einen Fremdwasserbezug von
der Hessenwasser GmbH & Co.KG gedeckt wird. Bedingt durch den stark schwankenden Anteil der Eigenge-
winnung an der 6ffentlichen Wasserversorgung differiert der Anteil in den 13 Stadten und Gemeinden.

Vor dem Hintergrund der absehbaren Einflisse des Klimawandels auf den Grundwasserhaushalt, ist von wei-
teren negativen Auswirkungen auf die Trinkwassereigengewinnung auszugehen.

Hinzu kommt, dass seit Beginn des Jahres 2021 die Oberhessische Versorgungsbetriebe AG als Wasserzu-
lieferer der Hessenwasser GmbH & Co.KG eine OVAG-Wasserampel eingefihrt hat.

Die OVAG-Wasserampel informiert die Kommunen als drtliche Versorger tber die aktuelle und in den nachs-
ten drei Monaten zu erwartende Trinkwasserverfugbarkeit und zeigt an, wie viel Trinkwasser in nachster Zeit
bereitgestellt werden kann. Die Farbe der OVAG-Wasserampel ist seit Beginn des Jahres auf Gelb = maRige
Grundwasserverflgbarkeit gestellt.



Um die Wasserversorgung im Hochtaunuskreis langfristig sicherzustellen, sind in den nachsten Jahren struk-
turelle Veranderungen erforderlich. Diese Veranderungen bediirfen der Zusammenarbeit aller 13 Stadte und
Gemeinden im Hochtaunuskreis.

In einer BUrgermeisterdienstversammlung wurde der Hochtaunuskreis beauftragt, den Prozess der Zusam-
menarbeit anzustoflen und zu begleiten.

Aus diesem Anlass hat am 20. Januar 2021, unter der Fihrung des Hochtaunuskreises, ein erster Informati-
onsaustausch mit den Birgermeistern des Usinger Landes sowie Vertretern der Wasserbeschaffungsver-
bande in Form einer Videokonferenz stattgefunden. Im Mittelpunkt standen der Austausch der bereits unter-
nommenen kommunalen Aktivitdten (u.a. Erstellung von Wasserkonzepten, Bestandsanalysen) sowie der re-
gionalen Probleme in der Wasserversorgung.

Im Ergebnis hat sich eine kleine Arbeitsgruppe unter Beteiligung von Herrn Jirgen Funke, ehemaliger Ge-
schaftsfuhrer WBV Taunus, Herrn Burgermeister Roland Seel, Gemeinde Gravenwiesbach, Herrn Blrger-
meister Steffen Wernard, Stadt Usingen und Verbandsvorsteher WBV Usingen sowie Herrn Thorsten Schorr,
Erster Kreisbeigeordneter und Herrn Thomas Golla, Fachbereich Wasser- und Bodenschutz gebildet.

Um die Gesprache fortzufilhren, bedarf es einer Legitimation in Form einer eindeutigen Willensbekundung der
jeweiligen Vertretungskorperschaften.

Zusitzliche Hintergrundinformationen:

Fir die Kommunen des Usinger Landes war die Wasserversorgung in den Stadten und Gemeinden schon
immer problematisch. In vielen historischen Berichten ist nachzulesen, dass schon vor 100 Jahren das Was-
seraufkommen zeitweilig nicht ausreichte und immer wieder groRe Wasserknappheit herrschte.

Vor diesem Hintergrund bildeten sich vor und nach der Gebietsreform in den 70er Jahren des vergangenen
Jahrhunderts zahlreiche Wasserbeschaffungsverbande, die dieser Wasserknappheit entgegenwirken sollten
und verstarkt einen Fremdwasserbezug berlcksichtigten.

In der Folge gab es bereits in den Jahren 1998 und 1999 ernsthafte Uberlegungen, die Wasserbe-schaffungs-
verbande Usingen, Wilhelmsdorf, Tenne, Weil-Ems-Wiesbach und Feldberg einschliefl3lich der Mitgliedsge-
meinden in einem Betriebsverband zu vereinigen und einheitlich zu steuern. Es gab also bereits damals Be-
strebungen, fiir die Wasserversorgung im Usinger Land eine gemeinsame und einheitliche Organisationsstruk-
tur zu schaffen.

Diese Uberlegungen miindeten in einem ,Untersuchungsbericht* des Ing. Biiros Stramitzer aus
Usingen-Wernborn vom Juni 2000, in dem den Kommunen als auch den Verbanden empfohlen wurde, solch
einer Struktur ,naherzutreten®, da ein Verband dieser Form ,eine Verbesserung der derzeitigen Zustande
sowohl in technischer, verwaltungsmaRiger und dadurch auch finanzieller Richtung“ ergeben misste.

Auf der Grundlage dieses Berichtes wurden dann in der Folgezeit Verhandlungen und Gesprache gefiihrt, die
letztlich aber zu keinen Ergebnissen flhrten. Die Griinde hierfiir sind unter anderem darin zu suchen, dass die
technischen Voraussetzungen als zu unterschiedlich angesehen wurden und man auch teilweise davon aus-
ging, keine politische Unterstiitzung fur einen gemeinsamen Wasserverband erreichen zu kénnen.

Dennoch wurden diese Gesprache dem Grunde nach in zeitlichen Abstanden immer wieder gefuhrt, da letzt-
lich bei keinem der Beteiligten an der Sinnhaftigkeit eines solches Projektes gezweifelt wurde.

In letzter Konsequenz missen aber viele unterschiedliche Interessen ,unter einen Hut gebracht werden“ und
eine Umsetzung macht nur Sinn, wenn alle Kommunen und Verbande ein gemeinsames Ziel verfolgen.

Nicht zuletzt die Wasserknappheit der Jahre 2019 und 2020 hat bei allen Beteiligten dazu gefiihrt, dass man
sich erneut des Themas annimmt und, da der Fremdwasserbezug angesichts des geringen Wasseraufkom-
mens im Usinger Land immer bedeutsamer wird, den Kreis der Beteiligten erweitert.

Zum besseren Verstandnis der derzeitigen Verflechtungen nachfolgend noch ein Auszug aus dem seinerzei-
tigen Bericht des Biros Stramitzer:

Derzeitige Versorgungsstrukturen;
(enthommen aus dem Bericht des Blros Stramitzer vom Juni 2000)



“Die friiher noch selbststédndigen Gemeinden im ,Hintertaunus* hatten bereits Wasserbeschaffungsverbénde
gebildet, um sich im Falle eines im Bereich des Taunusgebirges immer wieder auftretenden Wassernotstan-
des, gegenseitig helfen zu kénnen.

Im Zuge der Gebietsreform und der damit verbundenen Zusammenlegung der selbststéndigen ,,Einzelgemein-
den“ war es unvermeidlich, dass die neuen ,,Gro3gemeinden®, als Rechtsnachfolger, mit ihren, jetzt zu Stadt-
bzw. Ortsteilen gewordenen Einzelgemeinden gleichzeitig Mitglied in mehreren Verbdnden wurden.

Somit ergab sich, dass bereits hier, wenn auch zunéchst nur auf der verwaltungstechnischen Ebene die fol-
genden Verknlipfungen entstanden sind, die auch heute noch so bestehen (Anmerkung: In 2021 nicht mehr
ganz so.).

Der Versuch des ,Umlandverbandes Frankfurt” (heute Regionalverband), eine Vereinheitlichung der Wasser-
versorgung der gesamten Region herbeizufiihren, ist inmer wieder, aus welchen Griinden auch immer, ge-
Scheitert.

Die einzelnen verwaltungsméBligen Verkniipfungen sind wie folgt gegeben:

Die Stadt Usingen ist Mitglied im WBW Usingen
WBYV Wilhelmsdorf

Die Gemeinde Schmitten ist Mitglied im WBYV Weil-Ems-Wiesbach *
WBV Wilhelmsdorf
WBYV Feldberg

Die Gemeinde Weilrod ist Mitglied im WBYV Weil-Ems-Wiesbach™
WBYV Wilhelmsdorf
WBV Tenne

Die Gemeinde Waldems ist Mitglied im WBYV Weil-Ems-Wiesbach*
WBYV Tenne

Die Stadt Neu-Anspach ist Mitglied im WBYV Usingen

Die Gemeinde Wehrheim ist Mitglied im WBYV Usingen

Die Gemeinde Grévenwiesbach ist Mitglied im WBYV Weil-Ems-Wiesbach™

Die OPD Frankfurt ist Mitglied im WBV Wilhelmsdorf

Der Hess. Rundfunk ist Mitglied im WBY Feldberg

(* = zwischenzeitlich aufgel6st)

AuBer den rein verwaltungsméaligen Verbindungen bestehen jedoch bereits verbandsiibergreifende techni-
sche Verbindungen, die eine gegenseitige Versorgungssicherung gewéhren kénnen.

So bestehen Verbindungen von der Anschlussstelle ,Mainova“ (iber den WBV Usingen, den WBV Weil-Ems-
Wiesbach und den WBV Tenne zum einen bis hin zur Gemeinde Waldems in den Hochbehélter des Orteiles
Esch und der Stadt Idstein sowie zum anderen bis hin zur Gemeinde Weilrod in den Hochbehélter des Ort-
steiles Winden und von dort (iber das Ortsnetz der Gemeinde Weilrod zur Gemeinde Gravenwiesbach, ,Streu-
siedlung Heinzenberg*.

Ebenso besteht eine Verbindung des WBV Usingen iber den WBV Weil-Ems-Wiesbach zur Gemeinde
Gréavenwiesbach und gleichzeitig liber den WBV Wilhelmsdorf zur Gemeinde Weilrod bzw. Schmitten.”

Soweit zu den Ausfiihrungen aus dem Jahre 2000 des Blros Stramitzer. Erganzend kann auf den Stand heute
nachgetragen werden, dass der 1978 gegriindete Wasserbeschaffungsverband

Weil-Ems-Wiesbach, der Gber keine eigenen Gewinnungsanlagen verfligte, sondern nur die Aufgaben der
Wasserverteilung ibernahm, zum 30.06.2000 aufgelést wurde. Das unbewegliche Vermdgen wurde je nach
Gemarkungsstandort den vier Verbandsgemeinden Ubertragen.

Auch wenn die Ausfiihrungen aus 2000 heute nicht mehr so ganz zutreffend sind und auch die Verbindungen
zwischen den Kommunen/Verbanden weiter ergénzt wurden und werden, zeigen diese Ausfuhrungen deutlich,
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dass dem Grunde nach keine Kommune in der Lage ist, den Bezug von Wasser aus eigener Kraft ausreichend
sicherzustellen.

Von daher kann es nur folgerichtig sein, diesen schon seit Jahrzehnten verfolgten Ansatz nun zu einem politi-
schen Ergebnis zu fihren.

Die Bauverwaltung empfiehlt somit eine Absichtserklarung der Stadt Neu-Anspach zu beschliel3en, dass alle
Synergien und Mdoglichkeiten zu prifen sind, mit dem Ziel einer Verbesserung der Wasserversorgung und
einer gemeinsamen Zusammenarbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis.

Mit diesem Beschluss wird dem dafiir gebildeten Gremium die volle Unterstiitzung zugesagt.

Fir die durchzufiihrenden Analysen und Untersuchungen wird vereinzelt auch auf externe Hilfe zugegriffen
werden mussen. Die hierfir notwendigen Mittel kdnnen derzeit noch nicht beziffert werden und sind tber die
Haushaltsstelle 6165000 Instandh. v. Sachanl. Gemeingebr., Infrastr.verm./ 69533100 Wasserversorgung /
533010 Wasserversorgung abgedeckt.

Beschlussvorschlag:

Es wird eine Absichtserklarung der Stadt Neu-Anspach beschlossen, dass alle Synergien und Moglichkeiten
zu prifen sind, mit dem Ziel einer Verbesserung der Wasserversorgung und einer gemeinsamen Zusammen-
arbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis.

Mit diesem Beschluss wird dem dafiir gebildeten Gremium die volle Unterstiitzung zugesagt.

Die fur die durchzufihrenden Analysen und Untersuchungen ist vereinzelt auch externe Hilfe zu beauftragen.
Die noch hierfiir notwendigen Mittel werden Uber die Haushaltsstelle 6165000 Instandh. v. Sachanl.
Gemeingebr., Infrastr.verm./ 69533100 Wasserversorgung / 533010 Wasserversorgung abgedeckt.

Thomas Pauli
Blrgermeister |

/. - [ /."
Haushaltsrechtlich gepriift: L»-L:H
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Stadt Der Magistrat
Neu-Anspach

Aktenzeichen: Ludwig
Leistungsbereich: Familie, Sport und Kultur

Datum, 15.12.2021 - Drucksachen Nr.:

Vorlage Xll/1/2022
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 18.01.2022
Sozialausschuss 02.02.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Antrag der SG Anspach 1862
Nichterhebung des Betriebskostenzuschusses 2021 fiir Vereine

Sachdarstellung:

Die SG Anspach 1862 hat mit Datum vom 01.12.2021 einen Antrag auf Nichterhebung des
Betriebskostenzuschusses 2021 fir Vereine in der Stadtverwaltung eingereicht (Anlage).

Nach wie vor bestimmen die Regularien wahrend der Corona Pandemie auch den Sportbetrieb in Neu-
Anspach. Ein Normalbetrieb ist immer noch nicht méglich.

Die SG Anspach begriindet lhren Antrag auf Nichterhebung des Betriebskostenzuschusses damit, dass der
.Betrieb“ des Sportangebotes und somit die Grundlage der Erhebung des Zuschusses, wie auch schon in
2020 tberwiegend zum Erliegen gekommen ist.

Dies kann seitens der Verwaltung nur zum Teil nachvollzogen werden, da es in 2021 nicht zu so langen
vollstandigen Sperrungen der Sporthallen kam und es auch nicht solch weitreichende MalRnahmen zu
Kontaktbeschrankungen, wie das in 2020 war.

Bestatigen kann die Verwaltung jedoch, dass manch ein Sportangebot vorsichtshalber erst gar nicht
stattgefunden hat oder mit weniger Teilnehmern. Einige Gruppen wurden geteilt, um den nétigen Abstand
einhalten zu kdnnen. Hier wurden dann zwei Zeiten genutzt.

Ebenso kann die Verwaltung nachvollziehen, dass durch den Ausfall von Wettbewerben,
Zuschauerbeschrankungen und das nicht stattfinden von Veranstaltungen, wichtige Einnahmen zur
Finanzierung des Sportbetriebes gefehlt haben.

Eine vollstandige Freistellung von der Kostenbeteiligung oder nur eine ErmafRigung sollte aus
Gleichbehandlungsgriinden fir alle betroffenen Vereine gelten.

Beschlussvorschlag:

Ein Beschluss bleibt den Beratungen und deren Ergebnis vorbehalten.



Thomas Pauli
Blrgermeister

Haushaltsrechtliche Stellungnahme:
Die Kdmmerei weist auf § 93 HGO ,Grundsatze der Erzielung von Ertragen und Einzahlungen® hin.

Anlage
Antrag der SG 1862 Anspach
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Ansprechpariner: Ferdinand J. Hhatkow
Email: 1_vorsiender@sganspach.de

Antrag:
Nichterhebung des Batriebskostenzuschuss 2021 fiir Vereine

Sehr geehrier Herr BUrgermeister Paull, sehr geehrter Herr
Stadtverordnetenvorsieher Bellino, sehr geehrie Stadtverordnete,

wir, der Vorstand der SG 1862 Anspach e.V., mdchien folgenden
Beschlussvorschlag einreichen:

Die Stadiverordnetenversammiung der Sfadt Neu-Anspach
beschlieBt den sog. Betriebskosfenzuschuss der Neu-Anspacher
Vereine fir die Hallennutzung dieses Jahr 2021 nicht einzuziehen.

Wie auch im letzten Jahr, fir dessen UnterstUtzung wir sehr dankbar
sind, beanfragen wir fOr 2021 die Nichterhebung des
Betriebskostenzuschusses.

Die Stadt Usingen hat bereits fUr das Jahr 2021 die Erhebung des
Betriebskostenzuschusses Usinger Vereine ausgesetzt.

Nach wie vor hat die Corona-Pandemie den Sportbetrieb in Neu-
Anspach fest im Griff. Von einem Normalzustand ist der Vereinssport
noch weit entferni, Der ,Befrieb" des Sportangebots - damit
einhergehend die Grundlage des Zuschusses — ist analog zum
letzten Jahr UOberwiegend zum FEriegen gekommen. Die
Verordnungen zum Sportbettieb zwingen uns weiterhin
Trainingsgruppen zu  begrenzen und manche Kurse gar
auszusetzen. Bereits jetzt wurden wieder einige Sportangebote zum
November ausgesetzt aufgrund steigender Infektionszahlen.

DarUber hinaus fehlen erneut wichtige Einnahmeguellen aus
luschauergeldern von Wettbewerben und Kursen. Auch die
Veranstaitungen, Konzerfe und Feste, welche von Seiten der
Sporiversine zur Finanzierung des Sportbefriebes ausgerichtet
werden, wurden nicht durchgefihrt.

Die Summe des Betriebskostenzuschusses bedeutet fUr das Budget
der Vereine einen enormen Zuschuss gemessen am gesamten
Haushaltsvolumen der Stadt Neu-Anspach.

L

Caimlerstr. 4
61247 Neu-Anspach

040 8] - 4699 951
infofsganspach.de
www.sganspoch.ce

Daimlerstr. 4
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Aktuell nach Vereinbarung

Frankfurter volksbank
DE 98 5019 0000 4101 4107 40
FFYBDEFF

Frankfurter voksbank
DE 70 5019 0000 4101 4107 79

Fnanzamt Bad Homburg v.d.H.

. Vorsitzender:
saner Katja Trybek

Haike Lang

1. SchriftfGhrerin: Sinjo Bangert

2. SchiftfOhrerin: Nicoio Komma

Georg Komma
Fridk Emnst Graser
Hondball: i Aoss
Flotian JUnger
Katja Trybek

Anefte B&hmer

Ferdinand J. Hnatkow



Um nach der Pandemie wieder mit ganzer Stérke zum Wohle der
Stadt ein Bewegungs- und Gesundheitsangebot den Birgerinnen
und BUrgem anbieten zu kénnen, bitten wir um ein erneutes
tatkraftiges Signal in Richtung Ehrenamtlicher Arbeit und somit eine
Wirdigung fUr selbst zu schwersten Bedingungen gestemmten
MaBnahmen und Ideen von Seiten der Sportvereine.

Wir biten den Nachbarn cus Usingen zu folgen und den
Betriebskostenzuschuss in diesem Jahr auszusetzen.

Mit vorweihnachilichen GriBen

27/

Ferdinand J. Hnatkow
1. Vorsitzender
SG 1862 Anspach e.V.
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Stadt Der Magistrat
Neu-Anspach

Aktenzeichen: Sachs
Leistungsbereich: Bauen, Wohnen und Umwelt

Datum, 12.01.2022 - Drucksachen Nr.:

Vorlage XI1/11/2022
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 18.01.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Griinflichen im vereinfachten Umlegungsverfahren
- Entscheidung iiber Fortfiihrung des Verfahrens

Sachdarstellung:

Der Arbeitskreis Haushalt hat sich am 30.01.2021 mit den Grinflachen beschaftigt, die der Bauhof der Stadt
Neu-Anspach bewirtschaftet. Hierbei sind Verkaufs- und Einsparpotentiale entdeckt worden, die in einer
Tabelle (Anlage 1) aufgeflhrt und dem Konsolidierungskonzept im Haushaltsplan 2021 beigeflgt sind. Die
Stadt plant u.a. bei der Verauflterung von stadtischen Kleinstflachen einen Verkaufserlds in Hohe von
insgesamt 50.223,80 € und gleichzeitig Einsparungen von 5.248,00 € an Pflegekosten.

Es handelt sich bei den Kleinstflachen berwiegend um Griinflichen an &ffentlichen Wegeparzellen oder
Strallen im Stadtgebiet, die vom Bauhof in regelmaRigen Abstanden gepflegt werden (siehe Anlage 2).

Die Verwaltung hat zunachst anhand der Lageplane eine Liste mit den direkt angrenzenden Grundstlicken
erstellt. Bei einer schriftlichen Abfrage der Grundstlckseigentimer wurde der mdgliche Kaufpreis genannt und
Uber die Abwicklung und die Kosten des vereinfachten Umlegungsverfahrens hingewiesen. Es wurden 61
Grundstlckeigentiimer angeschrieben, von denen nur 30 ein Kaufinteresse bekundet haben. Bei den meisten
Ruickmeldungen kamen u.a. Fragen bzgl. der Verfahrenskosten und der Bebaubarkeit der Kleinstflachen auf.
Die meisten Grundstickseigentimer machen ihre Kaufentscheidung von diesen Punkten abhangig.

Anhand der Rickmeldungen mit Kaufinteresse wirde die Stadt aktuell Einnahmen in Hohe von ca. 21.565,00
€ erhalten. Hierbei muss allerdings beachtet werden, dass viele Grundstiickseigentiimer ihre
Kaufentscheidung von den Verfahrenskosten und der Bebaubarkeit der Kleinstflachen abhangig machen.

Nach Prifung aller zum Verkauf stehender Kleinstflachen, ist der Verwaltung aufgefallen, dass im Grunde
jedes Grundstiick bestimmte Problematiken, wie z.B. Versorgungsleitungen oder Festsetzungen von
Bebauungsplanen mit sich bringt (siehe Anlage 3).

In etwa 43 Kleinstflachen liegen Leitungen fur Strom, Gas, Wasser und Telekommunikation. Hier missten
Leitungsrechte (Dienstbarkeiten) ins jeweilige Grundbuch eingetragen werden, welche sicherstellen, dass
diese Flachen nicht Uberbaut werden dirfen. Das wiederrum wirde die Nutzung der Flache deutlich
einschranken. Die Eintragung wirde auerdem zusatzliche Kosten im vereinfachten Umlegungsverfahren
verursachen, welche die Kaufinteressenten tragen missten. Es wurden bereits alle Versorger, deren
Leitungen betroffen sind Uber das Vorhaben informiert. Nach Rickmeldung der Versorger ware eine
Eintragung der Leitungsrechte grundsatzlich moglich. Die Flachen, in denen Wasserversorgungsleitungen
liegen, sollen nach Riicksprache mit dem Leistungsbereich Technische Dienste und Landschaft jedoch nicht
mehr verkauft werden.



Bei etwa 50 Kleinstflachen schlie3t der jeweilig gultige Bebauungsplan eine Bebauung sogar grundsatzlich
aus. Die stadtischen Kleinstflachen sind in den Bebauungsplanen meistens als offentliche Grin-, Verkehrs-,
oder Wegeflache festgesetzt. Das hat zur Folge, dass diese Flachen bei einem Verkauf weiterhin der
Offentlichkeit zur Verfiigung stehen miissen und daher auch nicht eingezaunt werden diirfen. Uber diese
baurechtliche Vorgabe hat uns der Hessische Stadte- und Gemeindebund bereits hingewiesen. Es besteht
dabei die Mdglichkeit in bestimmten Fallen eine Befreiung vom Bebauungsplan zu genehmigen aber
grundsatzlich sind Abwagungen bei Befreiungen im offentlichen Bereich schwierig und als kritischer zu
bewerten, da ein groRerer Personenkreis davon betroffen ist. Daher besteht hier auch eine gréRere
Wahrscheinlichkeit, dass gegen eine solche Befreiung geklagt wird und die Stadt auf eigene Kosten den
Bebauungsplan andern muss.

Des Weiteren befinden sich 10 Kleinstflachen im Auenbereich gemaf § 35 BauGB. Hier ist die Bebaubarkeit
der Grundstiicke ebenfalls nur mit einer Anderung des Bebauungsplans bzw. Erweiterung des
Geltungsbereichs mdglich.

Um die Kosten fir die vereinfachten Umlegungsverfahren besser einschatzen zu kénnen, hat die Verwaltung
sich vom Amt fir Bodenmanagement eine Kostenschatzung fur das Verfahrensgebiet ,Auf der Heide®
berechnen lassen (siehe Anlage 4). Die Gesamtkosten belaufen sich auf ca. 10.723,33 €. Abhangig von der
Flache waren das bis zu 3.000,00 € Verfahrenskosten fir einen Beteiligten. Die Zahl der Beteiligten hat sich
aus der Anzahl der Rickmeldungen fir dieses Verfahrensgebiet ergeben. Zusatzliche Kosten fur die
Eintragung von Leitungsrechten sind auch schon bericksichtigt. Die Kosten sollen komplett zu Lasten der
Grundstlickserwerber gehen. Hierbei sollte allerdings berlicksichtigt werden, dass die berechneten Kosten des
vereinfachten Umlegungsverfahrens flir manche Beteiligte zu hoch sein kénnten. Sollten von den aktuellen
Beteiligten noch welche abspringen, dann erhéhen sich die Kosten fir die Gbrigen Beteiligten. Dazu missten
die Verfahrenskosten wieder neu berechnet werden und den Ubrigen Beteiligten mitgeteilt werden. Bei so
vielen Beteiligten gibt es bei den Verfahrenskosten immer eine gewisse Unsicherheit, wenn Beteiligte aufgrund
hoher bzw. gestiegener Kosten laufend abspringen und das Verfahren dadurch immer teurer wird. Auf dieses
Risiko und den damit verbundenen Mehraufwand hat uns das Amt fir Bodenmanagement hingewiesen. Vor
allem mit Blick auf die etwa 12 durchzufihrenden Umlegungsverfahren, ware das ein enormer zeitlicher
Mehraufwand.

Neben moglicher Verkaufserldse, plant die Stadt auch Einsparungen bei den Kosten fir die Pflege der
Kleinstflachen durch den Bauhof. Aufgrund einiger Rickmeldungen durch die anliegenden
Grundstlickseigentimer und interner Ricksprache mit dem Leistungsbereich Technische Dienste und
Landschaft kam heraus, dass diese Kleinstflachen zum Teil schon jetzt nicht mehr gepflegt werden bzw. seit
vielen Jahren nicht mehr gepflegt wurden. Im Umkehrschluss wirde das bedeuten, dass bei einem Verkauf
dieser Flachen die Stadt im Grunde keine tatsachlichen Kosten einsparen wirde. Es kann sogar zu einem
Mehraufwand und damit zu héheren Kosten kommen. Sollten ndmlich nicht alle Kleinstflachen verkauft werden
und dadurch die Grunflachen an bestimmten Stellen voneinander getrennt werden, hatte der Bauhof einen
gréeren Aufwand, die Flachen zunachst zu ermitteln und wirde zusatzlich noch mehr Zeit fur die Pflege
bendtigen, da einige Flachen nicht mehr durchgangig gepflegt werden kénnten. Noch dazu kénnten zwischen
den Flachen sogenannte Schmutzecken entstehen, die ebenfalls einen groferen Pflege- und
Reinigungsaufwand verursachen wirden.

Die Verwaltung sieht es auflerdem kritisch, dass die angebotenen Kleinstflachen unter Wert verkauft werden
sollen. Die Kleinstflachen besitzen zwar einen sehr geringen Buchwert, allerdings werden diese Flachen einem
bestehenden Wohnbaugrundstiick zugeflihrt. Die Flache des Wohnbaugrundstlicks wird dadurch vergrofert,
was unter Berticksichtigung der jeweiligen Bodenrichtwerte zu einer Erhéhung des mdéglichen Verkaufserloses
fihren wird, da der Grundstickseigentimer die neue Grundstiicksflache auch zum aktuellen Bodenrichtwert
veraufern kann. Gemal § 109 Abs. 1 Satz 2 Hessische Gemeindeordnung (HGO) durfen Grundsticke nur
zu ihrem vollen Wert veraul3ert werden. Mittels eines Verkehrswertgutachtens misste vorab der erzielbare
Verkaufswert fur alle Grundstlicke ermittelt werden. Entweder misste die Stadt diese Kosten selbst tragen
oder dem Kaufpreis zufligen.

Des Weiteren sieht die Verwaltung das Verhaltnis zwischen den geringen Einnahmen von aktuell nur ca.
21.565,00 € und dem hohen Verwaltungsaufwand und der Unsicherheit durch mégliche Folgekosten sehr
kritisch. Der Verwaltungsaufwand, der bisher betrieben wurde und voraussichtlich noch die nachsten Jahre
durch die Vielzahl an vereinfachten Umlegungsverfahren entstehen wird, tbersteigt deutlich den potentiellen
Erlés durch den Verkauf der Kleinstflachen. Vor allem vor dem Hintergrund, dass empfindliche Folgekosten
durch mdgliche Bebauungsplandnderungen drohen kénnten. AuRerdem rechnet die Verwaltung nicht damit,
dass nach dem die Interessenten Uber die Verfahrenskosten und die Einschrankungen durch die
einzutragenden Leitungsrechte informiert wurden, noch viele Grundstickseigentimer an einem Erwerb
interessiert sind.



Die Verwaltung schlagt daher vor, das Verfahren zum Verkauf der stadtischen Kleinstflachen, aus den
vorgenannten Grinden nicht weiter zu verfolgen und diese Entscheidung den Grundstiickseigentimern
schriftlich mitzuteilen.

Als Alternative schlagt die Verwaltung vor, zu priifen, ob die stéddtischen Kleinstflachen mittels Pachtvertragen
den Grundstickseigentimern angeboten werden kdnnen. Im Bereich ,Auf der Heide" sind bereits schon einige
dieser Flachen verpachtet. Der Vorteil hierbei ware, dass die Stadt weiterhin Eigentimer der Grundstiicke
bliebe und bei Bedarf jederzeit auch Zugriff auf diese Flachen hatte.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, das Verfahren zum Verkauf der stadtischen Kleinstflachen zu beenden und diese
Entscheidung den Grundstlckseigentimern schriftlich mitzuteilen.

Thomas Pauli
Blrgermeister

Anlagen:

1. Liste AK Haushalt

2. Plane Teilflachen

3. Liste Teilflachen

4. Kostenschatzung ,Auf der Heide"



6. Ressourcenoptimierung Bauhof

Der einberufene Arbeitskreis Haushalt hat sich ausgiebig mit den Grinflichen beschaftigt, die der Bauhof der Stadt Neu Anspach bewirtschaftet. Hier-

bei sind Verkaufs- und Einsparpotentiale entdeckt worden, die in der Tabelle aufgefihrt sind und auf Wunsch der Politik diesem
Konsolidierungskonzept beigefuigt wird..

Diese Potentiale sollen in den Folgejahren umgesetzt werden, Leistungen abgespeckt und Personal durch natiirliche Fluktuation eingespart werden.

Ortsteil Ortlichkeit m? Entscheidung AK Einsparungsansatz maglicher Summe Einsparungen
Haushalt 30.01.2021 Euro/Std. Euro/m? | Verkaufserlés | Stun- Kosten
den
Anspach Adolf-Reichwein-Schule | 13636,77 | Aktuell Verhandlungen mit HTK, hier sollen 4 170,00 € | 2.318.250,90 € | 228 9.348,00 €
Sportanlage 170 EUR/m? erzielt werden. Bauhofaufwand
anhangig zur Vereinsnutzung
Anspach Am Hasenberg 74,3 | Verpachten 41 5 205,00 €
Anspach Am Inchenberg 47,46 | verkaufen 41 30,00 € 1.423,80 € 6 246,00 €
Anspach An der Eisenbahn 386,3 | verkaufen 41 5,00 € 1.931,50 € 8 328,00 €
Anspach Auf der Erlenwiese 395,69 | 1. Prifen ob Verkauf moglich 41 340,00 € 134.534,60 € 27 1.107,00 €
Spielplatz 2. Ubersichtplan an AK
3. machbar, dann verkaufen
Anspach Bahnhof Anspach 2197,35| 1. Vertragsprifung 41 136 5.576,00 €
2. Ziel = Pflege an VHT ubergeben
Anspach BahnhofstralRe 44,74 | Verpachtung 41 4 164,00 €
Anspach Bahnhofstralle 26 Rat- 275,8 | Pflegekategorie fir Rasenflachen andern o- 41 10 410,00 €
haus der Umwandlung in Okoflachen; Die Flache

wird 2 mal im Jahr (Ende Juni und Ende
September) gemaht und das Schnittgut wird
nach einer Liegezeit von min. 3-4 Tagen
von Hand aufgenommen.

Anspach BahnhofstralRe 27 11,85 | Pflege auf Mieter Ubertragen 41 7 287,00 €
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Anspach Brahmsstralle 45,27 | Verpachtung 41 2 82,00 €
Anspach Breitestralle 374,19 | Neugestaltung Vorplatz/ Bushaltestellen ab- 0 - €
warten
Anspach BreitestralRe Festplatz 24,32 | Teilflache Nr.3 an angrenzenden Hausei- 41 30,00 € 729,60 € 4 164,00 €
gentumer verkaufen Wasserleitung !
Anspach Daimlerstralte 24,26 | Verpachtung 41 8 328,00 €
Anspach Durerstralle 351,62 | Verpachtung 41 37 1.517,00 €
Anspach Eisenbachtal Anspach 9000 | Verpachtung 41 30 1.230,00 €
Anspach Eppsteiner Weg Spiel- 1901,94 | 1. Prifen ob Verkauf méglich 41 340,00 € 646.659,60 € 56 2.296,00 €
platz 2. Ubersichtplan an AK
3. machbar, dann verkaufen
Anspach Fanny-Hensel-Weg 4,18 | Verpachtung 41 2 82,00 €
Anspach Feuerwehr Anspach 733,03 | Pflege durch Verein 41 56 2.296,00 €
Anspach Friedhof Anspach 1345 | Nicht belegte Flachen in Okoflachen um- 41 42 1.722,00 €
wandeln
Anspach Friedhof Mitte 1074 | Nicht belegte Flachen in Okoflachen um- 41 34 1.394,00 €
wandeln
Anspach Graf-von-Galen-Weg 90,16 | verkaufen 41 30,00 € 2.704,80 € 6 246,00 €
Anspach Grunewaldweg 33,38 | Verpachtung 41 15 615,00 €
Anspach Hattsteiner Weg 17,87 | verkaufen 41 30,00 € 536,10 € 3 123,00 €
Anspach Hunoldstaler Weg 26,43 | Verpachtung 41 4 164,00 €
Anspach Johanneswiesenweg 1641,33 | bleibt bestehen 0 - € - € 0 - €
Spielplatz
Anspach Josephine-Lang-Weg 6,93 | Verpachtung 41 2 82,00 €
Anspach Kathe-Kollwitz-Weg 8,39 | Verpachtung 41 8 328,00 €
Anspach Kreuzwiese 260,04 | Verpachtung 41 16 656,00 €
Anspach Kurtrierer Weg 5,92 | Verpachtung 41 2 82,00 €
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Anspach Langgasse 9 evangeli- 356,45 | Pflege an Kirche zurickgeben 41 41 1.681,00 €
sche Kirche
Anspach Leipziger Stralle 61,54 | Verpachtung . 41 17 697,00 €
Anspach Lortzingstrale 49 45 [ Verpachtung 41 6 246,00 €
Anspach Reifenberger Weg 5,03 | Verpachtung 41 2 82,00 €
Anspach Richard-Wagner-Stralle 19,92 | verkaufen 41 100,00 € 1.992,00 € 7 287,00 €
Anspach Rudolf-Selzer-Stralle 536,3 | Patenschaft 41 8 328,00 €
Anspach Rudolf-Selzer-Stralle 677 | 1. Prufen ob Verkauf méglich 41 340,00 € 230.180,00 € 31 1.271,00 €
Spielplatz 2. neuer Ubersichtplan an AK
3. machbar, dann verkaufen
Anspach Saalburgstralle 2-4 410 | 1. Prufen ob Verkauf maglich 41 340,00 € 139.400,00 € 52 281321001 €
Griinanlage 2. Laufbrunnenflache und Zuleitung klaren
3. machbar, dann verkaufen
Anspach Schuhmannstralie 38,13 | Verpachtung 41 4 164,00 €
Anspach Schulstralle 175,03 | Verpachtung 41 26 1.066,00 €
Anspach Sportanlage F-L-J- 3380 | Flache in bestehenden Pachtvertrag mit 41 40 1.640,00 €
Strale einbeziehen
Anspach Stadtpark 3500 | weitere Teilbereiche umwandeln 41 28 1.148,00 €
Anspach Struthweg 566,54 | In Okoflache umwandeln 41 30 1.230,00 €
Anspach TaunusstralRe 1126,53 | Teilflache Nr. 0003 in Okoflache umwan- 41 16 656,00 €
deln Verkauf nicht moglich wegen Kanal
Anspach WeilstralRe 484,21 | Vertrag Hessen Mobil prifen 41 24 984,00 €
Hausen Alter Anspacher Weg 58,81 | verkaufen 41 30,00 € 1.764,30 € 8 328,00 €
Hausen Alter Friedhof Hausen 1148,67 | In Okoflache umwandeln 41 30 1.230,00 €
Hausen Am Spitzling 61,25 [ 1. Prufen ob Verkauf méglich 41 50,00 € 3.062,50 € 7 287,00 €
2. verkaufen
Hausen Am Sportfeld 6-8 6128,77 | Pflege auf Mieter tUbertragen, Gesprache 41 74 3.034,00 €
sind anberaumt
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A0 /14

A2

A3

Hausen Auf der Heide 115 | verkaufen 41 30,00 € 3.450,00 € 19 779,00 €
Hausen Blaumeisenweg 400,98 | verkaufen 41 30,00 € 12.029,40 € 26 1.066,00 €
Hausen Friedhof An der Seibel- 2238,52 | Nicht belegte Flachen in Okoflachen um- 41 40 1.640,00 €
hohl wandeln
Hausen Garten Hinter dem Wei- | 2251,12 | Neuer B-Plan wird erstellt 41 38 1.558,00 €
her
Hausen Grundgasse 216,81 | Okoflache 41 6 246,00 €
Hausen Hauptstrale 108 263,59 | 1. Mahaufwand verringern 41 10 410,00 €
2. Prufen externer Service und (iber Neben-
kosten abrechnen
Hausen Hauptstralle 68 193,55 | Anteilige Pflegeflache auf Mieter Gbertragen 41 35 1.435,00 €
oder Hausmeisterservice
Hausen HauptstralRe 70 142,85 | Pflege auf Mieter Uibertragen 41 24 984,00 €
Hausen Hinter dem Weiher 76,62 | verkaufen 41 30,00 € 2.298,60 € 8 328,00 €
Hausen Im Girn 229,21 | 1. Prufen ob Verkauf moglich 41 30,00 € 6.876,30 € 20 820,00 €
2. machbar, dann verkaufen
Hausen Spiefbachtal Spielplatz | 1730,25| 1. Prufen ob Verkauf méglich 41 170,00 € 294,142 50 € 45 1.845,00 €
2. Ubersichtplan an AK
3. machbar, dann verkaufen
R. a. Berg |Hohenstrale 17 Bus- 207,25 | Pflege durch Verein 41 34 1.394,00 €
halteplatz
R. a. Berg |Ho6henstralRe 24 Ehem. 71,51 | Pflege auf Mieter tUbertragen 41 18 738,00 €
Feuerwehr Rod am
Berg
R.a. Berg | Steinkauzweg Rod am 380,83 | verkaufen 41 30,00 € 11.424,90 € 6 246,00 €
Berg
Westerfeld | An der Milchhalle 13,39 | Pflege auf Mieter Gbertragen 41 8 328,00 €
Westerfeld | Usinger StraRe 32,9 | Naturdenkmal Zustandig HTK 41 0 - €
3.813.391,40 1546 63.386,00 €

€
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Ergebnis AK Haushalt

Kleinstflachen die 2021 verkauft werden kénnen 50.223,80 € 5.248,00 €
Baugebietsflachen mit B-Plananderungen 1.444.916,70 € 8.651,00 €
Aktuell finden Gesprache statt 2.318.250,90 € 10.906,00 €
Stundenreduktion durch Verpachtung 28.905,00 €
Stundenreduktion durch Umwandlung der Nutzung 9.676,00 €

Summen 3.813.391,40€ 63.386,00 €

Umsetzung in 2021 moglich

40% Kleinstflachen die 2021 verkaufen 20.089,52 € 2.099,20 €
50 % Stundenreduktion durch Verpachtung 14.452,50 €
80 % Stundenreduktion durch Umwandlung der Nutzung 7.740,80 €

Summen 20.089,52 € 2.099,20 €
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Anlage 2

Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Grinflachen

Nr.

Teilflachen der 6ffentlichen Flachen

Anspach Flur 10 Flst. 117 und Flur 10 Fist. 67/2
// so
>

<o

Hausen-Arnsbach Flur 10 Flst. 65




Anlage 2

Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Grinflachen

Anspach Flur 18 Flst. 28/3
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Anspach Flur 46 Flst. 179/1 und Flur 46 Fist. 203/3
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Anlage 2 Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Grinflachen
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Anlage 2

Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Grinflachen

Hausen-Arnsbach Flur 11 Flst. 18/4 und Flur 11 Flst. 33/1

In der untersten Eisen




Verkauf von stadtischen Kleinstflachen/ Grinflachen
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Anlage 3 Verkauf stadtischer Kleinstflachen/ Grinflachen
Nr. [Offentliche Flache Teilflache [Leitungen/ Kanale Festsetzungen Bebauungsplan/ AuBenbereich
1 |A Flur 10 Flst. 117; A Flur 10 Flst. 67/2 48 m? Strom offentliche Parkflache, Anpflanzung von Bdumen
HA Flur 10 Flst. 65 4 m? Strom, Telekom offentliche Grunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin
HA Flur 10 Flst. 65 179 m? Strom, Telekom offentliche Grunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin
5 HA Flur 10 Flst. 65 136 m? Strom, Telekom offentliche Grunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin
HA Flur 10 Flst. 65 110 m? Strom, Telekom offentliche Grunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin
HA Flur 10 Flst. 65 82 m? Strom, Telekom Offentliche Griunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin
HA Flur 10 Flst. 65 103 m? Strom, Telekom offentliche Grunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin
3 |A Flur 18 Flst. 28/3 39 m? Strom, Wasser, Telekom |6ffentliche Grunflache, Zweckbestimmung: Verkehrsbegleitgrin, Baume
A Flur 46 Flst. 179/1 20 m? Telekom befahrbarer Wohnweg, Baumpflanzungen
4 A Flur 46 Flst. 179/1 20 m? Telekom befahrbarer Wohnweg, Baumpflanzungen
A Flur 46 Flst. 179/1 19 m2 Telekom befahrbarer Wohnweg, Baumpflanzungen
A Flur 46 Flst. 179/1; A Flur 46 Fist. 203/3 40 m? Telekom befahrbarer Wohnweg, Baumpflanzungen
c A Flur 46 Flst. 134/1 18 m2 befahrbarer Wohnweg
A Flur 46 Flst. 134/1 18 m2 befahrbarer Wohnweg
6 A Flur 45 Flst. 575 16 m2 verkehrsberuhigter Bereich
A Flur 45 Flst. 575 4 m2 verkehrsberuhigter Bereich
7 [HA Flur 11 Flst. 18/4; HA Flur 11 Flst. 33/1 59 m2 Strom, Vodafone offentliche Verkehrsflache
8 |HA Flur 6 Flst. 46 61 m? Strom, Wasser
HA Flur 12 Flst. 83 22 m? Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache
HA Flur 12 Flst. 83 17 m2 Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache
HA Flur 12 Flst. 83 20 m2 Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 21 m? Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 1 m2 offentliche Verkehrsflache
9 HA Flur 12 Flst. 83 33 m? offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 2 m? offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 18 m2 offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 18 m? Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 12 m2 Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache, Baume
HA Flur 12 Flst. 83 3 m? Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache
HA Flur 12 Flst. 83 66 m? Strom, Wasser, Gas offentliche Verkehrsflache
HA Flur 12 Flst. 102/9 17 m? Strom, Wasser Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/9 13 m2 Strom Ful3- und Radweg
10 HA Flur 12 Flst. 102/9 13 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/9 17 m2 Strom Ful3- und Radweg




Anlage 3 Verkauf stadtischer Kleinstflachen/ Grinflachen

HA Flur 12 Flst. 102/9 17 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/9 13 m2 Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 20 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 21 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 16 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 15 m2 Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 17 m2 Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 24 m? Strom, Telekom Ful3- und Radweg

11 HA Flur 12 Flst. 102/4 20 m2 Strom, Telekom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 25 m? Strom, Telekom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 26 m2 Strom, Telekom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 21 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 30 m2 Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 32 m? Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 27 m2 Strom Ful3- und Radweg
HA Flur 12 Flst. 102/4 24 m? Strom Ful3- und Radweg

12 |HA Flur 12 Flst. 94/13 77 m2 Strom, Kanal, Vodafone |StralRenverkehrsflache, Bereich ohne Ein- und Ausfahrt
RaB Flur 5 Flst. 49/4 53 m2 Aul3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 29 m2 Aul3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 28 m? Aul3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 26 m2 Aul3enbereich

13 RaB Flur 5 Flst. 49/4 26 m? Aul3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 27 m2 AulR3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 29 m? Aul3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 95 m2 AulR3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 35 m? Aul3enbereich
RaB Flur 5 Flst. 49/4 37 m2 AulR3enbereich




- Amt fiir Bodenmanagement Limburg a. d. Lahn 10.09.2021 HESSEN

| ] Kostenschatzung

Vereinfachte Umlegung
. Verw.-Kostenverzeichnis Nr.7114

Antragsart vBU

. Bodenwert (Richtwert) 330 €/m? Betrag
Flache 120 m2
Wert der Vermessungsflache 39600 €

Grenzpunkte
Verw.-Kostenverzeichnis Nr. 711111, 711112, 71121

ortliche Vermessung Ja Staffel A 100 %
neu festgelegt 11
festgestelit 20
Summe der Punkte 31 Gebihr Staffel A 5.933 € 5.933,00 €
davon abgemarkt 0 Gebuhr Staffel A
je Punkt 54 € 0,00 €

Aufstellen von o6ffentlichen Urkunden
Verw.-Kostenverzeichnis Nr. 71141

Beteiligte je € 1.750,00 €
Gebiihren nach dem Zeitaufwand (zusétzl. Leistungen)

Verw.-Kostenverzeichnis Nr.713

Messtruppfiihrer 8 Std. je Stunde 88 € 704,00 €

sonstige technische Krafte 0 Std. je Stunde 56 € 0,00 €

techn. Fachkrafte 0 Std. je Stunde 76 € 0,00 €

Nutzungsrecht an Vermessungsunterlagen

Verw.-Kostenverzeichnis Nr. 71112, 71122 je Antrag 50 € 50,00 €
Zwischensumme 8.437,00 €
Umsatzsteuer 19 % 1.603,03 €

Sonstiges [ 000 e 0,00 €

(Karten- oder Buchauszlge) Verw.-Kostenverzeichnis Nr. 811, 813

Weitere Amtshandlungen
(Bescheinigung nach § 74 Abs. 2 BauGB oder § 10 Abs. 6 Satz 2 GrBerG)

Verw.-Kostenverzeichnis Nr. 71143

Beamte des Hoheren Dienstes 1 Std. je Stunde 90 € 90,00 €

Messtruppfiihrer 0 Std. je Stunde 88 € 0,00 €

techn. Fachkrafte 0 Std. je Stunde 76 € 0,00 €

Ubernahme in das Liegenschaftskataster

Verw.-Kostenverzeichnis Nr.71113, 71123 Staffel A 8 % 593,30 €
[Gesamtkosten 10.723,33 €

Hinweis:

Diese Schatzung ist unverbindlich und beinhaltet die voraussichtlichen Kosten gemaf lhren Vorgaben. Die
endglltige Entscheidung Uber die H6he der Kostenschuld erfolgt nach den tatsachlichen Parametern zum
Zeitpunkt der Antragstellung gemas der Verwaltungskostenordnung fir den Geschéftsbereich des
Ministeriums fir Wirtschaft, Energie, Verkehr und Landesentwicklung (VwKostO-MWEVL) in der bei
Erledigung gultigen Fassung. Eine Gewahrung von Skonti, Boni oder Rabatten ist unzulassig.

Berner StraBe 11 E-Mail: Kundenservice.afb-limburg@hvbg.hessen.de Telefon 06431 9105-0
65552 Limburg a. d. Lahn Homepage: http://www.hvbg.hessen.de Telefax 0611 327-605600
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Stadt Der Magistrat
Neu-Anspach

Aktenzeichen: Sturm / Ludwig
Leistungsbereich: Familie, Sport und Kultur

Datum, 11.01.2022 - Drucksachen Nr.:

Vorlage XI11/9/2022
Beratungsfolge Termin Entscheidungen
Magistrat 25.01.2022
Sozialausschuss 02.02.2022
Haupt- und Finanzausschuss 10.02.2022
Stadtverordnetenversammlung 17.02.2022

Neufassung der Entgeltordnung zur Badeordnung fiir das Waldschwimmbad der Stadt Neu-Anspach
Sachdarstellung:

Bereits zur Badesaison 2020 stand fest, dass das bis dahin im Waldschwimmbad vorhandene Kassensystem
aus steuerrechtlichen Griinden nicht mehr zulassig ist und ersetzt werden muss.

In den letzten beiden Jahren war die Organisation des Schwimmbadbetriebes und auch des Zutrittsystems
stark von pandemiebedingten Vorgaben gepragt (2020 Organisation tUber einen externen Dienstleister und
2021 ber die kurzfristige Einrichtung einer Webkasse).

Beide Systematiken stellen keine hinreichende Losung zu einem zukunftsorientierten Zugangssystem dar.
Hiervon ausgehend hat die Verwaltung eine Expertise zur Implementierung eines Gastemanagement-Systems
erstellen lassen. Die daraus hervorgegangenen Ergebnisse haben ganz deutlich offengelegt, dass dringender
Handlungsbedarf besteht. Die dafiir notwendigen Mittel wurden fir den Haushalt 2022 angemeldet.

Um auf ein wertkartenbasiertes Bezahlsystem umzusteigen, wird eine Anpassung der Preisstruktur
erforderlich.

Rahmenbedingung:

- Es gibt weiterhin die Mdglichkeit des Zutrittes durch Barzahlung an der Schwimmbadkasse.

- Dariber hinaus gibt es die Mdglichkeit des bargeldlosen Zugangs zum Schwimmbad anhand einer
Wertkarte, die (sowohl bar an der Schwimmbadkasse als auch Uber den Web-Shop) individuell
aufgeladen werden kann.

Vorteil:

Es werden nur Leistungen (Eintritte) bezahlt, die tatsachlich in Anspruch genommen werden. Etwa bestehende
Guthaben bleiben erhalten. Bei einer Saisonkarte in ihrer bisherigen Form verfallt der Kaufpreis, unabhangig
von der Nutzung, mit Saisonende. Darlber hinaus ermdglicht das digitale Bezahlsystem anhand der Wertkarte
eine pauschale Rabattierung des Eintrittspreises, wodurch (mit hohem Aufwand bei der Erstellung verbundene
und manipulationsanfallige) Module wie Zehnerkarten oder Saisonkarten abgeldst werden.

Die nachfolgende Tabelle dient als Ausgangspunkt der Uberlegungen fiir die vorgeschlagene Preisgestaltung
und stellt die Preisstruktur des Freibades Wehrheim (2022) mit der bisherigen Preisstruktur des Neu-
Anspacher Waldschwimmbades (2021) gegentber.



Kartenart Preis Anspach Saison 2021 Preis Wehrheim Saison 2022

Zehnerkarte Erwachsene 35,00 € 45,00 €
Zehnerkarte Kinder & Jugendliche 22,00 € 30,00 €
Einzeleintritt Erwachsene 4,50 € 5,00 €
Einzeleintritt Kinder & Jugendliche 3,00 € 3,50 €

Samtliche Eintritte, die Uber eine Wertkarte (Mindest-Aufladewert 20,00 € / bei Erstnutzung ist die Wertkarte
in den 20,00 € enthalten — bei Verlust und Neu-Anschaffung wird ein Betrag in Héhe von 5,00 € fallig) erfolgen,
werden mit einem Rabatt von 25 % (dieser Wert kann im Rahmen der Beratungen flexibel verandert werden)
auf den Barpreis versehen (Erwachsene 3,38 € / Kinder und Jugendliche 2,25 €). Dies entspricht nahezu dem
Eintrittspreis der bisherigen Zehnerkarte. Allerdings werden durch diese Festlegungen sogenannte Vielnutzer
deutlich schlechter gestellt als seither. Hierbei handelt es sich zu einem gro3en Teil um die ,Friih-Schwimmer*.
Da diese das Bad weitestgehend nur auRerhalb der offiziellen Offnungszeit nutzen, wird vorgeschlagen, in
diesem Fall den Eintrittspreis auf 1,00 € festzusetzen, wobei der Zugang zum Bad nur mit Wertkarte erfolgt.
Auch die Abendtarife kdnnen nur mit Wertkarte gebucht werden, was dazu fihrt, dass die Kasse zu diesen
Zeiten nicht mehr besetzt sein muss.

Da bei den Wertkarten keine visuelle Prifung des Nutzers erfolgen kann (damit kdnnte jeder mit Wertkarte,
unabhangig davon ob er selbst Inhaber der Karte ist, das Bad betreten), wird vorgeschlagen auf Saison- oder
Zehnerkarten ganzlich zu verzichten.

Alle bisherigen Verglnstigungen bleiben erhalten. Wertkarten kdnnen im Schwimmbad oder in der Verwaltung
erworben werden. Diese kénnen Uber einen Webshop, direkt an der Kasse im Waldschwimmbad und auch in
der Verwaltung ,aufgeladen® werden. Guthaben verfallen nicht.

Die Verwaltung schlagt vor, die Eintrittsstruktur zu vereinfachen und die Entgeltordnung zur Badeordnung
entsprechend zu fassen.

Beschlussvorschlag:

Es wird beschlossen, aufgrund der §§ 5, 19, 20, 51 und 93 Abs. 1 Hessische Gemeindeordnung (HGO) in der
Fassung vom 07.03.2005 (GVBI | 2005, S. 142), zuletzt geandert durch Gesetz vom 11.12.2020 (GVBI. S.
915) und der §§ 1 bis 6a, 9 und 10 des Gesetzes liber kommunale Abgaben (KAG) vom 24.03.2013 (GVBI.
2013 S. 134) zuletzt geandert durch Gesetz vom 28.05.2018 (GVBI. S. 247) folgende

Entgeltordnung zur Badeordnung fiir das Waldschwimmbad der Stadt Neu-Anspach

§1
Fir die Benutzung des Waldschwimmbades der Stadt Neu-Anspach
werden folgende Eintrittsgelder bzw. Entgelte erhoben:

A. Eintrittsgelder:

I Einzelkarten:
1. Erwachsene (Personen ab Vollendung des 18. Lebensjahres) 4,50 €
2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr

bis zum Erreichen des 18. Lebensjahres) 3,00 €
I. Wertkarten:

Mindestaufladewert 20,00 €

Bei einer Rabattierung von 25 %



werden folgende Betrage beim Eintritt berechnet

1. Erwachsene Einzeleintritt 3,38 €
Abends eine Stunde vor Badschlieung 2,25 €
Frih-Schwimmer vor Badoéffnung 1,00 €

2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr bis zum
Erreichen des 18. Lebensjahres) 2,25 €
Abends eine Stunde vor Badschlielung 1,50 €
Frih-Schwimmer vor Badoéffnung 1,00 €

Die Nutzung der Sondertarife Friih- und Abendschwimmen kénnen ausschlief3lich mit Wertkarte in Anspruch
genommen werden.
Ersatzkarte bei Verlust 5,00 €
In den Entgelten ist die jeweils gultige Mehrwertsteuer enthalten.
Gutscheine fir das Waldschwimmbad kdnnen ganzjahrig im Birgerblro der Stadt Neu-Anspach erworben
werden.
B. ErméaRigungen:
Schwerbehinderte mit amtlichem Ausweis, sowie deren Begleitperson, Schiiler, Studenten,
Auszubildende, Sozialdienstleistende und Inhaber der Ehrenamtskarte werden, auch wenn sie das
18. Lebensjahr bereits vollendet haben, bei Vorlage eines entsprechenden Ausweises, wie

Jugendliche behandelt.

Kinder von Sozialhilfeempfangern, mit glltiger Sozialhilfebescheinigung, haben freien Eintritt.
Es muss pro Kind eine Wertkarte in der Verwaltung erworben werden

Doppelermafigungen sind ausgeschlossen (der glinstigste Tarif zahlt).

C. Gruppen:

Das Entgelt fur begleitete Gruppen aus Schulen im Rahmen des Sportunterrichts, aus den
Kindertagesstatten und den Neu-Anspacher Kinderferienspielen betragt 1,00 € pro Person

Begleitpersonen haben sich entsprechend auszuweisen.

D. Benutzungsgebiihren:

Garderobengebiihren entfallt
Sonnenschirm-Leihgebihr 2,50 €
Sonnenschirm-Pfand 5,00 €
Sonnenliegen-Leihgebihr 5,00 €
Sonnenliegen-Pfand 7,50 €

In den Entgelten ist die jeweils guiltige Mehrwertsteuer enthalten.

§2

Inkrafttreten



Die Rechtswirksamkeit dieser Entgeltordnung zur Badeordnung flr das Waldschwimmbad tritt mit Ablauf des
Tages ein, an dem die Verdffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsorgan der Stadt Neu-Anspach, dem
Usinger Anzeiger, erfolgt.

Thomas Pauli
Blrgermeister

Anlage
Aktuell geltende Entgeltordnung



Entgeltordnung zur Badeordnung fiir das Waldschwimmbad der Stadt Neu-Anspach
in der Fassung vom 01.07.2021

§1
Eintrittsgelder bzw. Entgelte

A. Eintrittsgelder:

. Einzelkarten:

1. Erwachsene (Personen ab Vollendung des 18. Lebensjahres) 4,50 €
Abends eine Stunde vor BadschlieBung 3,00 €

2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr
bis zum Erreichen des 18. Lebensjahres) 3,00 €
Abends eine Stunde vor Badschlielung 2,00 €
3. Familienkarte (max. 2 Erwachsene und 3 eigene Kinder bis 11,00 €

zur Vollendung des 18. Lebensjahres)

Il Zehnerkarten:
1. Erwachsene 35,00 €
2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr bis zum

Erreichen des 18. Lebensjahres) 22,00 €

Zehnerkarten behalten fir die jeweils nachfolgende Badesaison ihre Gultigkeit.

1. Saisonkarten:

1. Erwachsene 66,00 €
2. Kinder und Jugendliche (vom vollendeten 6. Lebensjahr bis
zum Erreichen des 18. Lebensjahres) 38,50 €

In den Entgelten ist die jeweils gultige Mehrwertsteuer enthalten.
Gutscheine fur das Waldschwimmbad kdénnen ganzjahrig im Burgerbiro der Stadt Neu-Anspach
erworben werden.

B. ErmaRigungen:
Schwerbehinderte mit amtlichem Ausweis, sowie deren Begleitperson, Schuler, Studenten,
Auszubildende, Sozialdienstleistende und Inhaber der Ehrenamtskarte werden, auch wenn sie
das 18. Lebensjahr bereits vollendet haben, bei Vorlage eines entsprechenden Ausweises, wie
Jugendliche behandelt.

Kinder von Sozialhilfeempfangern, mit gultiger Sozialhilfebescheinigung, haben freien Eintritt.

Der Zeitraum und die ErmaRigungen fiir einen Vorverkauf werden jahrlich durch den
Magistrat festgelegt.

DoppelerméBigungen sind ausgeschlossen (der giinstigste Tarif zahlt).



C. Gruppen:

Das Entgelt fir begleitete Gruppen aus Schulen im Rahmen des Sportunterrichts, aus den
Kindertagesstatten und den Neu-Anspacher Kinderferienspielen betragt 1,00 € pro Person

Begleitpersonen haben sich entsprechend auszuweisen.

D. Benutzungsgebiihren:

Garderobengebiihren entfallt
Sonnenschirm-Leihgebihr 2,50 €
Sonnenschirm-Pfand 5,00 €
Sonnenliegen-Leihgeblhr 5,00 €
Sonnenliegen-Pfand 7,50 €

In den Entgelten ist die jeweils gultige Mehrwertsteuer enthalten.
§2
Inkrafttreten
Die Rechtswirksamkeit dieser Entgeltordnung zur Badeordnung fir das Waldschwimmbad tritt mit

Ablauf des Tages ein, an dem die Veroéffentlichung im amtlichen Bekanntmachungsorgan der Stadt Neu-
Anspach, dem Usinger Anzeiger, erfolgt.

Die Satzung wird hiermit ausgefertigt.
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	Synopse WVS  22.12.2021 (exportiert: 06.01.2022)


	3.5 Erlass einer neuen Entwässerungssatzung (EWS) 367/2021
	Vorlage 367/2021 - Erlass einer neuen Entwässerungssatzung (EWS) (exportiert: 06.01.2022)
	Synopse EWS  22.12.2021 (exportiert: 06.01.2022)


	3.6 Erlass einer 4. Änderungssatzung zur Erschließungsbeitragssatzung (EBS) vom 24.09.2002 in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom 17.11.2015 373/2021
	Vorlage 373/2021 - Erlass einer 4. Änderungssatzung zur Erschließungsbeitragssatzung (EBS) vom 24.09.2002 in der Fassung der 3. Änderungssatzung vom 17.11.2015 (exportiert: 06.01.2022)
	Synopse 4.Änderung Erschließungsbeitragssatzung (exportiert: 20.12.2021)


	3.7 651722 Gewerbegebiet „In der Us“
Vergabe von Erschließungsarbeiten Straße, Kanal, Wasser und Regenwasser 19/2022
	Mitteilung 19/2022 - 651722 Gewerbegebiet „In der Us“Vergabe von Erschließungsarbeiten Straße, Kanal, Wasser und Regenwasser (exportiert: 27.01.2022)

	3.8 65-17-24 Sanierung Teilbereich Gartenstraße Rod am Berg
Freigabe der Ausführungsplanung 25/2022
	Vorlage 25/2022 - 65-17-24 Sanierung Teilbereich Gartenstraße Rod am BergFreigabe der Ausführungsplanung (exportiert: 27.01.2022)
	1_LP-Str_250_A0 (exportiert: 20.01.2022)
	Pläne und Ansichten
	1_LP-Str_250_A0




	3.9 Kommunale Zusammenarbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis 8/2022
	Vorlage 8/2022 - Kommunale Zusammenarbeit in der Wasserbewirtschaftung im Hochtaunuskreis (exportiert: 21.01.2022)

	3.10 Antrag der SG Anspach 1862
Nichterhebung des Betriebskostenzuschusses 2021 für Vereine 1/2022
	Vorlage 1/2022 - Antrag der SG Anspach 1862Nichterhebung des Betriebskostenzuschusses 2021 für Vereine (exportiert: 14.01.2022)
	Antrag SGA (exportiert: 05.01.2022)


	3.11 Verkauf von städtischen Kleinstflächen/ Grünflächen im vereinfachten Umlegungsverfahren
- Entscheidung über Fortführung des Verfahrens 11/2022
	Vorlage 11/2022 - Verkauf von städtischen Kleinstflächen/ Grünflächen im vereinfachten Umlegungsverfahren- Entscheidung über Fortführung des Verfahrens (exportiert: 14.01.2022)
	Anlage 1 - Liste AK Haushalt (exportiert: 13.01.2022)
	Anlage 2 - Pläne Teilflächen (exportiert: 13.01.2022)
	Anlage 3 - Liste Teilflächen (exportiert: 13.01.2022)
	Anlage 4 - Kostenschätzung "Auf der Heide" (exportiert: 13.01.2022)


	3.12 Neufassung der Entgeltordnung zur Badeordnung für das Waldschwimmbad der Stadt Neu-Anspach 9/2022
	Vorlage 9/2022 - Neufassung der Entgeltordnung zur Badeordnung für das Waldschwimmbad der Stadt Neu-Anspach (aktualisiert: 26.01.2022)
	Entgeltordnung%20Badeordnung%2001.07.2021%20HP.pdf (exportiert: 13.01.2022)




